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Zum Geleit

Der Wirtschaftspolitische Ausschufl der Gesellschaft fiir Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften, Verein fiir Sozialpolitik, hat sich
auf mehreren Arbeitstagungen mit dem Problem der Willensbildung
und der wirtschaftspolitischen Fiithrung befaBt und legt hiermit das
Ergebnis seiner Uberlegungen der Offentlichkeit vor.

Die wissenschaftliche Wirtschaftspolitik, die es mit den Kategorien
Ziele und Mittel zu tun hat, wesensmiBig also teleologisch ausgerichtet
ist, kann nicht umhin, hiermit zwei Fragen zu verbinden. Wer be-
stimmt die Ziele, und wer setzt die wirtschaftspolitischen Mittel ein?
Zum anderen: auf wen beziehen sich die Mittel, die der Wirtschafts-
politiker zum Einsatz bringt? Mit ganzer Wucht tritt mit diesen beiden
Fragen die Problematik des Erkenntnisobjekts des wissenschaftlichen
Wirtschaftspolitikers ins Blickfeld der Forschung. Vereinfacht formu-
liert, scheint sich mir folgende Antithese zu ergeben: Dem Theoretiker
ist es grundsitzlich nicht verwehrt, den ,Datenkranz“ seiner Modell-
konstruktion je nach der von ihm gewiahlten Aufgabe festzulegen. Da
er nur an die Gesetze der Logik gebunden ist, ist er in der gliicklichen
Lage, entsprechend seinem Erkenntnisinteresse ,willkiirlich® vorzu-
gehen.

Dem wissenschaftlichen Wirtschaftspolitiker hingegen ist ein wesent-
lich engerer Spielraum der Datensetzung gezogen. Er muf anwend-
bare Theorie zum Fundament seiner Forschung wéihlen. Deshalb ist
ihm unter Umstidnden — das heit immer dann, wenn die herrschende
Theorie den von ihm zu stellenden Forderungen nicht Geniige
leistet —, die Aufgabe gestellt, die Objektbestimmung unter dem
Aspekt seiner wirtschaftspolitischen Fragestellung neu vorzunehmen
und daraus methodisch sowie bei der Durchfiihrung der ihm gestellten
wissenschaftlichen Aufgabe die Folgerungen zu ziehen.

Die Uberpriifung der Ausgangspositionen des Objekts erweist sich
auch bei der Behandlung des Themas ,Probleme der Willensbildung
und der wirtschaftlichen Fiihrung“ als notwendig. Alle Beitrédge
sind genoétigt, sich mit dem Untersuchungsobjekt, ndmlich den Wirt-
schaftssubjekten, die zu beeinflussen, bzw. selbst EinfluB auszuiiben
gewillt sind, auseinanderzusetzen. Dabei ergeben sich z.T. erhebliche
Abweichungen von der herrschenden Lehre. Das gilt sowohl fiir die
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Konzeption der Marktwirtschaft als auch fiir die der Zentral-Verwal-
tungswirtschaft. Bei dieser steht insbesondere die Willensbeeinflussung
bei der Planfestlegung und Planverwirklichung zur Erorterung, die
sich, wie Hensel herausarbeitet, deutlich von den dezentralen Len-
kungssystemen unterscheiden.

Unter dem Aspekt der BeeinfluBbarkeit der Willensentscheidungen
durch wirtschaftspolitisches Handeln ergibt sich die Frage, wie geartet
die zu beeinflussenden , Wirtschaftssubjekte“ sind. Dabei sind die Ge-
wichtigkeit und Bedeutung von Individuen als den Tridgern nur-per-
sonenbezogener Bediirfnisse, und die von Institutionen bzw. sozial-
6konomischen Gebilden als Tréger diberindividueller Bedarfe zu
unterscheiden. Das wirtschaftspolitische Problem der BeeinfluBbarkeit
von Willensentscheidungen macht es notwendig, die Struktur der
beiden in Frage kommenden sozialokonomischen Gebilde, der Haus-
haltungen und Unternehmungen, zu analysieren und beide als ,Funk-
tionsbiindel“ zu erkennen, die im Rahmen ihrer Marktbeziehungen
naturgemifl durch einen Exponenten représentiert sein miissen.

Es ist, wie mit Recht dargelegt wird, ein entscheidender Unterschied,
ob ein Reprisentant eines derartigen Funktionsbiindels in seinem
wirtschaftlichen Handeln beeinfluBt werden soll oder ob es sich um
eine Person handelt, die ausschlieBlich ihre Individualinteressen ver-
tritt. Soweit jenes in Betracht kommt, bestehen wiederum betréchtliche
Abweichungen hinsichtlich Haushaltungen und Unternehmungen. Ent-
sprechend wird die BeeinfluBbarkeit von Willensentscheidungen sich
eines durchaus unterschiedlichen Mitteleinsatzes bedienen miissen.

Auch die Wirtschaftsverbédnde, einmal als Tréger von Ordnungs-
funktionen, sodann aber auch als Objekte der Beeinflussung, stellen
ein wesentliches Element sozialékonomischer Ordnungsgestaltung dar.
Ihre Beriicksichtigung bzw. Nichtberiicksichtigung bedeutet, wie
Wilhelm Meinhold und Josua Werner nachweisen, eine sehr wesent-
liche Differenzierung bzw. Vereinfachung des Erkenntnisobjekts. Die
Konzeption der Marktwirtschaft im Stile tiberkommenen individual-
wirtschaftlichen Gedankengutes — theoretisch moglich und zwecks
Klarlegung bestimmter Beziehungszusammenhinge notwendig — fingt
dieses entscheidende Strukturelement der Realwirtschaft in ihrer der-
zeitigen Auspridgung nicht ein und ermoglicht somit nicht die Heraus-
arbeitung eines Erkenntnisobjektes, das wirtschaftspolitisch anwend-
bar ist.

Dasselbe gilt, wie mir scheint, von dem Objekt des wirtschafts-
politischen Mitteleinsatzes, das Willensentscheidungen und die ‘Uber-
windung von Widerstinden der Wirtschaftssubjekte zum Gegenstand
hat. Es ergeben sich dabei {iberaus grundsétzliche Fiihrungsprobleme.
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die ordnungspolitisch konform sein miissen. Zur Diskussion stehen
jene Mittel, die Piitz als fiihrende und gleichzeitig als direkte Mittel
der Wirtschaftspolitik bezeichnet hat, Mittel also, die dem System der
Wirtschaftslenkung gemilB sind.

Die Analyse jener willensbeeinflussenden Mittel, die das Verhalten
der Wirtschaftssubjekte in die wirtschaftspolitisch gewtinschten Bahnen
bringen sollen, zeigt erregend deutlich, wie sehr die wissenschaftliche
Wirtschaftspolitik geradezu zwangsldufig methodisch die vereinfachen-
den Prédmissen der herrschenden Modelltheorie zu sprengen bzw. aus-
zuweiten und zu ergénzen gendtigt ist. Und dies in mehrfacher Hin-
sicht. Einmal in der Richtung — dieses Problem wird in den nach-
folgenden Abhandlungen nicht aufgegriffen —, da8 eine Beeinflussung
des Verhaltens und der ihm zu Grunde liegenden Motive die Heraus-
arbeitung von Verhaltenstypen notwendig macht, zum anderen in der
Richtung, daB die mannigfachen Beeinflussungsmdoglichkeiten systema-
tisch untersucht werden. Sowohl der Beitrag von I. Esenwein-Rothe
wie der von G. Schmdlders bringen dariiber eine Fiille anregender
Gesichtspunkte. Beide Beitrige, vor allem der von Schmdélders, zeigen
eindringlich, daB der wissenschaftliche Wirtschaftspolitiker sich nicht
allein an nur-6konomische Rationalkategorien klammern kann, daf
er vielmehr dariiber hinaus genoétigt ist, auf die Ergebnisse der
Individual- und Sozialpsychologie zuriickzugreifen, sofern diese in der
Lage sind, iiber okonomisch relevante Tatbestinde gesicherte Aus-
sagen zu machen.

Die nachfolgenden Beitridge machen es sehr deutlich, daB die wissen-
schaftliche Wirtschaftspolitik methodisch eine sehr schwer zu bewil-
tigende Doppelaufgabe zu l6sen hat. Sie kann selbstversténdlich nicht
umhin, auf den Ergebnissen der nationalokonomischen Theorie aufzu-
bauen; hierdurch allein kann sie sich als wissenschaftliche Wirtschafts-
politik legitimieren. Ihre Vertreter wissen aber gleichzeitig, daB3 die
Fundamente dieser Theorie fiir ihre Zwecke nicht selten zu schmal
sind, und daB die Wirtschaftspolitik deshalb gen®tigt sein kann, sie
auszuweiten, ohne ins Grenzen- und Uferlose zu zerflieBen. Dariiber
hinaus gilt fiir die wissenschaftliche Wirtschaftspolitik, da} sie mit art-
eigenen Denkkategorien arbeitet, d.h. mit einem wissenschaftlichen
Instrumentarium, dessen genaue Fixierung und inhaltliche Festlegung
noch keineswegs abgeschlossen ist. Auch in dieser Richtung wollen die
nachfolgenden Abhandlungen einen Beitrag liefern.

Die Mitglieder des Wirtschaftspolitischen Ausschusses sind sich
dariiber einig, daB die hier abgedruckten Awufsdtze lediglich als Dis-
kussionsbeitrige aufzufassen sind, die dazu anregen sollen, sich mit
ihnen auseinanderzusetzen. Eine so junge Teildisziplin, wie die wissen-
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schaftliche Wirtschaftspolitik sie darstellt, ist darauf angewiesen, im
Kreuzfeuer kritischer Auseinandersetzungen zu stehen. Denn bei ihr
geht es nicht so sehr um den Ausbau und die Vervollkommnung
subtiler Einzelheiten, als um die Fundierung ihrer Grundlagen ein-
schlieBlich ihres methodischen Riistzeuges.

Hans-Jiirgen Seraphim



Uber wirtschaftliche und wirtschaftspolitische
Willensbildung und Willensverwirklichung
in verschiedenen Ordnungen!

Von K. Paul Hensel

I. Wirtschaftliche Willensbildung und Willensverwirklichung

A. Allgemeine Sachverhalte des Wirtschaftens

1. Interdependenz der wirtschaftlichen Willensbildung

Die Wirtschaft dient der menschlichen Lebenserhaltung und Lebens-
gestaltung und empfingt von daher ihre Zielsetzungen. Nahezu alle
einzelmenschlichen und gemeinmenschlichen Ziele konnen nur mit
Hilfe jeweils bestimmter wirtschaftlicher Giiter verwirklicht werden.
Ein Teil der angestrebten Ziele ist angesichts der Knappheit von
Giitern stets von der Verwirklichung auszuschliefen. Wer im Zuge der
Planung wirtschaftlichen Verhaltens iiber die Verwendung von Giitern
entscheidet, bestimmt zugleich, welche Ziele verwirklicht werden.
Zwischen der wirtschaftlichen Willensbildung und der Willensbildung
auf allen anderen Lebensgebieten bestehen demnach unldsliche Zu-
sammenhinge. Sie weisen darauf hin, daB die wirtschaftliche und alle
anderen Formen der Willensbildung interdependent sind und ihrem
Wesen nach nicht isoliert, sondern nur in ihrer wechselseitigen Be-
dingtheit begriffen werden kénnen.

2. Arbeitsteilige Kooperation und wirtschaftliche Willensbildung

Das Gemeinleben kennt viele Arten menschlichen Zusammenwirkens.
So enthidlt auch die arbeitsteilige Wirtschaftsweise eine Reihe von ge-
sellschaftsbildenden Kriften. Es wird — dieser Ausdruck ist treffend —
ein ,Sozialprodukt“ hergestellt, zu dem jeder einen Beitrag leistet
und von dem jeder einen Anteil erhidlt. Produktion und Verteilung
der wirtschaftlicnen Giiter ergeben sich in arbeitsteilig gesellschaft-
licher Kooperation. Jeder sorgt wirtschaftlich flir andere und wird
selbst mit den Giitern des eigenen Bedarfes von anderen versorgt.

1 Dje folgenden Darlegungen sind 1957 als Grundlage fiir eine Diskussion
zu dem oben genannten Thema verfaBt worden. Sie miissen mithin als
Diskussionsentwurf gewertet werden. Der Verfasser ist sich bewufit, da
weder die fraglichen Sachverhalte umgreifend erfafit noch alle aufgewor-
fenen Probleme zureichend analysiert sind.
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Wenn die menschliche Arbeit und besonders die gesellschaftlich ar-
beitsteilige Wirtschaftsweise bei Marx rein negativ als Selbstentfrem-
dung des Menschen gedeutet wird, so wird man sie positiv doch zu-
gleich auch als ProzeB der Vergesellschaftung von Arbeit, als Auf-
hebung der Fremdheit zwischen Menschen, auslegen diirfen.

Die arbeitsteilige Wirtschaftsweise begriindet keinen sozialen Orga-
nismus im Sinne natiirlicher Organfunktionen eines Lebewesens oder
etwa des Bienenstaates. Solche Bilder erfassen nicht das Spezifische
des Zusammenwirkens von Menschen, die bei der Herstellung des
Sozialproduktes ihren eigenen Willen haben und stets behalten wer-
den. Arbeitsteilige Wirtschaftsweise verlangt wirtschaftliche Koopera-
tion und erzwingt sie zugleich. Aus diesem Grunde ist die wirtschaft-
liche Willensbildung stets individuelle und gesellschaftliche, gesell-
schaftsbezogene Willensbildung zugleich; sie ist stets sozialkoopera-
tiver Art. Jedoch bedeutet das bloBe Vorhandensein arbeitsteiliger
Kooperation noch nicht sozial problemloses, gemeinschaftshewuBtes
und -gerichtetes Zusammenwirken. Kooperation ist bei arbeits-
teiliger Wirtschaftsweise sachlich erzwungen, sie gestattet alle
moglichen Verhaltensweisen der Menschen zueinander und kann
ebensowohl gemeinschaftsbildende wie sozial destruktive Tendenzen
ausldsen. Damit aus der sachlich erzwungenen wirtschaftlichen Koo-
peration ein sozial bewuBtes Zusammenwirken entsteht, bedarf es ge-
wisser ordnungspolitischer Bedingungen der wirtschaftlichen Willens-
bildung. Diese ordnungspolitischen Bedingungen sollen dem Menschen
ermoglichen, Vertrauen zum Funktionieren der arbeitsteiligen Wirt-
schaftsweise sowie zu den wirtschaftenden Partnern zu haben. Will-
kiir im wirtschaftlichen Verkehr ist deshalb soweit wie moglich zu
unterbinden. SozialbewuBtes Zusammenwirken bedarf auch gewisser
sittlicher und geistiger Voraussetzungen; denn die beste duBlere Ord-
nung ist ohne Bestand, wenn sie nicht im Bewuftsein der Menschen,
die sie umfaBt, verwurzelt und geistig von ihnen erfiillt und ge-
tragen wird.

3. Einzel- und Sozialinteressen

Wenn es richtig ist, daB der Sinn des Wirtschaftens darin besteht, die
Verwirklichung moglichst vieler menschlicher Ziele zu ermoglichen,
dann ergeben sich die individuellen wirtschaftlichen Interessen aus
den Zielen, welche einzelne Menschen zu verwirklichen wiinschen. Den
individuellen Interessen stehen andere Interessen als Sozialinteressen
gegeniiber, die um die gleichen Produktionselemente konkurrieren. Es
sind die Interessen jeweils aller anderen an dem arbeitsteiligen Ge-
schehen beteiligten Menschen und Menschengruppen. Dabei handelt es
sich um private und 6ffentliche Interessen.
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Ein Hauptproblem der Lenkung des arbeitsteiligen Wirtschafts-
prozesses und damit zugleich der Ordnung des arbeitsteiligen Verkehrs
bildet die Frage, wie sich die Verhiltnisse der individuellen Beitrige
zum und der Anteile am Sozialprodukt bestimmen oder wie sie be-
stimmt werden sollen. Das ist aber zugleich eine Frage nach den Be-
dingungen einer Bildung der wirtschaftlichen Einzelwillen und ihrer
Verwirklichung. — Erfahrungsgemif orientieren sich die Menschen in
ihrem wirtschaftlichen Handeln an ihren individuellen, familiiren und
an ihren Gruppeninteressen. Angesichts des in seinen sachlichen, per-
sonlichen, rdumlichen und zeitlichen Dimensionen fast uniibersehbaren
Gesamtprozesses sind Einzelpersonen nicht in der Lage, sich direkt an
den Sozialinteressen zu orientieren, weil sie diese unmittelbar nicht
erkennen konnen. Was erkennbar ist, sind die eigenen Interessen und
allenfalls die Interessen der Partner, mit denen wirtschaftlicher Ver-
kehr gepflogen wird. Deren Interessen stehen jedoch meist im Gegen-
satz zu den eigenen Interessen, was den Willen hervorruft, die eigenen
Interessen zu betonen, sich selbst zu behaupten, sich nicht schidigen
zu lassen, sich eine gilinstige Position im arbeitsteiligen Verkehr zu
verschaffen usw. — Auf der anderen Seite ahnt, spiirt oder weill jeder
Mensch, daB er seine eigenen Bestrebungen in gewissen Grenzen zu
halten hat, was freilich nicht die Gewéhr freiwilliger Selbstbeschran-
kung bedeutet. Geht man von den ,Motivursachen“ (Spiethoff) des
wirtschaftlichen Verhaltens aus, so wird man sagen konnen, dafl viele
Menschen durchaus bestrebt sind, sich nicht ,ungerechtfertigt zu be-
reichern®, daB sie ein rechtes Verhiltnis ihres Beitrages zum und ihres
Anteils am Sozialprodukt suchen. Indessen kann ihr Urteil nur nach
subjektiven Kriterien gebildet werden, was die Neigung bestdrken
diirfte, nach auBen hin ihren Beitrag zum Sozialprodukt hoch, ihren
Anteil jedoch niedrig zu bewerten. Andere Menschen fragen sicherlich
tiberhaupt nicht nach einem gerechten Verhéltnis dieser Art und sind
von vornherein und unter allen Umstidnden und mit allen Mitteln be-
strebt, fiir geringe Leistungen eine reichliche Versorgung zu erlangen.

Einzel- und Sozialinteressen stehen also stets in einem gespannten
Verhéltnis zueinander. Jeder im Wirtschaftsverkehr erlangte Vorteil
eines einzelnen geht notwendig zu Lasten der Versorgung der Partner
und zu Lasten des Sozialinteresses. Erwarten zu wollen, daf die Men-
schen in freiwilliger sittlicher Selbstbeschriankung wirtschaftlich im
Sozialinteresse handeln und so ein wirtschaftliches Gemeinleben er-
moglichen, das mehr als sachlich erzwungene arbeitsteilige Koopera-
tion ist, wire irreal. Einmal ist das so, weil das Sozialinteresse un-
mittelbar nicht erkennbar ist und zum anderen, weil jeder Mensch
nicht nur zwischen sittlichen und unsittlichen Anliegen zu entscheiden
hat, sondern weil bei jeder Handlung meist auch verschiedene sittliche
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Anliegen miteinander um ihre Verwirklichung konkurrieren. Es muf8
deshalb stets damit gerechnet werden, daB die Menschen wirtschaft-
liche Macht, liber die sie verfiigen, im einzelwirtschaftlichen Interesse
ausnutzen und sie also im Sinne der Sozialinteressen miffbrauchen
werden.

Arbeitsteilige Kooperation in der Versorgung mit wirtschaftlichen
Gilitern birgt neben allen Moglichkeiten positiver Sozialgestaltung des
Wirtschaftslebens auch alle Moglichkeiten des willkiirlichen Ge-
brauches irgendwie begriindeter wirtschaftlicher Machtstellungen. Des-
halb bedarf arbeitsteiliger Verkehr sowohl zwischen den wie auch inner-
halb der Einzelwirtschaften stets einer Regelung und Ordnung. Durch
sie soll die wirtschaftliche Willensbildung bestimmten Bedingungen
und Grenzen unterworfen werden. Wirtschaftliche Willensbildung im
Sinne des Sozialinteresses ist somit ein ordnungspolitisches Problem,
wobei sogleich zu bedenken ist, da zur Durchsetzung von Einzelinter-
essen sogar versucht wird, die bestehende Ordnung der Wirtschaft im
einzelwirtschaftlichen Interesse zu beeinflussen. Damit beriihrt sich das
Problem der wirtschaftlichen Willensbildung mit dem der wirtschafts-
politischen Willensbildung, die wir spéter erdrtern wollen.

4. Wirtschaftliche Willensbildung bei der Planung
und Planverwirklichung

Bei der wirtschaftlichen Planung ist dariiber zu befinden, welche
Produktionsverfahren angewendet und welche Giiter hergestellt (und
damit letzten Endes zugleich auch, welche auBerwirtschaftlichen Ziele
verwirklicht) werden sollen. Wirtschaftliche Planung ist eine Form der
wirtschaftlichen (und zugleich der auBerwirtschaftlichen) Willens-
bildung. Die Willensentscheidungen sind begrenzt durch die Be-
schaffenheit der Daten der Planung, und sie werden in der Regel fiir
jeden Planbereich von einer oder einigen wenigen Personen getroffen.
Mit der Ausweitung des Planbereiches werden also immer mehr Per-
sonen von der wirtschaftlichen Willensbildung einiger weniger Per-
sonen betroffen und abhingig. Von der Gesamtwirtschaft her gesehen
besteht die Frage, wie die vielen Einzelpldne, die in jedem Falle —
auch bei vollstindig zentralisierter Planung — zu einem Plansystem
koordiniert oder, was das gleiche bedeutet, wie die in den einzelnen
Plinen gebildeten Einzel- oder Teilwillen aufeinander abgestimmt
werden konnen. Es ist das stets ein horizontales Problem der wirt-
schaftlichen Willensbildung. — Waihrend die Planung meist von we-
nigen Personen besorgt wird, sind an der Planverwirklichung in der
Regel viele Personen beteiligt. Mit zunehmender Zentralisierung der
Planung vermindert sich die Zahl der Plantréger und vergréSert sich
die Zahl der an der Planverwirklichung beteiligten Personen. Das
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Hauptproblem der Willensbildung bei der Planverwirklichung besteht
darin, da8 Planer und Planverwirklicher verschiedene Personen mit
meist auch gegensitzlichen Interessen sind. Es entsteht also die Frage,
wie diese Interessengegensitze ausgeglichen und damit die Planziele
erreicht werden konnen. Dies ist ein vertikales Problem der wirt-
schaftlichen Willensbildung und stellt ein Fiihrungsproblem dar, dessen
Losung die Anwendung von Fiihrungsmitteln verlangt, die je nach
Ausdehnung der Planbereiche verschiedener Art sein werden.

Bei der Untersuchung der Willensbildung und Willensverwirklichung
in den Systemen zentraler und dezentraler Lenkung erscheint es zweck-
miBig, von den Wirtschaftsordnungen West- und Mitteldeutschlands
auszugehen. Allerdings wird die Vielfalt der morphologischen Eigen-
arten dieser Ordnungen bei dieser kurzen Darlegung nicht voll erfaBt
werden konnen, weshalb gelegentlich Vereinfachungen in Richtung
der idealtypischen Losungen dieser Lenkungssysteme vorgenommen
werden miissen. Die wirtschaftliche Willensbildung werden wir unter-
suchen bei der Planung, der Planverwirklichung und im Hinblick auf
die systemimmanenten Kontrollen, wie sie jeweils bei zentraler und
dezentraler Lenkung erfolgen. Bei der Untersuchung der wirtschafts-
politischen Willensbildung hat es sich zweckméBig erwiesen, eine
kurze Betrachtung des Verhéltnisses der Grundformen wirtschaftlicher
und politischer Willensbildung einzuschieben. — Die Probleme der
Willensbildung und Willensverwirklichung sind bei zentraler Len-
kung ausfiihrlicher behandelt als bei dezentraler Lenkung, weil die
Zentralverwaltungswirtschaft wissenschaftlich weniger erforscht ist
als die Marktwirtschaft.

B. Wirtschaftliche Willensbildung beiderPlanung
des Wirtschaftsprozesses

1. Bei zentraler Lenkung?®

1. Vorerst einige morphologische Bemerkungen zum mitteldeutschen
Lenkungssystem. Der Wirtschaftsproze8 wird vorwiegend zentral ge-
plant. Institutioneller Plantriger ist die Staatliche Plankommission,
mafgeblich fiir die Willensbildung und die Planentscheidungen ist

2 Bettelheim, Charles, Les problémes théorétiques et pratiques de la pla-
nification, Paris 1946; Eucken, Walter, Grundsidtze der Wirtschaftspolitik,
2. Aufl,, Tiibingen/Ziirich 1955, 6. bis 8. Kapitel; Hensel, K. Paul, Einfiih-
rung in die Theorie der Zentralverwaltungswirtschaft, 2. Aufl,, Stuttgart
1959; Hirsch, Hans, Mengenplanung und Preisplanung in der Sowjetunion,
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jedoch die politische Filihrung, das sind die Angehorigen des Politbiiros
der SED.

In Mitteldeutschland 148t sich eine gewisse Spaltung des Lenkungs-
systems feststellen. Es wird zwischen der zentralgeleiteten und der
ortlichen Wirtschaft unterschieden. Zur zentralgeleiteten Wirtschaft ge-
héren in der Industrie ausschlieSlich volkseigene Betriebe, zur &6rt-
lichen Wirtschaft volkseigene und alle Privatbetriebe einschlieSlich
des Handwerks. Wihrend der zwischenbetriebliche Verkehr der zen-
tralgeleiteten Wirtschaft vorwiegend direkt zentral gesteuert ist, treten
in dem Sektor ortliche Wirtschaft marktwirtschaftliche Elemente
stirker hervor. — Dieser Systemspaltung darf man jedoch keine iiber-
triebene Bedeutung beimessen. Auch die 6rtliche Wirtschaft steht unter
scharfer zentraler Steuerung und Kontrolle. Die wichtigen Rohstoffe
sind kontingentiert (fiir die librigen Rohstoffe ist die ortliche Wirt-
schaft ausdriicklich angewiesen, sog. ortliche Reserven zu mobilisieren,
womit vor allem Abfille gemeint sind); auch die bestehenden Konsum-
glitermédrkte werden praktisch vom Staat beherrscht, der auf den
meisten Mairkten als Angebotsmonopolist auftritt und zudem die
Preise fast aller Giiter festsetzt. Hauptzweck der Preispolitik bei den
individuellen Konsumgiitern ist die Wiederabschdpfung des Teils der
Kaufkraftsumme, der bei den jeweils gegebenen Preisen durch die
Preissumme des beschrinkten Warenangebotes nicht gedeckt ist und
bei Nichtabschépfung zu einem Geldiiberhang fithren wiirde®. — Auch
die Landwirtschaft ist trotz vorherrschendem Privateigentum in die
zentrale Planung einbezogen. Die einzelwirtschaftlichen Anbauplidne
werden nach zentralen Weisungen aufgestellt und bediirfen der be-
hordlichen Genehmigung.

2. Zur Plantechnik. Der Aufbau des zentralen Plansystems ist
von seinen idealtypischen Erfordernissen nicht weniger weit ent-
fernt, als das in einem System dezentraler Lenkung der Fall
ist. Dem Idealtypus 'wvollstindig zentraler Lenkung gemidB miiSite
auf zentraler Ebene fiir jede einzelne Giiterart eine eigene
Planbilanz ausgearbeitet werden. Infolge der technischen Inter-
dependenz der arbeitsteiligen Herginge wiirde sich eine tech-
nische Verflechtung der Einzelpldne ergeben, die nach durchgefiihrter
Bewertung aller Giiter auch zu einer 6konomischen Interdependenz des
Plansystems fiihren miite. Es wiirde analog zum Preismechanismus
bei dezentraler Lenkung des Wirtschaftsprozesses ein Planmechanismus
entstehen, mit dessen Hilfe Anderungen an einer Stelle im wirtschaft-
lichen Kosmos in allen Pldnen in ihren Auswirkungen sichtbar ge-
macht werden konnen. — Tatsédchlich wird der Wirtschaftsproze in

3 Vgl. Hensel K. P., Artikel ,Handel (DDR)“ in: Handwoérterbuch der Be-
triebswirtschaft, Stuttgart, 3. Aufl.,, 1957/58.
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Mitteldeutschland zentral nicht bis in alle Einzelheiten durchgeplant.
Es werden von der Staatlichen Plankommission nur einige Hundert
glterwirtschaftliche Planbilanzen ausgearbeitet, in denen deshalb meist
mit Gliterbiindeln operiert werden muB. Fiir die in diesem Falle not-
wendig werdende allgemeine Recheneinheit werden sog. Planpreise
benutzt, die aus festgehaltenen Preisen friitherer Perioden bestehen und
nicht mit den aktuellen Preisen identisch sind. Natiirlich kann die
Knappheitsanzeige in den Giiterbiindelbilanzen nur globaler Art sein.

Aus diesen ,,Unvollkommenheiten“ erwichst die Gefahr tiefgreifen-
der Disproportionen und Fehllenkungen. Um ihr zu begegnen, sucht
man das Koordinationsinstrument ,Planmechanismus® durch Hilfs-
instrumente der Koordination zu ergénzen. Dazu dienen die Betriebs-
pline und das Vertragssystem. Die Betriebe erhalten fiir die Auf-
stellung ihrer Pldne z.T. verhéltnismdBig grobe Planauflagen und sie
sind verpflichtet, auf dieser Grundlage ihre Pline mdglichst ausfiihr-
lich auszuarbeiten. Gleichzeitig sollen sie bereits bei Aufstellung ihrer
Pléne mit ihren Vorlieferanten und Abnehmern zunéichst vorldufige
und spiter endgiiltige Vertrdge iiber Beziige und Lieferungen fiir die
ganze folgende Planperiode (ein Kalenderjahr) abschlieBen. Die fer-
tigen Betriebspline werden dann iiber verschiedene Verwaltungs-
einheiten wieder nach oben gegeben, wobei sie von Ebene zu Ebene
zu Gruppenplidnen zusammengefaBt werden, bis sie auf der obersten
Ebene eine Art zweites volkswirtschaftliches Plansystem (,Gegen-
plan“) ergeben, das dem Entwurf des Volkswirtschaftsplanes der Staat-
lichen Plankommission gegeniibergestellt wird. Danach werden Ent-
wurf des Volkswirtschaftsplanes und Gegenplan zum endgiiltigen
Volkswirtschaftsplan verarbeitet.

Es ist durchaus denkbar, daBl mit Hilfe der Betriebsplanung und des
Vertragssystems eine zureichende Konkretisierung der zentralen
Pléne erreicht wird und daf die Knappheitsanzeige in den zentralen
Plénen, auch wenn sie natiirlich globaler Art bleibt, geniigend real ist,
um allzu weitgehende Disproportionen und Fehllenkungen zu ver-
meiden. Voraussetzung hierfiir ist jedoch, da8 die Betriebsplidne genau
genug ausgearbeitet werden und daB die abzuschlieBenden Vertrige
die zukiinftige arbeitsteilige Interdependenz tatsdchlich umfassend vor-
wegnehmen. Davon kann jedoch aus mancherlei Griinden, die wir hier
nicht weiter erdrtern konnen, nur in beschrinktem MafBe die Rede
sein*. Es geniigt festzustellen, daB die planmiBige Koordination des
zukiinftigen Wirtschaftsprozesses zahlreiche Liicken und Fehlerquellen
aufweist, die zu krisenhaften Erscheinungen mehr oder weniger
groBen AusmaBes flihren. Trotz der dauernden Proklamierung des sog.

4 Vgl. Tréger-Miiller, Der Ablauf eines Planjahres in einem Berliner
GrofBbetrieb, in: Wirtschaftswissenschaft, Berlin 3/1954, S. 300.

2 Schriften d. Vereins {. Socialpolitik 19
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»Grundgesetzes des Sozialismus von der planmiBigen proportionalen
Entwicklung“ bildet die Proportionierung des wirtschaftlichen Gesamt-
prozesses auch hier ein Problem, dessen Losung keineswegs geringen
praktischen Schwierigkeiten begegnet.

3. Da wir es in Mitteldeutschland mit einer zwar nicht im theoretisch
strengen Sinne, wohl aber praktisch vollstindig zentralen Planung des
Wirtschaftsprozesses zu tun haben, ist bei der Aufstellung des Volks-
wirtschaftsplanes iiber die Verwendung sdmtlicher innerhalb der Plan-
periode voraussichtlich verfiigbaren wirtschaftlichen Giiter zu entschei-
den. Infolge der Abhingigkeit der Verwirklichung auBerwirtschaft-
licher Ziele von den wirtschaftlichen Giitern bedeutet dies, daB bei der
Aufstellung des Volkswirtschaftsplanes gleichzeitig zu entscheiden ist,
welche Ziele aller Art mit Hilfe der knappen Giiter realisiert werden
sollen. Die politische Fiihrung als alleiniger wirtschaftlicher Plantriger
ist damit nicht nur maBgebend fiir die wirtschaftliche Willensbildung,
sondern zugleich auch fiir die Willensbildung auf schlechthin allen
anderen Lebensgebieten. Indem die Fiihrung iiber die Verwendung
der wirtschaftlichen Giiter entscheidet, entscheidet sie zugleich iiber
Art, Umfang, Rangordnung und Auslese aller im Gemeinwesen
aktuellen auBerwirtschaftlichen Ziele. Alle moglichen Ziele werden
hier zu politischen Zielen einer politischen Fiihrung.

Das Gesagte gilt eo ipso auch fiir die Versorgung der Bevidlkerung,
d.h. die Befriedigung der individuellen Bediirfnisse. Auch diese Be-
diirfnisse werden ‘Gegenstand politischer Ziele, die mit allen anderen
von der politischen Fiihrung angestrebten Zielen um die knappen
wirtschaftlichen Gliter konkurrieren. Wenn in der sowjetischen Pro-
paganda immer wieder als das oberste ,,Grundgesetz des Sozialismus“®
die maximale Befriedigung der stdndig wachsenden Bediirfnisse der
Bevolkerung hervorgehoben wird, so soll damit der Eindruck erweckt
werden, als ob im sowjetischen Sozialismus mit innerer Notwendig-
keit eine gerechte Verteilung des Sozialproduktes bewirkt werde und
gleichzeitig Ausbeutung ausgeschlossen sei. Im ,Staate der Arbeiter
und Bauern“ konnten, so heift es, die Arbeiter und Bauern sich nur
selbst ausbeuten; das aber sei eine Unmadglichkeit. — In Wahrheit aber
handelt es sich bei diesem sog. Grundgesetz um eine ideologisch-propa-
gandistische Tduschung. Selbstverstdndlich ist die Verteilung des So-
zialproduktes und soziale Gerechtigkeit hier genau so Problem wie in
jeder anderen Wirtschaftsordnung. Wiahrend aber die Verwirklichung
sozialer Gerechtigkeit bei dezentraler Lenkung in erster Linie eine
Frage ordnungspolitischer Ausgestaltung der Wirtschaft ist, bildet sie
bei zentraler Lenkung ein Problem, dessen Losung in der Hauptsache
bei der Aufstellung des Volkswirtschaftsplanes zu entscheiden ist. Die

5 Vgl. Politische Okonomie, Lehrbuch, Berlin 5. Aufl. 1955.
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Versorgung der Bevolkerung mit den Giitern des individuellen Bedarfs
wird, gemessen am Sozialprodukt, reichlich sein oder sich in der
Gegend des Minimums zur Erhaltung der Arbeitsfdhigkeit halten, je
nachdem, welche Bedeutung die politische Fiihrung diesem Ziel im
Vergleich zu allen andern von ihr verfolgten Zielen beimift. Theore-
tisch hat sie einen Spielraum der Entscheidungsfreiheit zu Gunsten oder
zu Lasten der Versorgung der Bevélkerung. Die Erfahrung lehrt, daf
— wie in allen Zentralverwaltungswirtschaften — so auch im sowje-
tischen Sozialismus das Ziel der Versorgung der Bevolkerung recht
weit unten in der Rangordnung der Ziele eingestuft ist.

MaBgeblich fiir die wirtschaftliche Willensbildung bei der Planung
des Wirtschaftsprozesses sind hier also die politischen Absichten einer
kleinen Fiihrungsschicht oder gar, wie unter Stalin, einer einzigen
Person. Alle anderen Menschen sind nicht Subjekte, sondern nur Ob-
jekte des Planwillens der politischen Fiihrung. Die zentrale Planung
des Wirtschaftsprozesses bedeutet vollstindige Konzentration der wirt-
schaftlichen und damit zugleich der gesellschaftlichen Willensbildung
bei der politischen Fiihrung®.

2. Bei dezentraler Lenkung

1. Bei dezentraler Lenkung ist es nicht ein, sondern es sind viele
Plantrédger, die den Wirtschaftsprozel bestimmen. In der Bundes-
republik sind es etwa 20 Millionen, davon etwa dreiviertel Haushal-
tungen. Die staatlichen Organe, die hier zu den Einzelwirtschaften
gerechnet werden miissen, erfiillen — sofern es sich um die Haushalte
handelt — o6ffentliche Aufgaben, wihrend die privaten Haushaltungen
private Ziele verfolgen. Insofern handeln private wie 6ffentliche Haus-
haltungen im einzelwirtschaftlichen Interesse, denn wir konnen an-
nehmen, dafl sie beide den Nutzen der ihnen verfiigbaren Einkommen
zu maximieren suchen. — Bei den 6ffentlichen Betrieben kann es hin-
sichtlich der Planziele gegeniiber den privaten Betrieben einige Be-
sonderheiten geben, die wir hier jedoch vernachlidssigen konnen.

2. Obwohl keine der Einzelwirtschaften den arbeitsteiligen Gesamt-
prozeB zu ilibersehen vermag, handeln sie doch alle in einem mehr oder
weniger straffen Rechnungszusammenhang. Bei Aufstellung ihrer
Plidne rechnen die Betriebe mit naturalen GroBen und mit GeldgréBen
(Preisen), und die Haushaltungen rechnen auflerdem noch mit Nutzen.
Die Geldrechnung ermdéglicht es, naturale GroBen aller Art auf Geld-
groBen umzurechnen, was den Betrieben die Ermittlung und Ver-
gleichung von Gesamtkosten und Gesamtertrigen gestattet; den Haus-
haltungen ermdglicht die Natural- und Geldrechnung eine Bestimmung

6 Vgl. Richert, Ernst, Macht ohne Mandat, Ko6ln und Opladen 1958.
Stern, Carola, Portrait einer bolschewistischen Partei, K6ln 1957.
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der Kosten im Sinne von Aufwand und auf dieser Grundlage eine
Vergleichung der Nutzen der vorgesehenen Verwendungen des Ein-
kommens mit den entgehenden Nutzen.

Die Plidne aller Einzelwirtschaften beruhen auf den erwarteten
Preisen der einzelnen Giiter. Bei der Planverwirklichung gehen aus
den einzelwirtschaftlichen Plédnen die Einzelnachfragen und Einzel-
angebote nach den etwa 3 Millionen Giitern hervor, die sich auf den
jeweiligen Mirkten zu Gesamtangeboten und Gesamtnachfragen sam-
meln. Die sich aus Angebot und Nachfrage ergebenden Preise kénnen
den von den Einzelwirtschaften erwarteten Preisen entsprechen, oder
sie konnen hoher oder niedriger sein. In den letzteren Fillen kommen
die Plédne ins Ungleichgewicht und miissen an die neuen Preise an-
gepaBt werden. Diese sténdige Wechselwirkung der Preise auf die
Pléne und der Plédne auf die Preise bewirkt den gesamtwirtschaftlichen
Rechnungszusammenhang, wobei die Preise — je nach den realisierten
Marktformen mit unterschiedlicher Genauigkeit — die gesamtwirt-
schaftlichen Knappheiten anzeigen. Mit ihrer Hilfe werden die einzel-
wirtschaftlichen Pldne zu einem volkswirtschaftlichen Plansystem
koordiniert.

3. Die Einzelwirtschaften handeln der Absicht nach ausschlieBlich im
einzelwirtschaftlichen Interesse und suchen teils politische, groBtenteils
aber individuelle Ziele zu verwirklichen. Gleichwohl besteht grund-
sdtzlich eine Koppelung von einzelwirtschaftlichen Interessen und
Sozialinteressen. Auch diese Zusammenhinge brauchen hier nur der
Vollstindigkeit der Darstellung wegen angedeutet zu werden.

a) Die Preise der Giiter sind nicht nur Ausdruck der gesamtwirt-
schaftlichen Knappheiten der einzelnen Giiter, sie reprisentieren zu-
gleich die Interessen aller Einzelwirtschaften, welche die betreffenden
Giiter (direkt oder indirekt) anbieten oder nmachfragen. Wenn wir also
sagen, daB, gesehen von einer Einzelwirtschaft, das Sozialinteresse in
den Interessen jeweils aller anderen Einzelwirtschaften besteht, so
folgt daraus, daB mit Hilfe der Preise nicht nur die Einzelpldne mit-
einander koordiniert werden, sondern mit den wirtschaftlichen Willen
werden gleichzeitig die auBerwirtschaftlichen Einzelwillen aufeinander
abgestimmt.

b) Voraussetzung fiir die Verwirklichung einzelwirtschaftlicher In-
teressen sind Geldeinkommen. Um ein Einkommen zu erhalten, miissen
zuvor anderen Einzelwirtschaften sachliche oder personliche Leistungen
zur Verfligung gestellt werden; es muBl also vorher den Interessen
anderer Einzelwirtschaften gedient werden. Dieses Dienen fiir die
Sozialinteressen ist also der Verwirklichung der einzelwirtschaftlichen
Interessen vorgeschaltet. Der Absicht, in den einzelwirtschaftlichen
Plinen nur oder doch in erster Linie einzelwirtschaftliche Anliegen zu
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verwirklichen, steht der sachliche Zwang gegeniiber, die Sozialinter-
essen zu beriicksichtigen. Die arbeitsteilige Kooperation besteht aus
einem Gegeneinander, Miteinander und Fiireinander der wirtschaft-
lichen Einzelwillen.

¢) Wenn die Betriebe durch den Verkauf ihrer Produkte einen Ertrag
erzielen wollen, konnen sie dies nur, wenn sie solche Produkte her-
stellen, die der Verwirklichung der von den Haushaltungen ange-
strebten Ziele dienen. Im einzelwirtschaftlichen Interesse miissen sie
also nach den Zielen der 6ffentlichen und individuellen Lebensgestal-
tung fragen. Wenn die Betriebe bemiiht sind, Verluste zu vermeiden
und Gewinne zu erzielen, so miissen sie sich einerseits stédndig den
Anderungen der Marktverhiltnisse anpassen; zum andern miissen
sie (besonders im Falle der Konkurrenz) bestrebt sein, ihre Kosten zu
senken. Die eingesparten Produktionselemente werden dann fiir die
Herstellung anderer Produkte und damit fiir die zusétzliche Verwirk-
lichung auBlerwirtschaftlicher Ziele frei. Das einzelwirtschaftliche Ge-
winnstreben verwirklicht damit zugleich seine gesamtwirtschaftliche
Funktion.

Von kaum zu iiberschitzender Bedeutung des wirtschaftlichen Wir-
kungsgrades des dezentralen Lenkungssystems ist die Tatsache, daf3
unzweckmaéBiges wirtschaftliches Handeln grundsitzlich auch zu Lasten
der betreffenden Einzelwirtschaft geht. Es verursacht entsprechende
hohe Kosten und damit Schmilerung der Gewinne, was im Wider-
spruch zum einzelwirtschaftlichen Interesse steht. — Allerdings, auch
das ist bekannt, kénnen durch die Einzelwirtschaften auch Schiden
fiir andere Einzelwirtschaften verursacht werden, die nicht zu Lasten
der verursachenden Einzelwirtschaften gehen (social costs)’. Solche
Schéden sind sogar héufiger, als man gemeinhin glaubt. Es besteht auch
kein Zweifel dariiber, da8 die Entstehung derartiger Diskrepanzen selbst
in einer morphologisch einigermaBen vollkommenen Wettbewerbs-
wirtschaft unvermeidlich wiren. Hieraus ergibt sich indessen nur,
daB, wie jede Wirtschaftsordnung, auch die Wettbewerbsordnung einer
stets erneuten rechtspolitischen Ausgestaltung bedarf. Man konnte
durchaus einmal Wirtschaftsgeschichte als eine Geschichte derartiger
Schadensverursachungen durch Einzelwirtschaften schreiben, sie 148t
sich aber auch als Geschichte der stindigen Uberwindung derartiger
Diskrepanzen zwischen Einzel- und Sozialinteressen darstellen. Es ist
eine der Aufgaben des Arbeits-, Wirtschafts- und Sozialrechtes, die
Wirtschaftsrechnung der Einzelwirtschaften rechtspolitisch so zu be-
grenzen und zu schlieBen, daf die Einzelinteressen micht zu Lasten der
Sozialinteressen realisiert werden konnen.

7 Vgl. Kapp, W. K., The Social Costs of Private Enterprise. Cambridge
(Mass.) 1950,
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4. Der bei dezentraler Lenkung gegebenen Autonomie der privaten
wirtschaftlichen Planung und Willensbildung entspricht eine Autono-
mie der Willensbildung auf allen Lebensgebieten der individuellen
Sphére. Sie wird wahrgenommen im Rahmen der Umstinde und Be-
dingungen, unter denen sich der freie wirtschaftliche Verkehr der
Menschen vollzieht. Hierzu gehoren sdamtliche morphologischen Sach-
verhalte wie Marktformen, Geldordnung, Steuerordnung, Eigentums-
formen, Unternehmensformen, die bestehenden Vereinigungen und
Verbinde von Unternehmungen, die Regelung des internationalen
Handels, aber auch die Verhéltnisse der jeweiligen konjunkturellen
und politischen Lage, der erwarteten Entwicklung des Geldwertes usw.

Alle diese Umsténde sind Bedingungskonstellationen der wirtschaft-
lichen Willensbildung und des wirtschaftlichen Handelns. Zwar wird
durch solche Bedingungskonstellationen die Willensbildung nicht in
eindeutig zwingender Weise determiniert, es bleibt stets ein mehr oder
weniger grofer Spielraum der Entscheidungsfreiheit, innerhalb dessen
sich individuelle Veranlagungen und Absichten auswirken konnen,
aber die ordnungspolitische Bedingtheit des wirtschaftlichen Handelns
ist ein wichtiger Tatbestand der Theorie der wirtschaftlichen Willens-
bildung und insbesondere auch der Theorie der Wirtschaftspolitik.
Durch ihn wird die Moglichkeit der Wirtschaftspolitik erst begriindet.

Jedes morphologische Element einer Wirtschaftsordnung hat unter-
schiedliche Auswirkungen. Da diese Elemente aber miemals isoliert
vorkommen, sondern stets in irgendwelchen Kombinationen die Wil-
lensbildung beeinflussen, konnen sie sich in ihren Wirkungen ergénzen,
steigern, abschwichen oder aufheben. Ahnliche ordnungspolitische
Umstidnde des wirtschaftlichen Handelns bewirken dhnliche Verlaufe,
ebenso wie unterschiedliche Bedingungskonstellationen unterschiedliche
Verldufe der Wirtschaftsprozesse bewirken. Jedes ordnungspolitische
Formelement des Wirtschaftens hat eine andere wirtschaftliche und
zugleich auch eine andere soziale, politische und ethische Bedeutung.
Einzelne Formelemente koénnen harten Leistungszwang im Sozial-
interesse bewirken, andere konnen wirtschaftliche Macht begriinden
und Ausbeutung des wirtschaftlichen Partners begiinstigen. Gewisse
Kombinationen von Formelementen mogen zu einem straffen gesamt-
wirtschaftlichen Rechnungszusammenhang und groBer Produktivitdt
fiihren, andere verursachen vielleicht Fehllenkungen und einen ge-
ringen wirtschaftlichen Wirkungsgrad der Gesamtordnung.

Awus alledem geht hervor, daf wirtschaftliche Freiheitsrechte nicht
unter allen mdglichen, sondern nur unter ganz bestimmten ordnungs-
politischen Bedingungen zu gewdihrleisten sind. Dezentrale Lenkung
des Wirtschaftsprozesses ist deshalb nicht allein mit der Forderung
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einer freien individuellen Willensbildung, sondern nur mit dem Nach-
weis der Vereinbarkeit von Freiheit und Ordnung des wirtschaftlichen
Gemeinlebens begriindbar. Die freie Betédtigung der Einzelinteressen
bedarf wirksamer Begrenzungen und Kontrollen zugunsten der So-
zialinteressen. Von diesen Kontrollen, die schon bei der Planung wirk-
sam sein miissen, wird spiter die Rede sein (vgl. C 2).

C. Wirtschaftliche Willensbildung bei der
Planverwirklichung

1. Das Problem

Bei der Aufstellung von wirtschaftlichen Plinen wird stets mic
gewissen Leistungen aller an den Plinen beteiligten Personen ge-
rechnet. Diese Leistungserwartungen bilden eine Grundlage der Plan-
entscheidungen; die Planerfiillung ist davon abhingig, ob es gelingt,
diese Leistungserwartungen zu verwirklichen. In der Regel sind an
der Planverwirklichung mehr Personen beteiligt als an der Planung.
Alle diese Personen haben natiirlich ihre eigenen Interessen, die nicht
mit den in den Plinen festgelegten Interessen tibereinzustimmen
brauchen. Als Regelfall kann hier sogar ein stindig aktueller Inter-
essengegensatz vermutet werden. Die Planverwirklichung ist deshalb
ein Problem der Menschenfiihrung, wobei es 6konomisch darum geht,
das wirtschaftliche Handeln der an der Planverwirklichung beteiligten
Personen auf die in den Pldnen festgelegten Absichten hin auszu-
richten. Hierbei sind zahlreiche Fiihrungsmittel anzuwenden, die von
der unmittelbaren personlichen Fiihrung iliber die verschiedenen Mittel
des Leistungsanreizes bis hin zu den verschiedenartigen Leistungs-
kontrollen und Formen des Leistungszwanges fiihren. Mit zunehmen-
der GroBe der Planungseinheiten wird die Zahl der an der Planver-
wirklichung beteiligten Personen tiiberproportional vergrofert. Damit
dndert sich auch die Qualitdt des Fiihrungsproblems sowie die Art der
einzusetzenden Fiihrungsmittel.

Auch das Problem der Planverwirklichung ist bei dezentraler Len-
kung vollig anders gelagert als bei zentraler Lenkung. Bei dezentraler
Lenkung ist sowohl die Planung wie die Planverwirklichung Sache
der Einzelwirtschaften. Beide Aufgaben sind hier soviel Mal aufge-
spalten, wie es Einzelwirtschaften gibt. Mit Ausnahme der Mammut-
unternehmen wie Bundesbahn, Bundespost und groBen Konzernen sind
in den meisten Einzelwirtschaften die Aufgaben der Planung
wie der Planverwirklichung durch einen oder einige wenige Men-
schen unmittelbar zu {ibersehen, und die bei der Planverwirk-
lichung zu lésenden Fiihrungsprobleme kénnen mit relativ einfachen
Mitteln gelost werden. — Bei zentraler Lenkung dagegen wird das
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wirtschaftliche Geschehen durch staatliche Stellen geplant, wahrend
die Verwirklichung des zentralen Plansystems nach wie vor innerhalb
der Einzelwirtschaften vorzunehmen ist. AuSerdem sind an der Plan-
verwirklichung alle in der Volkswirtschaft tdtigen Menschen beteiligt;
und es ist klar, daB} dieses Fiihrungsproblem zu seiner Ldsung eines
umfassenden Fiihrungsapparates bedarf.

In diesen beiden wie auch in jedem anderen denkbaren Lenkungs-
system sind bei der Planverwirklichung die Interessen der planenden
Personen mit den individuellen Interessen aller an der Planverwirk-
lichung beteiligten Menschen aufeinander abzustimmen. Es ist eine
grofe Illusion, an Ordnungen zu glauben, in denen die individuellen
Interessen aufhorten, als solche wirksam zu werden. In jeder wie auch
immer gearteten Wirtschaftsordnung sind die Interessen aller Be-
teiligten aktuell und konnen zu Interessenkonflikten fiihren. Wie
solche Konflikte verhindert, ausgeglichen oder auch nicht ausgeglichen
werden, macht eine der Eigenarten der verschiedenen Wirtschafts-
ordnungen aus. Im Mittelpunkt der Fihrungsaufgabe der Verwirk-
lichung wirtschaftlicher Pliane steht stets die Losung des Leistungs-
problems. Wie kann es erreicht werden, daB3 jeder einzelne Arbeiter,
Angestellte, Gruppen- und Betriebsleiter sein Bestes hergibt, so spar-
sam wie moéglich mit den Produktionselementen aller Art umgeht, sich
um qualitativ gute Leistungen bemiiht, kurz: wie kann den Erforder-
nissen des wirtschaftlichen Prinzips bei jeder einzelnen wirtschaft-
lichen Handlung — deren hunderte jeder Mensch jeden Tag zu voll-
bringen hat — Geltung verschafft werden? Von der Losung dieses
Leistungsproblems hingt der wirtschaftliche Wirkungsgrad eines Len-
kungssystems in entscheidender Weise ab.

2. Bei dezentraler Lenkung

Die Planverwirklichung erfolgt bei dezentraler Lenkung innerhalb
der Einzelwirtschaften sowie im Verkehr zwischen den Einzelwirt-
schaften. Indem die Anbieter Giiter oder Leistungen zur Verfiigung
stellen, ermoglichen sie die Verwirklichung der Plédne anderer Ein-
zelwirtschaften. Mit Hilfe des Geldeinkommens, das die Anbieter hier-
fiir erhalten, kdonnen ihre eigenen Pldne verwirklicht werden. Insoweit
ergidnzen sich die Einzelinteressen. Sie widersprechen sich im Hinblick
auf die Verhiltnisse, in denen die Giiter und Leistungen gegen Geld
oder gegeneinander getauscht werden sollen. Die einzelwirtschaftliche
Willensverwirklichung wird zum ordnungspolitischen Problem, wenn
die Tauschrelation im einzelwirtschaftlichen Interesse willkiirlich be-
einfluBt werden kann. Dementsprechend muBl die ordnungspolitische
Aufgabe des Tauschverkehrs darin bestehen, Willkiir in der arbeits-
teiligen Kooperation zu unterbinden.
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Auch innerbetrieblich ist die Planverwirklichung eine Frage sinn-
voller Kooperation; ein Problem, das in einem Einmannbetrieb natiir-
lich nicht aktuell wird. Bereits in einem Familienbetrieb sind gréBte
Spannungen denkbar. In Betrieben gesellschaftlicher Arbeitsteilung
haben die Angehorigen ein gemeinsames Interesse am Betriebserfolg,
und sie haben gegensitzliche Interessen hinsichtlich der Verteilung des
Betriebsergebnisses, liber dessen Umfang bis zu einem gewissen Grade
auf den Mirkten entschieden wird. Kernproblem der Planverwirk-
lichung ist jedoch auch hier das Leistungsproblem, zu dessen Losung
ebenfalls materielle Anreize und mancherlei Formen der Leistungs-
kontrolle und des Leistungszwanges einzusetzen sind. Hinzu kommen
die ordnungspolitisch bedingten Risiken wie die Gefahren der Nicht-
Konkurrenzfihigkeit des Betriebes, der Entlassung usw. Die inner-
betriebliche Kooperation kann verschiedene Formen annehmen und ist
in vielfacher Weise bedingt. Zweifellos ergeben sich aus der Struktur
einer modernen Unternehmung mancherlei Machtpositionen, die oft
genug willkiirlich ausgenutzt wurden und auch wohl werden. Einsicht,
Vernunft und sittliche Selbstbeschrinkung haben oft genug gefehlt,
so dafl die arbeitsteilige innerbetriebliche Kooperation einer weit-
gehenden rechtlichen Regelung zur Einddmmung willkiirlichen Ver-
haltens der Partner zueinander bedarf. Indessen wird es nie moglich
sein, das Problem verniinftiger innerbetrieblicher Kooperation allein
mit rechtlichen und ordnungspolitischen Mitteln zu ldsen.

3. Bei zentraler Lenkung

1. Wihrend also bei dezentraler Lenkung alle Staatsbiirger Sub-
jekte der eigenen und Objekte der Pldne aller anderen Staatsbiirger
sind, ist bei zentraler Lenkung die politische Fiihrung allein Subjekt
der Planung und die gesamte wirtschaftlich tadtige Bevolkerung ist
Objekt dieser Plane. Den Interessen der politischen Fiihrung stehen
die Interessen der gesamten Bevélkerung gegeniiber. Wie konnen die
Millionen an der Planverwirklichung beteiligten Menschen dahin ge-
bracht werden, daB sie die Leistungserwartungen, auf denen das
zentrale Plansystem beruht, tatséchlich in ihrem tédglichen wirtschaft-
lichen Handeln erfiillen?

Das Problem 148t sich mit folgenden gegensétzlichen Annahmen des
individuellen Verhaltens verdeutlichen. Setzt man eine unbedingte
Bereitwilligkeit, den zentralen Plananforderungen zu geniigen, bei
allen Beteiligten voraus, dann wiirde insoweit die Lésung des Lei-
stungsproblems als Kernproblem der Planverwirklichung keinen
nennenswerten Schwierigkeiten begegnen. Allerdings diirfte sich diese
Annahme mit der Wirklichkeit nur teilweise decken. Man wird also
von der Annahme zahlreicher Verhaltensmioglichkeiten der an der
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Planverwirklichung beteiligten Menschen auszugehen haben. Insbeson-
dere muB die zentrale Leitung damit rechnen, daB sehr viele Arbeiter
sich erwerbswirtschaftlich verhalten und eine individuelle Wirtschafts-
rechnung anstellen. Das kann alle moglichen Folgen haben. Wenn die
Daten der individuellen Wirtschaftsrechnung entsprechend beschaffen
sind, konnen sich individuelle und zentrale Planinteressen bis zu einem
gewissen Grade decken. Es kann aber auch das Gegenteil bedeuten. Ob
dieses oder jenes der Fall sein wird, ergibt sich aus der Beschaffenheit
eben dieser Daten, die von der politischen Fiihrung durch ent-
sprechende Ausgestaltung der Arbeitsverfassung zu setzen sind. Hier-
bei wird die politische Fiihrung mit individuellen Interessen aller Art
zu rechnen haben, und keinesfalls wird sie das Leistungsproblem
ohne geniigend wirksame Formen der Leistungskontrolle und damit
des Leistungszwanges l6sen konnen.

2. Die Hauptprinzipien, die in Mitteldeutschland bei der Politik der
Planverwirklichung angewandt werden, sind das Prinzip der wirt-
schaftlichen Rechnungsfiihrung (Chosrastschot), das Prinzip der person-
lichen Verantwortung, das Leistungsprinzip in Verbindung mit dem
Prinzip der materiellen Interessiertheit und schlieBlich das Wett-
bewerbsprinzip. Es wiirde viele Seiten erfordern, das ganze System
der Beeinflussung der individuellen wirtschaftlichen Willensbildung
darzustellen. Es konnen deshalb hier nur einige Andeutungen gemacht
werden.

Das Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungsfithrung® bezieht sich vor
allem auf die Wirtschaftsrechnung der Betriebe. In den ersten Jahren
nach dem Kriege waren die Vereinigungen volkseigener Betriebe die
bilanzierenden Einheiten, doch wurden damit denkbar schlechte Er-
fahrungen gemacht. Die Leistungen der Betriebe waren von diesen
selbst und auch von auBen kaum kontrollierbar. Deshalb wurden die
Vereinigungen 1952 aufgelést. Die Betriebe wurden selbstindige
juristische Personen, die einzelbetrieblich zu bilanzieren hatten. Es
wurde ein Rechnungswesen entwickelt, das — obwohl es sich in we-
sentlichen Fragen vom marktwirtschaftlichen Rechnungswesen unter-
scheidet — in sich geschlossen war und das gestattete, eine Gesamt-
kosten- und eine Gesamtertragsrechnung des Betriebes aufzustellen
und beide miteinander zu vergleichen. — Durch das Prinzip der per-
sonlichen Verantwortung, das sowohl! fiir die Betriebe als auch in der
Verwaltung gilt, sollen besonders die leitenden Personen fiir Méngel
in ihrem Verantwortungsbereich haftbar gemacht werden kénnen und

8 Forster, Wolfgang, Chosrastschot, Wirtschaftliche Rechnungfiihrung in
der UdSSR, in: Osteuropa-Wirtschaft 1957/2, S.107. Die Durchsetzung des
Prinzips der wirtschaftlichen Rechnungsfiihrung wurde auf der 6. Tagung
des ZK der SED am 15.Juni 1951 beschlossen (Dokumente der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands, Bd. III, Berlin 1952, S.504 ff.).
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sich gegenseitig kontrollieren. So ist z. B. der Hauptbuchhalter sowohl
dem Werkleiter als auch der zusténdigen iibergeordneten Dienststelle
gegeniiber verantwortlich.

Nachdem der Sozialismus jahrzehntelang im Namen der Gleichheit
propagiert worden ist, wird die Politik der Planverwirklichung in
Mitteldeutschland von dem Gedanken der Ungleichheit, der radikalen
und bewuBten Differenzierung der Einkommen beherrscht, den man mit
dem Leistungsprinzip begriindet. Das ist natiirlich kein Zufall, es ist
auch nicht einmal Ausdruck der Willkiir — obwohl auch diese im
Spiele ist —, sondern die politische Fiithrung ist bis zu einem gewissen
Grade gezwungen, Leistung und Versorgung miteinander zu koppeln.
Dies aus mancherlei Griinden, vor allem aber, weil alle sonstigen
systembedingten Faktoren der betrieblichen und individuellen Wirt-
schaftsrechnung keine geniigend zwingende Kraft im Sinne der Losung
des Leistungsproblems haben. Die Geschlossenheit der betrieblichen
Wirtschaftsrechnung und der Leistungszwang, der bei dezentraler Len-
kung aus dem Privateigentum, dem freien Verkehr, dem Selbstinter-
esse und den systemimmanenten Kontrollen hervorgeht, miissen hier in
erster Linie durch eine bewuBte und kaum beschrinkte Anwendung
des Leistungsprinzips ersetzt werden. Jeder einzelne Arbeiter und
insbesondere auch das leitende Personal sollen an eigenen Leistungs-
steigerungen und — das leitende Personal — auch an héheren Leistun-
gen der Untergebenen materiell interessiert werden. Durch ent-
sprechende Differenzierung der Léhne im Lohngruppenkatalog, durch
moglichst weitgehende Anwendung des Akkordsystems (Leistunglohn-
systems), durch Pramien oder sonstige Vergilinstigungen sucht man an
das Eigeninteresse zu appellieren und Leistungsanreize zu schaffen.
Durch die Organisation des sog. sozialistischen Wettbewerbs, der
zwischen und vor allem innerhalb der Betriebe — meist durch die
Gewerkschaften — veranstaltet wird, soll ein psychologischer und auch
direkter Leistungszwang ausgeiibt werden. Vor allem ist es die Auf-
gabe der sog. Aktivistenbewegung, die bestehenden Leistungsnormen
immer erneut zu iberbieten, damit die Grundnormen wiederum hoéher
gesetzt werden konnen. Weiter sind die Selbstverpflichtungen zu er-
hohten Leistungen zu nennen, die aber meist nicht von den Arbeitern
selbst, sondern durch mehr oder weniger offenen oder versteckten
duBeren Zwang von den Betriebsgewerkschaftsleitungen eingegangen
werden. Dazu kommen die zahlreichen Kontrollen, denen die Betriebe
unterworfen sind und die zur Losung des Leistungsproblems beitragen
sollen. Von ihnen wird spédter die Rede sein.

SchlieBlich ist der ganze Apparat der offentlichen Meinungsbildung,
das gesamte Erziehungswesen und auch die Literatur und Kunst ein-
gespannt, um den Leistungswillen zu heben. Angefangen von der
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Schulbiicherei, dem Unterricht in den Schulen, den Zeitungen, dem
Radio, bis zur StraBenpropaganda, ist alles in den Dienst dieser einen
Aufgabe, der Losung des Leistungsproblems, gestellt.

3. Aus alledem geht nur hervor, daB staatliche Lenkung des Wirt-
schaftsprozesses in Verbindung mit Staatseigentum an den Produk-
tionsmitteln ungiinstige Voraussetzungen fiir die Losung des Leistungs-
problems darstellen. Diese ordnungspolitischen Bedingungen des Wirt-
schaftens werden offenbar gewissen Wesenseigentiimlichkeiten der
meisten Menschen nicht gerecht. Trotz aller organisierten Leistungs-
anreize und zahlreicher Formen des Leistungszwanges scheinen die
Leistungen der arbeitenden Bevilkerung den Anspriichen der poli-
tischen Fiihrung nicht zu entsprechen. Zwischen Einzelinteressen und
zentralen Planinteressen oder, was vielleicht richtiger formuliert ist,
zwischen den Interessen der politischen Fithrung und den Sozialinter-
essen, die durch die Interessen der Bevolkerung repréasentiert werden,
scheinen Widerspriiche zu bestehen, die bestenfalls nur partiell iiber-
briickt werden konnen.

D. Kontrollen wirtschaftlicher Interessen

1. Bei dezentraler Lenkung

Bei dezentraler Lenkung lassen sich vier Kontrollen der Betdtigung
der Einzelinteressen unterscheiden. — Wirtschaftlich gute oder
schlechte Leistungen gehen, von gewissen Ausnahmen abgesehen, zu
Gunsten oder zu Lasten der betreffenden Betriebe oder Haushal-
tungen. Es besteht also ein einzelwirtschaftliches Interesse, unwirt-
schaftliches Handeln zu vermeiden. Es wirkt eine einzelwirtschaftliche
Selbstkontrolle aus einzelwirtschaftlichem Interesse. — Die einzelnen
Produktionselemente oder Produkte werden in der Regel nicht nur
von einem, sondern meist von mehreren, oft sehr vielen, Betrieben
hergestellt oder verarbeitet. Die Angebote oder Nachfragen
erfolgen in mehr oder weniger intensiver Konkurrenz, von der es
zahlreiche Formen gibt. Selbst bei einem Kollektivmonopol, das ja
keinen anderen Sinn hat, als moglichst alle anderen Formen des
Wettbewerbes zu unterbinden, bleibt immer noch die Substitutions-
konkurrenz bestehen. Es wird konkurriert um die auf der anderen
Marktseite gebotenen Erwerbschancen. Jeder der Konkurrenten mufl
damit rechnen, von anderen Bewerbern leistungsméfBig iiberfliigelt zu
werden, was seine Tauschchancen gefihrdet. Jeder muf8 also bemiiht
sein, nicht unter den Leistungsstand der Konkurrenten abzusinken.
Hieraus ergibt sich eine Kontrolle durch die Konkurrenten (Markt-
nebenseite), die in ihrer Wirksamkeit kaum iiberschitzt werden kann.
— Die dritte Form der Kontrolle wird durch die Marktgegenseite aus-
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gelibt. Wenn Konsumenten oder Produzenten Konsumgiiter oder Pro-
duktionselemente nachfragen, so folgen sie zwar hiufig gewissen Ein-
kaufsgewohnheiten besonders bei Giitern regelmiBig wiederkehrenden
Bedarfs. Gleichwohl wird man sagen diirfen, daB die meisten Kéufer
stets geneigt sein werden, die Angebote der Firmen im Hinblick auf
Preis, Qualitdt, Lieferzeit, allgemeine Geschédftsbedingungen zu ver-
gleichen, um die gilinstigste Tauschchance zu finden. Dieses Vergleichen
und Bewerten der Leistungen verschiedener Anbieter eines Produktes
bedeutet jedoch, daB sie die Leistungen der Anbieter kontrollieren.
Sie kontrollieren damit unmittelbar die Leistungen der direkten An-
bieter, mittelbar aber auch die Leistungen derjenigen Betriebe und
Personen, die in zweiter oder entfernterer Stufe an der Herstellung
des betreffenden Gutes beteiligt waren. — Diese drei Formen der
Kontrolle gehen aus der wirtschaftlichen Autonomie und Selbstver-
antwortung der Einzelwirtschaften und aus dem freien Verkehr der
einzelnen Wirtschaften miteinander hervor; sie werden nicht organi-
siert und sind konstant und gleichsam automatisch wirksam; vor allem
sind sie ihrem Wesen nach unbiirokratischer und zugleich unperson-
licher Art und sie verursachen kaum Kosten. Jeder kontrolliert stindig
die Leistungen eines jeden, ohne da8 sich jemand als Kontrolleur fiihlt
oder sich dieser gesamtwirtschaftlichen Funktion bewuBt wére. Es ist
wohl kaum ein System von Kontrollen der wirtschaftlichen Willens-
bildung und Willensverwirklichung von gleicher Sachlichkeit, Hérte
und Wirksamkeit vorstellbar. — Alles Wirtschaften geschieht stets im
Rahmen der bestehenden Ordnung und dementsprechend muB die
Einhaltung der Ordnungsvorschriften kontrolliert werden. Diese
vierte Kontrolle, die Ordnungskontrolle, erfolgt durch die zustdndigen
staatlichen, gesellschaftlichen und betrieblichen Organe.

2. Bei zentraler Lenkung

Infolge des andersartigen Gefiiges eines Systems zentraler Lenkung
miissen auch die Formen der Kontrolle und des Leistungszwanges, die
dem System immanent sind, grundsidtzlich anderer Art sein. Gehen
wir aus von den Formen der Kontrolle im System dezentraler Lenkung
und fragen, ob sie auch diesem System immanent sind, welcher Wir-
kungsgrad von ihnen erwartet werden kann und weiter, welche an-
deren Formen der Kontrolle hier moglich sind.

Wie oben schon angedeutet, sollte durch die Einfithrung des Prinzips
der wirtschaftlichen Rechnungsfiihrung, welche die Betriebe juristisch
selbstindig und zu bilanzierenden Einheiten machte, die betriebliche
Kostenrechnung in sich geschlossen werden. Die Betriebe sollten zu
wirtschaftlicher Selbstkontrolle befidhigt und zugleich gezwungen wer-
den. Zweifellos hat diese Regelung die Kontrollmoglichkeiten von
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innen und auBlen wesentlich verbessert. Gleichwohl kann festgestellt
werden, daB die betriebliche Selbstkontrolle bei weitem nicht den
Leistungszwang mit sich bringt, den sie in einem System dezentraler
Lenkung und bei Privateigentum ausiibt. Selbstinteresse und Leistung
bedingen sich hier nur in beschrinktem MafBe. Ebenso wie — von
geringen Ausnahmen abgesehen — Gewinne zu Gunsten des Staats-
haushaltes gehen, werden Verluste aus dem Staatshaushalt finanziert.
Die wirtschaftliche Existenz der Betriebe ist nie gefidhrdet und sie
stehen nicht unter der Gefahr des Konkurses®. — Die Kontrolle durch
die Konkurrenten ist nach Einfithrung des Vertragssystems spuren-
weise auch vorhanden. Es konnte z. B. ein ,, volkseigener“ Betrieb einen
gewissen Ehrgeiz haben, bessere Leistungen zu vollbringen als andere
Betriebe gleicher Branche. Der zwischenbetriebliche Verkehr ist jedoch
in weitem MaBe durch zentrale Regelungen gesteuert, so daB von einem
freien Marktverkehr nicht viel iibrig bleibt. Zudem haben wir es
dann meist mit , Verkdufermarkten“ zu tun, auf denen die Konkur-
renzwirkungen des Angebots auch in einer Marktwirtschaft stets ge-
mindert werden. Man sucht im sowjetischen Sozialismus die aus dem
freien Verkehr sich ergebende Konkurrenz um die Erwerbschancen
durch den sog. sozialistischen Wettbewerb zu ersetzen. Sofern er sich
auf den zwischenbetrieblichen Verkehr bezieht, wird es von Fall zu
Fall vertraglich verabredet. Auf diese Weise kommen im Laufe eines
Jahres einige tausend Wettbewerbe zustande, bei denen als Wett-
bewerbsziel beispielsweise eine Senkung der betrieblichen Selbst-
kosten um 5 vH unter die Planselbstkosten festgelegt wird. Bei dezen-
traler Lenkung dagegen gibt es ebenso viele Méirkte wie Giiter, und
das sind immerhin einige Millionen; auf den meisten dieser Méirkte
herrscht jeweils auf beiden Marktseiten — wenn auch mit unter-
schiedlicher Intensitit — Konkurrenz. Millionen Wettbewerbe sind
stindig wirksam. Hier wird nicht der Wettbewerb, sondern allenfalls
seine Beseitigung organisiert. Der sozialistische Wettbewerb kann des-
halb niemals die Kontrollwirkung und den Leistungszwang hervor-
rufen wie die Konkurrenz um die Erwerbschancen in einem System
dezentraler Lenkung. — Nicht viel besser steht es mit der Kontrolle
durch die Marktgegenseite. Die Freiheit der Auswahl der Lieferanten
ist duBerst gering. Selbst auf den Konsumgiitermirkten haben die
Konsumenten unter den Lieferanten nur geringe Wahlmaoglichkeiten.
Die wichtigen Konsumgiiter werden von den Handelsorganisationen
(HO) und den Konsumgenossenschaften angeboten, die sich keine
nennenswerte Konkurrenz machen oder zu machen brauchen.

® Eine Untersuchung iiber die Auswirkung der unterschiedlichen Eigen-
tumsverhiltnisse innerhalb des sowjetischen Sozialismus sowie in der deut-
schen Kriegswirtschaft auf die wirtschaftliche Selbstkontrolle der Betrlebe
wire sicherlich aufschluBlreich.
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Die bestehenden privaten Handelsgeschifte werden in der Be-
lieferung schwer benachteiligt. Trotzdem bedeuten sie wohl die
wirksamste Konkurrenz fiir die staatlichen und genossenschaft-
lichen Geschdfte. Die Kontrollfunktion der Konsumenten auf den
Konsumgiiterméirkten verursacht zwar oft betrdchtliche Bestdnde
an Ladenhiitern, sie wirkt aber kaum in den Produktionsprozef3
hinein; denn das Gesamtangebot an Konsumgiitern wird qualitativ und
quantitativ durch zentrale Kontingentierung der meisten Rohstoffe
monopolistisch bestimmt. Innerhalb des Produktionsbereiches besteht
nach Einfiihrung des Vertragssystems eine gewisse Moglichkeit der
Kontrolle der Lieferanten durch die Abnehmer, weil rechtlich die
Moglichkeit gegeben ist, schlechte Ware zuriickzuweisen. Die meisten
Betriebe scheinen indessen die hieraus sich ergebenden Nachteile und
Risiken fiir groBer zu halten als bei der Verarbeitung schlechter
Qualitdten, weil sie auf diese Weise mit der Planerfiillung in Verzug
kommen. — Wenn also Selbstkontrolle, Kontrolle durch die Konkur-
renten und Kontrolle durch die Abnehmer bis zu einem gewissen
Grade wirksam sein konnen, so ist es doch offenbar, da8 sie nur
einen schwachen Leistungszwang ausiiben.

Die notwendigen Kontrollen ergeben sich also nicht spontan aus
dem Gefiige des Lenkungssystems, sondern sie miissen in weitem MaBe
organisiert werden. Die wirksamste Kontrolle auch innerhalb dieses
Systems wiirde zweifellos eine stidrkere Verkniipfung von einzel-
menschlichen und einzelbetrieblichen Leistungen und Selbstinteressen
durch die Wiedereinfiihrung des Privateigentums bedeuten. Das wiirde
aber gegen die politischen Hauptabsichten der herrschenden Schicht
verstoBen. Stattdessen wird versucht, durch eine Vielzahl von Ma@8-
nahmen, die an die individuellen Interessen appellieren, Leistungs-
steigerungen zu erwirken. Hierher gehéren die radikale Anwendung
des Leistungslohnprinzips, die groBen Differenzen der Lohne im Lohn-
gruppenkatalog, die Pramien und sonstigen materiellen und individu-
ellen Verglinstigungen, die fiir besondere Leistungen, insbesondere
des Fiihrungspersonals, gewadhrt werden.

Eine andere Form der Kontrolle ist die sog. Kontrolle durch die
Deutsche Mark'®. Hiernach werden in den betrieblichen Finanzpldnen
die Ausstattung der Betriebe mit Eigenmitteln und Krediten genau,
und zwar zweckgebunden festgelegt. Die fiir die Betriebe zusténdigen
Filialen der Deutschen Notenbank erhalten eine Abschrift des Finanz-
planes. Wenn die Betriebe hohere oder auch geringere Kreditan-
spriiche stellen als im Finanzplan festgelegt ist, so ist das in der Regel
ein Symptom fiir die Nichterfiillung des giliterwirtschaftlichen Betriebs-

10 ygl. Hensel, K. Paul, Artikel , Finanzplanung (DDR)“, in: Handworter-
buch der Betriebswirtschaft, a.a.O.
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planes, was sofort eine Betriebskontrolle durch die Bank auslost. Ent-
sprechende Kontrollen kénnen jederzeit veranlaBt werden durch die
sonstigen finanzwirtschaftlichen und giiterwirtschaftlichen Lenkungs-
organe, wie z. B. durch die Verwaltungen volkseigener Betriebe, oder
die Kreise und Bezirke, die Staatliche Plankommission und vor allem
auch durch die Betriebsparteiorganisationen und die Betriebsgewerk-
schaftsleitungen. Die Zahl der Kontrollen, die in den Betrieben aus-
geiibt wird, soll fiir westliche Vorstellungen auBerordentlich
groB sein. — Das wichtigste Mittel, den Leistungsstand zu
heben, scheinen die sowjetischen Machthaber in der Normenpolitik zu
sehen. Die sog. Aktivistenbewegung, die eine Erscheinungsform des
sozialistischen Wettbewerbes darstellt, hat die Aufgabe, die bestehen-
den Normen soweit wie moglich und immer erneut zu tiiberbieten.
Diejenigen, die die Leistungen der Stachanows, Henneckes oder Frieda
Hockaufs nicht erreichen, sind damit zunichst moralisch ins Unrecht
gesetzt. Diese Normentreiberei soll der wechselseitigen Leistungs-
kontrolle der Arbeiter dienen. Sie gibt der politischen Fiihrung die
Handhabe, die dem Leistungslohn zugrunde liegenden ,technischen
Arbeitsnormen (TAN)“ — welche einen statistischen Mittelwert
zwischen der Durchschnittsleistung und der Leistung des ,Best-
arbeiters“ auf dem betreffenden Gebiet darstellen — bei gleichblei-
benden Grundléhnen zu erhéhen und damit die Effektivlohne zu
mindern.

Alle diese Formen der Kontrolle sind ihrem Wesen nach biirokra-
tischer Art. Der hieraus hervorgehende Leistungszwang wird wohl
kaum je den Effekt erreichen konnen, wie ihn die Kontrollen in einem
System dezentraler Lenkung haben. Selbstinteressen und zentrale Plan-
interessen sind nur schwer in Einklang zu bringen. Die wirtschaftliche
Eigenwilligkeit der Millionen an der Planverwirklichung beteiligten
Personen einschlieBlich des leitenden Personals auf allen Ebenen der
Produktion wie auch der Verwaltung, scheinen trotz harten politischen
Zwanges zu viele Wege zu finden, die staatlichen Leistungsanspriiche
zu umgehen, ohne Einkommensminderungen zu erleiden. Dazu kommt,
daB alle biirokratischen Kontrollen volkswirtschaftlich auBerordentlich
kostspielig sind, weil sie eine unverhiltnismiBig groBSe Zahl von
Menschen und Material beanspruchen, die dadurch anderen Verwen-
dungen entzogen werden.

Aus alledem ergibt sich, daB zwischen individueller wirtschaftlicher
Willensbildung, einzelmenschlichen Leistungen, dem wirtschaftlichen
Wirkungsgrad des Gesamtsystems und einzelmenschlicher Freiheit ein
wechselseitiger Bedingungszusammenhang besteht, der nicht ohne
Schaden fiir die Produktivitit der Volkswirtschaft unterbunden wer-
den kann.
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II. Wirtschaftspolitische Willensbildung und Willensverwirklichung

In diesem Abschnitt sollen zunidchst die Grundformen der Wirt-
schaftspolitik, sodann die Grundformen der Staatsordnung oder der
politischen Willensbildung bestimmt werden. AnschlieBend wird zu
priifen sein, welche Grundformen der wirtschaftlichen Willensbildung
sich mit welchen Grundformen der Staatsordnung vereinbaren lassen
und welche von ihnen sich gegenseitig ausschlieBen. AbschlieBend
sollen gewisse Probleme der wirtschaftspolitischen Willensbildung und
Willensverwirklichung, wie sie in einer Diktatur und in einer Demo-
kratie auftreten, herausgestellt werden.

A Wirtschaftspolitik als Ordnungs-
und als ProzeBpolitik

1. Als Ordnungspolitik

1. Wie es Sinn und Aufgabe des Staates ist, durch Regelung und
Ordnung des Verkehrs der Menschen untereinander menschliches
Gemeinleben zu ermdéglichen, so ist es Aufgabe der staatlichen Wirt-
schaftspolitik, durch Regelung und Ordnung des wirtschaftlichen Ver-
kehrs Vertrauen zu arbeitsteiliger Kooperation zu begriinden. Weil
arbeitsteilige Kooperation in absoluter Freiheit nicht realisierbar er-
scheint, ist staatliche Wirtschaftspolitik als Ordnungspolitik stets von-
noten. Hierzu einige allgemeine Bemerkungen.

a) Der klassische Begriff der ,natiirlichen Ordnung hat viel Wider-
spruch hervorgerufen. Versteht man den Begriff der natiirlichen Ord-
nung nicht im Wertsinne, sondern im Sinne immanenter Logik
eines Ordnungssystems, die als solche von den Menschen nicht er-
funden wurde, dann diirfte gegen seine Verwendung kaum etwas ein-
zuwenden sein. — So verstanden ist allerdings sowohl die dezentral
geleitete als auch die zentralgeleitete Wirtschaft eine ,natlirliche“
Ordnung, denn beiden Ordnungsformen ist eine immanente Logik
eigen. In beiden Fillen handelt es sich um vorgegebene Seinsstruk-
turen, in denen jeweils die Moglichkeit eines straffen Rechnungszu-
sammenhanges theoretisch nachweisbar ist. Demnach hitten wir es also
nicht nur mit einer, sondern mit zwei ,natiirlichen“ Ordnungen zu

11 Zur Unterscheidung in ,Form und ProzeB“ sowie Ordnungs- und Pro-
zeBpolitik vgl. Walter Eucken, Grundsitze der Wirtschaftspolitik, 2. Aufl,,
Tiibingen/Ziirich 1955, Sachverzeichnis. — In neuester Zeit hat Egon Tucht-
feldt eine iiberzeugende und brauchbare Systematik aller wirtschafts-
politischen Mittel entwickelt, wobei er als Hauptgruppen ordnungs- und
prozeBpolitische Mittel unterscheidet. Egon Tuchtfeldt, Das Instrumentarium
der Wirtschaftspolitik — Ein Beitrag zu seiner Systematik, in: Hamburger
Jahrbuch fiir Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik. 2. Jahrg., Tiibingen 1957,
S. 52 ff.

3 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 19
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tun'?> — ein Sachverhalt, der fiir eine allgemeine Theorie der Wirt-
schaftspolitik fundamental sein diirfte; jedenfalls, wenn eine allge-
meine Wirtschaftspolitik alle méglichen Ordnungen einschlieBen soll.
Wenn es richtig ist, daB vollstindig zentrale und vollstindig dezen-
trale Lenkung des Wirtschaftsprozesses die beiden moglichen ,Grenz-
fdlle“ der Lenkung und Ordnung der arbeitsteiligen Wirtschaftsweise
darstellen, dann ist mit ihnen auch der Spielraum der wirtschafts-
politischen Gestaltungsfreiheit vorgezeichnet.
" b) Die Antwort auf die Frage, wieviele und welche wirtschaftlichen
Gesamtordnungen innerhalb dieses Spielraumes fiir moglich gehalten
werden, ist abhidngig von den Kriterien, nach denen eine wirtschaft-
liche Gesamtordnung begriindet werden soll. Rein 6konomisch gesehen
sollte eine wirtschaftliche Gesamtordnung ein in sich geschlossenes
System der Lenkung des Wirtschaftsprozesses darstellen. Fiir jedes
einzelne Gut miiBte eine genaue Knappheitsanzeige moglich und die
Herbeiflihrung eines Rechnungszusammenhanges im Sinne eines all-
gemeinen Plangleichgewichts in sachlichem und zeitlichem Sinne theo-
retisch nachweisbar sein.

¢) Der Bohmsche Gedanke der ordnungspolitischen Gesamtentschei-
dung®® fiir dieses oder jenes Lenkungssystem beruht auf der Vorstel-
lung, daB in einer Marktwirtschaft wirtschaftliche Freiheitsrechte nicht
unter allen moglichen, sondern nur unter der einzigen Bedingung des
Leistungswettbewerbes vertretbar seien. Der Gedanke der ordnungs-
politischen Gesamtentscheidung wird gerade im sowjetischen Bereich
besonders radikal vertreten. Nach beiden Auffassungen soll die Wirt-
schaftsordnungspolitik aus einer Konzeption vom Aufbau der Gesamt-
ordnung hervorgehen und sich nicht von alltdglichen Erfordernissen
zufillig einmal hierhin, ein andermal dorthin leiten lassen.

d) Die Forderung einer Wirtschaftspolitik nach MaBgabe einer Ge-
samtentscheidung wird gerne als Dogmatismus verworfen. Das ist
jedoch kein zutreffendes Argument. Eine dogmatisch betriebene
Wirtschaftspolitik sucht gewisse Bauprinzipien der Gesellschaft in
reinster Form und evtl. auch gegen alle Widerstinde durchzusetzen.
Eine grundsatzorientierte Wirtschaftspolitik geht ebenfalls von einem
Leitbild des Aufbaus der Gesamtordnung aus. Sie wird jede neue
MaBnahme an dieser ordnungspolitischen Gesamtentscheidung aus-
richten. Dies wird jedoch in dem BewuBtsein geschehen, daB ‘es sich
um Lebensordnungen handelt, und so wird sie stets bereit sein, be-
sonderen Umstinden mit besonderen Regelungen gerecht zu werden.

12 Und zwar nur mit zweien, solange ndmlich der Nachweis eines system-
immanenten Rechnungszusammenhanges fiir eine weitere Ordnung nicht
erbracht ist.

13 Béhm, F., Wettbewerb und Monopolkampf, Berlin 1933.
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Gleichwohl besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen einer
grundsatzorientierten Wirtschaftspolitik und einer wirtschaftlichen
Ordnungspolitik des ,goldenen Mittelweges*, den iibrigens noch nie-
mand wirklich bezeichnet hat. Sehr zu Unrecht wird der Mittelweg
zwischen zentraler und dezentraler Lenkung aus der Tatsache zu be-
grinden versucht, daB die konkreten Wirtschaftsordnungen stets
irgendwie geartete Mischungsverhiltnisse zentraler und dezentraler
Lenkungs- und aller sonstigen ordnungspolitischen Formelemente dar-
stellen. Es bedeutet jedoch etwas wesentlich anderes, ob man den Ge-
danken des Mittelweges zum Prinzip erhebt, oder ob sich ein Mi-
schungsverhiltnis von Formelementen bei grundsétzlicher Orientierung
aller wirtschaftspolitischen MaBnahmen aus der Anpassung an beson-
dere Umsténde des wirtschaftlichen und sozialen Lebens ergibt.

2. Eine Theorie der Wirtschaftspolitik hat nur Sinn, wenn die Wirt-
schaftsordnungen nicht aus zufilligem Gemisch aller moglichen Form-
elemente bestehen konnen, sondern nach klaren Bauprinzipien zu ge-
stalten sind. Dann aber muB, wie Eucken'® und Seraphim'® deutlich
betont haben, die Morphologie die Basis der Theorie der wirtschaft-
lichen Ordnungspolitik sein. Die moéglichen Formelemente sind als
solche zu bestimmen. Es ist zu untersuchen, wie das wirtschaftliche
Handeln durch die realisierten Ordnungsformen beeinflut wird, wo-
bei zu beachten ist, daB jeder Mensch stets von einer Kombination
ordnungspolitischer Formelemente umgeben ist, deren jedes zwar fir
sich, aber doch nie allein wirkt. Beispielsweise wirkt sich Privateigen-
tum bei zentraler Lenkung anders aus als bei dezentraler Lenkung,
in Verbindung mit Konkurrenz anders als in Verbindung mit einem
Monopol usw. Gewisse Ordnungsformen sind gleichgewichtiger, andere
sind ungleichgewichtiger Art. Weiter ergeben sich aus jeder ordnungs-
politischen Bedingungskonstellation des wirtschaftlichen Handelns Ten-
denzen zur Transformation in andere Ordnungsformen, vor allem die
der Konzentration und Zentralisation oder umgekehrt der Dekon-
zentration und Dezentralisation. Eine ziel- und zweckbewuBte wirt-
schaftliche Ordnungspolitik ist deshalb nur moglich auf Grund einer
genauen Kenntnis all dieser Wirkungen und Wechselwirkungen der
wirtschaftlichen Formelemente, die in der Lehre von den wirtschaft-
lichen Ordnungsformen in ihrer wirtschaftlichen, sozialen, politischen
und sittlichen Bedeutung herauszuarbeiten sind.

3. Eben weil die realisierten Ordnungsformen Bedingungskonstel-
lationen des wirtschaftlichen Handelns sind, bedeutet wirtschaftliche
Ordnungspolitik stets zugleich auch mittelbare Beeinflussung und

14 Fucken, Walter, Grundsitze der Wirtschaftspolitik, a.a.O.
15 Seraphim, H. J., Theorie der allgemeinen Volkswirtschaftspolitik, Got-
tingen 1955.

3*
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Lenkung des Wirtschaftsprozesses. Hieraus ergibt sich die Moglichkeit
staatlicher Aktivitdt. Durch Ordnungspolitik kann der Staat indirekt
auf den Ablauf des Gesamtprozesses einwirken; er kann dabei bewuft
eine Politik der Sozialgerechtigkeit, der Fiihrerauslese, der Autonomie
der individuellen Lebensgestaltung und dergleichen betreiben. Zu-
gleich bietet die wirtschaftliche Ordnungspolitik die Moglichkeit der
staatlichen Selbstbeschrinkung, indem der Staat das wirtschaftliche
Leben nur indirekt durch Ordnungspolitik zu beeinflussen sucht und
die Planung und Lenkung des Wirtschaftsprozesses den Einzelwirt-
schaften iliberlafBt.
2. Als Prozefipolitik

1. Wirtschaftspolitik als Ordnungspolitik mufl in jeder Wirtschafts-
ordnung in einem umfassenden Sinne betrieben werden. Sie unterliegt
in ihrer Gesamtheit der Verantwortung der politischen Fiihrung, die
sich ihr nicht entziehen sollte. Anders steht es mit der Wirtschafts-
politik als ProzeBpolitik. Sie kann in den verschiedenen Formen be-
trieben werden, und ihr Instrumentarium reicht von der vollstindigen
staatlichen Planung des gesamten Wirtschaftsprozesses zu einzelnen
Regelungen steuerlicher, zoll- oder preispolitischer Art. Wahrend Ord-
nungspolitik das wirtschaftliche Geschehen nur mittelbar beeinfluit,
wird der Wirtschaftsproze8 durch die ProzeBpolitik unmittelbar nach
MaBgabe der Absichten der politischen Fiihrung bestimmt. Durch das
Ausmaf staatlicher ProzeBpolitik wird zugleich aber die Art und
Weise der wirtschaftlichen Willensbildung entschieden.

2. Eucken hat die These aufgestellt, daB ProzeBSpolitik im Sinne von
Konjunkturpolitik wahrscheinlich nicht mehr nétig sein werde, wenn
gleichgewichtige Ordnungsformen nach MaBgabe der Verfassungsidee
der Wettbewerbswirtschaft verwirklicht seien'®. Tatsichlich wird ein
gleichgewichtiger Verlauf des wirtschaftlichen Gesamtprozesses durch
die Verwirklichung gleichgewichtiger Ordnungsformen wesentlich be-
glinstigt, was bei ungleichgewichtigen Ordnungsformen nicht der Fall
ist.

Aber abgesehen davon, daBl der Wirtschaftsproze auch durch poli-
tische und sonstige auBerdkonomische Ereignisse beeinfluft wird,
werden in jeder konkreten Marktwirtschaft neben gleichgewichtigen
auch mehr oder weniger ungleichgewichtige Ordnungsformen realisiert
sein, weshalb in einem konkreten System dezentraler Lenkung staat-
liche ProzeBpolitik unumgénglich sein wird. Sie kann bestehen in der
Beeinflussung einer Reihe gesamtwirtschaftlicner GréBen, wie z. B. des
Geldvolumens, der Kreditbedingungen, des internationalen Handels.
Dariiber hinaus haben die staatlichen Einnahmen und Ausgaben als

16 Eycken, W. Die Wettbewerbsordnung und ihre Verwirklichung, in:
ORDO, Bd.2, 1949, S.91.
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solche prozeBpolitische Bedeutung. Solange sich die staatliche ProzeS-
politik in diesem Rahmen hilt, bleibt jedoch die wirtschaftliche Wil-
lensbildung den Staatsbiirgern iberlassen. Die ProzeBpolitik unter-
stiitzt lediglich die Ordnungspolitik. Nimmt jedoch die prozeBpolitische
Aktivitdt tberhand, so kann das leicht zu einer Transformation der
Wirtschaftsordnung und, wegen Uberlastung des Staates oder durch
zu weitgehende Zentralisierung der Willensbildung, auch der Demo-
kratie fiihren.

3. Jeder Schritt der Zentralisierung der wirtschaftlichen Planung
von den Einzelwirtschaften bis schlieBlich hin zur politischen Fiihrung
ist gleichbedeutend mit Zentralisierung der wirtschaftlichen Willens-
bildung. Zentralisierung der wirtschaftlichen Willensbildung aber ist
gleichbedeutend mit zunehmender Politisierung der wirtschaftlichen
Willensbildung. Mit zunehmender Zentralisierung der wirtschaftlichen
Planung gehen also wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Willens-
bildung mehr und mehr ineinander iiber. Planung des Wirtschafts-
prozesses wird dann gleichbedeutend mit staatlicher ProzeBpolitik.
Gleichzeitig werden die wirtschaftlichen Plidne nicht mehr nach MaB-
gabe der individuellen Bediirfnisse der Staatsbiirger aufgestellt, son-
dern die Planziele werden mehr und mehr zu politischen Zielen der
politischen Fiihrung. Es gehen also wirtschaftliche, wirtschaftspolitische
und politische Willensbildung ineinander iiber. Die gesamte Willens-
bildung wird infolge der Zentralisierung der wirtschaftlichen Planung
monopolisiert. Die Zentralisierung der Wirtschaftsplanung fiihrt zur
totalitdren Diktatur.

B. Uber den Zusammenhang von wirtschaftlicher
und politischer Willensbildung

Ehe wir die Probleme der wirtschaftspolitischen Willensbildung und
Willensverwirklichung erértern, scheint es zweckmiBig zu sein, die all-
gemeinere Frage nach dem Verhiltnis der Formen der wirtschaftlichen
zu den Formen der politischen Willensbildung zu untersuchen. Dieses
Vorgehen diirfte sich schon dadurch rechtfertigen, daB der Begriff der
wirtschaftspolitischen Willensbildung die wirtschaftliche wie die poli-
tische Willensbildung umfaBt und somit zu seinem Verstindnis die
Kenntnis ihres Zusammenhanges voraussetzt.

1. Grundformen der politischen Willensbildung

Es lassen sich zwei Grundformen der politischen Willensbildung
unterscheiden: die monopolistische Willensbildung (totalitdre Diktatur)
und die konkurrierende politische Willensbildung (parlamentarische
Demokratie).
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1. Bei vollstindig monopolistischer Willensbildung werden alle Ent-
scheidungen iiber die Gestaltung des Gemeinlebens von einer Person
oder einer Gruppe von Personen aus eigener Machtvollkommenheit
getroffen, ohne irgend jemandem verantwortlich zu sein. Alle mensch-
lichen Angelegenheiten werden Gegenstand von politischen Zielen der
politischen Fiihrung. Die Mitglieder des Gemeinwesens sind Glieder
eines Kollektivs. Sie haben ein Minimum an Freiheit der Willens-
bildung und der persénlichen Lebensgestaltung; sie sind nicht Subjekt,
sondern ausschlieBlich Objekt der politischen Willensbildung. — Offen-
sichtlich ist diese Form der politischen Willensbildung nur méglich,
wenn jede Entfaltung oppositioneller Willensbildung auf Grund
irgendwie begriindeter Machtstellungen ausgeschlossen ist, wenn also
der Wille der politischen Fiihrung dem ganzen Gemeinwesen gegeniiber
unumschrénkt geltend gemacht werden kann. Die monopolistische Wil-
lensbildung setzt demnach eine totale Konzentration aller Formen der
Macht in den Hinden der politischen Fiihrung voraus. Sie mufl iiber
die Macht verfiigen, wie sie aus der staatlichen Organisation hervor-
geht, ndmlich aus der Organisation der Lenkung des Wirtschaftspro-
zesses, aus allen sonstigen Formen der gesellschaftlichen Organisation,
aus dem Eigentum an den wirtschaftlichen Giitern, aus allen Institu-
tionen der Erziehung, Bildung und der Meinungsbildung. Kurz, die
politische Fiihrung miiBte in der Lage sein, das Glauben, das Denken,
das Handeln der Menschen, d.h. die gesamte individuelle Willens-
bildung ihrem eigenen Willen zu unterwerfen.

2. Fiir die Bestimmung der konkurrierenden politischen Willens-
bildung lassen sich die Darlegungen zur monopolistischen Willens-
bildung nicht einfach umkehren. Es besteht keine Symmetrie mit um-
gekehrten Vorzeichen. Eine Ordnung und damit eine Ordnungsmacht,
die einen eigenen Willen zur Gestaltung des Gemeinlebens entwickelt
und zu verwirklichen sucht, ist stets notig. — Nach dem Leitgedanken
des Prinzips der konkurrierenden politischen Willensbildung sollen die
Staatsbiirger nicht nur Objekte, sondern auch Subjekte der politischen
Willensbildung sein. Sie sollen sich an dem Proze der politischen
Willensbildung beteiligen, sich ihre eigene Meinung bilden kénnen und
an der Verantwortung fiir die Gestaltung des Gemeinlebens als freie
Biirger teilhaben. Die Ideen iiber die Art und Weise der Gestaltung
des Gemeinlebens sollen in Wort und Schrift 6ffentlich vertreten wer-
den und untereinander um die Verwirklichung konkurrieren konnen,
wobei die individuelle Lebensgestaltung dem einzelnen Menschen, der
Familie und den gesellschaftlichen Gliederungen soweit wie moglich
zu belassen ist. Nur allgemeine Angelegenheiten des Gemeinlebens
sollen Gegenstand der politischen Willensbildung sein.
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Die politische Macht wird nach dem Prinzip von Gewicht und Gegen-
gewicht auf mehrere Instanzen verteilt. Niemand soll eine Ubermacht
haben. Der Gebrauch aller Formen der Macht soll wirksamen 6ffent-
lichen Kontrollen unterworfen sein. Deshalb gehért zur konkurrieren-
den politischen Willensbildung das Mehrparteiensystem, weil damit die
Wihler ihr Vertrauen zuteilen, aber auch wieder entziehen koénnen;
weiter das Prinzip der Gewaltenteilung, wobei die Triger der staat-
lichen Gewalt sich gegenseitig im Gebrauch der Ordnungsmacht kon-
trollieren; durch die geschriebene Verfassung werden die Freiheits-
sphéren der Staatsbiirger festgelegt und so der Gebrauch der staat-
lichen Macht in bestimmten Grenzen gehalten und bestimmten Regeln
unterworfen.

2. Vereinbarkeit von politischer und wirtschaftlicher
Willensbildung

Welche der bereits entwickelten Grundformen der wirtschaftlichen
sind mit diesen beiden Formen der politischen Willensbildung ver-
einbar? Bei der Beantwortung dieser Frage ist vor allem zu priifen,
welche politischen Voraussetzungen gegeben sein miissen, damit diese
oder jene Form der wirtschaftlichen Willensbildung realisierbar wird"".

1. Zentrale Lenkung des Wirtschaftsprozesses ist gleichbedeutend mit
monopolistischer wirtschaftlicher Willensbildung. Infolge des inneren
Zusammenhanges von wirtschaftlicher und auBerwirtschaftlicher Wil-
ensbildung verlangt demnach eine vollstindig zentral geleitete Wirt-
schaft auch eine vollstindige monopolistische Willensbildung auf allen
Lebensgebieten, die dann nach unten hin durchzusetzen ist. Staatspoli-
tische Voraussetzung sowohl fiir die wirtschaftliche Willensbildung wie
auch fiir die Willensverwirklichung ist mithin der totale Staat. Da-
gegen schlieBen sich vollstindig oder auch nur vorwiegend staatlich ge-
plante wirtschaftliche und konkurrierende demokratische politische
Willensbildung gegenseitig aus. Aus folgenden Griinden: Fiir die Wil-
lensbildung bei der Planung des Wirtschaftsprozesses, d. h. fiir die zu
treffenden Entscheidungen iiber die Auslese der auBferwirtschaftlichen
Ziele hat man infolge der langen Zeit, die der Aufbau des Plansystems
verlangt, nur wenige Wochen, bestenfalls Monate zur Verfiigung.
Innerhalb dieser Zeit sind viele Tausende von Verwendungsentschei-
dungen zu treffen. Hierfiir aber ist die parlamentarische Willens-
bildung viel zu langsam. Wenn die Gesetze so sorgfiltig erarbeitet
werden, wie das die Idee dieser Form der politischen Willensbildung
verlangt, dann dauert jede einzelne Entscheidung Wochen oder Mo-
nate, in manchen Féllen auch Jahre, bis sie zustande kommt. — Dies

17 Vgl. Béhm, F. Wirtschaftsordnung und Staatsverfassung, in: Recht
und Staat in Geschichte und Gegenwart, Bde. 153/54, Tiibingen 1950,
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kann negativ am besten bewiesen werden durch die Mitwirkung der
Volkskammer der SBZ am Zustandekommen des Volkswirtschafts-
plans. Um den gesamten Volkswirtschaftsplan als Gesetz zu be-
schlieBen, hat sie laut offiziellem Terminplan lediglich vier Tage
Zeit. Diese vier Tage geniigen nicht einmal, die Gesetzesvorlage
iber den Volkswirtschaftsplan einigermaBen sorgfiltig zu lesen, ge-
schweige denn, den Volkswirtschaftsplan selbst zu analysieren. Tat-
sdchlich wird der Volkskammer nicht der eigentliche Volkswirtschafts-
plan, sondern das Gesetz iiber den Volkswirtschaftsplan vorgelegt,
das lediglich propagandistische Funktionen hat, aus dem aber die
eigentlichen Absichten der politischen Fiihrung nicht oder nur duBerst
schwer erkennbar sind. Tatséchlich ist die Volkskammer nur eine
der vielen, in der SBZ vorhandenen scheindemokratischen Institu-
tionen, die mit demokratischer Willensbildung nichts gemein haben.

Der zweite Grund, warum vollstéindig oder vorwiegend zentrale Len-
kung des Wirtschaftsprozesses mit konkurrierender Willensbildung
unvereinbar ist, ergibt sich aus den Problemen der Planverwirklichung.
Die Verwirklichung des zentralen Plansystems und damit die Losung des
Leistungsproblems verlangt eine vollstindig umfassende Organisation
der Menschenfiihrung. Sie bildet das denkbar gréBte Fiihrungsproblem,
dessen Losung weit grofere Schwierigkeiten bereiten diirfte als die Fiih-
rung eines modernen Millionenheeres. Vor allem gefihrdet jede Form
einer konkurrierenden oppositionellen Willensbildung die Planverwirk-
lichung, was sofort zu mehr oder weniger weitreichenden Dispropor-
tionen des Gesamtprozesses und zu krisenhaften Erscheinungen fiithren
miite. Die Planverwirklichung setzt demnach eine umfassende und
unbedingte Autoritdt der politischen Fiihrung und ein solches MaB
an staatlicher Macht voraus, liber das eine parlamentarische Demo-
kratie niemals verfiigen kann und auch nicht soll.

2. Bei der Beantwortung der Frage nach dem Verhiltnis der de-
zentralen konkurrierenden wirtschaftlichen Willensbildung zu den
beiden Grundformen der politischen Willensbildung ist wiederum fest-
zustellen, daB sich die politischen Voraussetzungen der Formen der
wirtschaftlichen Willensbildung nicht einfach umkehren lassen. Be-
trachtet man die konkurrierende wirtschaftliche Willensbildung als
eine Teilentscheidung innerhalb der allgemeinen Grundentscheidung
einer freien Gesellschaft, dann ist es klar, daB die konkurrierende
wirtschaftliche und konkurrierende politische Willensbildung einander
addquat sind. Eine Vereinbarkeit von monopolistischer Willensbildung
und konkurrierender wirtschaftlicher Willensbildung wire dann denk-
bar, wenn die monopolistische Willensbildung auf bestimmte Lebens-
gebiete beschrinkt wird, wenn es sich also nicht um eine totalitére
Diktatur handelt. Beispielsweise scheinen diese Kombinationen in
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Portugal und weniger ausgepréigt auch in Spanien gegeben zu sein. Bei
beschrinkter Diktatur ist es moglich, die Lenkung des Wirtschafts-
prozesses wenigstens bis zu einem gewissen Grade den Einzelwirt-
schaften zu {iberlassen. Im Sinne einer ordnungspolitischen Gesamt-
entscheidung fiir eine freie Gesellschaft gehoren jedoch konkurrierende
politische und konkurrierende wirtschaftliche Willensbildung zusam-
men. Indessen braucht wohl nicht besonders betont zu werden, da8 die
konkrete Kombination von Demokratie und dezentraler Lenkung des
Wirtschaftsprozesses nicht in allen ihren Ausprigungen, sondern nur
unter sehr genau zu bestimmenden ordnungspolitischen Voraussetzun-
gen funktionsfihig ist.

C. Wirtschaftspolitische Willensbildung
und Willensverwirklichung

1. In der Diktatur

1. Wir hatten oben zu zeigen versucht, daBl die Zentralisierung der
wirtschaftlichen Planung zur monopolistischen Wille'nsbilvduné auf allen
Lebensgebieten zum totalitdren Staat hinfiihrt und daB die Verwirk-
lichung eines zentralen Plansystems den totalitiren Staat, d.h. die
totale Konzentration aller Formen der Macht in den Hénden der poli-
tischen Fiihrung voraussetzt. Mit dem Gedanken einer staatlichen Pla-
nung ist héufig der Glaube an einen proportionalen, gleichgewichtigen
und krisenfreien Verlauf des Wirtschaftsprozesses verbunden. Ein
solcher Glaube setzt indessen die Mdglichkeit einer unproblematischen
wirtschaftspolitischen Willensbildung voraus. Wie steht es damit z. B.
in der sowjetischen Gesellschaft, in der ja der WirtschaftsprozeB3 prak-
tisch vollstéindig zentral geplant wird?

Zentrum der politischen und damit auch der wirtschaftspolitischen
Willensbildung fiir den sowjetischen Bereich ist das politische Biiro®
des Zentralkomitees der russischen kommunistischen Partei. Wie die
Erfahrung deutlich genug zeigt, ist die politische Willensbildung auch
hier beherrscht von dauernden Machtkdmpfen. Es ist eine gewisse
Ahnlichkeit gegeben mit einem oligopolistischen Markt. Einige wenige
kdmpfen stindig miteinander um Gewinnung, Erhaltung und Aus-
weitung von Machtpositionen. Es herrscht labiles Gleichgewicht mit
dauernder Tendenz zum Monopolkampf oder zum Chaos. Innerhalb des
Systems ist nur die Einmann-Diktatur oder die Diktatur eines Fiih-
rungskollektivs moglich, wobei die kollektive Fithrung stets nur eine
Ubergangsform zur Einmann-Diktatur darstellt. Kollektive Fiihrung
bedeutet bereits konkurrierende politische Willensbildung, auf die hin

18 Abgekiirzt: Politbiiro; neuerdings als Prisidium bezeichnet.
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das sowjetische System nicht angelegt ist. Sie tendiert zur Gruppen-
anarchie und zum Zerfall oder jedenfalls zur Transformation der Ge-
samtordnung. Tatsédchlich herrschte in der Sowjetunion eine kollektive
Fiihrung jeweils nur nach dem Tod von Lenin und Stalin. Inzwischen
wird bereits wieder eine Ein-Mann-Diktatur von Chruschtschew aus«
gelibt.

2. Interessant ist, dal im sowjetischen Bereich die internen Macht-
kémpfe auBer mit den tblichen Intrigen und Machtsicherungen beson-
ders auch mit der Propagierung oder Verteidigung eines neuen wirt-
schaftspolitischen Kurses betrieben werden. Es geht bei ihnen z.B.
darum, ob die Investitionen in der Abteilung I (Produktionsmittel-
industrie) denen in der Abteilung II (Konsumgiiterindustrie) dem Um-
fang nach vorausgehen oder ob sie in gleichem MaBe wachsen sollen.
Ob die Schwerindustrie, die Leichtindustrie, die Landwirtschaft oder der
Verkehr bevorzugt entwickelt werden sollen, ist oft auch nur &uBerer
Ausdruck interner Machtkdmpfe, wobei Okonomische und politische
Vernunft sicherlich nicht Leitmotiv, sondern bestenfalls Folge der
Willensbildung innerhalb des Politbiiros sind. Die Folgen von wirt-
schaftspolitischen MiBgriffen konnen zwar die Stellung desjenigen, der
den betreffenden Kurs propagiert hat, schwichen, brauchen jedoch
keineswegs zu seiner Entlassung oder Awusbootung zu fiihren. Das ist
um so bemerkenswerter, als ein mitten in der Planperiode vorgenom-
mener wirtschaftspolitischer Kurswechsel (was nicht selten der Fall
war) zu einer voélligen Umstiilpung des volkswirtschaftlichen Plan-
systems fiihrt, was natiirlich auBlerordentliche Schaden verursacht.
Durch diesen Zusammenhang von personlicher Machtpolitik und der
Verursachung von ,social costs“ wird das System der wirtschaftspoli-
tischen Willensbildung vielleicht am besten charakterisiert.

Die Inkonstanz der Machtverhidltnisse im Zentrum der Willens-
bildung des sowjetischen Sozialismus und die Labilitdt der Willens-
bildung tiberhaupt sind eine der Hauptursachen fiir die Entstehung
von Krisen innerhalb des Systems. Die Ursachen und gewisse Er-
scheinungsformen der Krisen sind zwar anderer Art als in einem
System dezentraler Lenkung im Rahmen einer parlamentarischen
Demokratie, es kann jedoch keine Rede davon sein, daB es dort keine
Krisen gébe oder zu geben brauche. Die systemimmanent bedingte
Krisenanfilligkeit ist vielleich nicht groBer, ganz gewiBl jedoch nicht
kleiner als bei dezentraler Lenkung.

3. Die bisherigen Ausfiihrungen sollten jedoch nicht miBverstanden
werden. Die wirtschaftspolitiscne Willensbildung erfolgt nicht in zu-
fdlliger Weise. Sie bildet auch hier einen Proze8 der Auseinander-
setzung, und zwar innerhalb der nachgeordneten Organe, wie z. B. der
Regierung, der Staatlichen Plankommission, des Zentralkomitees der
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Partei und dessen Sekretariat. Hier sind die Direktiven des Politbiiros
vorzubereiten und in die Tat umzusetzen. Dabei ist jede einzelne MaB-
nahme zu priifen, ob sie sich mit der herrschenden Ideologie und mit
der aktuellen Direktive deckt, was keineswegs dasselbe zu bedeuten
braucht; und gleichzeitig soll der praktische Zweck der MaBnahme
auch wirksam erreicht werden. Bei der Ausarbeitung dieser MaB-
nahmen werden Diskussionen stattfinden, die oft zu Auseinander-
setzungen sachlicher oder machtpolitischer Art fiihren diirften.

4. Bei den MaBnahmen zur Um- und Ausgestaltung der Wirtschafts-
ordnung scheinen der politische Zweck und auch die ideologische Kon-
gruenz der betreffenden MaBnahmen in der Regel hoher bewertet zu
werden, als deren okonomische ZweckméBigkeit. Das wird besonders
deutlich in der Landwirtschaft, wo man bei der Bodenreform Hundert-
tausende von Bauernstellen geschaffen hat, die fiir sich kaum rationell
wirtschaften konnen, weil sie bei den gegebenen Bodenflichen zu klein
und ungeniigend mit Maschinen ausgestattet sind. Die dkonomischen
Nachteile hat man aber in Kauf genommen, um die Bauern vermittels
des Ablieferungszwanges, des Einflusses der Maschinen-Traktorensta-
tionen (MTS) und der Genossenschaften leichter kollektivieren, damit
besser beherrschen und die individuelle Willensbildung wirksamer
unterbinden zu kénnen.

Auf die Schwierigkeiten, denen die wirtschaftspolitische Willens-
verwirklichung bei der Durchfiihrung der zentralen Pline ausgesetzt
ist, war oben schon hingewiesen worden. Sie gehen zu einem wesent-
lichen Teil eben aus der Beschaffenheit der Ordnung hervor, die einen
stindig wirksamen Widerspruch zwischen den Interessen der poli-
tischen Fithrung und den individuellen Interessen der Staatsbiirger
begriindet. Gleichwohl wird die Zentralisierung der Planung und der
Willensbildung sowie die Politik der Verstaatlichung des Eigentums
weiter betrieben, wodurch dieser Widerspruch stindig verstirkt wird.

Auch der in neuester Zeit propagandistisch wieder stirker heraus-
gestellte Kurs des demokratischen Zentralismus kann die Schwierig-
keiten der wirtschaftspolitischen Willensverwirklichung vielleicht ver-
mindern, aber sicherlich nicht beseitigen, solange ndmlich der Wirt-
schaftsproze zentral geplant bleibt und das Staatseigentum an den
Produktionsmitteln nicht beseitigt wird. Daran aber ist nicht entfernt
gedacht. Mit der ,Demokratisierung“ soll zwar versucht werden, die
Uberbiirokratisierung zu iiberwinden und die Verantwortung der
unteren Instanzen und Betriebe zu erweitern, die monopolistische Wil-
lensbildung auf allen Lebensgebieten soll aber offenbar unter allen
Umstédnden beibehalten werden. Es handelt sich bei diesem Kurs nicht
um ,,Demokratisierung® im Sinne einer Dezentralisierung der Willens-
bildung, sondern nur um die Dezentralisierung gewisser Aufgaben der
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Planvorbereitung und besonders der Planverwirklichung, die ohne
grundsitzliche Bedeutung sind.

Wenn es auch richtig ist, da8 die MaBnahmen der politischen Fiih-
rung sorgfiltig erwogen werden, so darf man doch die wirtschaftliche
ProzeBpolitik und besonders die Ordnungspolitik im sowjetischen
Sozialismus als eine Politik der Experimente bezeichnen. Man war
sich seiner Sache sehr sicher, als es negativ um die Beseitigung der
freiheitlichen Ordnungsformen ging; fiir die positive Losung der
aktuellen wirtschaftlichen Schwierigkeiten kann die Wirtschaftspolitik
nicht halten, was die Ideologie versprach und verspricht. Ideologisch
besteht das ordnungspolitische Endziel in der totalen Verstaatlichung
der Produktionsmittel, in der Beseitigung sogar des Geldes und aller
Formelemente der Marktwirtschaft. Dieses Ziel ist in RuBland mit
Ausnahme des Abbaues der Geldwirtschaft vollstindig, in Mittel-
deutschland iiberwiegend erreicht. Die Schwierigkeiten der tiiberaus
starken Krisenhaftigkeit politischer, wirtschaftlicher und besonders
auch psychologischer Art bestehen nach wie vor, und es kann nicht
erwartet werden, daB sie durch eine morphologische Vervollkommnung
des Systems im Sinne des proklamierten Endzustandes verschwinden.
Der Widerspruch zwischen den Heilsversprechungen der Ideologie und
der Wirklichkeit wird immer offensichtlicher und kann durch die sog.
»Ubergangstheorie“ nur noch schlecht verdeckt werden. In diesem
Widerspruch hat die tiefgreifende geistige Krise des sowjetischen
Sozialismus ihren eigentlichen Grund; sie kann nur zusammen mit der
wirklichkeitswidrigen Ideologie liberwunden werden.

2. In der Demokratie

1. Die wirtschaftspolitische Willensbildung und Willensverwirk-
lichung bei dezentraler Lenkung des Wirtschaftsprozesses hat die Auf-
gabe, die Bedingungen des wirtschaftlichen Handelns der im Rahmen
der gegebenen Ordnung wirtschaftenden Menschen so zu gestalten, daf
der GesamtprozeB gleichgewichtig verlduft und daB soziale Gerechtig-
keit und Sicherheit gewéhrleistet werden. Diese Aufgabe hat sie mit
ordnungs- und prozefipolitischen Mitteln durchzufiihren.

Erste Voraussetzung dafiir, daB diese Aufgabe wirksam erfiillt wer-
den kann, ist eine klare Konzeption sowie eine umfassende Kenntnis
der Prinzipien, nach denen eine freie Gesellschaft zu formen ist. Weiter
bedarf es realistischer Vorstellungen von den stindig aktuellen Ge-
fahren, die eine freie Wirtschaftsgesellschaft von innen her bedrohen.
Durch die wirtschaftlichen Freiheitsrechte werden ungeheure mensch-
liche Energien freigesetzt, die zwar einen hohen wirtschaftlichen Wir-
kungsgrad des Lenkungssystems mit sich bringen, die aber gleichzeitig
auch schéddliche Auswirkungen wirtschaftlicher, sittlicher, sozialer und
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politischer Art haben konnen. Ordnungspolitisches Hauptproblem eines
Systems dezentraler Lenkung ist die Tendenz zur Bildung privater
wirtschaftlicher Machtstellungen, die den Zwang zur Anpassung an die
Anderungen der Marktverhiltnisse und an die Sozialinteressen ver-
mindern und letzten Endes regelmiBig Ausbeutung anderer Personen
oder Wirtschaftseinheiten im Interesse der Machtinhaber bedeuten.
Notig ist auch ein sachlich fundiertes Wissen um die wirtschaftliche
sowie die universale ordnungspolitische Interdependenz aller Lebens-
bereiche®.

2. Um den Sinn demokratischer Institutionen zu verstehen, ist es
notig, sich immer wieder klar zu machen, daB ihre Konstruktion im
Grunde genommen von dem Gedanken bestimmt ist, die Gefahren, die
von der — natiirlich unerldBlichen — staatlichen Macht fiir das Ge-
meinwesen ausgehen, zu bannen. So gesehen besteht eine gut durch-
dachte demokratische Verfassung aus einem System von Gewichten
und Gegengewichten sowie wechselseitigen Kontrollen. Der Gebrauch
der staatlichen Macht ist bestimmten Regeln unterworfen, und das
ganze System der konkurrierenden Willensbildung von unten nach
oben kann nur funktionieren unter strenger Beachtung eben dieser
Gestaltungsprinzipien. Von alledem war schon die Rede. Hervor-
gehoben werden soll hier nur, daBl der politischen Willensbildung im
Parlament das Prinzip der kollegialen Beschluffassung und der Wil-
lensverwirklichung durch die Verwaltung das monokratische Prinzip
adidquat ist?’. Weiter sollen die Parteien die politischen Wiinsche der
Bevolkerung représentieren.

Natiirlich wird eine Partei sich stets auf bestimmte Schichten der
Bevdlkerung stiitzen miissen, und sie wird auch, wenn sie die Mehr-
heit im Parlament hat und die Regierung bildet, genétigt sein, vor
allem die Interessen ihrer Wihler zu beriicksichtigen. Aber abgesehen
davon, daB sie hiufig mit anderen Parteien eine Koalition eingehen
muB, stehen Mehrheit des Parlaments und Regierung doch meist
unter der Kontrolle der Opposition und der 6ffentlichen Meinung, wo-
durch sie stets gezwungen werden, das ganze Sozialinteresse wenig-
stens bis zu einem gewissen Grade zu beachten. Andernfalls miissen sie
riskieren, bei der nichsten Wahl Macht und Einflu8 zu verlieren. Auf
diese Weise soll und kann ein gewisses Gleichgewicht der politischen
Willensbildung herbeigefiihrt werden.

19 Zur Begriindung der Notwendigkeit einer klaren Konzeption der Wirt-
schaftspolitik vgl. Piitz, Th., Die wirtschaftspolitische Konzeption, in: Wirt-
schaftsfragen der freien Welt; ed.: Beckerath, E. v.; Meyer, W. F.; Miiller-
Armack, Frankfurt/Main 1957.

20 Diese Unterscheidung hat neuerdings Th. Eschenburg, ,Herrschaft der
Verbidnde?“, Stuttgart 1956, in beispielhafter Klarheit herausgearbeitet.
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3. Wiren die Parteien alleinige organisatorische Triger der kon-
kurrierenden demokratischen Willensbildung und hitte es auf der
anderen Seite die Wirtschaftspolitik nur mit den Einzelwirtschaften
zu tun, so wire eine gute gesamtheitlich orientierte Wirtschaftspolitik
nur eine Sache der Einsicht in die Zusammenhéinge und der politischen
Bildung der Politiker. Tatséchlich jedoch scheint in der Bundesrepublik
wie auch in den meisten anderen westlichen Demokratien die Entwick-
lung immer mehr dahin zu gehen, da8 statt der Parteien die ,organi-
sierten Interessen“** zu einfluBreichen Trigern der wirtschaftspoli-
tischen Willensbildung werden. Gewerkschaften, Unternehmerver-
bidnde, die Verbinde der Wirtschaftszweige, Kartelle und Konzerne
gewinnen zunehmenden EinfluB auf die wirtschaftspolitischen MaB-
nahmen und deren Durchfiihrung. Diese Entwicklung ist fiir die Be-
volkerung der Bundesrepublik als einer freien Gesellschaft alarmie-
rend. Sie fiihrt sowohl zur Verfilschung der demokratischen Willens-
bildung und Willensverwirklichung, als auch zur ordnungspolitischen
Verformung und prozeBpolitischen Desorientierung der freien Wirt-
schaftsverfassung.

Natiirlich kann es sich nicht darum handeln, die wirtschaftlichen
Verbédnde in Bausch und Bogen zu verwerfen. Sie haben selbstver-
stdndlich echte und sinnvolle Funktionen. Worum es aber geht, ist, die
Grenzen ihrer Wirksamkeit und ihrer EinfluBnahme auf die Wirt-
schaftspolitik zu bestimmen sowie fiir die Einhaltung dieser Grenzen
zZu sorgen.

Die Macht der Verbinde geht aus ihrer oftmals groSen Finanzkraft
hervor und daraus, daB einige von ihnen zu den gré8ten Massen-
organisationen gehéren. Hierdurch und angesichts der Finanzschwiche
der Parteien und der umnsinnig teuren Wahlkdmpfe haben die Ver-
binde die Moglichkeit, groBen finanziellen und wahlpolitischen Druck
auf Parteien, die Parlamente und die Regierungen auszuiiben. — Der
entscheidende Unterschied zwischen den Parteien und den Wirtschafts-
verbidnden scheint darin zu liegen, daB die Verbédnde fast ausnahmslos
Teilinteressen vertreten, die sie durch starke wirtschaftspolitische Ein-
fluBnahme durchzusetzen suchen, ohne, wie die Parteien, den demo-
knatischen Kontrollen zu unterliegen, d.h. ohne dem Sozialinteresse
verpflichtet und verantwortlich zu sein. IThnen geht es oft nicht um eine
sinnvolle ordnungs- und prozeB8politische Ausgestaltung der wirtschaft-
lichen und politischen Gesamtverfassung, sondern um die Durch-
setzung von gruppenegoistischen Sonderregelungen, wie z.B. Schlie-
Bung der Mirkte, ,kostendeckende“ Preise, Reglementierung des inter-
nationalen Handels im Sinne von Sonderinteressen, Subventionsforde-
rungen usw., die meist zu Lasten des Sozialinteresses gehen®.

21 Kaiser,.J.. H., Die Représentation organisierter Interessen, Berlin 1956.
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4. Diese Tendenzen der.privaten Vermachtung, der Verformung der
Wirtschaftsverfassung und der demokratischen Institutionen sollten
sehr ernst genommen werden; sie sollten in ihrer Wirksamkeit freilich
auch nicht tberschitzt werden.

Galbraith?® glaubt, den Problemen der privaten Vermachtung durch
die Bildung von Gegenmacht beikommen zu konnen. Sicherlich kann
dieses Verfahren in gewissen Fillen zweckmiBig sein, um einseitige
machtpolitische Ubergewichte zu kompensieren oder zu neutralisieren.
Falsch wire es jedoch, dieses Prinzip der Bildung von machtpolitischen
Gegengewichten zum Leitprinzip der wirtschaftlichen Ordnungspolitik
machen zu wollen. Wenn die freie Gesellschaft funktionsfdhig bleiben
soll, dann wird die Wirtschaftspolitik dem Leitbild der Wettbewerbs-
wirtschaft soweit wie moglich folgen miissen. Nur wenn die Ent-
stehung von Machtgebilden nicht verhindert werden kann, wird das
Prinzip der Bildung von machtpolitischen. Gegengewichten sinnvoll.
Dieses Prinzip sollte also mnicht Leitprinzip, sondern nur ultima ratio
der wirtschaftlichen Ordnungspolitik sein?*.

Noch weiter geht der Vorschlag, die wirtschaftspolitische Willens-
bildung unmittelbar durch die Verbdnde vornehmen zu lassen. Dieser
Vorschlag beruht auf dem Gedanken, mit den Verbénden ein Koordi-
nationssystem des organisierten Interessenausgleichs bilden zu kénnen.
In Kompromissen zwischen den Verbandsinteressen glaubt man, ein
System der Koordination nicht nur der wirtschaftspolitischen Willens-
bildung, sondern auch der -einzelwirtschaftlichen Pldne sehen zu
diirfen?. GewiB miissen wirtschaftspolitische Verbinde und deren

22 Zu dem Verbandsproblem vgl. in wirtschaftspolitischer Hinsicht die
Artikelserie ,Parteien und Verbidnde“ in der Neuen Ziircher Zeitung 1954
Nr. 124, 129, 130, 139, 149, 150 mit Beitrigen von H. Hdberlin, H. Huber,
E. Geyer und E. Kiing; E. Gruner, Das Problem der wirtschaftlichen
Interessenvertretung in historischer Sicht, Ziirich 1956; H. Huber; -Die
Umwilzungen im Staatsgefiige durch die Verbédnde, in: ORDO Bd. 7 (1955);
E. Tuchtfeldt, Wirtschaftspolitik und Verbinde, in: Hamburger Jahrbuch fiir
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Tiibingen 1956; J. Werner, Die Wirt-
schaftsverbédnde in der Marktwirtschaft, in: St. Galler wirtschaftliche For-
schungen, ed.: Handelshochschule St. Gallen, Bd. 12, Ziirich/St. Gallen 1957.

In politischer und staatsrechtlicher Hinsicht vgl.: R. Breitling, Die Ver-
bédnde in der Bundesrepublik. Ihre Arten und ihre politische Wirkungsweise,
Meisenheim 1955; Th. Eschenburg, Staatsautoritit und Gruppenegoismus,
Heft9 der Schriftenreihe der Industrie- und Handelskammer zu Diisseldorf,
1955; G. Eisermann, Parlament, Parteien und Verbidnde — ein Beitrag zur
politischen Soziologie, in: Kolner Zeitschrift fiir Soziologie, Bd. 6 (1953/54);
J. H. Kaiser, Die Reprédsentation organisierter Interessen, Berlin 1956.

23 Galbraith, J. K., Der amerikanische Kapitalismus im Gleichgewicht
der Wirtschaftskrafte, Stuttgart 1952.

24 Seraphim, H. J., Machtkonzentration in der Marktwirtschaft und die
Verwirklichung des Wettbewerbs, in: Zeitschr. fiir Nat. Ok., Bd.XVI,
Heft 1/2, 1956.

25 Vgl. J6hr, W. A., und Singer, H. W., Die Nationalékonomie im Dienste
der Wirtschaftspolitik, Gottingen 1957.
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Wirksamkeit als gegeben betrachtet werden. Insoweit ist die Herbei-
fiihrung von Kompromissen zum Zwecke des Interessenausgleichs nicht
nur notwendig, sondern auch wiinschenswert. Wiederum aber sollte
man sich hiiten, eine solche Moglichkeit des Interessenausgleichs zu
verallgemeinern und sie zum Leitprinzip der Wirtschaftspolitik machen
zu wollen. Tatsdchlich ist die Giiltigkeit der These, da Verbands-
kompromisse zu einer im Sinne der freien Gesellschaft adiquaten
Wirtschaftspolitik sowie zu einer ckonomisch zweckmaiaBigen, straffen
und wiinschenswerten Koordination der Einzelpldne und der Interessen
zu filhren vermag, bisher noch nicht bewiesen worden. Sicher wiirde
ein solches System der wirtschaftspolitischen und wirtschaftlichen
Willensbildung nicht zu einer Wettbewerbswirtschaft fiihren. Statt
dessen wiirden die in einer Wettbewerbswirtschaft verwirklichbaren
Kontrollen der Betédtigung der Einzelinteressen in ihrer Wirksamkeit
mindestens wesentlich abgeschwicht werden. Die stirksten Verbidnde
wiirden eine Vorherrschaft erlangen und die ordnungspolitischen Be-
dingungen des wirtschaftlichen Verkehrs so setzen, wie es ihren Teil-
interessen entspricht. Die Wirtschaftspolitik ist auch in einer freien
Gesellschaft Sache der politischen Fiihrung, d. h. des Parlamentes and
der Regierung. Sie mufl einer klaren ordnungspolitischen Konzeption
folgen und die hieraus sich ergebenden Grundsédtze gegen die organi-
sierten Interessen durchsetzen. Hierbei kann sie sich der wirtschaft-
lichen Verbinde in mancherlei Weise bedienen, sie darf jedoch nicht
zum Diener organisierter Interessen werden.

Im iibrigen sollte die Wirksamkeit der Verbidnde nicht {iberschétzt
werden; denn neben den Verbinden gibt es noch andere wirtschafts-
politische Potenzen, welche deren Wirksamkeit begrenzen. In diesem
Zusammenhang ist gegenwirtig vor allem auf die bereits vorhandene
Europiisierung der Wirtschaftspolitik der Einzelstaaten hinzuweisen.
Internationale Institutionen wie OEEC, EWG, GATT und dergleichen
bedeuten eine gewisse Koordination der Wirtschaftspolitik der euro-
piischen Staaten, durch die bis auf weiteres auch dem EinfluB der
nationalen Verbinde auf die staatliche Wirtschaftspolitik gewisse
Grenzen gesetzt sind.



Willensbildung und wirtschaftspolitische Fithrung
in der Marktwirtschaft

I Teil: Die BeeinfluBbarkeit von Willensentscheidungen privater
Wirtschaftssubjekte bei dezentraler Lenkung des Wirtschaftsprozesses

Von I. Esenwein-Rothe, Wilhelmshaven

Die Besinnung auf die Moglichkeiten rationaler Wirtschaftspolitik
hat zu der wissenschaftlich gesicherten Erkenntnis gefiihrt, solche Ra-
tionalitdt sei nur unter der Bedingung zu erreichen, da8 eine Orientie-
rung von MaBnahmen und Zielen an einem einheitlich konzipierten
Gestaltungsprinzip gesucht werde. Eine solche wirtschaftspolitische
Konzeption der Wirtschaftsverfassung enthilt keinen ,Katalog konkret
definierter EinzelmaBnahmen®, wohl aber ein Leitbild dafiir, ob real
mogliche MaBnahmen dem langfristig und prinzipiell verstandenen
Entwurf des wirtschaftspolitischen Handelns entsprechen!; offen bleibt
dabei noch, in welcher Weise es gelingen kann, die nach dem Leitbild
einer neu zu gestaltenden Wirtschaftswirklichkeit erforderlichen,
systemgerecht konzipierten MafBnahmen durchzusetzen. Es bleibt zu
kldren, auf welchem Wege ein Systembewuftsein bei den Institutionen
und Triagern wirtschaftspolitisch wirksamer Entscheidungen zu er-
zielen ist, wie diese also zu systemkonformem Verhalten veranlaBt
werden koénnen.

Dieser Frage ist der vorliegende Beitrag gewidmet, allerdings mit
der-Einschrinkung, daB lediglich die BeeinfluBbarkeit des wirtschafts-
politisch wirksamen Willens privater Wirtschaftssubjekte Gegenstand
der Betrachtung sein soll. Auch beziehen sich die Uberlegungen aus-
schlieBlich auf die in einer grundsidtzlich marktwirtschaftlich orien-
tierten, d. h. also nicht zentral gelenkten Wirtschaftsordnung erwach-
senden Fragen.

Es soll also nicht untersucht werden, inwieweit die Wirtschafts-
betdtigung der 6ffentlichen Hand an die geltende Konzeption zu bin-
den ist. AuBlerhalb der Abhandlung soll auch bleiben, ob und in wel-

1 Vgl. dazu Piitz, Th., ,Die wirtschaftspolitische Konzeption“, in: ,Wirt-
schaftsfragen der Gegenwart“, Festgabe fiir Ludwig Erhard, Frankfurt/M.
1957, S.42ff.; ferner Neuhauser, G., ,Zur Klirung einiger Grundbegriffe
der theoretischen Wirtschaftspolitik®, in: Ztschr, f. Nationalékonomie,
Bd. XVIL/2, 1957, S.247fi.

4 Sdbriften d. Vereins {. Socialpolitik 19
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cher Weise Organe der wirtschaftlichen Selbstverwaltung die Realisie-
rung von Zielen einer nicht zentral geleiteten Wirtschaftsordnung be-
einflussen konnten. Auch soll nicht erértert werden, ob es grundsétz-
lich oder tatséchlich méoglich ist, die Willensbildung dieser Institutionen
selbst auf das Leitbild hin zu ordnen, ohne zugleich den Grundsatz
einer ,Freiheit vom Zwang“ aufzuheben2

Die Beschrinkung der Thematik auf marktwirtschaftlich geordnete
Wirtschaftssysteme ergibt sich aus der Uberlegung, daB sich fiir eine
zentral gelenkte, planwirtschaftlich organisierte Wirtschaftsordnung
eine Unterscheidung zwischen privaten und korperschaftlichen Wirt-
schaftssubjekten gar mnicht realisieren lieBe. Alle Funktionstréger im
Wirtschaftsproze8 sind dort dem Zwang der Planerfiillung unter-
schiedslos ausgesetzt. Bei jeder Art ,freier“ Wirtschaftsverfassung —
gleichgiiltig, welche Form dezentraler Lenkung sie verkorpert — ist
dagegen ein solcher Unterschied unverkennbar gegeben. Er duBert sich
u.a. darin, daB es keineswegs allein die 6ffentliche Hand ist, die auf
das wirtschaftliche Verhalten der privaten Wirtschaftssubjekte einzu-
wirken sucht, sondern daf3 dies ebenso von Kammern, Verbinden und
sonstigen Selbstverwaltungskorperschaften angestrebt wird — stets
mit der Absicht, durch diesen Einfluf konkretes wirtschaftspolitisches
Handeln auszulésen, sei dies nun systemkonform oder nicht.

Da es hier darum gehen soll, die Moglichkeiten einer Durchsetzung
gesamtwirtschaftlich rational entwickelter politischer Ziele im Ver-
halten der Einzelwirtschaften zu priifen, geht es letztlich um den Frei-
heitsbereich individueller Willensbildung und -verwirklichung im 6ko-
nomischen Raum. Es ist erwiesen, daB es selbst in einer bis ins letzte
beherrschten Planwirtschaft noch einen Spielraum gibt, innerhalb
dessen die Individuen auf Angebote oder Anforderungen aus dem
6konomischen Bereich reagieren konnen. (In gut durchstilisierten Dik-
taturen bedient sich die Staatsfiilhrung eines Geheimdienstes, dessen
Informationen dariiber, welche Nutzen-Schétzungen in moglichen Kon-
fliktsituationen zu erwarten sind, propagandistisch ausgewertet wer-

2 Diesem Fragenkomplex ist z.T. die nachstehende Untersuchung von
Werner, J., ,Die Wirtschaftsverbidnde als Triager von Ordnungsfunktionen®,
gewidmet. Auch finden sich bei Huber, E. R., ,Selbstverwaltung der Wirt-
schaft“, Stuttgart 1958, bemerkenswerte Hinweise auf die Rechtsstellung
und Ordnungsfunktion der ,pouvoirs intermédiaires”, des Systems von Zwi-
schengewalten zwischen Einzelwirtschaft und Staat. Vgl. z.B. S.19: ,,... Es
besteht ein System von Zwischengewalten ... das heiflit ... von Institu-
tionen und Funktionen, die auf den Gesamtkomplex der im Wettbewerb
stehenden Einzelunternehmen koordinierend, regulierend und férdernd ein-
wirken, ohne die Einzelfreiheit aufzuheben, die aber zugleich den wirt-
schaftszustindigen Staatsorganen beratend, anregend und mitbestimmend
zur Seite treten, ohne den verfassungsmiBigen Zustindigkeitsbereich und
den Vorrang der Staatsgewalt zu beeintrichtigen ...«



Die Beeinflu3barkeit von Willensentscheidungen 51

den, um die Entscheidungen im Vorhof des Konfliktes im Sinne der
Planverwirklichung zu beeinflussen.)

Aber fiir jegliches in der Absicht rationale Verhalten der Wirtschafts-
subjekte sind dem Spielraum fiir ,freie“ Entscheidungen Grenzen
gesetzt, die unmittelbar wirtschaftlich wirksam werden. Sie bestehen
in den Grundbediirfnissen, in der Kaufkraft bzw. in anderweitiger
Fahigkeit zur Gegenleistung und vor allem in der Rechtsordnung.
Diese Grenzen sind keineswegs unverriickbar gezogen; sie variieren
mit der Wirtschaftsordnung und mit der sozialen Funktion des Wil-
lenstragers.

In der Marktwirtschaft sind die Schranken der okonomischen Ent-
scheidungsfreiheit weiter vom Wirtschaftssubjekt weggeriickt als bei
staatlicher Lenkung. Die Rechts- und Sozialordnung eines dezentral
gelenkten Wirtschaftsprozesses anerkennt die Freiheit zur Befriedi-
gung auch solchen Verlangens, das iiber die unmittelbaren Bediirfnisse
der Existenzerhaltung hinausgeht. Das Feld fiir den Wahlakt er-
weitert sich damit iiber die unmittelbare Nutzenschédtzung von Gegen-
wartsgiitern hinaus. Somit kénnte behauptet werden, daB8 nicht nur
die Breite des Freiheitsraumes, sondern auch die Haufigkeit von Kon-
fliktsituationen fiir die Willensentscheidungen privater Wirtschafts-
subjekte im umgekehrten Verhiltnis zum Zwangscharakter der Wirt-
schaftsverfassung wachsen3.

Selbst wo die Wirtschaftsverfassung, wie z. B. in der ,sozialen Markt-
wirtschaft“, auf eine Modifizierung des Konkurrenzprinzips abzielt
und eine Uberwachung und Bevormundung der Wirtschaftssubjekte im
Dienste sozialer Kooperation vorsieht?, liegt die Beschrankung fiir die
wirtschaftliche Willensbildung zuvérderst im Bereich des Okono-
mischen. Die Entscheidungen der Wirtschaftssubjekte kommen inner-
halb der durch Kosten, Preis und Kaufkraft gesetzten Daten gefillt
werden. Eine Konfliktsituation kann bei solchen Voraussetzungen so-
lange nicht entstehen, als das Wirtschaftssubjekt seine Entscheidungen
anhand der gegebenen Daten kalkulieren, d.h. auf den mdglichen
privatwirtschaftlichen Erfolg iiberpriifen kann. Wiirde das rationale
Verhalten des Wirtschaftssubjektes allein ausreichen, die Konflikt-
situation zu meistern, so bestiinde kaum eine Moglichkeit zur Willens-
beeinflussung von auflen her.

Jedoch hingt offensichtlich die Entscheidungsfreiheit dariiber hinaus
auch in der Marktwirtschaft noch davon ab, welche soziale Funktion
die Trdger der Entscheidungsbefugnis bei der Erfiillung eines Wahl-

3 Entscheidungen, die sich auf die Erfiillung eines Lebens- oder Existenz-
plans beziehen und ohnehin niemals bzw. erst nach Zeitablauf marktwirk-
sam werden, bleiben ausgeklammert.

4 Vgl. Huber, E. R., ,Der Streit um das Wirtschaftsverfassungsrecht“, in
DOV 1956, S. 200 ff.

4*
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akts ausfiillen. Mitbestimmend fiir die Willensentfaltung sind nicht
nur die individuellen oder sozialen Wertvorstellungen, sondern auch
die jeweiligen rechtlichen Bindungen, in denen das Wirtschaftssubjekt
steht. Von hier aus, von dem Sozialstatus des Wirtschaftssubjektes, er-
offnet sich ein Zugang in jenen Freiheitsraum der Willensbildung, von
dem aus auf die Entwicklung eines Wirtschaftsplanes EinfluB zu ge-
winnen ist. Erst wenn das Vorhandensein von Bediirfnissen nicht so
eindeutig bestimmbar oder vom Individuum nicht als so klar umrissen
empfunden wird, als daB sich sein Verhalten auf konkrete Moglich-
keiten der Bedarfsdeckung selbsttitig einstellen kénnte, ergibt sich fiir
das Wirtschaftssubjekt ein Konflikt. Desgleichen wird die Entscheidung
erst dann schwierig, wenn sich fundierte Markterwartungen iiber-
raschend nicht bestdtigen. In solchen Fillen ergibt sich die Notwendig-
keit, ,zielblind“ zu reagieren, und zwar im gleichen Sinn wie das
von der Sozialpsychologie verstanden wird: in Reaktion auf fremd-
erstellte Signale, die als Daten in den Wahilakt einbezogen werden.
Entsprechend wird in solchen Fillen vom Wirtschaftssubjekt eine von
auBen bezogene Information fiir wert erachtet, die marktwirksame
Willensentscheidung mit zu formen®.

Wenn nunmehr untersucht werden soll, in welcher Weise es moglich
ist, Willensentscheidungen privater Wirtschaftssubjekte auf system-
gerechte MaBnahmen zu lenken, so erscheint es erforderlich, dieser
Analyse eine Deutung des Begriffes ,Wirtschaftssubjekt“ voranzu-
stellen. Aus einer Charakteristik dieses Phidnomens ergibt sich erst
das erforderliche Verstdndnis fiir die bedingte Rationalitit mancher
wirtschaftlicher Entscheidungen. Zugleich wird von da her einleuch-
tend, daB einzelne Wirtschaftssubjekte eine wunterschiedliche Auf-

5 Hier ist ausdriicklich anzumerken, da8 der zuerst in der Sozialpsycho-
logie verwandte Begriff der ,Zielorientierung von Bediirfnissen“ abweichend
zu interpretieren ist von der in der Nationalckonomie diskutierten Defini-
tion der Vorziele und Grundziele wirtschaftlicher und wirtschaftspolitischer
Konzeptionen. Von der nationalékonomischen Wissenschaft her wird ,,Ziel“
so verstanden, daB der Leistungszusammenhang Wirtschaft in seiner Be-
miihung um Realisierung des Ausgleichs von Bedarf und Deckung lediglich
Vorzielen dient (vgl. Piitz, Th., ,Theorie der allgemeinen Wirtschaftspolitik
und Wirtschaftslenkung®, Wien 1948, und Seraphim, H.-J., ,,Theorie der all-
gemeinen Volkswirtschaftspolitik®, Gottingen 1955). Die , Konzeption“ soll
als Leitbild die auf Dauer angestrebten, aufeinander abgestimmten meta-
okonomischen ,,Bedarfe“ in einem System wirtschaftspolitischer Grundziele
enthalten. Bei solcher Sicht wére zielwidriges Verhalten systemfremd. —
Die in der Sozialpsychologie dargebotene Einsicht in das Zustandekommen
einer Konfliktsituation (vgl. Hofstdtter, ,Psychologie“ — Das Fischer-Lexis«
kon, Frankfurt 1957, Artikel ,Bedarf und Bediirfnis‘, ,Konflikt‘) bietet eine
Erklirung dafiir an, wie bei grundsitzlich durch 6konomische Daten und
Rechtsformen vorbestimmter Willensbekundung noch ein Spielraum fiir
Willensbildung und Wahlakt entsteht und wie durch ,Lernen“, d.h. durch
Zuhilfenahme von Informationen, die von auBen her bezogen werden,
schlieBlich die urspriingliche Zielkonformitit hergestellt werden kann.
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nahmefdhigkeit gegeniiber etwaigen, aus der wirtschaftspolitischen
Konzeption hergeleiteten, fiir die Einzelwirtschaft also nur mittelbar
erfolgbestimmenden Informationen bekunden. Wirtschaftsverfassung,
soziale Funktion des Wirtschaftssubjektes und seiner Vertreter und
schlieBlich deren Willensbildung bestimmen n&mlich, wie noch zu
zeigen sein wird, insgesamt die BeeinfluBbarkeit der privaten Wirt-
schaftssubjekte.

I. Charakteristiken des Wirtschaftssubjektes

Das wirtschaftliche Verhalten von Wirtschaftssubjekten oder auch
die Reaktionsfihigkeit gegeniiber marktgerechten oder propagan-
distisch-psychologischen Einwirkungen ist kein ,Robinson“-Problem.
Der in der Nationalskonomie gesetzte Fall des ,isolierten Menschen®
ist die Ausnahmesituation; im Zusammenhang mit wirtschaftspoliti-
schen Fragen spielt sie, wie besonders von Seraphim® immer wieder
betont wird, eine durchaus untergeordnete Rolle. Das Normale ist die
Beteiligung von Personen am wirtschaftlichen Geschehen, die selbst
lediglich Exponenten wirtschaftlicher Gebilde sind, d. h. Vertreter von
»gesellten Wirtschaftssubjekten*.

Héufig wird der ,Letztverbraucher“ als eine besondere, sogar als
entscheidende Figur im Marktproze8 gesehen. Nicht allein die Metho-
den der Absatzpsychologie sowie der Markt- und Meinungsforschung
sind in erstaunlich grober Vereinfachung auf diesen Individualtyp von
Wirtschaftssubjekten abgestellt, sondern auch wichtige wirtschafts-
und sozialpolitische Uberlegungen und Entscheidungen unterstellen die
Identitdt zwischen ,, Wirtschaftssubjekt“ und , Individuum®. Unbestreit-
bar gibt es zwar auch den Typ des Letztverbrauchers in der Wirt-
schaftswirklichkeit, jedoch iliberwiegt die Zahl derjenigen Marktteil-
nehmer, die nicht als Einzelwesen, sondern als Reprédsentanten wirt-
schaftlicher Gebilde marktwirksame Entscheidungen zu treffen haben:
Haushaltungsvorstand und Hausfrau, ja selbst andere Haushaltsange-
horige treten als Vertreter der elementaren Zellen sozialer Lebens-
gemeinschaften im Wirtschaftsleben, der ,Hauswirtschaft“, auf, wah-
rend die rechtsfdhigen Organe und Erfiillungsgehilfen der institutio-
nalisierten Funktionseinheit ,Unternehmung® als deren Reprisen-
tanten aktiv werden.

A. Das Individuum als Wirtschaftssubjekt

Beim Versuch, eine wirtschaftspolitische Definition fiir die verschie-
denen Kategorien von Marktteilnehmern zu finden, ist das ,Indivi-
duum*“ als Wirtschaftssubjekt zweifellos am einfachsten zu umschrei-

8 Seraphim, a.a.O., vor allem S.50 und 144 ff,
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ben. Die zu dieser Kategorie von Wirtschaftstdtigen und Marktpart-
nern gehorigen Wirtschaftssubjekte sind Entscheidungstriger in eigener
Sache. Die einzelne Person vereinigt in sich selbst Bedarf, Nutzen-
schiatzung und Verfiigungsmacht iiber die Mittel zur Gegenleistung. Die
Entscheidung wird nach der unterschiedlichen Elastizitit von Bedarf
und Kaufkraft getroffen, und zwar in einer durchaus persdnlichen
Abstimmung von Erfahrung und Gefiihl mit der vom Individuum nach
seinen Mafistében realisierbaren Vernunft.

Daraus folgt, daB die Kenntnis der Zahl dieser Gruppe von Wirt-
schaftssubjekten sowie ihrer Gliederung nach Alter, Geschlecht, Beruf
und sozialer Stellung hinreichen miite, um ihre Bedarfsstruktur
ndherungsweise zu schitzen. Eine kleine Gruppe von ihnen, nach ten-
denziellem Marktverhalten befragt, wiirde geniigen, auf die Rationali-
tdt des Verhaltens aller anderen einzuwirken. Denn diese Ratio ist
steigerungsfahig. Erforderlich wére nur die Erweiterung von Kennt-
nissen iiber die Alternativen. Ohne werberische oder erzieherische Be-
einflussung kénnten diese Marktteilnehmer lediglich dadurch zu héherer
Rationalitdt des Verhaltens kommen, da8 sie einen Kaufakt bzw. einen
Arbeitsgang im Wiederholungsfall unter Einsatz anderer Mittel voll-
fiihrten?.

Es hédngt also zundchst von der Personlichkeit und der Lebenserfah-
rung des Wirtschaftssubjektes ab, daneben aber auch von der Wieder-
holbarkeit der zu treffenden Entscheidung (da diese auf den Wunsch
zur Rationalisierung des Marktverhaltens einwirkt), inwieweit die der
Willensentscheidung vorausgehende Nutzenerwigung von auflen her
beeinfluBbar ist.

Klarzustellen ist nun aber, daB nicht alle Einzelhaushaltungen im
Sinne dieser Ausfiihrungen als Individual-Wirtschaftssubjekte ver-
standen werden diirfen. Die Existenz von rund 2,9 Mill. Einpersonen-
Haushaltungen im Bundesgebiet (1956) kénnte zu der Annahme ver-
fiihren, da doch der Letztverbraucher als Wirtschaftssubjekt eine be-
tréchtliche volkswirtschaftliche Bedeutung héitte. Tatsdchlich 148t sich
aber aus gleichzeitig erhobenen anderen Merkmalen klar erkennen, da
nur etwa ein Drittel der Einzelhaushaltungen in vollstindiger Isolie-
rung von einem Familien- oder Zweck-Haushalt existiert. Die Mehr-
zahl der Einpersonen-Haushaltungen hat schon allein vom Einkommen

7 Vgl. dazu Abbot, L., ,Qualitit und Wettbewerb — Ein Beitrag zur Wirt-
schaftstheorie“, Miinchen 1958, insbesondere S.88 ff. Diese Charakteristik
trifft auch fiir den Fall zu, da8 das Individuum fiir seine Zwecke Produk-
tionsmittel erwerben und an Stelle von Geld seine , Gegenleistung” in
Form von Tauschgiitern oder Lohnwerk erbringen mdchte! Vgl. das Schrift-
tum zur Frage der ,,Consumer Economics®, das in einer ausfiihrlichen Be-
sprechung von Meyer-Dohm, P., im Hamburger Jb. f. Wirtschafts- u. Ge-
sellschaftspolitik genannt und gewliirdigt wird (2. Jg., Tiibingen 1957, S.171
hiis 185).
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her nur recht begrenzte Dispositionsfreiheit am Markt, sei es, daf} diese
durch Einkommensleistungen an getrennt lebende Teile der Familie
beschnitten wird, oder sei es, daB Einkommensbeziige auf Zuweisungen
aus dem Eltern- oder Familienhaushalt beschriankt sind: stets ist der
Spielraum eigener Entscheidungen eingeschriankt.

Selbst diejenigen Wirtschaftssubjekte, die beziiglich ihrer Ver-
brauchsausgaben unzweifelhaft zur Kategorie des ,Robinson“ gehoren,
treffen nun aber u.U. marktwirksame Entscheidungen als Reprisen-
tanten desjenigen Wirtschaftsgebildes, in dem sie ihre berufliche Er-
werbstitigkeit ausiiben. Da8 ein Wirtschaftssubjekt sowohl in seiner
Konsumtion als auch in bezug auf seine wirtschaftliche Produktivitit
vollig eigenstdndig disponierte, diirfte kaum vorkommen. In jeder
Form sozialer Bindung bestimmt sich aber der Freiheitsraum fiir un-
abhingige Willensbildung des agierenden Wirtschaftssubjektes nach
der Rechtsstellung des Reprisentanten und nach seiner Verantwort-
lichkeit fiir den Wirtschaftserfolg des Gebildes.

B. Institutionen als Wirtschaftssubjekt

Wirtschaftliche Institutionen, wie Haushaltungen, Unternehmungen,
Anstalten usw., sind begriffsnotwendig auf die Weise ,Wirtschafts-
subjekt“, daB einzelne Menschen im Vollzug der Giitererzeugung und
Verteilung als ihre Repriasentanten auftreten. Diese Vertreter treffen
die im WirtschaftsprozeB erforderlichen Marktentscheidungen jeweils
im Auftrag der représentierten Institution, d.h. nach dem fiir diese
giiltigen Wirtschafts-, Finanz- oder Beschaffungsplan. Die Plan-
gebundenheit der Willensbekundung ist durch Rechtsvorschriften und
Gewohnheitsrecht gesichert.

Freilich bleibt das Individuum auch in seinen gesellschaftlichen Bin-
dungen zuletzt als Ich tédtig, gleichgiiltig, ob es seine 6konomische Wahl
aus einem Affekt heraus oder auf Grund von Vernunft und Erfahrung
vornimmt. Bis zu einem gewissen Grade wird eine Wahlhandlung auch
dann auf subjektive Momente zuriickzufiihren sein, wenn sie nicht fir
den eigenen Bedarf, sondern fiir den einer sozialen oder 6konomischen
Gruppe getroffen wird. Sicherlich ist aber das gruppenbezogene Wirt-
schaftsverhalten, d. h. die fiir Haushaltungen oder Unternehmungen
vollzogene Entscheidung, im Wirtschaftsproze von vornherein stark
vom Gegenstidndlichen bestimmt. Mag der Reprédsentant der einen wie
der anderen Wirtschaftszelle noch so stark im Banne irrationaler Ein-
fliisse stehen, so muf} er vor sich selbst wie auch vor den von ihm ver-
tretenen Institutionen sein Verhalten verantworten. Um der Erhaltung
dieser Zelle willen muB3 er sich liber erreichten oder entgangenen
Nutzen, iiber Aufwand und Ertrag, selbst Rechenschaft ablegen.
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Der beschrinkte Spielraum fiir eigene Entscheidungen solcher sozial
gebundener Wirtschaftssubjekte ergibt eine vergleichsweise geminderte
Aufgeschlossenheit fiir informative Einfliisse eben aus dem Tatbestand
heraus, daB die Entscheidungstriger sich nicht in Konfliktsituation,
sondern in klar umrissener Funktion wissen. Das ist um so wichtiger,
als die in der nationalékonomischen Theorie entwickelten Vorstellun-
gen dem Verstidndnis der funktionellen Beziehungen zwischen den In-
stitutionen wenig forderlich sind, das Marktverhalten der Wirtschafts-
subjekte zu verstehen und aus dem Willensbildungsproze8 innerhalb
der Gebilde zu interpretieren.

Die moderne Theorie, die den Wirtschaftsprozef als einen realen
(gliterwirtschaftlichen) Kreislauf und einen entgegengerichteten mone-
tiren FluB von Einkommen und Geldausgaben interpretiert, versteht
die Wirtschaftssubjekte ,,Haushalt und , Unternehmung“ institutionell
als Einheiten, die als Ganzes Willens- und Funktionstriger seien. Der
ProzeB einer unternehmungsweise erfolgenden Giitererzeugung und
-verteilung gilt im Haushalt mit der Konsumtion dadurch als abge-
schlossen, daBl der 6konomische Wert von Giitern mit dem ,Verzehr*
oder der ,Verniitzung‘ erlischt. Der Zusammenhang zwischen den In-
stitutionen, deren Funktion einschichtig im Bereich der Produktion
oder in dem der Konsumtion vollzogen wird, kann zum Gegenstand
mathematischer Betrachtung werden, weil die Summe des Verbrauchs
ebenso mit der Einkommensverwendung gleichgesetzt werden kann,
wie die Summe der Erzeugung mit dem gesamten erzielten Einkom-
men und weil diese beide identisch sind mit dem Sozialprodukts. In
diesem Modell erscheinen Menschen lediglich als Glieder der Institu-
tionen, in der Unternehmung als Produzenten, im Haushalt als Ver-
braucher. Die Mannigfaltigkeit einer internen Teilung und Kombina-
tion im Leistungsvollzug dieser beiden wichtigsten Typen von gesellten
Wirtschaftssubjekten sind nicht Gegenstand dieser Theorien®.

Eine um Wesenserkenntnis bemiihte ,anschauliche Theorie“ gestattet
es dagegen, die einzelnen Marktteilnehmer als Exponenten sozialer Ge-

8 Vgl. dazu u.a. Paulsen, A., ,Allgemeine Volkswirtschaftslehre“, Berlin
1956, und die dort zitierte Literatur, insbesondere Schneider, E., ,Einfiih-
rung in die Wirtschaftstheorie“, Teil I—III, Tiibingen, 6. Aufl. 1956, 4. Aufl.
1956, 4. Aufl. 1957; sowie Samuelson, P., ,Einfilhrung in die Volkswirt-
schaftslehre®, besonders S.229ff. Vgl. auch das gesamte Schrifttum zur
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, so insbesondere die einschligigen
Veroffentlichungen des Statistischen Bundesamtes und die bei Hofmann,
W., Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, in: Volkswirtschaftliche
Schriften, Heft 11, Berlin 1954, aufgefiihrte Literatur.

? Vgl. u.a. die kritische Auseinandersetzung mit einer ausschlieBlich
makro-6konomischen Wirtschaftstheorie bei Voigt, F., ,,Aussagefdhigkeit und
Erkenntnisgrenzen der Wirtschaftstheorie“, in ,Beitrdge zur Theorie des
Sparens und der wirtschaftlichen Entwicklung®, Untersuchungen iiber das
Spar-, Giro- und Kreditwesen, Bd. 1, Berlin 1958.
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bilde zu erkennen, weil sie sdamtliche Einzelwirtschaften als ,,Betriebe“
versteht!®. Fiir die Beurteilung des Marktverhaltens ihrer Exponenten
bedarf es einer differenzierten Kenntnis der innerbetrieblichen Inter-
essenkoordination. Denn nur von da her ergibt sich ein Verstindnis
fiir die Vielfalt der Aufgaben, die in den Dispositionen der Wirtschafts-
einheiten, nach Zeitpunkt und Geldwert fixiert, miteinander kombi-
niert werden mdissen.

1. Haushaltungen als Funktionenbiindel

Die vereinfachende Erkldrung, nach der sich die Aufgabe der haus-
wirtschaftlichen Betriebe im planvollen Konsumvollzug erschopfte, ist
unrealistisch, wie mit einem Blick auf landwirtschaftliche und hand-
werkliche Flamilienbetriebe erkennbar wird. In sehr vielen Haushaltun-
gen ist die Erzeugung von Giitern, mit denen etwa Dienstleistungen
Dritter im Tausch gewonnen werden konnten, genauso Gegenstand des
Wirtschaftsplanes wie die Aufstellung eines Finanzplanes. Dies gilt
auch fiir solche Haushaltungen, bei denen sich fiir einen Teil der Haus-
haltsmitglieder der Einkommenserwerb aufBlerhalb des hé#uslichen Le-
bens abspielt. Der Wertumlauf im Haushalt vollzieht sich kaum irgend-
wo nach dem Wunsch und den Wertvorstellungen nur eines einzelnen
Willenstrégers, etwa des Haushaltungsvorstandes. Unter allen mog-
lichen Planungszielen gilt als maBgeblich und vorrangig der Zweck, die
Dauerhaftigkeit des Gebildes selbst zu sichern. Der Fortbestand der
Haushaltung gilt vielen Gelehrten, die sich von der soziologischen oder
6konomischen Problemstellung her mit dieser Wirtschaftseinheit be-
fassen, gemeinhin nur dort als gewihrleistet, wo Identitdt zwischen
Haushalt und Familie besteht; in allen anderen Fillen, aber sogar auch
in der Familienhaushaltung, wére er tatsdchlich ohne partnerschaft-
liche Dispositionen iiber die gemeinsame Einkommensgestaltung und
-verwendung gefdhrdet. Dies verfiihrt hdufig zu der Annahme, daB
Familie und Haushaltung wesensgleich wéren. Diese Vorstellung ist
aber ebensowenig haltbar, wie eine Gleichsetzung von Familien- und
Haushaltseinkommen.

a) Das Wesen der ,Haushaltung*

Nach den Ergebnissen der amtlichen Statistik lebten 1950 nicht nur
1 Million Menschen in Westdeutschland als vollig isolierte Einzelhaus-

10 Vgl. z. B. Weber, M., ,Wirtschaft und Gesellschaft, in Grdr. d.
Sozialok., 2. Aufl, Tiibingen 1925, S.46 ff. — Nicklisch, H., ,Betrieb“, in
Handwb. d. Betriebswil., 2. Aufl.,, hg. von Nicklisch, Stuttgart 1938. — Sera-
phim, H.-J., a.a.0., S.47. — Egner, E., ,Der Haushalt“, Berlin 1952, sowie
ders., ,Haushalt, in Hdwb. d. Sozialw. — Neuaufl. d. Hdwb. d. Stw., —
Bd. 1/1956, S. 65 ff.
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haltungen!!, sondern weitere rund 5518 000 Menschen in Haushaltun-
gen, die ganz oder iiberwiegend familienfremde Elemente umfassen,
darunter 1167000 Menschen in Haushaltungen ohne jegliche ver-
wandtschaftliche Zusammengehorigkeit. Das waren 11,6 bzw. 2,5 vH
der gesamten Bevdlkerung.

Gliederung der Haushaltungen nach Typen und Personenzahl
gemiB Volkszihlung vom 13. 9. 1950%)
- in Tausend -

Haushaltungs- | darunter je Haushalt
T :
ype Haushaltungenl 1 Pers. I 2—3 Personen | 4 u. mehr Pers.
Zahl | Pers. |(Pers.-| Haus- |mit zus.| Haus- [mit zus.
Haus- |haltun-/|.... Pers. haltun-|.... Pers.
halt) gen gen
A: Reiner
Familienhaus-
halt 13929 | 40108 | 2849 | 6868 | 17020 | 4211 | 20239
B: Familienhaus-
halt m. ent-
fernt Ver- 541 2170 256 636 286 | 1534
wandten
C: Familienhaus-
halt m. teilw.
Familienfrem- 792 | 4251 152 454 640 | 3797
den
D: Haush. ohne
familidre
Bindungen 109 260 101 215 8 45
Anstaltshaus-
haltung 31 907 31 907
Haushaltungen
insgesamt 15402 | 47696 | 2849 | 7377 | 18325 | 5176 | 26 522

') Quelle: St. BRD., Binde 32—35.

Beriicksichtigt man ferner, wie viele der ,reinen Familienhaushal-
tungen® praktisch nur aus 2 Personen bestehen, so wird doch deutlich,
dafl in allen Haushaltungen, die nicht dem reinen Familientyp ange-
horen, eine Wesensgleichheit mit der ,Intim-Gruppe“ Familie, einer
vielkopfigen Einheit von Eltern und Kindern!2, nicht besteht.

11 ygl. oben S.54. (Von den statistisch ausgewiesenen 2,849 Mill. rund
ein Drittel!)

12 Konig, R., definiert die Familie als soziales Phdnomen (,Materialien
zur Soziologie der Familie — Beitrdge zur Soziologie und Sozialphilosophie“,
Bern 1955) und unterscheidet sie von anderen Intimgruppen dadurch, daB
ihre Aufgabe nicht nur Zeugung (S.61) und Aufzucht (S. 126) innerhalb der
Blutsgemeinschaft sei, sondern vor allem Erziehung (S. 130), und zwar im
Sinne eines Aufbaues der sozialkulturellen Personlichkeit.
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Allein ‘'schon von der Zahl her scheitert somit der Versuch, die Ein-
heit ,Haushalt“ und ihre wirtschaftlichen Funktionen mit dem sozial-
biologischen und zugleich sozialpddagogischen Phédnomen ,Familie“ zu
identifizieren. Diese Gleichsetzung verbietet sich aber auch deshalb,
weil alle Bemiihungen um eine soziologisch oder statistisch vollzieh-
bare Definition darin gipfeln, die Einheit ,Familie“ in einer Wirt-
schaftsgemeinschaft, im , Haushalt“, zu begreifen!3. Damit verschlieBt
sich logisch die Mdoglichkeit, umgekehrt das Wesen der Haushaltung
aus institutionellen oder funktionellen Beziehungen innerhalb der Fa-
milie abzuleiten.

Es ist moglicherweise ein Zweck der Haushaltsfiihrung, aber niemals
der alleinige, die ,,... zwischenmenschliche Distanz zwischen den Fa-
milienmitgliedern zu verringern ...“14,

Diese Klarstellung erscheint notig, um den Blick fiir die 6konomische
Rationalitét des innerbetrieblichen Werteumlaufs, insbesondere beziig-
lich der Einkommensseite freizulegen. Die Vorstellung ndmlich, daB
Familien- und Haushaltseinkommen identifiziert werden kénnten, wird
den Realitdten nicht gerecht. Bei solcher Auffassung, wie sie sich etwa
in der Formulierung spiegelt, da die Haushaltung von der Gebe-
freudigkeit der Familienmitglieder abhéingig sei, wird verkannt, da8
das haushilterische Budgetieren im Sinne eines Verfiigens {iber Mittel
nur die Gegenrechnung fiir ein Einkommensbudget ist. Von der GréSe
des kumulierten naturalen und monetidren Einkommens aller Haus-
‘haltsangehorigen, so wie es in Gestalt von Deputaten, Lohn, Rente und
Zins den Mitgliedern zuflieBt, wie es sich aber auch als Teilhaberschaft
an auBerh&uslichen Verpflegungs- und Versorgungseinrichtungen, als
Rechtsanspruch auf Dienstwohnung, Dienstland u. a. priasentieren kann,

13 Die soziologischen Tatbestinde der Familie lassen sich nur im Haus-
halt erkennen, wie z.B. Schmoller, G. (,,Grundri der allgemeinen Volks-
wirtschaftslehre“, Mchn. u. Lpz. 1920, I. Teil, S.245) ausfiihrlich dargelegt
hat. Wie es soziologisch richtig erschien, die dauernd im gemeinsamen Haus
unter Leitung des ,Familienvaters“ lebenden Angehorigen und wirtschaft-
lich von ihm abhingigen Personen zur Familie zu zéhlen, so wurde die
,Hausgemeinschaft“ bei statistischen Erhebungen stellvertretend fiir die
nach eindeutigen Erhebungsmerkmalen gar nicht zu definierende demor
graphische Einheit eingefiihrt. Dieser Stellvertretung wegen verblieb die
Aufgabe der statistischen Erfassung und Beobachtung des Haushalts inner-
halb der amtlichen Statistik auch dann noch im Bereich der Bevolkerungs-
statistik, als erkannt war, daB der Komplex der Verbrauchs- und Einkom-
mensstatistik auf diese Weise nach wie vor unzureichende Berechnungs-
grundlagen hat. — Vgl. dazu Bartels, H., ,Probleme der Gliederung und
Zuordnung auf der Verwendungsseite der Sozialproduktsrechnung®, in:
WiSta. 1954/2; dies., ,Der private Verbrauch in der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung®, ebda.; Schmucker, H., ,,Haushaltungsstatistik®, Hdwb. f.
Sozialw., Bd.5/1956, S.87—88; Szameitat, K., ,Die Haushaltung als wirt-
schaftende Einheit und ihre statistische Erfassung®, in ASTA/1955/4, S. 312 ff.

14 Vgl. Reichenau, Ch. v., ,Haushaltsrechnung/Haushaltsfiihrung“, in
Hdwb. d. Sozialw., Bd.5/1956, S.74.
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wird zuerst der Standard der Haushaltsorganisation bestimmt. Erst
wenn dieses Niveau des haushélterischen Budgets fixiert ist, das bei-
spielsweise nach Art, GroSe und Lage der Wohnung, nach der Qualitit
der Wohnungseinrichtung wie auch nach Art und Formen der geselli-
gen und kulturellen Betétigung variiert, lassen sich die zur persén-
lichen Verfiigung verbleibenden Einkommensspitzen fiir einzelne Haus-
haltsmitglieder bestimmen. Es kann somit gar keine Rede davon sein,
daB die Finanzplanung fiir den Haushaltungsbedarf sich darauf er-
streckte, den ,Beitrag" seiner Mitglieder zu bestimmen, noch gar diesen
als ,Saldo zwischen eingebrachtem Geldeinkommen und Selbstver-
brauch® aufzunehmen und iiber einen solchen Restbetrag zu verfiigen.

b) Der ,Betriebszweck” der Haushaltung bestimmt
den Wirtschaftsplan

Wenn die Verhaltensweise des Wirtschaftssubjektes ,Haushaltung
— bzw. seiner Représentanten — im Marktgeschehen iiberhaupt ver-
stdndlich werden soll, mu3 der Betriebszweck exakter definiert wer-
den als es bei typologisierender Betrachtungsweise zu geschehen pflegt.
Zweck haushilterischer Wirtschaftstiatigkeit ist die auf der Grundlage
der Wohngemeinschaft zu schaffende optimale Lebensgestaltung fiir
alle Beteiligten mittels wirtschaftlicher Dispositionen. Zur bestmdg-
lichen Erfiilllung dieses Zweckes gehort — wie erwéhnt — die plan-
volle Handlung zugunsten einer Erhaltung von Substanz und Lei-
stungsfihigkeit des Betriebes selbst, dessen Funktionen sich dann aller-
dings nicht allein auf 6konomische, sondern auch auf auBerwirtschaft-
liche Handlungen erstrecken.

Im Vorfeld dieser auBerwirtschaftlichen Zwecke des Haushalts liegen
jene marktwirksamen und marktabhingigen Handlungen, deren Pla-
nung und Disposition die Kombination der ,Hauswirtschaft ausmacht,
wenn diese als Zelle des gesamtwirtschaftlichen Produktionsprozesses
und zugleich als konsumtive Einheit verstanden wird!5. Der Wirt-
schaftsplan, gleichgiiltig, ob er im Einzelfall in autoritirer oder ge-
meinschaftlicher Disposition zustandekommt, hat folgende Elemente
aufeinander abzustimmen:

(1) Haushaltsbediirfnisse und Haushaltseinkommen

Der grofte Teil der Bemiihungen ist darauf gerichtet, das Haus-
haltseinkommen zu steigern. Moglichkeiten dazu bietet die Inanspruch-
nahme sozialer Versorgungseinrichtungen durch einzelne Haushalts-

1 Die Anregung zu dieser Uberlegung geht auf Eucken zuriick (,Die
Grundlagen der National6konomie®, 5. Aufl., Godesberg 1947, S.136 und 140)
sowie auf eine hochst instruktive Studie von Fiirst, H., ,, Einkommen, Nach-
frage, Produktion und Konsum des privaten Haushaltes in der Volkswirt-
schaft“, Stuttgart 1956.
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angehorige, etwa in der Form, dafl einer oder der andere von ihnen
an einer Kantinenverpflegung teilnimmt, daB ihm Arbeitskleidung ge-
stellt wird oder daB ihm selbst oder seinen Angehorigen Ferien- oder
Mietsbeihilfen zuteil werden, so daB dem Haushalt entsprechende Auf-
wendungen erspart bleiben. Andererseits besteht die Moglichkeit einer
Steigerung der individuellen Geldeinkommen auf dem Wege, daB
haushaltseigene Sachleistungen auf Fremdleistungen umgestellt wer-
den, wodurch die jeweilige Arbeitskraft fiir einen auBerhéuslichen
Broterwerb freigesetzt wird. Umgekehrt kann auch das Haushalts-
einkommen durch Zuriickholung ausgelagerter Funktionen gesteigert
werden, indem etwa mit Awufstellung von Maschinen und Apparaten
die Moglichkeit gewdhrt wird, auf Dienstleistungen Dritter zu ver-
zichten.

Die abstimmende Disposition konkretisiert sich einmal in der Nach-
frage nach haushaltseigener Produktion und Dienstleistung, die sich
zumeist marktwirtschaftlicher Bewertung entzieht, zum anderen in
marktwirksamer Nachfrage, gestiitzt auf haushaltsinternes, zumeist
also gliterwirtschaftliches Einkommen oder auch auf auBerhalb der
Haushaltung erworbenes Geldeinkommen. Die jeweilige Zu- oder Ab-
nahme des gesamten Haushaltseinkommens wirkt auf die Nachfrage-
struktur zuriick. So wird beispielsweise die Nachfrage nach Fertig-
kleidung verdringt, wenn ein davor befriedigtes Bediirfnis nach einer
Nihmaschine zu einer Beschaffungshandlung gefiihrt hat und wenn
die Nachfrage nach Kleidung deshalb unter den gegebenen Bedingun-
gen haushaltsintern befriedigt werden kann.

(2) Haushaltsbediirfnisse und Giiterbeschaffung

Zu kombinieren sind fallweise die vom Markt beschaffbaren und
bezogenen Giiter mit den Moglichkeiten zur Eigenleistung, um die Pro-
dukte in die gewliinschte Konsumreife zu bringen und um andererseits
vorhandene Werkzeuge, Arbeitszeit, Arbeitskraft niitzlich einzusetzen.
Keineswegs trifft es zu, was fiir bestimmte makrodkonomische Be-
trachtungen angenommen werden muf8}, daB die Entnahme eines Ver-
brauchsguts aus dem Markt mit , Verbrauch® gleichzusetzen wire!8. Da
Mehl, Fett, Milch und Zucker wie auch fertiggekaufte Béckereiware,
da Fleisch und Gemiise ebenso wie die konservierte Ware im Haushalt
noch zu der gewiinschten Konsumreife weiterentwickelt werden miis-
sen, liegt auf diesem Feld eine weitere Form hauswirtschaftlicher Pro-

16 Zu den auBergewdhnlichen Schwierigkeiten der exakten Definition
und somit erst recht der groBenméfBigen Erfassung und Messung des pri-
vaten Verbrauchs haben die maBgeblichen Referenten des Statistischen
Bundesamtes in einer sehr ausfiihrlichen Betrachtung Stellung genommen.
Vgl. ,Der statistische Nachweis des ,Privaten Verbrauchs‘“, WiSta, 8.Jg.,
NF., 1956/3, S.109—129.
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duktion vor, fiir die eine Planung erforderlich ist. Gilt es doch, haus-
haltsfremde Leistungen mit haushaltseigener Arbeit so zu verbinden,
daB die Awusnutzung vorhandener Einkommens- und Arbeitskraft-
reserven in ein wirtschaftlich tragbares Verhéltnis mit dem Markt-
angebot von konsumreifen Waren gebracht werde, derart, daB z.B.
eine selbst bereitete Mahlzeit im Vergleich mit dem im Gasthaus ver-
zehrten Gericht ,vorteilhafter wird. Ganz besonders wird auf die
Kapazititsausnutzung geachtet. Sdmerei- und Pflanzenbestinde wer-
den fristgerecht im Gartenbau eingesetzt, vorhandene Lebensmittel-
und Drogenbestdnde werden vor Verderb bewahrt, Textilien werden
von Verunreinigung und Schédlingsbefall gesdubert, schadhaft ge-
wordene Gebrauchs- und Verniitzungsgiiter werden instandgesetzt, um
sie so gut wie moglich fiir die weitere Inanspruchnahme des auf Dauer
berechneten Haushaltungsbetriebes zu pflegen.

In dieses Gebiet gehort auch die Rationalisierung von logisch nicht
begriindeten wie auch von auBler6konomischen Bediirfnissen der Haus-
haltsangehérigen. Sie tritt in der Form in Erscheinung, da8 Konsum-
moglichkeiten und Bediirfnisse mit denen anderer Menschen kom-
biniert werden. Das Abonnement einer Zeitung oder Zeitschrift wird
unter dem Gesichtspunkt abgeschlossen, dal die Mehrzahl der Haus-
haltsangehorigen ihre Nachrichten- und Informationsneigungen dabei
befriedigt finden; bei der Wohnungseinrichtung, bei der Amschaffung
von Radio- oder Fernsehapparaten, bei der Anlage einer Bibliothek
wird angestrebt, die entsprechende optimale Ausnutzung der aus den
Haushaltsmitteln erstellten langlebigen Giiter zu erreichen. Schlieflich
148t sich die Rationalitit haushélterischer Wirtschaftsweise dadurch
illustrieren, daB Formen einer Okonomisierung auSerwirtschaftlicher
Bedarfsbefriedigung, etwa bei der alternativen Beniitzung des Wasch-
hauses und der Waschmaschinen oder mit Aufteilung eines Konzert-
Abonnements, anzutreffen sind.

(3) Finanz- und Produktionsplanung

Die Moglichkeiten einer systematischen Steigerung der innerbetrieb-
lichen Produktivitdt im Haushalt hingen von der Verfiigungsmacht
liiber Kapital ab. DaB der Haushalt in zunehmendem MaRe fiir eigene
Produktionsfunktion Sachkapital ansammelt, sogar seine Investitionen
plant und dafiir Kredite aufnimmt, ist in jlingster Zeit in der empi-
rischen Sozialforschung erkannt worden. Die vom Haushalt nach-
gefragten und beschafften Giiter dienen, wie sich u. a. aus ,,Wirtschafts-
rechnungen® nachweisen lieB, keineswegs ausschlieBlich dem unmittel-
baren Verzehr oder auch nur dem privaten Verbrauch im engeren
Sinne; sondern die Anschaffungen erfolgen zum guten Teil mit der
Absicht und in der Form einer Sachkapitalbildung. Teilweise werden
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diese Anschaffungen, mit denen die wirtschaftliche Leistungsfdhigkeit
des Haushalts als Ganzes gesteigert werden sollen, durch Beleihung vor-
handener Vermogensobjekte vorfinanziert. In der Erwartung kiinftiger
Ertrags- und Einkommenssteigerung wird nicht nur die Zinsleistung,
sondern auch die Hohe der Riickzahlung des Kredites termingerecht
durchkalkuliert!’”. Die Deutung dieser MaBnahmen als zeitlich ver-
lagerter Konsum erscheint als Verkennung der Sparabsicht. Die Be-
volkerung ist sich, wie demoskopische Untersuchungen ergeben haben!®,
durchaus der Fragwiirdigkeit der Geldwertstabilitdt bewuBt. Wenn
trotzdem gespart wird, so liegt das auf derselben Ebene, wie die durch-
aus als selbstverstidndliche Handlung des Haushaltungsvorstandes er-
wartete Kalkulation iiber die optimale Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung. Auf diesem Gebiet gilt es als ausgemacht, daB sich die
Haushaltungsvorstande sachgerecht entscheiden, indem sie einen Ver-
gleich anstellen zwischen Versicherungspramien und Leistungen, unter
Beriicksichtigung von Lebenserwartung und Tarifbestimmungen einer-
seits, Zinskonditionen und Geldwertstabilitit bei Selbstversicherung
durch Sparen andererseits!?. Nur scheint sich in jlingster Zeit der
Sparprozef zunehmend zweckbestimmt, ja sogar ertragsstrebig zu voll-
ziehen. Erstrebt wird beim Zwecksparen nicht allein die Zukunfts-
sicherung, noch auch, wie hiufig erwdhnt, eine Erweiterung der Frei-
zeit, sondern die Grundlegung fiir Einkommenssteigerung und Ver-
mogenszuwachs der Haushaltsgemeinschaft.

Obgleich in der wirtschaftspolitischen Literatur zumeist das Zweck-
sparen ausdriicklich als Konsumentensparen klassifiziert wind??, weist
vieles darauf hin, da8 dieser Zusammenhang fiir die wirtschaftliche
Praxis nicht sicher ist. Beispielsweise wird der Haushaltung steuer-
rechtlich unmittelbare Investitionsabsicht nicht aberkannt. Nicht nur
langfristige Sparvertrige und sonstige Kapitalansammlungsvertrige,
die ja vom Individuum nur im Einvernehmen mit den Haushalts-
angehdrigen und in Abstimmung auf andere Haushaltsziele abgeschlos-
sen werden kémnen, sind gesetzlich durch Steuervorteile und Primien-
anreiz begiinstigt; auch der Wertpapiererwerb wird steuerlich als legi-
timer Sparvorgang gewiirdigt. Dies kann als Bestidtigung dafiir ge-

17 Vgl. dazu Hobbensiefken, G., , Aufbau, Entwicklung und Funktion der
westdeutschen Teilzahlungsbanken nach der Wahrungsreform®, Wilhelmiss-
havener Diss. 1958, S.61—75 und vor allem S.121—147.

18 ygl. z. B. ,Die Rentenreform — Praxis und Perspektiven der Alters-
versorgung 1956 — Enquete (im Auftrage der Gemeinsch. z. Schutze d.
deutschen Sparer in K6ln) veranst. vom Inst. fiir Demoskopie in Allensbach.

19 Vgl. Kruk, M., ,,Sparen und Versichern als Mittel der Altersversorgung
— ein Beitrag zur Lehre vom Privathaushalt“, in: ,Forschungen zur
Finanzwissenschaft“, hg. H. Jecht, Heft7, Jena 1941, S.10—20.

20 Vgl. u.a. Weber, A. ,Kurzgefaite Volkswirtschaftspolitik“, 7. Aufl.,
Berkin 1957, S. 48.
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deutet werden, daB , Finanzierung“ im 20. Jahrhundert einen Teil der
Haushaltsfunktionen ausmacht.

(4) Abstimmung der haushaltinternen Planung auf den Marktprozef

Die Willensbildung in h&uslichen Gemeinschaften kann letztlich so-
wohl beziiglich der Nachfrage als auch beziiglich des Leistungsangebots
auf unerwiinschte Marktentwicklung reagieren, so daB diese nicht in
vollem AusmaBl vom Marktgeschehen betroffen werden. Eine Aus-
weichmoglichkeit beziiglich der Nachfrage wurde schon erwihnt: nadm-
lich die Versorgung durch selbst erstellte Giiter oder die Reduzierung
von Haushaltsbediirfnissen im Falle geringeren Einkommens. Von sol-
chen Plinen wird das haushélterische Sparen oder Entsparen be-
einflult. Beziiglich des Leistungsangebotes zielen die Dispositionen des
Haushalts langfristig auf die Ausbildung und Fortbildung der Haus-
haltsangehorigen zur Verbesserung der Aufstiegschancen. Je nach der
Struktur des Haushalts und nach dem Lebenshaltungsniveau kénnen
gewisse Standards fiir die Steigerung des kiinftigen Einkommens ge-
setzt oder liberwunden werden. Aber sogar in unmittelbarer Reaktion
kann das Leistungsangebot der Haushaltsangehdrigen am Arbeitsmarkt
beeinfluBt werden, etwa bei unangemessener Entwicklung des Real-
lohns in der unternehmerischen Arbeitswelt. Kennzeichnend hierfiir
war das Zuriickweichen der weiblichen Arbeitskridfte aus der Berufs-
tatigkeit in die Haushaltungsarbeit, als durch Lohn- und Preisstop die
Kaufkraft des Geldes entwertet und damit die Eigenleistung im Haus-
halt aufgewertet wurde.

Die Moglichkeit solchen Ausweichens in die Unempfindlichkeit
gegeniiber dem Marktproze ist bei den in einer haushélterischen
Gemeinschaft gebundenen Individuen gréBer als bei den v6llig auf sich
gestellten Einzelhaushaltungen.

C. Die Repridsentation des Haushalts am Markt

Aus dieser skizzenhaft angedeuteten Vielfalt der Verkniipfung oko-
nomischer Funktionen innerhalb der Haushaltungen wird verstidndlich,
daB die Willensentscheidung dieser Wirtschaftssubjekte nur vollziehbar
wird, nachdem ihr ein vielschichtiger Willensbildungsproze voraus-
gegangen ist. Es leuchtet ein, daB es dann aber nicht geniigen kann, die
Einzelperson im Stadium der Willensentscheidung bzw. der Willens-
erklarung auf bestimmtes wirtschaftliches Verhalten hinzulenken, wenn
wirtschaftspolitischer EinfluB ausgeiibt werden soll. Vielmehr gibt es
sowohl der Person wie dem Zeitpunkt nach vielerlei unterschiedliche
Amsatzpunkte fiir eine EinfluBnahme auf die Willensbildung. Es ist
zweifellos ein Unterschied, ob der Haushaltungsvorstand oder die
Hausfrau oder sonstige Haushaltsangehorige den Willen des Wirt-
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schaftssubjektes ,Haushaltung® am Markt vertreten. In aller Regel
wird gelten, daB der Haushaltungsvorstand die strukturbestimmenden
Wahlhandlungen vollzieht, wihrend es der Hausfrau obliegt, oder ge-
gebenenfalls auch einer anderen mit der Innenleitung des Haushaltes
beauftragten Person, die wiederkehrenden Wahlakte zu tétigen. Jedoch
haben eingehende Analysen des Kiufermarktes gezeigt?!, daB die
Budgetdisposition auch bei langfristig wirkenden Willensentscheidun-
gen in vielen Haushaltungen durch die Hausfrau allein vollzogen oder
mafBgeblich von ihr mitbestimmt wird. Haufig mag es von der Be-
deutung der Einzelentscheidung fiir die Aufrechterhaltung des Gesamt-
planes abhingen, wer zur letzten Disposition iiber die im Haushalt
verfiighare Kaufkraft berechtigt ist. Im einzelnen Fall erscheint die
Verwendung von Einkommensteilen innerhalb des Wirtschaftsplanes
der Haushaltung dadurch gesichert, daB3 die interne Wirtschaftsleistung
sich nach dem gewohnheitsrechtlichen und gewohnten Arbeitsteilungs-
prozeB seiner Mitglieder einspielt.

Zusammenfassend ist sonach wohl festzustellen, daf die Représen-
tanten des Haushalts am Markt in ihren Willensentscheidungen nicht
frei sind. Unmittelbare Reaktion auf Marktdaten oder auf werberische
Einwirkung ist kaum zu erwarten. Die BeeinfluBbarkeit der Haushalts-
angehorigen und damit der Einflu8 auf die marktwirtschaftlich wirk-
same Willensbildung des Wirtschaftssubjektes ,,Haushaltung® ist sicher
um so groBer, je stirker auf den Planungsvorgang, also nicht auf den
Marktvollzug selbst, eingewirkt wird.

Aus dieser analytischen Betrachtung der Haushaltung in ihrer Eigen-
schaft als Biindel von Funktionen wird des weiteren verstindlich, da8
diese Wirtschaftssubjekte ebenso an den Mirkten fiir Dienstleistungen
und Kapital anzutreffen sind wie an denen fiir Gebrauchs- und Ver-
zehrgiiter. Zugleich ergibt sich, daB ihre Repridsentanten an diesen
Mairkten nicht allein als ,,Konsumenten“, also nur auf der Nachfrage-
seite, auftreten. Aus alledem ist zu folgern, daBl eine Beeinflussung
solange nicht wirksam auf den Entscheidungsimpuls des am Markt auf-
tretenden Reprisentanten zielen kanm, als die Vertretungsbefugnis des
Individuums nicht klar ersichtlich ist. In der Mehrzahl der Fille miiBte
versucht werden, bei der Vorbereitung der Wirtschaftsentscheidung auf
dern jeweiligen Willenstrager einzuwirken.

2. Unternehmungen als Funktionenbiindel

Ebensowenig wie sich die Haushaltung funktional als Verbrauchs-
einheit darstellt, 148t sich ein Unternehmen als einschichtig und ein-

21 ygl. ,Die Bedarfsstruktur im Kéiufermarkt“, Basiserhebung der Ge-
sellschaft f. Konsumforschg., Niirnberg, aus d. Jahre 1953, in: Jb. d. Absatz-
und Verbrauchsforschung, herausg. Bergler, G., u. Vershofen, W., 1. Jg./1955.

5 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 19
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polig auf planvolle Leistungserstellung hin orientierter ,Betrieb* inter-
pretieren. Die bisher im Zusammenhang mit einzelwirtschaftlichen
Fragen diskutierte Problematik einer Uberschneidung im Verhiltnis
von , Unternehmung® und ,Betrieb“ legt es nahe — unabhéngig von
juristisch oder techmisch vomgeformten Definitionen —, das hier zu
analysierende Gebilde ,Betriebswirtschaft“ zu bezeichnen und es da-
mit wesentlich von der funktional vielgliedrigen ,Hauswirtschaft“ zu
unterscheiden. In die nationalokonomische Literatur hat dieser ge-
legentlich in der ,Betriebswirtschaftslehre“ verwandte Begriff22 jedoch
noch nicht Eingang gefunden — dort wird ausschlieBlich von Unter-
nehmung gesprochen, wobei zugleich jener modellgerechte Gegensatz
zur Haushaltung postuliert wird, der in der Erfahrungswirklichkeit so
klar nicht gegeben ist.

Wenn ,Unternehmung“ nicht im wirtschaftsrechtlichen Sinne be-
trachtet, sondern als sozialokonomische Figur analysiert werden soll,
so konnte als kennzeichnend fiir diese Wirtschaftseinheit heraus-
gehoben werden, daB ihre Angehtrigen zu kooperativer Leistung ver-
pflichtet sind. Nach dem Modell der ,reinen Theorie“ sind die Men-
schen, die der Unternehmung ihre Arbeitskraft gegen Entgelt zur Ver-
fiigung stellen, fiir diese lediglich Trager des Produktionsfaktors Ar-
beit. Der arbeitende Mensch wirkt nach dieser Lehre im giiterwirt-
schaftlichen Kreislauf an der Leistungserstellung mit und deshalb
partizipiert er am realen Produktionserfolg in Form eines Anteils an
den gesamtwirtschaftlich erzeugten Giitern.

Diese Auffassung wird von den meisten Vertretern der theoretischen
Volkswirtschaftspolitik prinzipiell und nachdriicklich abgelehnt. Die
yanschauliche Theorie“ definiert die Unternehmen als wirtschaftliche
Zweckgebilde, deren Leistung vom Gestaltungswillen und von der
Schaffenskraft simtlicher Unternenmensangehoriger abhingt, also nicht
nur vom materiellen Effekt des individuellen Arbeitsaufwands. Des-
halb erscheint den Werksangehorigen — ungeachtet ihrer organisato-
rischeny Stellung innerhalb der betrieblichen Leistungsordnung — die
Zugehorigkeit zum Unternehmen als Basis fiir die eigene Daseinsent-
faltung und Lebensgestaltung. Die Angehdrigen einer ,Betriebswirt-
schaft“ gehoren ihr auch als Leistungstriger und als Lohnempfénger
an; ihr Interesse richtet sich aber ebenso auf eine optimale Arbeits-
verfassung, in der die Berufsausiibung im Unternehmen auf lange
Sicht, ja: moglichst auf Dauer, sinnvoll erscheint?8. So gesehen, besteht

2 Vgl. Lehmann, M. R., ,Allgemeine Betriebswirtschaftslehre — All-
gemeine Theorie der Betriebswirtschaft®, 3. Aufl.,, Wiesbaden 1956.

2 Vgl. dazu die recht eindrucksvollen Darlegungen iiber ,Fragen der
Sozialordnung im Betriebe“ bei Schdfer, E. ,Die Unternehmung“, Koln-
Opladen 1956, S.115 ff.
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also wechselseitige existentielle Abhidngigkeit zwischen dem Gebilde
und seinen Angehorigen2.

a) Das Wesen der Unternehmung

Anders als im Haushalt vollziehen sich Planung und Ausfiihrung
des okonomischen Betriebes innerhalb der Unternehmung nach héchst
komplizierten Spielregeln. Die Durchleuchtung der inneren und
duBeren Funktionsteilung zeigt, wie simtliche Mitarbeiter in ihrer
Entscheidungsfreiheit durch Gesetz, Vertrag oder Organisationspline
beschrénkt sind und wie sie zusitzlich in einer 6konomischen Hier-
archie in gegenseitigem Unterordnungsverhiltnis tétig sind. Nicht nur
die- Vertretungsbefugnis einzelner Exponenten ist begrenzt: sondern
zugleich wird die Verantwortlichkeit iiberall dort aufgeteilt, wo die
Leistung des Wirtschaftssubjektes ,Unternehmung“ von einer nicht
liberschaubaren Zahl von Beteiligten erstellt bzw. verwertet werden
muB. Daraus wiederum ergeben sich fiir die einzelnen starke Unter-
schiede im Grade des Beteiligtseins?5.

Die in den verschiedenen Unternehmungsformen vorgegebenen Ka-
pital- und Rechtsverhéltnisse wie auch die in der Erfahrungswirklich-
keit anzutreffende vertragliche Regelung iiber die Ertragsbeteiligung
und Mitwirkungspflicht der Gesellschafter 148t, wie von Gutenberg
herausgearbeitet wurde?, zwei vollig unterschiedliche Typen von Be-
triebswirtschaften entstehen: die Eigentums- und die Geschéftsfiihrer-
unternehmung. Beide sind charakterisiert durch das MaB der Koppe-
lung oder Trennung von Rechten (Eigentum an Produktionsmitteln)
und Funktionen (Vorstand, Einzelkaufmann)??. Die in der Theorie
h&ufig unterstellte einpolig nach dem zentralen Willen des einzelnen
Unternehmers bzw. mehrerer vergesellschafteter ,Betreiber“ geregelte
Planung und Organisation ist in Wirklichkeit selten im betrieblichen
oder gar im marktwirtschaftlichen EntschluBifeld anzutreffen, es sei
denn im Falle der Vereinigung von Eigentum und Geschéftsfiihrung.
Die Voraussetzung fiir solche hochstgradige Beteiligung des Unterneh-
mers, d. h. fiir eine Identifizierung von Zwecken und Zielen der Unter-
nehmung mit denen der eigenen Persdnlichkeit, ist nur beim Ein-
Mann-Betrieb gegeben. Selbst bei einer Einzelfirma des Handelsrechts
besteht zumindest potentiell die Mdglichkeit, Rechte und Pflichten zu

2¢ Vgl. Seraphim, a.a.0., S.48.

2% Vgl. Schdfer, a:a.0., S.48 ff.

% Vgl. Gutenberg, E., ,Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre“, 1.Bd.,
Berlin 1951, S. 364 ff.

1 Vgl. dazu erginzend Henzler, R., ,Die Genossenschaft — eine férdernde
Betriebswirtschaft, Essen 1957, wo ausdriicklich die Entwicklung zu stér-
kerer Unabhingigkeit der genossenschaftlichen Leitung von der General-
versammlung als nicht nur unvermeidlich, sondern sogar zweckméaflig dar-
gestellt wird.



68 Ingeborg Esenwein-Rothe

delegieren — und damit ein Mitwirkungsrecht bei Willensbildung und
Willensentscheidung einzurdumen. Das Wesen der Unternehmung als
Funktionenbiindel tritt aber sogar auch in Einzelbetrieben zutage. Es
ist deshalb irrig, als , Unternehmungen® in bezug auf die Marktposi-
tion lediglich handelsrechtliche Firmen, mittlere oder groBe Betriebe
der Industrie, des Verkehrs oder der Landwirtschaft gelten zu lassen.
Die wirtschaftlichen Funktionen der Unternehmung sind véllig gleich-
artig, wenn auch in ihren Dimensionen wunterschiedlich, gleichgiiltig,
welchem Wirtschaftsbereich das einzelne Gebilde angehort, wie viele
Beschéftigte es zdhlt oder in welcher Rechtsform die Teilnahme am
WirtschaftsprozeB erfolgt2s.

Nach der Arbeitsstdttenzéhlung von 1950 waren 38% si#mtlicher
nichtlandwirtschaftlicher Arbeitsstitten sog. Ein-Mann-Betriebe. Nur
7,5%0 der Arbeitsstdtten hatten mehr als 10 Beschiftigte. Die Anzahl
von Arbeitsstitten mit mehr als 100 Beschiftigten betrug insgesamt
13 400, also nicht einmal 19, sidmtlicher , Unternehmungen®, die als
leistungstragende Einheiten am WirtschaftsprozeB beteiligt sind. Im
Agrarsektor entfielen 1949 ein Drittel aller Betriebe auf die GréBSen-
klasse unter 2 ha, nimlich 650 600. Sie bewirtschafteten immerhin
4,99 der landwirtschaftlichen Nutzfliche, gegeniiber 3037 Betrieben,
die mit einer Fldche von mehr als 100 ha insgesamt doch nur 4,2 %
der landwirtschaftlichen Nutzfliche okkupierten. Dieser statistische
Hinweis soll dazu dienen, eine Ldsung von der Vorstellung zu be-
wirken, da es geniige, einigen groferen Managern und Unternehmer-
kapitalisten die volkswirtschaftlichen Ziele plausibel zu machen, um
auf diese Weise die Unternehmungen zu zielgerechter Handlung zu
veranlassen. Die Vielzahl von kleinen und kleinsten Unternehmungs-
einheiten verkorpert in sich Produktion und zugleich Verzehr. Be-
sonders deutlich wird dies bei dem Versuch, in landwirtschaftlichen
Kleinbetrieben oder im Handwerksbetrieb die Marktleistung vom
Selbstverbrauch dieser Gebilde trennen zu wollen.

Erst recht bei groferen, kaufménnisch geleiteten Unternehmungen
ist die einpolige Willensbildung nicht ohne weiteres gewihrleistet: Wie
erwihnt, entstehen im Falle einer Aufspaltung von Eigentum und Ge-
schaftsfiihrung zumindest zwei Zentren betrieblicher Willensbildung,
die allerdings durch gesetzliche, statutarische oder vertragliche Be-

2 In verwandtem Sinne wird vom Statistischen Bundesamt die institu-
tionelle Einheit , Unternehmen“ interpretiert, und zwar in Widerspruch
zum Handelsrecht wie zum Landwirtschaftsgesetz, wohl aber in Uberein-
stimmung mit international erdrterten Moglichkeiten fiir den Aufbau der
Wirtschaftsstatistik sowie mit einem Grundprinzip des Steuerrechts. Vgl.
dazu Fiirst, G., und Mitarbeiter, ,Unternehmen, fachliche Unternehmens-
teile und ortliche Einheiten als Grundlage fiir die statistische Darstellung
wirtschaftlicher Tatbestidnde“, WiSta. 1957/12, S. 643—6170.
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stimmungen und Abreden zu sicherem Spannungsausgleich gefiihrt
werden konnen.

Ein weiteres Zentrum betrieblicher Willensbildung erwéchst der
Unternehmung, auch im kapitalistischen System, in den Fillen, in
denen einer reprisentativen Spitze der Arbeiterschaft ein Mitverwal-
tungs- oder Mitbestimmungsrecht eingerdumt wird. Dieses Mitverwal-
tungsrecht kann, etwa im Falle der Produktivgenossenschaft, sogar die
Beteiligung am Geschéftserfolg involvieren; es kann auch auf den per-
sonellen und sozialen Bereich beschrinkt sein: allein die Existenz
dieses Gremiums eigener Willensbildung fiihrt eine ganze Skala be-
triebs- und marktpolitischer Erwigungen in den Planungsprozef ein,
die tendenziell vom reinen Produktionszweck ablenken.

Nach der Theorie ist es alleinige Aufgabe der Unternehmung, nach
ihrer Marktkenntnis die Produktionsfaktoren zu kombinieren, ihre
Harmonisierung innerhalb des Betriebes herbeizufithren und die so
optimal betriebene Erzeugung von Giitern und Diensten nach best-
moglicher Marktorientierung zu verwirklichen. Bei optimaler Faktor-
kombination wiren Sachaufwand und Sachertrag im Einklang, das
Wirtschaftlichkeitsprinzip wére gewahrt. Es wird aber dariiber hinaus
unterstellt, daB die Unternehmerabsicht auf Gewinnmaximierung ge-
richtet sei.

Selbst wenn fiir alle Unternehmungsarten Gewinnmaximierung das
einzige Ziel der Leistungsveranstaltung wire, konnte dieses Ziel nicht
einmal von bestinformierten Betrieben unter allen Umsténden erreicht
wenden29.

Einmal ermangelt es dafiir der OrientierungsgréBen fiir die Markt-
iibersicht. Diese fehlen selbstversténdlich vor allem der Vielzahl kleiner
und kleinster Betriebswirtschaften, denen es zunichst um Substanz-
erhaltung und erst danach um Gewinnerzielung gehen kann.

Es bestehen aber gewichtige Griinde dafiir, da auch in groBindu-
striellen und sonstigen GroBunternehmungen nicht von allen Willens-
trigern das Ziel der Gewinnmaximierung oder auch nur das der
Risikominderung einhellig angestrebt wird. Hé&ufig verursacht die
innerbetriebliche Arbeitszerlegung, selbst bei gut funktionierendem In-
formationssystem und strenger Kompetenzabgrenzung, Schwierigkeiten

® Vgl. dazu u.a. Schmolders, G., ,Okonomische Verhaltensforschung®,
Ordo, Jahrb. f. Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft, 5. Bd., Diissel-
dorf-Miinchen 1953, S.203 ff., sowie Anderson jun., Furst, H. Schulte, B.,
»Zur Analyse der unternehmerischen Reaktionsweise — eine theoretische
Konzeption zur Auswertung von Konjunkturtestdaten und ihre Anwendung
im Bereich der Schuhindustrie“, in ,IFO-Studien®, Heft2/1956, und die
dort zitierte Studie von Modigliana, F., und Hohn, F. E, ,Production
Planning over Time and the Nature of the Expectation and Planning
Horizon“, in ,Econometrica‘, Bd. 23, 1955/, S.46—®67.
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fiir die Abstimmung von Teilentscheidungen auf die Gesamtdisposi-
tion, so etwa eine klare Bezugnahme aller Entscheidungen in der Ar-
beitsvorbereitung, im Einkauf oder in der Lagerhaltung auf die von
der Finanzierung her bestimmte Terminplanung des gesamten Unter-
nehmens. Die Harmonisierung der sektoralen Entscheidungen mit dem
Gesamtplan wird um so schwieriger, je vielfdltiger das Produktions-
programm, je verzweigter und heterogener die Betriebsgliederung ist.
Das besagt, daB gerade auch in gréBeren und gut organisierten Unter-
nehmungen Entscheidungen innerbetrieblicher Art nicht immer be-
triebspolitisch rational geféllt werden.

Noch wesentlich deutlicher aber wird die Spannung zwischen meh-
reren Willenstrdgern bei den — vom Unternehmen aus gesehen: nach
auBen wirkenden — marktwirksamen Dispositionen.

b) Der Betriebszweck der Unternehmung bestimmt
den Wirtschaftsplan

Die fiir den betriebswirtschaftlichen Gesamtproze8 im Rahmen
einer marktwirtschaftlich organisierten Wirtschaftsverfassung, im Vor-
feld der Leistungserstellung und des Leistungsangebotes anzustellenden
Planungen hédngen zwar auch von der Struktur der Unternehmung,
vor allem aber vom Betriebszweck ab. Stets sind, je nach der Ver-
teilung von Interessen auf einzelne Willenstriger und nach der Diffe-
renzierung der Entscheidungsbefugnisse folgende Elemente aufeinander
abzustimmen:

(1) Unternehmungskapazitit und Aufnahmefihigkeit des Marktes

Es gehort zweifellos zu den Aufgaben schopferischer Unternehmens-
fithrung, durch Markterkundung oder auch durch wissenschaftliche
Marktforschung Anregungen fiir das optimale Angebot an Giitern und
Dienstleistungen, also fiir die Produktionsplanung, zu gewinnen. Die
Erfassung oder Schétzung moglicher Absatzchancen und die Kombina-
tion der hier gewonnenen Plandaten mit den innerbetrieblichen Va-
riationsmoglichkeiten des Produktionsapparates sowie zugleich mit den
Moglichkeiten zusétzlicher ErschlieBung mittelbarer oder unmittelbarer
Absatzwege ist unabdingbar an die Risikofreudigkeit und an den Ein-
fallsreichtum der jeweiligen Geschiftsfithrung gekniipft. DaB diese
hierfiir Spezialisten anstellt oder freiberufliche Berater fallweise
heranzieht, behindert ihre letztlich freie Willensentscheidung nicht.
Dennoch kann die durch solchen Rat verbesserte Transparenz wirt-
schaftlicher Zusammenhinge mittelbar einer Willensbeeinflussung durch
den jeweiligen Berater gleichkommen; es wiirde also u.U. eine Mit-
wirkung der Angestellten, der Rechts- und Steuerberater usw. bei der
Willensbildung der Geschiftsfithrung zu konstruieren sein. Keinesfalls
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kann schlieBlich die Geschéftsfiihrung ihre Produktionsplanungen un-
abhingig von den Kapitaleignern treffen.

(2) Finanzierung und Betriebszweck

Die aus dem Aufwand von Kostengiitern erzielten Leistungsergeb-
nisse setzen den Bestand an Mitteln voraus — also ein giliterwirt-
schaftliches Vermégen. Nicht nur die Griindung der Unternehmung
selbst, sondern auch jeder einzelne TeilprozeB3 im Leistungszusammen-
hang erfordert dispositive MaBnahmen rechtlich-finanzieller Art: die
Planung und Finanzierung. Dabei sind zuvérderst die VerhédltnismaBig-
keit zwischen Eigen- und Fremdkapital einerseits, zwischen Liquiditit
und Rentabilitiit andererseits zu beachten; auBSerdem aber ist es we-
sentlich, auf den Zusammenklang von Kapital- und Betriebsrthythmus
zu achten3?. Die jeweils erforderliche Anpassung der Kapitalfristen an
die Dauer des Fabrikationsprozesses, einschlieBlich der Mdoglichkeiten,
Ziele einzuriumen oder in Anspruch zu nehmen, sind hier beispielhaft
Zu nennen.

Vor allem aber kommt es bei der Finanzplanung darauf an, einen
Ausgleich zwischen unternehmenseigenem Kapitalbedarf und den Ein-
kommensinteressen der Kapitaleigner zu finden, und zwar besonders
im Falle gewinnmindernder Dispositionen der Geschéftsfithrung. Hier
beriihrt sich die vom Wirtschaftssubjekt Unternehmung her verstind-
liche Bemiihung um Substanzerhaltung bzw. sogar -kriftigung mit den
berechtigten Interessen der Kapitaleigner auf Verzinsung des Kapitals
und Gewinnbeteiligung. Wenn beispielsweise die Substanzerhaltung es
erforderlich macht, Lieferbeziehungen auch dann aufrechtzuerhalten,
wenn einmalig ein gilinstigeres Angebot von dritter Seite kommt, oder
wenn eine technisch durchfithrbare Rationalisierung im Interesse des
Betriebsklimas zurlickgestellt werden soll, so kommt das praktisch auf
eine Schmilerung der Gewinnaussichten fiir die Kapitalgeber hinaus.

(3) Unternehmensbediirfnisse und Leistungsintensitit

Ahnliche Abweichungen in der Interessenlage sind gegeben, wenn
das Interesse der Unternehmung an der Erhaltung seiner Substanz
gegen eine im Dienste der Leistungssteigerung notwendig erscheinende
Anderung der innerbetrieblichen Sozialordnung abzuwigen ist.

Alle Bemiihungen um die Erhaltung einer positiven Einstellung der
Mitarbeiter zum ArbeitsprozeB und zur Detailaufgabe verursachen
Kosten. Da aber die Spannung zwischen den Menschen und der be-
trieblichen Sachwelt nicht aus der Welt geschafft werden kann, son-
dern nur mit sozialpddagogischen oder psychologischen MaBnahmen
ertriglich zu gestalten ist, erwachsen im Interesse der Arbeitsordnung

% Vgl. Sellien, H., ,Finanzierung und Finanzplanung“, Wiesbaden 1953,
insbesondere S, 63 ff.
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Aufwendungen, wie freiwillige Sozialleistungen, MaBnahmen der Mei-
nungspflege usw. Diese Sozialkosten mindern den rechnerischen Ge-
winn. Und es kdnnte auch im Falle eines nicht offiziell vereinbarten
Mitspracherechtes seitens der Belegschaften durchaus vorkommen, daf
diese Aufwendungen fiir wichtiger gehalten werden miissen als die
Ausschiittung von Dividenden3!. Auch hier vollziehen sich also Pla-
nungen auf dem Hintergrunde widerstrebender Interessen.

(4) Abstimmung der unternehmensinternen Planung auf den
Marktprozef

Die im Sinne eines Ausgleichs von uneinheitlichen Interessenlagen
zu vollziehende Planung fiir die auBerbetrieblichen Entscheidungen ist
normalerweise zwischen Beschaffungs-, Kapital- und Absatzmarkt ein-
gespannt.

Mit der aus verschiedenen Kapitalquellen flieBenden Kaufkraft wer-
den zunichst die zur Durchfithrung des Produktionsprozesses erforder-
lichen Materialien beschafft. Auf Grund solcher Verfiigungsmacht wer-
den des weiteren nach Qualitdt, Menge und Zeit auf die Betriebs-
dispositionen abgestellte Liefervertrige abgeschlossen. Sodann werden
die Arbeitskrifte vertraglich fiir die Dauer der Planperiode gesichert.
Aus diesem Bereich des inneren Leistungsprozesses tritt die Unterneh-
mung schlieBlich an den Markt, um ihre Erzeugnisse nach dem Prinzip
der Gewinnmaximierung zu verwerten.

AuBerhalb dieses leistungsbezogenen Planungsprozesses bestehen
andere Marktbeziehungen der Unternehmungen. Denn sie erwerben
auch verbrauchsreife Giiter vom Markt, wie Kleider, Schuhe, Lebens-
mittel, Biicher, Zeitungen, Zeitschriften u. 4. und stellen sie ihrer Be-
legschaft zur Verfligung. Fiir Zwecke der Repridsentation und Wer-
bung kaufen sie Einrichtungsgegenstinde, veranstalten sie gesellschaft-
liche Zusammenkiinfte usw. Die in anderem Zusammenhang bereits
erwihnte Hereinnahme von privaten Verbrauchswiinschen in die Un-
ternehmenssphére findet auch hierbei statt. Dies gilt nicht einmal nur
im Zusammenhang mit den sogenannten Sozialleistungen, sondern
insbesondere dort, wo der ,beauftragte Unternehmer“ einbezogen ist
in die Unwégbarkeit der innerbetrieblichen Meinungsbildung. Es ist
in dieser zwischen Eigentum und Gemeinschaft stehenden Person an-
gelegt, daB Okonomisch richtige Marktentscheide umgebogen werden

31 Hierzu bringt Gutenberg sehr bemerkenswerte Feststellungen (a.a.0.,
S. 364 ff., insbesondere S. 382): ,Die mit der Unternehmensfithrung Betrau-
ten ... werden ... funktionsméBig in das Unternehmen selbst eingesaugt...
Die Verantwortungsbasis verschiebt sich. Sie fiihlen sich nicht mehr priméar
dem Eigentiimer ... sondern dem Betrieb gegeniiber verantwortlich. Sie
vertreten nicht mehr primér die Interessen der Eigentiimer, sondern die
des Betriebes selbst mit allen Erfordernissen und Imponderabilien, die sie,
wie niemand sonst, kennen,“
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in menschlich richtige, fiir die dann zwar keine betriebspolitischen oder
finanzpolitischen Daten beizubringen sind, die aber dem Wirtschafts-
gebilde selbst zusidtzliche innere Kraft verleihen konnen. In allen
solchen Fillen wire der Tatbestand erfiillt, daB das Wirtschaftssubjekt
Unternehmung fiir erkennbar unwirtschaftliche, ja, der Produktion
sogar u. U. abtrigliche Zwecke Substanz verzehrt. In solchen Fillen
verhilt sich das Unternehmen also nicht ,marktrational®.

Sogar in bezug auf die Finanzplanung kénnen von der Unterneh-
mensleitung Dispositionen fiir zweckméaBig erachtet werden, die nicht
unmittelbar ertragsteigernd wirken. Wenn beispielsweise die Um-
disposition finanzieller Mittel des Unternehmens auf die Finanzierung
des Wohnungsbedarfs von Belegschaftsangehorigen, auf die Selbst-
finanzierung eines nur mittelbar den Betriebszwecken dienenden Ver-
mogenszuwachses mit Riicksicht auf Steuerprédmien beschlossen wird
oder wenn nach der Ertragslage mogliche Gewinnausschiittungen aus
steuertaktischen Griinden nicht vorgenommen werden, so liegen stets
in Planung und Vollzug dem Erwerbsprinzip widersprechende MaQ-
nahmen vor.

Es 148t sich also kiihnlich erkliren, daB die Binnenvariabilitit der
unternehmerischen Willensbildung womdoglich noch breiter und dafl
die Sicherheit einer dkonomisch-rationalen Willensbildung um nichts
groBer ist als die des Haushaltes. AuBerdem kann behauptet werden,
daB das betriebswirtschaftliche Nachfrageverhalten keineswegs von
groBerer Stabilitdt ist als das der Haushaltung. Die Unternehmungs-
planung ist eher mehr noch als die des Haushalts der Uberraschung
ausgesetzt und in die marktwirtschaftlichen Interdependenzen einge-
bunden. Diese Wirtschaftssubjekte miissen demzufolge (und zwar
nicht nur im Nachfrageverhalten, sondern auch bei der Produktions-
und Preisplanung) elastisch reagieren. Obgleich die Unternehmungen,
wie immer wieder betont werden muB, durch gesetzliche und vertrag-
liche Regelungen in ihrer Elastizitdt auBerordentlich stark beeintréch-
tigt sind, ist festzustellen, daB die Reaktionsfihigkeit und der Re-
aktionswille in bezug auf Uberraschungen des Marktgeschehens deut-
lich erkennbar sind. Der in der Theorie mit einem grofien time-lag an-
gesetzte Anpassungsproze8 unternehmerischer Wirtschaftsfiihrung auf
Verdnderung von Marktdaten vollzieht sich -ganz offensichtlich in kiir-
zeren Fristen, als dies gemeinhin angenommen werden konnte®’. Ein
Erfolg von Einwirkungen auf die Entscheidungen der Tréger des
marktwirksamen Willens ist aber auch hier nur vor Eintritt in die
jeweilige Planungsarbeit aussichtsreich. Die im Gebilde selbst vor-
handene gegengewichtige Interessenlage ist dabei als beachtliches

32 Vgl. Anderson/Fiirst/Schulte a.a.O.
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Hemmnis fiir jede von auBen an das Unternehmen heranzutragende
Einwirkung anzusehen. Fiir eine erst am Markt selbst beabsichtigte
EinfluBnahme wire unerldBlich, das Individuum, das sich an den
Marktverhandlungen beteiligt, in seiner sozialen Funktion anzuspre-
chen. Nur damit ist abzuschétzen, wie gro der Freiheitsgrad seiner
Marktkompetenz, d.h. die Verantwortlichkeit fiir den Wirtschafts-
erfolg des hinter ihm stehenden Wirtschaftssubjektes ist. Sofern die
fiir die Planung Verantwortlichen als solche zu identifizieren wéren,
lieBe sich mit groBer Sicherheit auf ihre Entscheidungen Einflu8 neh-
men, wenn dies zu einem Zeitpunkt versucht wiirde, der dem Willens-
bildungsprozeB vorgelagert ist. Denn die Verantwortlichen suchen
Daten, mit denen ihnen das Gefiihl der Unsicherheit in der Konflikt-
situation genommen wiirde. Die BeeinfluB3barkeit wére bei richtiger
Wahl von Adressat und Zeitpunkt wohl nur noch davon abhingig,
brauchbare Kommunikationsmittel zu finden, um die Wirtschafts-
subjekte zur Annahme der Informationen und Ratschldge zu bewegen.

II. Charakteristik der Informationsmedien fiir marktwirksame
Entscheidungen

Die analytische Betrachtung des Willensbildungsprozesses bei ge-
bildehaften Wirtschaftssubjekten hat ergeben, daB die von den Wirt-
schaftssubjekten zu féllenden Plan-Entscheidungen weder zeitlich noch
personell mit jenen identisch sind, die von ihren Vertretern im kon-
kreten MarktprozeS zu treffen sind. Diese Erkenntnis setzt fiir jeg-
liche Beeinflussungsabsicht Aufgaben, die bisher nur wenig bedacht
worden sind33. Ganz abgesehen aber von der nunmehr geklirten Unter-
scheidung zwischen Trigern der Willensbildung und Trigern des
marktwirksamen Entscheids bleibt zu bedenken, wie gering die Markt-
transparenz ist. Meist wird iibersehen, wie uniibersichtlich die Markt-
gegebenheiten in ihrer regionalen und zeitlichen Differenzierung fiir
die einzelnen Wirtschaftssubjekte sind. Abweichungen in bezug auf
Menge, Qualitdt und Preis kénnen in der Mehrzahl der Fille mangels
rechtzeitiger Information gar nicht wahrgenommen werden. Aus der
Unsicherheit iiber die Zuverlissigkeit und iiber den Geltungsbereich

33 Moglicherweise liegt hier ein Schliissel zum Verstindnis dafiir, da8
nicht wahrscheinlichkeits-theoretisch abgesicherte Markterkundungen im
Wege von Korrespondenzberichten einen so guten Erfolg haben, obgleich
das vom Standpunkt psychologischer und statistischer Methodik unbegreif-
lich ist. Vielleicht geht es andererseits viel weniger um die Erstellung einer
»Verbraucher-Charakterkunde“ nach Leitbild und Leitlinie, wie sie von
Scherke, F. (,Gedanken zu einer Verbraucher-Charakterkunde*“ in ,Jb. d.
Absatz- und Verbrauchsforschung’, 3. Jg./1) angestrebt wird, als darum, den
Willensbildungsprozef3 der 6konomischen Gebilde zu erforschen?
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der dem einzelnen Wirtschaftssubjekt bekannten Marktdaten erwéchst
jene Konfliktsituation, aus der nur mittels Unterrichtung iiber die
moglichen Alternativen herauszufinden ist.

Als Orientierungshilfen zur Gewinnung einiger Marktiibersicht
gelten Werbung und Marktforschung. Beide Formen der Markt-
aufhellung konnen kombiniert oder getrennt und dabei zweckentspre-
chend variiert dargeboten und aufgenommen werden. Die Auswahl des
bestmoglichen Informationsmittels wird fiir den Kenner von Markt-
daten um so schwieriger, je mehr es darauf ankommt, die mitzuteilen-
den Daten nicht allein der Unterrichtung, sondern auch der Willens-
beeinflussung dienstbar zu machen. Denn die Tauglichkeit eines publi-
zistischen Instruments héngt davon ab, ob es in angemessener Weise
gelingt, Aufmerksamkeit fiir die Mitteilung zu erwecken und die In-
formation dem Gedéchtnis nachhaltig einzuprigen. Bei schwerwiegen-
den marktwirksamen Planentscheiden, die als rationale Wahlhandlun-
gen intendiert sind, kommt es schlieBlich auch auf die Vertrauens-
wiirdigkeit der Informationsquellen an3¢. Damit ist die Frage der
Mittelwahl fiir die Kommunikation zwischen dem mitteilungswilligen
Marktpartner oder einer wirtschaftspolitischen Institution einerseits,
dem privaten Wirtschaftssubjekt als rezipierendem Partner anderer-
seits ins Blickfeld geriickt.

A. Werbung als klassisches Instrument
zur Willensbeeinflussung

Wie noch darzulegen sein wird, ist es gleichgiiltig, von welcher Seite
aus oder zu welchem Zweck und Ziel werberische Mittel verwandt
wenden — die Technik bleibt grundsdtzlich unverdndert. So blieben
auch die bereits im Mittelalter und im Merkantilsystem geilibte An-
preisung und Schaustellung von Giitern und die Hinweisung auf Er-
zeugungsstitten der Gewerbetreibenden mit wenig Abwandlung bis
in die heutige Zeit erhalten. Die kunstvolle Ausfithrung von Namens-
und Zunftschildern kann somit als Vorldufer fiir die verschiedenen
modernen Techniken der Werbewirtschaft angesehen werden. Fiir den
libersehbaren Markt und die festgefiigte Sozialordnung jener Zeit
reichten diese Werbemittel aus. Mit der Entperstnlichung der wirt-
schaftlichen Beziehungen und mit der rdumlichen Erweiterung und
sachlichen Differenzierung der Mirkte sind sie zwar nicht mehr un-
mittelbar anzuwenden, jedoch haben sich die wirtschaftlichen, tech-
nischen und psychologischen Erwégungen bei der weiteren Entwicklung
kaum gewandelt.

34 Vgl. Abbot, L., a.a.0,, S.88, ,Quellen, die dauernd falsche Informatio-
nen verbreiten, geraten in MiBkredit“.
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1. Formen der Werbedarbietung

Noch im 18.Jahrhundert hat die werberische Geschiftsanzeige als
unvereinbar mit der Kaufmannsehre gegolten. Doch das Konkurrenz-
prinzip des ausgehenden 19.Jahrhunderts gab den Ansto dazu, die
liberkommene Hinweiswerbung weiterzuentwickeln und die Teil-
nahmslosigkeit oder den Konservatismus des Publikums durch iiber-
,schreiende“ Reklame zu iiberwinden35.

a) Werbung als Reklame

Nach der Art, an welche Sinne die werberische Aussage sich zu-
vorderst wendet, ist es moglich, die Werbemittel in drei Gruppen
einzuteilen:

(1) Das gesprochene Wort

Als eine im Laufe der Zeit kaum veridnderte Form der Anpreisung
erscheint der gesprochene Text, mit dem in persénlicher Beratung von
Mensch zu Mensch oder im Werbevortrag des einzelnen vor vielen
Interessenten alle guten Eigenschaften des Produkts oder der anzu-
bietenden Leistung herausgekehrt werden. Da es Absicht einer jeden,
auch der seriosen Werbung ist, das Angebot eindringlich zu empfehlen,
kann das unmittelbare Gesprich mit dem Gegeniiber oder die vorgeb-
liche Partnerschaft mit dem anzusprechenden Publikum sehr wirkungs-
voll werben. Die Erfahrungen mit der Werbung iiber den Rundfunk
bestdtigen, daB die akustische Darbietung von Haus aus jeder anderen
tiberlegen ist. Vornehmlich fiir die Werbung zugunsten von Gegen-
stinden des Massenbedarfs und fiir die Propagierung einfacher Zu-
sammenhinge scheint iiber den Rundfunk eine ebenso groBe Teil-
nahme bei der Horerschaft zu erzielen zu sein, wie sie sonst nur beim
unmittelbaren Kontakt von Mensch zu Mensch zu entstehen pflegt3é.

(2) Der gedruckte Text

Das Druckwerk, eine sehr umfangreiche und vielgestaltige Gruppe
von Werbemitteln, gehort ebenfalls zu den seit langem bekannten For-
men der Gestaltung von Werbemitteln. Man kann die verschiedenen
Erscheinungsformen (in Anlehnung an eine Aufzihlung bei Guten-
berg)3? wie folgt gliedern:

35 Vgl. Schachtschabel, H. G., ,Die Reklame in der geordneten Wirt-
schaft“, Jb. f. Nat.-Ok. u. St., Bd. 150/1939, S. 334 ff.

3% Vgl. Beitrdge von Klapper, J. T. ,The Comparative Effects of the
Various Media“, in Schramm, W., ,The Process and Effects of Mass Com-
munication“, Sammelband der University of Illinois, 2. Aufl., 1954, S. 91—105.

37 Vgl. Gutenberg, E. a.a.0., 2.Bd. ,Der Absatz“, Berlin-Gottingen-Hei-
delberg 1955, S. 356.
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Inserate: Einzelanzeigen, Serienanzeigen in Zeitungen, Zeit-
schriften und sonstigen Publikationsorganen

Plakate: Bogenanschlige, Daueranschlige und Sonder-
anschldge

Werbedrucke, und zwar vor allem: Broschiiren, Prospekte, Kata-

loge, Geschidftsberichte, Hauszeitschriften sowie
Handzettel, Flugblitter, Empfehlungsschreiben,
Giitezeugnisse, Preislisten
Werbebriefe: Einzelwerbebriefe, vervielfiltigte Werbebriefe
Firmenvordrucke: sofern nach Werbegesichtspunkten gestaltet.

In jlingerer Zeit wird auch das gedruckte Werbebild in den Dienst
wirkungsvoller Werbung gestellt, sei es als photographische Reproduk-
tion, sei es auch als Trickbild von abstrakten Zeichen. Bei solcher bild-
hafter Werbung wird haufig versucht, eine Verbindung von typo-
graphisch ansprechenden Farben mit dem Warenzeichen oder dem Ab-
bild der Ware selbst zu finden3s.

Die Werbewirkung aller Druckwerke, zumal der gedruckten Texte,
beruht auf zwei einander verstirkenden Faktoren. Einmal gestattet es
nur dieses Medium seinem Publikum, den Zeitpunkt und das Tempo
zu bestimmen, mit dem es sich dem Einflu} der jeweiligen Mitteilung
aussetzen will. Zum andern verfiihrt die im Druckwerk vollzogene
Ausschaltung menschlicher Kontakte zu dem TrugschluB, die gedruckte
Information sei ebenso objektiv, wie sie kalt und niichtern wirkt3®.

(3) Schauwerbung

Uber die werbende Wirkung eines ansprechend gestalteten Schau-
fensters oder Ausstellungsstandes, iiber die nach Form, Grofe und
Material unterschiedliche Wirkung von Dekorationsmitteln und Schau-
stiicken, von Lichtreklame, filmischen und sonstigen Reproduktions-
verfahren, 148t sich wenig Exaktes sagen. Hier spielen nicht nur der
soziale Rang des Werbenden und sein Angebot mit, sondern auch
ortliche, landschaftliche und berufliche Unterschiede, das mutmaSliche
Interesse und die Aufgeschlossenheit der zu Umwerbenden spielen
eine Rolle; nicht zuletzt bestimmt der Werbezweck selbst die Anwen-
dungsmoglichkeit.

Mit der Zurschaustellung kann zugleich die Absicht verfolgt werden,
einen bestimmten Leistungsstandard nach Qualitdt, Preis, Geschmack
und Lieferbedingungen iiberschaubar zu machen, wie auch unmittelbar

38 Vgl. Gutenberg, E., ebda., S.360—368.

39 Vgl. Dovifat, E., ,Publizistik als Wissenschaft — Herkunft, Wesen, Auf-
gabe*, in Ztschr. ,Publizistik“, herausg. von Dovifat, Hagemann und Haacke,
1.Jg./1956/1, S. 14.
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den Verkauf zu fordern. In der Moderne findet sich diese Verbindung
noch bei Messen und Ausstellungen?. Dafl auch dabei die technischen
Moglichkeiten des Vielfarbendrucks, der Lichtreklame, des Photos
usw., zugunsten verbesserter Warenkenntnis und Marktiibersicht des
Verbrauchers wirkungsvoll genutzt werden, braucht kaum betont zu
werden. Moglicherweise hebt sich durch alle Formen der Schauwerbung
das Verstindnis fiir die Gebrauchstauglichkeit derjenigen Erzeugnisse,
deren Einfiihrung am fehlenden technischen Verstidndnis der prasum-
tiven Beniitzer scheitert.

b) Mittelbar wirksame Werbedarbietung

Auch von dem seit alters gelibten Brauch, durch kleine Gaben oder
durch sonstige materielle Vorteile werbend auf die potentiellen Ge-
schdftspartner einzuwirken, wird in mancherlei Gestalt bis zum
heutigen Tage Gebrauch gemacht. Diese mittelbar wirksamen Dar-
bietungen gehoren deshalb zum klassischen Instrumentarium der
Reklame, auch wenn sich ihre Erscheinungsform im 20. Jahrhundert
teilweise gewandelt hat.

(1) Geschenke in Form von Kostproben, Warenproben u.a. Gaben
dienen als Verkaufshilfen nicht nur bei der von Marktschreiern und
Lebensmittelhdndlern selbstverstindlich geiibten Praxis, neuartigen
Erzeugnissen durch Kostproben oder Warenproben Eingang in den
Markt zu verschaffen. In technisch verfeinerter Form wird dieser
Werbetrick auch derart angewandt, daB8 die Anpreisung in einer
Zeitung oder Zeitschrift durch das Angebot kostenloser Probelieferung
gestiitzt wird. — SchlieBlich kann das Geschenk in Uberlassung von
wertvollen Verpackungsmitteln, Beuteln, Taschen, Korbchen usw. be-
stehen, wobei die Werbeabsicht darauf gerichtet ist, den bereits ge-
wonnenen Kunden durch augenfillige Farbe oder Form der Packung
zum unbewuBliten Werbetriager zu machen.

(2) Primien

Durchaus werbewirksam erweist sich ferner die formelle Auszeich-
nung derjenigen Spiel-, Wirtschafts- oder Berufspartner, die sich er-
folgreich um die Durchsetzung irgendeines Prinzips oder um die
Einhaltung irgendwelcher Norm bemiiht haben. Wenn die Primiierung
durch Uberreichung einer ,Ehrengabe“ noch unterstrichen wird, so
pflegt die Werbewirkung sich nicht auf den Ausgezeichneten zu be-
schrinken, sondern zwischenmenschlich und zeitlich nachzuwirken.

w ygl. Mépner, K. E., ,Die Mustermesse, ihre begrifflichen Grundlagen,
allgemeinen Probleme und geschichtliche Entwicklung®, Jb. f. Nat.-Ok. u.
Stat., Bd. 168/1956, S. 251 ff.
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Die Buchpriamie fiir erfolgreiches Studium, die Uberreichung eines
Pokals oder einer Plakette fiir eine auffallend gute oder originelle
Leistung werben ebenso fiir den Spender der Prémie wie fiir das
Schiedsgericht, daneben auch fiir die Sache, in der die Leistung voll-
bracht wurde — sei das nun auf kiinstlerischem, ziichterischem, sport-
lichem oder wissenschaftlichem Gebiet.

Im Grunde sind die durch Marken- oder Firmentreue ,verdienten
Wertgegenstinde nichts anderes als die Anerkennung besonderer
Leistungsfreudigkeit im Wirtschaftsleben, die in Gestalt von Treue-
und Mengenrabatt, Skonto, Leistungslohn, Umsatzprovision usw.
ohnehin handelsiiblich ist. Auch die meisten nach Handelsbrauch ,an-
gemessenen“ Reklamegeschenke, deren werbewirtschaftlicher Charak-
ter durch deutliches Signalement von Waren- oder Fabrikzeichen
erkennbar sein soll, honorieren irgendwelche Leistung des Empféngers,
ohne ihn unmittelbar zu kiinftigen Sonderleistungen zu verpflichten.
Die Absicht ist vielmehr, durch sichtbare Anerkennung objektiv klei-
ner Leistung im Wirkungs- und Lebensbereich des , Ausgezeichneten
werbend fiir den Geber zu wirken.

Eine Form der Geschenkverteilung ist auch die Lotterie, an der teil-
zunehmen jedermann berechtigt ist, der das Preisausschreiben zufillig
liest und 16st. Die Werbewirkung wird sicherlich iiberschitzt. Die so-
genannte kombinierte Werbung erscheint deshalb wenig aussichtsreich,
weil ein mogliches Interesse in einem Kreis von sachlich und persén-
lich gar nicht ,wahlberechtigten“ Beurteilern fiir ein der Artung und
Qualitdt mach schwer zu unterscheidendes Werbeobjekt vorausgesetzt
wird. Wegen der zumeist nicht stark differenzierten Aufnahmefihig-
keit der Umworbenen wird bei Vermengung von Mitteilungen iiber
das ,werbende“ Gut mit den anpreisenden Schilderungen der als
»Preisgeschenk* ausgewihlten Objekte der Erfolg womdoglich in bezug
auf die Gedidchtniswirkung sogar verringert. Der kommerzielle Zweck
der Wirtschaftswerbung, eine Verbesserung der Absatzchancen vorzu-
bereiten oder den Absatz von Giitern, die Inanspruchnahme von
Dienstleistungen zu fordern, scheint somit auf dem Wege dieser
drastischen Form der Beeinflussung, durch Erregung von Besitzfreude,
nicht sicher gewihrleistet.

2. Kriterien fiir den Einsatz der verschiedenen Werbeinstrumente

Alle diese sensorisch erfaBbaren Zeichen dienen als Ausdrucksmittel
fiir die Intention des Werbungstreibenden, sein Gegeniiber {iber
einen bestimmten Sachverhalt in seinem Sinne aufzukldren. Diese
suggestive Absicht bestimmt insofern die Wahl des Mittels, als die
Entgegennahme der orientierenden Mitteilung davon abhingt, daB der
Empfinger sich auf die Wahrnehmung der Botschaft einzustellen ver-
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mag. Nach der psychologisch entwickelten ,Lerntheorie“4! ist es nétig,
zwischen ,Sender“ und ,Empfinger“ einer Mitteilung soviel Kontakt
herzustellen, daB sie sich aufeinander einzustimmen vermdgen. Erst
dann sollte begonnen werden, die Aufmerksamkeit auszulésen. Danach
kann schlieBlich vom Adressaten der Prozel inganggesetzt werden, in
dem er das dargebotene Zeichen fiir die eigene Vorstellungswelt inter-
pretiert und der eigenen Meinung einbildet. Dies gilt als optimaler
Weg, eine Einwirkung auf das Verhalten zu erzielen. Je nach dem
Werbeziel ist eine Veridnderung der Darstellungsabsicht gegeben, und
daraus bestimmt sich die Wahl des Mediums, das zur Herbeifiihrung
der gewlinschten Orientierung geeignet erscheint.

a) Absicht sachlicher Information

Die Mitteilung von Tatsachen spielt im wirtschaftlichen Leben eine
schlechthin entscheidende Rolle. In zahlreichen Fillen ist sie die Vor-
aussetzung dafiir, daB wirtschaftlicher Wettbewerb iiberhaupt moglich
wird.

Die Erteilung von Awuskiinften durch Hinweiswerbung ist ein ele-
mentarer Vorgang, der gerade dadurch, da Wegweiser und Ziel un-
mittelbar miteinander verschriankt erscheinen, aus jedem Zeichen, sei
es Ton, Geste, Lichtsignal oder was immer, wahrzunehmen und unter-
schiedslos ‘wirkungsvoll ist. Die Kennzeichnung von Strafien und
Héiusern nach den in ihnen beherbergten Gewerben, wie sie aus Alter-
tum und Mittelalter bekannt ist, unterscheidet sich denn auch
instrumental nicht wesentlich von StraBenbezeichnung, Lichtreklame
oder Schaufensterwerbung unserer Tage. Die sachliche Beweisfiihrung
bei der Anpreisung von Waren schildert in Wort, Zahl und Bild die
Eigenschaften und Preise und bemiiht sich darum, sachliches Interesse
zu wecken und zugleich einen unmittelbar eingingigen Nachweis der
Gebrauchstauglichkeit zu vermitteln. Derartige Wirtschaftswerbung
verbessert die Marktiibersicht und fordert zugleich die Absatzchancen,
gleichgiiltig ob sie iiber die Erzeugnisse nur einer einzelnen Unter-
nehmung berichtet oder ob sie in Form der Sammel- oder Gruppen-
werbung einem ganzen Wirtschaftszweig, einem Verband usw. zu
dienen bestimmt ist. Die Unterrichtung erfolgt durch Inserat und
Plakat, durch Film und Rundfunk, durch Vorfiihrung, Ausstellung
und Warenprobe, je nach dem anzubietenden Gegenstand, stets in der
Absicht, Besitz- und Gestaltungswiinsche beim Umworbenen zu er-
regen.

Die Informationsmittel werden allerdings variiert werden miissen,
je nachdem, ob es sich darum handelt, die Tatsachenmitteilung im

41 ygl. Schramm, W., ,How communication works“, in ,The process and
effects“, a.a.0., S.1—26.
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Verkehr von Unternehmungen untereinander zu vollziehen oder aber
eine Mitteilung zu veroffentlichen in der Absicht, durch die mitge-
teilten ,Beweise“ den Marktanteil der werbenden Unternehmung zu
vergrofern.

Sowohl Einzelpersonen als Haushaltungen und Unternehmungen
werden diese Informationen ebenso wie die Ratschlige ihrer Ange-
stellten oder sonstiger Berater bei der Awfstellung von Wirtschafts-
plidnen sicherlich nicht bewuBt unberiicksichtigt lassen. Inwieweit aber
durch die mehr oder weniger neutrale Hinweiswerbung eine Ein-
wirkung auf das BewuBtsein der Planenden erzielt wird, ist schlechter-
dings nicht abzuschétzen.

b) Absicht der Meinungspflege

Die Intention werberischer Bemithung kann iiber diese sachbezogene
Hinweisung hinausgehen. Seitens der Regierung, seitens einzelner
Interessentengruppen, von politischen und gesellschaftlichen Organi-
sationen konnen gleichzeitig mit einer Mitteilung von Tatsachen
Ratschldge — wenn nicht sogar Drohungen — ausgesprochen oder an-
gedeutet werden, die ein bestimmtes Verhalten bewirken sollen. Wenn
derartige erzieherische Einwirkung beabsichtigt ist, geniigt es in der
Regel nicht, das Instrumentarium der Werbung nach techmnisch-wirt-
schaftlicher ZweckmiBigkeit auszuwéhlen. Sondern dann sind psycho-
logische und soziologische Erwigungen iiber die Gewinnung der Auf-
merksamkeit anzustellen. Denn hierbei vollzieht sich, wie bereits
angedeutet, die ,Kommunikation“ zwischen Werbendem und Um-
worbenem nicht elementar auf der Ebene unmittelbarer Wahrneh-
mung, sondern nur nach Konzentration des Auffassungsvermégens
beim Adressaten der Werbung, also nach Herstellung voller Auf-
nahmebereitschaft fiir die ihm zugedachte Mitteilung. Einen Erfolg
kann solches werbendes Bemiihen nur erzielen, wenn die beabsichtigte
Mitteilung nicht nur beachtet, sondern so lebhaft ins eigene Bewuft-
sein aufgenommen wird, daB sie sich den MafBstdben kiinftigen Ver-
haltens und Planens einfiigt. —

Dafl die Grenzen zwischen einer ‘werberischen Wirtschaftsberatung
und einer Beeintrichtigung der EntschlieBungsfreiheit fliissig sind,
148t sich besonders bei der Behandlung der ,Empfehlung“ im Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschrinkungen vom 27. Juli 1957 (BGBL. I S. 1081)
erkennen. Auf diesen rechtlich wie 6konomisch iiberaus komplizierten
und dabei gewichtigen Sonderfall des Verbotes einer besonderen Form
der Willensbeeinflussung kann hier nur am Rande hingewiesen wer-
den42, Beachtlich ist, daB mit diesem Gesetz der offenbar werdende

2 Vgl. dazu die Ausfiihrungen ,Empfehlungsverbot und Meinungsfreiheit“

sowie ,Der kartellrechtliche Empfehlungsbegriff“ bei Huber, E. R., in ,Das
Empfehlungsverbot — Eine kartellrechtliche Studie“, Stuttg. 1959, S.23—59.

6 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 19
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Zusammenhang zwischen einer (vom Verband ausgesprochenen) Emp-
fehlung und dem Verhalten am Markt — und zwar auch da beschrinkt
auf die Preispolitik — unter Verbot gestellt wird, wihrend die vom
gleichen Verband etwa in der Form von Marktmitteilungen bekannt-
gegebenen Daten, gleichgiiltig, ob sie ein bestimmtes Unternehmer-
verhalten auslosen, hiervon unberiihrt bleiben. Meinungspflege ist in
diesen Formen also auch dem Unternehmungsverband gestattet.

(1) Werbung um Vertrauen

Solche Meinungspflege kann durchaus einhergehen mit der Absicht
sachlicher Unterrichtung. Dabei ergibt sich weder beziiglich der Auswahl
werberischer Medien noch bei der der Argumente ein wesentlicher
Unterschied zur Sachwerbung. Jedoch unterscheidet sich die Meinungs-
pflege, die etwa in der Herstellung von ,,public relations“ oder ,social
relations“ bestehen kann, ihrem Inhalt nach von jeglicher Waren-
werbung. Sie erstrebt unter Einsatz werberischer Mittel reprisen-
tativer Art nicht so sehr die Erweckung von sachlichem Interesse bei
den Umworbenen, als Verstindnis und womdglich sogar Mitverant-
wortung fiir eine Institution. Mit dieser Meinungspflege soll die Ver-
trauensbasis fiir die werbende Institution verbreitert, sollen ihre Ziele
und MaBnahmen inner- und auBerbetrieblich verstindlich gemacht
werden. Die solcherart betriebene ,Werbung um o6ffentliches Ver-
trauen“4® kann in der Erscheinungsform ernst zu nehmender sachlicher
Publizistik durchaus mittelbar der Reklame fiir Waren- und Leistungs-
angebot dienstbar gemacht werden. Das allein beweist ihre Sach-
lichkeit.

(2) Werbung fiir Ideen

Erst mit dem Ubergang von sachlich verpflichteter Unterrichtung zur
propagandistischen Meinungsbildung (,,Schulung“!) bedarf es anderer
Instrumente. Der suggestiven Beeinflussung, der ,Propaganda“#, ist

4 Vgl. dazu die bei Haacke, W. ,Das Vertrauen der Offentlichkeit —
Public Relations“, in ,Der Journalist“, 1958, S.3—27, ausfiihrlich und ein-
dringlich kommentierten Arbeiten von Hundhausen, C., ,Werbung um
offentliches Vertrauen (Public Relations)“, Essen 1951, Schelsky, H., ,Public
Relations®, in Worterbuch der Soziologie, Stuttgart 1955, S.404 ff., Vogel,
E, ,Offentliche Meinungs- und Beziehungspflege in Theorie und unter-
nehmerischer Praxis“, Frankfurt 1952.

4 Die semantische Wandlung des Wortes ,Propaganda“ (von lat. pro-
pago — fortpflanzen, ausdehnen) vom missionierenden Verbreiten des rech-
ten Glaubens zum quasimissionarischen Aufkldren tiiber weltliche Ideen,
wird bei Doob, L. W., ,,Public Opinion and Propaganda“, New York 1948,
Kapitel 11, sehr ausfiihrlich abgehandelt. Es wird deutlich, daB die unan-
genehme Nebenbedeutung dieses Wortes fiir den deutschen Leser und so-
gar fiir den deutschen Psychologen aus dem hierzulande getriebenen publi-
zistischen MiBbrauch dieser Werbungsform erwachsen ist. (Vgl. dazu die
Formulierung von grundsétzlich richtigen Feststellungen bei Holzschuher,
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nicht die Orientierung zur Aufgabe gesetzt, sondern eher die psycho-
logisch kontrollierte Ausschaltung von rationalem Widerspruch und
Widerstreben. Argumente zugunsten unerwiinschter Wahlakte werden
mit dem Appell an Leidenschaft oder Gefiihl vorweg widerlegt mit
der Absicht, das Auditorium durch Erinnerungen, Empfindungen oder
Triebe zu solcher Erregung verfithren zu konnen, daB es sich den
missionierend vorgetragenen Ideen ausliefere. Im Gegensatz zur sach-
bezogenen Werbung wie auch zur Meinungspflege betreiben die mit
Propaganda beauftragten Personen und Institutionen eine methodisch
bewuBte und psychologisch treffsichere Verhaltenskontrolle, auch be-
ziiglich solcher Zusammenhinge und Ziele, die weder wissenschaftlich
exakt beweisbar sind, noch von der zeitgentssischen Meinung unbe-
stritten fiir giiltig gehalten werden. Selbst wo die Umworbenen sich
gegen Form und Inhalt solcher ,,Werbung“ striuben, pflegt sie weithin
wirksam zu sein, wenn sie methodisch sorgfiltig genug vorbereitet ist.
Die technischen Medien solcher propagandistischer Arbeit sind die-
selben wie die der Wirtschaftswerbung, jedoch werden sie in anderer
Form und in anderer Dosierung angewandt, um ihre Wirkung abzu-
sichern.

B.MarktforschungalsmoderneOrientierungshilfe

Weit iiber die frither entwickelten Formen der Markterkundung
hinaus sind im 20. Jahrhundert neue Verfahren zur Unterrichtung
tiber die Marktlage, d. h. also: zur Verbesserung der Markttransparenz,
entwickelt worden. Die Markterkundung wére nach dem hier ge-
wihlten Einteilungsprinzip dem Bereich der Public Relations oder der
Propaganda zuzuweisen, weil sie sich auf Nachrichten und Mitteilungen
der Wirtschafts- und Fachpresse, auf Reiseberichte und Verbandsmit-
teilungen stiitzt, letztlich also Hinweise anderer aufgreift und weiter-
gibt. Demgegeniiber bietet die Marktforschung Informationen in
weitaus objektivierter Form. Im Gegensatz zu vielen Erscheinungs-
formen der Werbung wird diese Orientierungshilfe von den Wirt-
schaftssubjekten willentlich in Anspruch genommen, ja gesucht.

Wichtigste Orientierungsgrofie und zugleich maBgebliches Ausdrucks-
mittel der Marktforschung ist die Zahl. Selbst dort, wo unmittelbare
Messung nicht angingig ist, werden durch Zihlung oder statistisch-
fundierte Schitzung quantifizierte Aussagen iliber Marktverhiltnisse

L. v, ,Phycholog. Grundlagen ...4 a.a.0., S.66——67, 145 ff. und 232). Aber
auch anderwirts kann die in jeglicher Propaganda erkennbar oder ver-
schleiert verborgene Absicht des Verletzens, der Umwandlung von Sym-
pathie, Zuneigung und Liebe in Feindschaft oder HaB zu unerwiinschten
Apperzeptionen und Reaktionen fiihren. Dies bestdtigt Merton, R. K., ,Mass
persuasion“, New York 1946, Kapitel ,The Moral Dimension“, S.424—4217.

6*
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gewonnen. Solche Information hat den Vorzug, zumindest beziiglich
ihrer Quellen und ihres materiellen Gehaltes iiberpriifbar und in ihrer
Aussageform, sei es nun Zahl oder Diagramm, in hohem MaBe kon-
trollierbar zu sein. Die Moglichkeiten methodischer Untersuchung der
Zahlenergebnisse auf die Verteilung, auf relative Veridnderungen, auf
gegenseitige Verursachung usw. ergeben niichternes und dabei doch
recht umfassendes Informationsmaterial.

Tréger solcher statistischer Informationen kénnen, auch beziiglich
der Marktverdnderungen, die Unternehmungen selbst sein; gemeinhin
nehmen sie jedoch die von Verbinden oder sonstigen iibergeordneten
Organisationen gebotene Moglichkeit des zwischenbetrieblichen Zahlen-
vergleichs in Anspruch, oder sie lassen sich durch Marktforschungs-
und -beobachtungsinstitute bzw. durch die Tréger der amtlichen Sta-
tistik iiber die Verdnderungen der wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Struktur, iiber Umfang und Art der Wertschopfung und iiber
sonstige Ereignisse im Marktproze8 unterrichten?. Im einzelnen bietet
die amtliche Statistik auf Grund primér-statistischer Total- oder auch
Teilerhebungen sowie aus der sekundir-statistischen Aufbereitung von
routinemiBig anfallendem Ressortmaterial die umfassendste Informa-
tion, auch beziiglich der nur mittelbar marktbezogenen Daten, wie Be-
volkerungsstruktur, Erwerbstitigkeit u.a.m. Die eigentliche Markt-
forschung stiitzt sich auf dieses Material; Gegenstand ihrer Arbeit ist
die Orientierung ihrer Auftraggeber tiber gesamtwirtschaftliche
Marktdaten.

1. Marktbeobachtung

Die Marktbeobachtung, zumeist in erwerbswirtschaftlichen oder wis-
senschaftlichen Instituten betrieben, jedoch auch erfolgreich von Ver-
bénden und Unternehmungen angestrengt, sucht die Schaffung besserer
Markttransparenz im Zeitpunkt wie im Zeitablauf.

a) Strukturanalysen

Fiir den jeweiligen Zeitpunkt werden Strukturanalysen unternom-
men, die sich entweder mit einzelnen riumlichen Marktbereichen be-
fassen, indem die regionalen Kaufkraftunterschiede, die Aufnahme-
fahigkeit fiir bestimmte Giiter, die Vorliebe fiir bestimmte Qualititen,
die Zahlungsgepflogenheit und dhnliche kleinrdumig beachtliche Markt-
daten erfaBt und dargestellt werden. Oder die Untersuchung richtet
sich auf bestimmte Waren. Dabei werden ‘Qualitit, Preis und Aus-
stattung der fraglichen Giiter nach Herstellern, Vertriebsart und son-
stigen absatzpolitisch interessanten Merkmalen ermittelt; es werden
Marktanteile fiir die wichtigsten Hersteller berechnet, das Aufkommen

4 Vgl. Esenwein-Rothe, 1., ,Die Trager der Wirtschaftsstatistik“, in
Ztschr. f. Betriebswirtsch., 28.Jg./1958/3, S.173—189.
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und die Marktaussichten fiir Substitutionsgiiter geschitzt usw. Aus
allen solchen Feststellungen werden wichtige Schliisse fiir die Produk-
tions- und Vertriebsplanung der Unternehmungen gezogen.

b) Kausalanalysen

Daneben sind auch die im Zeitablauf eintretenden effektiven oder
tendenziellen Veridnderungen und Verschiebungen zwischen den
Mairkten aller Regionen, Produktionsstufen und Wirtschaftszweigen
Objekt der Marktbeobachtung. Die Hypothese, daB zwischen der Men-
gen- und Preisentwicklung aller dieser Teilmirkte stochastisch-gesetz-
miBige Zusammenhinge bestiinden, 148t sich weitgehend {iiberpriifen.
Wenn kein Grund dafiir gefunden wind, einen solchen Zusammenhang
abzulehnen, so ergibt sich eine gewisse Berechtigung dafiir, den zeit-
gebundenen Wirtschaftsablauf als ,regelmiBig“ in seinen Schwan-
kungen zu kennzeichnen, unerwartete Einbriiche in solchen erwar-
tungsméBigen Ablauf dann aber als ,,diskontinuierliche Verédnderung*
herauszuheben und auf ihre Verursachung zu untersuchen. Diese aus
den Zahlen zu gewinnenden Einsichten in das Zustandekommen un-
erwarteter Entwicklungen und auch zukunftstrichtiger Wandlungen
sind in ihrem Informationswert kaum zu iiberschétzen.

¢) Prognosen

Aber abgesehen davon, daB fiir die Unternehmer auf diese Weise
fiir das eigene Marktverhalten, fiir die Einschidtzung der eigenen
Krifteverhiltnisse MaBstidbe zu gewinnen sind, bietet eine methodisch
gut untermauerte Marktbeobachtung auch gewisse Gewidhr fiir eine
zutreffende Ableitung von Wirtschaftsvoraussagen aus den bisher be-
obachteten Tendenzen. Je nach dem Interessentenkreis werden solche
Prognosen fiir ganze Wirtschaftsbereiche, fiir die wichtigsten Industrie-
Hauptgruppen (Investitionsgiiterindustrien, Bergbau usw.) oder auch
nur fiir die Hersteller bestimmter Erzeugnisse oder fiir einzelne In-
dustriezweige aufgestellt.

Die Zuverléssigkeit solcher Wirtschaftsvoraussagen ist in der Regel
um so grofer, je kiirzer die Periode ist, die der Extrapolation vor-
handener statistischer Reihen zugrunde gelegt wird. Deren Zeitdauer
ist so zu bemessen, daB sie noch fiir diejenige Variable, die am stérk-
sten von einer Marktbewegung erfaBt zu werden droht, als ange-
messene, d.h. als liberschaubare Zeitspanne angesehen werden kann.
Die Aufstellung von Barometern, ja selbst die kurzfristige Wirt-
schaftsvoraussage, scheitert allerdings haufig, wie empirische Unter-
suchungen ergaben, die in den Vereinigten Staaten und im Bundes-
gebiet gemacht wurden. Als Griinde kommen zuerst unvorhersehbare
exogene Einwirkungen auf den Marktproze in Betracht. Aber es
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wurde auch festgestellt, dal die Wirtschaftssubjekte sich in ihrem
Verhalten keineswegs stets auf die jeweilige Maximierung des Nutz-
effekts einstellen, sondern daB es ihnen ebenso auf groStmogliche
Elastizitdt des eigenen Programms gegeniiber unerwartet verdnderten
Marktbedingungen ankommt*. Die von der Marktbeobachtung ge-
botene Orientierungshilfe aus statistisch erarbeiteten Daten wirkt
dann also tatsdchlich wie ein Signal fiir Konstanz oder Verdnderung
der allgemeinen Lage und gerade, weil es verstanden wird, treffen die
Prognosen nicht zu. Dem einzelnen Wirtschaftssubjekt ist es aber
selbstredend sehr niitzlich, wenn es die statistische Aussage sach-
gerecht und quellenkritisch zu interpretieren in der Lage ist.

Die Gewinnung einer Marktiibersicht mittels der hier skizzierten
Formen der Marktbeobachtung ist nicht auf die GroBSindustrie be-
schrinkt. Zwar sind groB8e Unternehmungen in der Lage, im eigenen
Hause zusitzliche Erorterungen iiber die allgemeinen Marktverhilt-
nisse und die Ansatzmoglichkeiten fiir die eigene Werbung anzu-
stellen. Aber die Auswertung der amtlichen Statistik wie auch der
von wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstituten publizierten
Daten erfolgt dariiber hinaus auch von der Wirtschaftspresse; und spe-
zielle Informationen werden von den Selbstverwaltungs-Organisationen
der Wirtschaft, von Kammern, Innungen, Bauernverbidnden usw. in
reichem MaBe auch an kleine Unternehmungen weitergeleitet.

In jlingster Zeit beginnen Presse und Frauenverbinde auch damit,
die Lage auf den Lebensmittel- und Konsumgiiterméirkten systema-
tisch zu beobachten und die Rationalitit im Wirtschaftsverhalten der
Haushaltungen dadurch zu heben, daB iiber giinstige Einkaufsmoglich-
keiten, in der Tagespresse wie auf besonderen Beratungsstellen, Infor-
mationen erteilt werden.

Derartig sachgebundene Orientierung wird um so mehr an Terrain
gewinnen, je héufiger die Wirtschaftsplanung durch unzuverlédssige
Werbung fehlgeleitet wird.

2. Repridsentativ-Analyse des Individualverhaltens

Wie sich die allgemeine Wirtschaftsentwicklung auf die Position
der einzelnen Wirtschaftseinheit an den Beschaffungs- oder Absatz-
mairkten auswirken konnte, 146t sich dann aber im Wege der représen-

46 Vgl. Kuznets, S., ,,Concepts and Assumptions in Long-Term-Projections
of National Product“, in ,Long-Term-Economic Projection Studies in
Income and Wealth“, Bd. 16/54, insbesondere S. 36, sowie auch Pasinetti, L.,
»Gli Indicatori Congiunturali dell’ ,Ifo-Institut’ di Monaco e le Previ-
sioni Economiche“. ,Rivista Internazionale di Scienze Sociali“, Anno LXIV,
Serie III, Vol. XXVII, Fasc. V, Mailand 1956, S.397 ff., — als Manuskr.
vervielfiltigte deutsche Ubersetzg. des Ifo-Inst. von L. Briindl..
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tativen Markt- und Meinungsforschung noch nidher bestimmen. Mit
diesem Zweig 6konomischer Forschung wird zwischen den statistischen
Informationen iiber die Gesamtbewegung des Marktes und den Er-
fordernissen des betriebsinternen Planungsvorgangs eine Briicke ge-
schlagen. Die reprisentativ-statistisch fundierte Marktanalyse ist dar-
auf gerichtet, Bedarf und Kaufkraft als Bestimmungsfaktoren fiir die
kaufkréftige Nachfrage der potentiell kaufwilligen Wirtschaftssubjekte
zu erfassen und die Wettbewerbsverhéltnisse fiir ein konkretes Er-
zeugnis sowie den Marktanteil der Konkurrenz fiir gleichartige und
Substitutionsgiiter zu ermitteln.

a) Stichprobe

Vielfach ist die Kenntnis solcher mikro-6konomischer Daten im Wege
des ,Stichprobenverfahrens“4? priziser zu erlangen als aus den Be-
richten der Praktiker, deren subjektives Urteil durchaus von dem der
potentiellen Kunden oder Lieferanten abweichen kann. Einschrédnkend
ist allerdings festzustellen, da die aus dem Prinzip der Zufalls-
auslese gewonnene Reprisentationskraft marktanalytischer Forschung
verspielt wird, wenn die Auswahl letztlich doch aufs Geratewohl er-
folgt, wenn nimlich nicht beriicksichtigt wird, ob die Befragten auch
wirklich kompetent sind, eine fiir die Willensentscheidung der
Wirtschaftssubjekte giiltige Antwort zu geben.

b) Sonstige Reprisentativ-Verfahren

Wie bereits angedeutet (vgl. Anm. 33 S. 74), sind durchaus Féille
denkbar, in denen ein mathematisch weniger zuverlissiges Auswahl-
verfahren zu besseren Informationen tiiber die Individualdaten des
Marktes fithrt. Wenn es nidmlich gelingt, in die Befragung diejenigen
Vertreter der gebildehaften Wirtschaftssubjekte einzubeziehen, die
letztlich auf die Willensentscheidung im internen Planungs- und Wil-
lensbildungsprozeB8 einwirken, wird deren MeinungsduBerung das
kiinftige Marktverhalten besser spiegeln, als die Willensbekundung
der nicht Stimmberechtigten! Bei der Auswahl mul — im Gegensatz
zum Zufallsprinzip der Stichprobenauslese — bewuSte, gezielte Ent-
scheidung dariiber getroffen werden, welche Personen zu befragen
sind. Die Représentation wird dann als erreicht angesehen, wenn die
»typischen“ Fille, auch die extremen, mit in die Enquete einbezogen

47 Uber die Anwendung des Stichprobenverfahrens in der praktischen
Marktforschung vgl. auBler Schaefer (a.a.0.) besonders die methodisch-
praktischen Darlegungen bei Kellerer, H., ,, Theorie und Technik des Stich-
probenverfahrens“, Einzelschr. d. Dt. Statist. Gesellsch., 2. Aufl.,, Miinchen
1953, sowie Nisselson, H., ,Anwendung von Stichprobenverfahren bei Z&h-
lungen“, Heft 3, Schriftenreihe des Fachausschusses fiir Stichprobenverfah-
ren der Deutschen Statistischen Gesellschaft, Minchen 1950,
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werden. Hiufig wird die zu befragende Teilgesamtheit, d. h. also die
zahlenmiBig beschrédnkte Gruppe von Gesprichs- oder Befragungs-
partnern, im sog. Quotenverfahren vorher nach Alters- und Berufs-
gruppen festgelegt. Der Interviewer hat dann nur dafiir zu sorgen, daf3
er geniigend Personen dieser Art ins Gesprédch zieht, um die ihm im
Rahmen des Quotenprogramms vorgeschriebene Mindestanforderung zu
erfiillen. )

¢) Motivation-Research

Mit einer Form analytischer Forschung, die nicht nur statistisch-me-
thodisch exakt, sondern auch auf modernste Erkenntnisse der Sozial-
psychologie und Medizinalpsychologie gestiitzt arbeitet, wird die
Marktforschung in jlingster Zeit iiber die MeinungsiuBerung hinaus
vorangetrieben in das Feld der Motivationen. Es wird unterstellt, daB
marktwirksame Wahlentscheidungen nur teilweise im Dienste der Be-
darfsbefriedigung gefillt wiirden und dafl die nicht unmittelbar bio-
logisch gesteuerten Bediirfnisse in ihrer Struktur und in ihrem Zu-
standekommen psychologischer Einsicht und Einwirkung zugingig zu
machen wéren. Die fiir diese Forschung ersonnenen Tests setzen selbst-
redend voraus, dafB die Aufgabe bedeutungsvoll, umfangreich und auch
wichtig genug sei, das arbeitsreiche, kostspielige und miihevolle Pro-
grammieren und Ausiiben der Tests lohnend erscheinen zu lassen.
Richtige Ergebnisse methodisch einwandfrei angelegter Tests wiirden
sodann den Einsatz ,unterschwellig wirkender* Werbemethoden ge-
statten. Die bisher erzielten Ergebnisse haben nicht immer den in sie
gesetzten Erwartungen (und Kosten!) entsprochen.

3. Operations Research?8

Fiir die Sicherheit betriebsinterner Regelungen und fiir die groBt-
mogliche Wirksamkeit unternehmerischer Planentscheidungen bietet
sich schlieflich noch eine auf methodisch-statistischer und zugleich
kybernetischer Grundlage aufbauende Forschungsweise an, mit der aus
der Vielzahl mdoglicher Entscheidungen diejenige gewi#hlt werden
soll, die guten Erfolg bei geringsten Reibungsverlusten verspricht. Die
Methode, mit der also durch Riickiibertragung jeglicher Wirkung auf
die Ausgangsdaten, das sog. ,feed-back“, die &HuBerst zweckmiBige
Kombination aller jeweils in Betracht kommenden Komponenten her-
ausgefunden werden soll, wird Operations Research genannt. Einge-
deutscht bezeichnet sich diese Forschungsmethode mit , Unternehmens-
forschung®, abgeleitet vom strategischen Begriff des Unternehmens.

48 Vgl. Halsbury, ,From Plato to the Linear Program®, Introduction to
McCloskey, J. F.,, Trefethen, F. N, and Coppinger, J. M. ,Operations
Research for Management®, 2 Bde., Baltimore 1954 und 1956, S. I—XXXVI.
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Zu suchen ist mittels Berechnung nach der giinstigsten aller méglichen
Dispositionen, wie das etwa beim ,Durchspielen“ aller Mdoglichkeiten
im Simulator vor wichtigen militdrischen Entscheidungen auch
geschieht.

Voraussetzung fiir das Funktionieren dieser iiberaus kostspieligen
Forschungsmethode ist selbstverstindlich, daB ausreichend gesicherte
statistische Daten in das Spiel hereingenommen werden kénnen. Wenn
allerdings schon so viele Informationen da sind, wie fiir dieses Ver-
fahren erforderlich wéren, werden es die meisten Unternehmungen
kaum fiir der Miihe wert erachten, noch weitere Orientierung aufier-
halb der eigenen Erfahrung zu suchen.

Die Ergebnisse der repriasentativ gewonnenen Einsichten in die Be-
darfsstruktur zielen zumeist auf Erforschung der Erwiagungen, die zum
KaufentschluB bewegen. Die Markt- und Meinungsforschung dient in-
soweit vornehmlich der Industrie der Massengiiterproduktion. In jling-
ster Zeit wird tastend versucht, die Bedarfsbildung nicht nur auf den
Mairkten der Konsumgiiter, sondern auch auf denen der Investitions-
giiter zu analysieren. Dabei wird schattenhaft erkennbar, da8 sich der
Planungsproze8 in der Unternehmung zwar auf eine groBere Zahl fest
gegebener Daten stiitzt, wie Produktionskosten, Umsatzzahlen usw.,
daB er sich aber nicht wesentlich von dem der Haushaltungen unter-
scheidet.

Eine Willensbeeinflussung kann nur in dem Spielraum erfolgen, der
zwischen den Planungsdaten verbleibt. Sie erfolgt einmal in der Form,
daf die fiir ein Produkt oder fiir eine Herstellerfirma giinstigen Er-
gebnisse einer Umfrage in die Werbung eingebaut werden, sei es, da8
damit lediglich Meinungspflege betrieben wird, sei es, daB Ergebnisse
der Motivationsforschung unmittelbar fiir die Textierung und Gestal-
tung der Werbemittel genutzt werden. (Die Ergebnisse der Operations-
forschung geben zusétzliche Planungsdaten; sie sind also fiir die Mei-
nungsforschung irrelevant). Die werberische Ausmiinzung von Markt-
forschungsergebnissen ist gesamtwirtschaftlich solange ohne Belang,
als ein Wahlakt im Falle eines Fehlentscheids ohne Storung des Wirt-
schaftsplanes der Haushaltung oder Unternehmung wiederholbar ist,
also beispielsweise beim Ubergang auf eine andere Zigarettensorte,
ein anderes Waschmittel usw.

Somit bleibt noch zu untersuchen, inwieweit einer Willensbeeinflus-
sung bei nicht wiederholbaren Entscheidungen, insbesondere auch im
Sinne einer Ausrichtung auf gesamtwirtschaftliche Rationalitit Gren-
zen gesetzt sind.
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III. Méglichkeiten und Grenzen der Willensbeeinflussung
von privaten Wirtschaftssubjekten

Richtiges Marktverhalten setzt voraus, da8 ein Minimum an Kennt-
nissen iiber die gebotenen Moglichkeiten der Okonomischen Entschei-
dung gewihrleistet ist, auf das sich objektiv richtige oder irrige Ur-
teile griinden konnten. Ob die von Werbung und Marktforschung be-
reitgestellte Information iiber die jeweiligen Alternativen bei der
Planung und Willensentscheidung der Wirtschaftssubjekte orientierend
herangezogen wird, hingt weitgehend davon ab, inwieweit das Infor-
mationsmaterial iiberhaupt wahrgenommen wird. Die Beeinflussungs-
grenze ist damit schon angedeutet: sie liegt einmal in der Wirkungs-
weise der Medien selbst begriindet, und zwar in deren technisch-mate-
rialer Ausstattung, wie auch in der Glaubwiirdigkeit der angebotenen
Mitteilung; zum anderen ergibt sie sich aus der Beschrinkung des
Spielraumes freier Willensbetdtigung im gesellschaftlich strukturierten
Wirtschaftsprozes.

A. Die Rezeption werbender Beeinflussung

1. Werbewirkung nach dem Inhalt der Mitteilung

Die Ausgestaltung der Werbemittel nach den Techniken modernster
psychologischer Erkenntnis hat die Grenzen des Wiinschenswerten zu-
mindest erreicht, wo nicht iiberschritten. Dabei sind die Erregung des
Besitzwillens durch Anpreisung des Sach- und Geltungsnutzens oder
die Erregung des Leistungswillens durch Zusicherung besonderer Ge-
genleistung, die beide zu Impulshandlungen verfithren sollen, volks-
wirtschaftlich wenig bedeutungsvoll. — Im Wettbewerb zwischen Her-
stellern gleichartiger Wiaren verschiedener Marken oder gleichwertiger
Substitutionsgiiter werden gesamtwirtschaftlich sekundire Entschei-
dungen gegeneinander ausgespielt. Der Verkaufserfolg des einen Pro-
duzenten kann sehr wohl ein legitimer Teilerfolg des Absatzinstru-
ments ,,Werbung* sein; er kann auch auf giiterwirtschaftlicher Leistung
beruhen. Stets erweitern sich seine Marktchancen zu Lasten derer
seiner Konkurrenz. An der gesamtwirtschaftlichen Disposition iiber
Kaufkraft édndert sich im Prinzip nichts.

Soweit derartige Werbung in vertrauensschidigender Weise emotio-
nale Entschliisse auslost, kann der Erfolg nicht dauerhaft sein: denn
jede werbepsychologisch veranlafte Fehlentscheidung wird bei wieder-
holbaren Markthandlungen korrigiert; bei einmaliger Fehlinformation
wird bewirkt, dafl die kritische Einstellung gegeniiber der unglaub-
wiirdigen Informationsstelle zunimmt. Hier wére also eher von einem
negativen Erfolg zu sprechen.



Die BeeinfluB3barkeit von Willensentscheidungen 91

a) Werbung als Teil des Marktgeschehens

Volkswirtschaftlich wichtig ist aber, daB die werberisch angekiin-
digte Nutzendifferenzierung fiir einzelne Warenarten zur Standardi-
sierung der Qualitdtsanforderungen und damit zur Beschleunigung des
technischen Fortschritts beitrigt. Ohne die wirtschaftspolitischen Aus-
wirkungen dieser Seite der Wirtschaftswerbung tiberschitzen zu wol-
len, ist doch die Anpreisung von Gebrauchsvorteilen, Preisnachldssen
u. &. nicht allein als Information fiir den pradsumtiven Kunden, son-
dern zugleich als eine Mitteilung an die Konkurrenz einzuschitzen.
Sowohl die Haushaltungen als auch die Unternehmungen werden jed-
weden angekiindigten Leistungsvorsprung irgendeines Herstellers auf-
merksam zur Kenntnis nehmen.

Die regelmiBig wiederholte informatorische Werbung veranlaBt
zweifellos, daB die Wirtschaftspline der Haushaltungen bei der Aus-
wahl einer bestimmten Type oder Gattung einzelner Waren, deren
Anschaffung grundsédtzlich im Bereiche des Realisierbaren liegt, durch
die bekannt gewordenen technischen und wirtschaftlichen Vorteile im
Sinne des Werbenden beeinflut werden konnen. Inwieweit dabei
werbepsychologische ,Tricks“ zum Erfolg fiihren, ist schwer abzu-
schdtzen. Unmittelbare Reaktionen sind sicherlich nicht zu erwarten,
denn es gibt einmal keine Automatik des Rezeptionsvorganges gegen-
liber der Reklame; zum anderen miite die Werbepsychologie dabei
ja integrierend auf die Willensbildung und -dnderung mehrerer Ent-
scheidungstridger zugleich einwirken, die von Haushalt zu Haushalt
nach Geschlecht und Alter, im Mitsprache- und Verantwortungsrecht
durchaus unterschiedlich einander zugeordnet sind.

Fiir die Unternehmungen tritt die werberisch vorgetragene Mit-
teilung tliber technische Ausstattung oder Leistungsvorsprung eines vom
Konkurrenten angebotenen Gutes in den Kreis jener Daten, die durch
Markterkundung herangeholt werden miissen, damit sie im Markt
wettbewerbsfdhig bleiben. Solche Informationen koénnen dazu bei-
tragen, die ohnehin beabsichtigte Einfithrung von ,innovations“ zu be-
schleunigen. Sie konnen andererseits die Produktplanung (zumal be-
zliglich des Materials, der Gestaltung, der Formen und Farben) be-
einflussen; sie konnen schlieBlich der eigenen Werbung ein neuartiges
Gesicht geben. Hier wird also durchaus ein EinfluB auf das gesamt-
wirtschaftliche Geschehen ausgeiibt — wenn auch hiufig genug eine
gar nicht beabsichtigte Einwirkung!

Welche Bedeutung hierbei den Mustermessen, den MeB-Katalogen,
aber auch den Verbandsmitteilungen (etwa liber die Moglichkeiten des
Absatzes oder Bezuges im Verkehr mit auslédndischen Mérkten) zu-
kommt, darf keinesfalls unterschitzt werden.
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Dabei ist aber stets an die Werbungsformen zu denken, die mit der
Absicht sachlicher Information dargeboten werden. Denn die im Sinne
der Meinungspflege ohne derartigen sachlichen Hintergrund publi-
zierten Anpreisungen verfehlen ihr Ziel bei den Unternehmungen noch
mehr als bei den Haushaltungen: die Reaktion auf psychologisch gut
gezielte Werbung kann schlechterdings im Unternehmen mit mehr-
poliger Willensbildung keinen einheitlichen Erfolg haben, wenn auch
nur einer der Entscheidungstriger aus seiner Sachkenntnis heraus die
Glaubwiirdigkeit der Werbung anzweifelt.

b) Werbung als Medium wirtschaftspolitischer Suggestion

Auf einem ganz anderen Feld liegt die Rezeption propagierter Ideen.
Die werberischen Formen einer Beeinflussung in Richtung auf solche
Ziele, die auBerhalb des Urteilsvermédgens und der unmittelbar iiber-
schaubaren Gegensténdlichkeit liegen, koénnen auch auf wirtschafts-
und finanzpolitischem Gebiet durchaus Erfolge erzielen. Solche Be-
einflussung kann wiinschenswert erscheinen, etwa dann, wenn es dar-
auf ankommt, durch rechtzeitig einsetzende Propaganda die voraus-
sehbaren Konfliktsituationen zum allgemeinen Besten zu nutzen und
gegenstrebige Wiinsche der Individuen umzubiegen??.

Die Grenzen der BeeinfluBbarkeit der Wirtschaftssubjekte scheinen
auch hier in der Propaganda selbst zu liegen. So erhebt sich ndmlich
einmal die Frage, ob die Instanz, der die Aufgabe zufdllt, das der
Propaganda zugrundeliegende Konzept zu vertreten, dauernd ver-
trauenswiirdig bleibt. Falls sie stets mit maBgeblichen Ideen werben
kénnte und damit alle wirtschaftlichen Handlungen dauernd im Sinne
der volkswirtschaftspolitischen Konzeption zu steuern verméchte, wire
sie funktionell von der Zentrale planwirtschaftlicher Ordnungssysteme
nicht zu unterscheiden. Das ist aber nicht anzunehmen. Denn es bleibt
stets die Frage nach der Glaubwiirdigkeit der Argumente offen. Die
Thesen, mit denen es gelingen konnte, die einer Konzeption giinstigen
Antriebe zu aktivieren und zugleich Widerstrebendes zu hemmen,
diirften sich rasch abwerten, zumal wenn sich unbeabsichtigte oder un-
vorhersehbare Nebenwirkungen gerade bei erfolgreicher Massen-
werbung einstellen. Die Glaubwiirdigkeit der Argumente wird weiter
dadurch beeintréachtigt, dal die Wahrnehmung der proklamierten Idee
ja nicht auf den Kreis solcher Wirtschaftssubjekte beschrinkt werden
kann, deren Planung im Gesamtinteresse in eine bestimmte Richtung
gelenkt werden soll. Die Argumente werden vielmehr auch von den-

4 Vgl. zu diesem Fragenkomplex u. a. Schmdalders, G., ,,Die Konjunktur-
politik der ,Moral Suasion‘“, in ,,Wirtschaftsfragen der freien Welt“, Fest-
gabe fiir Ludwig Erhard, Frankfurt/M. 1957, S.282ff.; ders., ,Hypothese
und Wirklichkeit des Kduferverhaltens — Aufgaben der empirischen Sozial-
okonomik“, in ,Schweizer Monatshefte“, 38.Jg./1958/8, S. 672 ff,
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jenigen Wirtschaftspartnern aufgenommen und fiir ihre Zwecke
weiterverwendet werden, deren Interesse im konkreten Fall urspriing-
lich mit dem der Allgemeinheit zusammenfiel, die aber nun, im Schock,
zur Ubertreibung angereizt werden. Dadurch kénnte sich die beabsich-
tigte Wirkung zum Schaden aller realisieren, und kiinftige Appelle
wiirden dann mit Sicherheit nicht mehr gehort werden30.

2. Werbewirkung mach der technischen Eignung des Instruments

Auch die Werbetechnik setzt der Werbewirkung deutliche Grenzen.
Mit Hilfe psychologischer Tests sind Feststellungen dariiber gemacht
worden, welche Werbeformen die gréSte Sofortwirkung haben (Auf-
merksamkeitswert) und welche Werbemittel am nachhaltigsten zu
iiberzeugen vermégen (Erinnerungswert). Die Uberzeugungskraft von
Werbemitteln5! scheint folgende Skala zu ergeben:

a) Anschauung

Uber die unmittelbare Werbewirkung des Schaubilds, der Ausstel-
lung, des reprisentativen Bauwerks braucht kaum gesprochen zu
werden. DaB in allen derart demonstrativen Werbungsformen zugleich
ein Stiick von Bemithung um Public Relations liegt, ergibt sich von
selbst. Wie wichtig es ist, die Werbung iiber das Bild oder iiber die
Vorfithrung zu betreiben, 148t sich sehr eindrucksvoll im Zusammen-
hang mit der Einfiihrung technischer Neuerungen erkennen. Nur wenn
die Gebrauchstauglichkeit einzelner Erzeugnisse optisch vorgefiihrt
wird, kann z.B. auch die Ausstattung von Haushaltungen mit tech-
nischem Gerit in wiinschenswertem AusmafBl geférdert werden. Der-
artige technische Belehrung ist nur vom Augenschein her, nicht durch
Prospekte und ,Gebrauchsanweisungen* wirkungsvoll durchzufiihren.

b) Das gesprochene Wort
Die frither als ungemein wirkungsvoll erprobte rhetorische Aussage
galt lange Zeit hindurch als unwirksam, weil mit einer Ansprache nur
bei gilinstigen akustischen Bedingungen ein groferer Horerkreis zu
erreichen war. Nach dem Aufkommen der Buchdruckerkunst erschien
die Druckschrift deshalb vorteilhafter als das gesprochene Wort, weil

50 vgl. dazu besonders Merton, R. K., ,, The Moral Dimension“, a.a.O.,
S. 424—427.

5t Casey, R. D., u. Smith, B. L., ,Propaganda, communication and public
opinion“, Princeton 1946. — Hagemann, W., ,Die Rede als Gegenstand der
Forschung®, Ztschr. ,Publizistik“, a.a.O., 2.Jg./1957, S. 67 ff. — Holzschuher,
L. v., ,Psychologische Grundlagen der Werbung“, Essen 1956. — Klapper,
J. v., ,The effects of mass media“, New York 1949. — Miller, C. R., , The
prozess of persuasion“, New York 1946. — Ritzel, W., ,,Zur Phénomenologie
der Beredsamkeit“, Ztschr. ,Publizistik“, a.a.0., 2.Jg./1957, S.209—216. —
Schramm, W. (Herausg.), ,,The process and effects of mass communication®,
Illinois 1955.
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sie die Moglichkeit bot, eine stets zunehmende Zahl von Empféngern
mit der gleichen Argumentation bekannt zu machen. Seit technische
Neuerungen es nun aber gestatten, die Stimme des Redners auch im
Freien unverzerrt vor eine vielkopfige Menge oder in alle Ecken eines
Saales hineinzutragen, hat die 6ffentliche Rede wieder den Rang eines
qualitativ hoch wirksamen Mittels 6ffentlicher Beeinflussung52.

Die Kunst, Menschen durch das Wort zu beeinflussen und zu fiihren,
setzt aber bereits beim unmittelbaren Gesprich im kleinsten Kreise
ein. Die personliche Werbung gilt deshalb auch als zuverlédssig wirk-
sames Mittel zur Beeinflussung des Umworbenen. Die Vorschaltung
des menschlichen Interesses vor jegliche sachliche Argumentation stei-
gert diese Wirkungsmoglichkeiten.

Wegen des personlichen Kontaktes ist die unmittelbare Ansprache
auch derjenigen iiber das Radio iliberlegen. Immerhin ist unter be-
stimmten Voraussetzungen (einfache Sprache, kurz und klar formu-
lierte Texte) auch diese akustische Darbietung jeder optischen iiber-
legen, zumindest fiir die Vermittlung von Informationen iiber Dinge
des téglichen Lebens, auch fiir die Werbung von Gegenstinden des
Massenbedarfs. Es wird behauptet, daB Rundfunksendungen deshalb
eine grofe Breitenwirkung hétten, weil sie ein Publikum erreichten,
das durch andere Werbemittel nicht so unmittelbar oder nicht so hdufig
angesprochen werden kdnnte.

¢) Das Druckwerk

Der gedruckte Text erweist sich andererseits dort als wirkungsvoll,
wo es darauf ankommt, den Leser in einer Situation anzusprechen,
in der er bereit ist, sich informieren zu lassen; er selbst bestimmt den
Zeitpunkt und die Geschwindigkeit fiir die Aufnahme der Mitteilung.
Es wird empfohlen, bei Fragen, die mehr als Alltégliches beriihren,
neben die akustische Werbung stets das gedruckte Wort zu stellen.
Insbesondere sei gedruckter Text das bestgeeignete Medium, um An-
sichten von Minderheiten zu interpretieren und zu beeinflussen, etwa
in Kreisen eines besonderen Interesses: Buchgemeinschaften, Kiinst-
ler- und Ziichterkreise. Auch ist nach vielen Beobachtungen der Druck-
sache in solchen Kreisen der Vorzug zu geben, in denen mit einseitiger,
parteiischer und deshalb schlagwortartiger Argumentation nichts aus-
zurichten wiére.

‘Uber die Wirkung von sog. ,lay outs“ — d. h. von Texten und Bild-
darstellungen auf Plakaten, sowie bei Inseraten in Zeitschriften und
Magazinen — wurden unterschiedliche Feststellungen gemacht. DaB
Farben und Formen eine nicht unbetrédchtliche Werbe- oder Ab-

52 Vgl. Hagemann, a.a.0., und Ritzel, a.a.0.
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schreckungswirkung haben, ist aus den ,Impact-Tests“ und aus Wir-
kungsanalysen fiir Verpackungsmaterial bestitigt.

Letztlich aber hingt der Erfolg der Werbung nicht vom Werbemittel
allein ab — sédmtliche Werbemedien konnen erfolgreich eingesetzt
werden, sie alle kénner versagen. Die Grenze der Beeinflussungs-
méglichkeit liegt letzilich beim umworbenen Wirtschaftssubjekt?s.

B. Die Rezeption objektivierter Informationen

Die Einwirkung auf Wirtschaftssubjekte bzw. auf die Reprédsentan-
ten 6konomischer Gebilde kann durch Darbietung objektiver Informa-
tionen, sicherlich mit einiger Aussicht auf Erfolg angestrebt werden.
Die sozialpddagogischen Vorteile objektivierter vor propagandistischer
Beeinflussung brauchen kaum erldutert zu werden. Selbst wenn es nur
auf Individualentscheidungen im Wirtschaftsleben ankime, wire zu
wiinschen, daB3 die Menschen jeden von auBlen an sie herangetragenen
Appell auf seine innere Berechtigung hin {iberpriiften, ehe sie den
durch gezielte Reizwirkung angesprochenen Strebungen, dem Besitz-,
Macht- oder Geltungsstreben, wie auch ihren eigenen geschmacklichen
und traditionellen Wiinschen nachgeben. Eine Willensbeeinflussung von
Gebilden korporierter Marktteilnehmer, die ja wohl nur mittels psy-
chologischen Zwanges zu erreichen wire, ist, wenn sie gelingt, nicht
ohne Gefahr.

Auch fiir die Einwirkungsmoglichkeiten mittels der grundsitzlich zu
bevorzugenden statistisch objektivierten Informationen bestehen aber
Grenzen. Sie sind einmal in der Aufnahmefdhigkeit der Wirtschafts-
subjekte zu suchen und des weiteren in der Unzulédnglichkeit des Zah-
lenmaterials.

1. Grenzen der Aufnahmebereitschaft und -fihigkeit

Da bei der sachbezogenen Information iiber die mittels Statistik und
Marktforschung erworbenen Kenntnisse der Appell an das Gefiihl
nicht méglich ist, erfordert die Aufkldarung der Marktpartner deren
verstindnisvolles Interesse. Dieses Interesse ist bei weitem nicht so
groB, wie es der Sache nach angebracht wire und wie es den Fach-
leuten erscheint. Der Satz Napoleons ,,One ne discute pas contre un
chiffre“ gilt nicht mehr. Im Gegenteil, Zahlen werden héiufig in ihre:
Beweiskraft unterschitzt. Der Kreis von Landwirten, Unternehmern,
Bankdirektoren, Werksleitern offentlich-rechtlicher Betriebe, die sich
wirklich der ihnen zugingigen statistischen Information tiber betriebs-
interne oder marktabhingige Vorginge bedienen, ist klein. Selbst Vor-
lagen von Berechnungen der eigenen volkswirtschaftlichen Abteilung

88 Klapper, a.a.0., S.317—320.
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oder von (gegen Entgelt!) fremderstellten statistischen Unterlagen wer-
den eher fiir die Public Relations verwertet als fiir die unternehmens-
eigene Disposition.

Zum Teil liegt dies daran, daB fehlende Kenntnisse gelegentlich zum
MiBversténdnis oder zur bewuBt willkiirlichen MiBdeutung von stati-
stischen Forschungsergebnissen gefithrt haben. Die Ausbildung zur
Quellen~ und Methodenkritik und zur Priifung der Darstellungstechnik
ist nicht nur bei den Betriebspraktikern, sondern auch bei vielen
Volks- und Betriebswirten ungeniigend. Wer methodisch nicht hin-
reichend geschult ist und deshalb statistische Zahlen so interpretiert,
wie die vergleichsweise unfehlbaren Ergebnisse der doppelten Buch-
fithrung, muB sich enttduscht sehen. Hier liegen Moglichkeiten kiinf-
tiger Erweiterung der EinfluBnahme im Sinne objektiver Unterrich-
tung. Einmal konnten Schulen, Organisationen, Verbédnde, Warenpriif-
anstalten und alle mit der Erstellung statistischen Materials und
marktanalytischer Forschungsergebnisse befaBten Institutionen zum
Triger der Aufkldrung liber den Wert statistisch-methodischer Orien-
tierungsgréfen gemacht werden. Aufgabe solcher Aufkldrung wire
dann nicht nur die Unterrichtung tliber die Fakten, iliber das lokale und
regionale Giiterangebot nach Menge, Qualitdt und Preis, sondern vor
allem die Wegweisung zu den vorhandenen Marktinformationen und
zur sachdienlichen Interpretation der Berichte®.

Derartige an der Zahl, also an vergleichbaren GréSen, objektivierte
Informationen koénnten, wenn sie rechtzeitig eingeholt wiirden und
rechtzeitig zur Verfligung stlinden, als Daten in die Wirtschaftsplanung
der gebildehaften Wirtschaftssubjekte eingehen. Erreicht eine Vorlage
die beschluBfassenden Organe gebildehafter Wirtschaftssubjekte zu
spat, so ldBt sich kaum erwarten, dafl die gewonnene Einsicht noch
genutzt werden konnte. Denn sobald die Wirtschaftssubjekte vertrag-
liche Verpflichtungen eingegangen sind, konnen sie die Anpassung an
ein politisch wiinschenswertes Marktverhalten nicht mehr vollziehen.

2. Technisch-methodische Mdngel des Mediums

Die Wirkungsmoglichkeiten der statistisch-methodischen Informatio-
nen sind allerdings auch durch die Unzuldnglichkeit vieler Statistiken
beschrankt.

54 Bs kann festgestellt werden, da Hausfrauen- und Konsumentenver-
bédnde in jiingerer Zeit dazu ubergehen, in hauswirtschaftlichen Beratungs-
stellen das Verstindnis fiir einschligige Mitteilungen in der Presse zu for-
dern. Die Voraussetzungen dafiir sind aber in Deutschland bei weitem nicht
so glinstig wie etwa in Schweden oder in den USA. Vgl. dazu Egner, E.,
,Eigenart und Aufgabe hauswirtschaftlicher Forschung“, Ztsch. f., d. ges.
Staatswissensch., 1958/114, Bd.2, S. 251 ff.
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Nicht einmal die amtliche Statistik hat die Moglichkeit, die Aus-
kunftspflicht in der unternehmungsweise betriebenen Wirtschaft so-
weit auszubauen, daB die als ergiebig erkannten Informationsmdglich-
keiten erschopft werden konnten. Und viele der schlieBlich erstatteten
Meldungen diirfen nicht publiziert werden und kénnen deshalb nicht
zur Verbesserung der Markttransparenz genutzt werden. Im Gegenteil
sehen sich die Tréger der amtlichen Statistik dauernd von der Gefdhr-
dung ihrer eigenen Unterlagen bedroht, im Falle, daB sich ein Bericht-
erstatter in seiner Betriebspolitik durch eine statistische Publikation
geschéddigt flihlte. Die im Interesse einer Sicherung der Auskunfts-
pflicht eingefiihrte gesetzliche Einschrdnkung der Publikationsméglich-
keiten wurde vielfach beklagt. Im Zusammenhang mit der hier er-
orterten Frage kann nur auf die Hoffnung verwiesen werden, da8l die
Unternehmungen am Beispiel der amerikanischen Verhéltnisse lernen
werden, wie sehr die Geheimniskrdmerei letztlich ihnen selbst abtrag-
lich ist und daB aus groBerer Auskunftsfreudigkeit fiir sémtliche Be-
teiligten zunehmende Marktiibersicht erwachsen mdchte.

Technisch fragwiirdig, weil methodisch nicht vollig abzusicherm, ist
das Gebiet der Wirtschaftsvoraussage. Wie bereits angedeutet, wirkt
die Bekanntgabe von Ergebnissen prognostischer Arbeit h#ufig dahin,
da die publizierten Daten als Erwartungswerte in die Wirtschafts-
pldne der Unternehmungen ( ja sogar der Haushaltungen!) herein-
genommen werden und daB daraus eine gewisse Gegenwirkung resul-
tiert. Uberdies hat sich herausgestellt, da8 Voraussagen auf Grund
von Unternehmererwartungen nur mit groBen Vorbehalten gemacht
werden konnen, weil die einzelwirtschaftliche Vorausdisposition weit
weniger sicher ist als das gemeinhin vermutet wird®. Das groBte
Bedenken gegen Marktprognosen ergibt sich aus der Unmoglichkeit,
den Prozef3 des technisch-qualitativen Fortschritts zu beobachten. Nicht
allein die Einfiihrung neuer Produktionsverfahren auf der Grundlage
neuer Werkstoffe, sondern auch die hierdurch bewirkte Veridnderung
der Marktverhéltnisse und der Organisationen im Marktgeschehen ent-
ziehen sich weitgehend statistischer Erfassung — um wieviel mehr
der Vorausrechnung!

Auch die auf repridsentativer Marktanalyse beruhende Information
kann, wie gezeigt wurde, aus technischen Griinden gelegentlich véllig
fehlschlagen, und zwar dann, wenn die theoretisch ,richtig“ ermittelte
Meinung nicht die der autorisierten Wirtschaftssubjekte ist und wenn
deren effektives Marktverhalten dann von dem vorher als wahr-
scheinlich ermittelten in wesentlichen Punkten abweicht. Ganz beson-

55 Vgl. dazu die methodischen und sachlichen Berichte des IFO-Instituts
fir Wirtschaftsforschung iiber die Tendenzbefragungen und die dabei kon-
statierten unternehmerischen Reaktionsweisen.

7 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 19
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ders gefidhrlich erscheint der TransponierungsschluB, d.h. die Uber-
tragung der fiir eine bestimmte Region, einen Bevilkerungsausschnitt
usw. ermittelten Ergebnisse zur Nutzanwendung auf die (anderen Ein-
fliissen unterliegenden) Teilgesamtheiten. Hier wird allzu oft nach der
Vorstellung, es gébe ,,den Normalverbraucher“, die Moglichkeit objek-
tivierter Information iiberschétzt5é,

Im Falle der Auswahl nach dem Quotaverfahren besteht anderer-
seits die Gefahr, daB die gewollte Reprisentation trotz groBer Zahl von
Befragten nicht gegeben ist. Besonders anféllig gegen Verzerrung
erscheinen sog. ,panel-Befragungen®, also regelmifig wiederholte Be-
fragungen im gleichen Kreis von Wirtschaftssubjekten. Bei immer der-
selben Berichterstattung zur Markentreue oder zu anderen Charak-
teristiken des Verbraucherverhaltens geraten die Befragten durch das
regelmiBig wiederkehrende Interview unbewuBt unter die ,Wirkung
des Wortes“; sie steuern in positiver oder negativer Reaktion auf die
gestellte Frage ihr eigenes Verhalten.

Sicher ist, daf} die Bekanntmachung auch der Forschungsergebnisse
dieser Art (z. B. in Form von Reklame) auf das Marktverhalten ande-
rer Wirtschaftssubjekte zurlickwirkt.

Trotz aller derartiger Bedenken bleibt aber die statistisch fundierte
Forschung ein iiberaus vielseitiges und vergleichsweise zuverlédssiges
Instrument zur Verbesserung der Markttransparenz. Es ist kaum zu
miBbrauchen, denn die Tréger der Wirtschaftsstatistik sind in der
Lage, ihre Quellen, ihre Auswertungsverfahren und ihre Ergebnisse
laufend gegenseitig zu kontrollieren. Allein das BewuBtsein, daB3 solche
kritische Auseinandersetzungen iliber die Arbeitsresultate der Infor-
manden moglich sind, schiitzt denjenigen, der Information sucht, vor
einer totalen MiBleitung. Dabei kann auch wohl unterstellt werden, daf3
laufend an der Verbesserung der statistischen Methoden gearbeitet
wird, und daB zugleich das Verstidndnis fiir die publizierten Resultate
zunimmt. Die aus diesen beiden Komponenten zu erwartenden Mog-
lichkeiten, die Rationalitit des Marktverhaltens zu steigern, sind
kaum zu iiberschitzen.

Eine derart verbesserte Orientierung iiber die Marktverhéltnisse
wiirde die bestehende Unsicherheit vor dem Okonomischen Handeln
mindern, und die wirtschaftlich wirksamen Wahlakte wiirden dann
tatsichlich, wie die klassische Nationalokonomie das annnahm, nach
Nutzen- und Rentabilititserwdgungen der Wirtschaftssubjekte erfol-
gen. Dabei kénnte es dann immer seltener gelingen, vordergriindig

% Vgl. zum Problem der marktwirtschaftlich ,relevanten“ Meinungen
Frohner, R., ,Meinungsforschung — ihre Aufgaben und Problematik®, in
,Publizistik“, Bremen 1956, S.259 ff., sowie Meyer, P. W., ,Marktforschung
— ihre Moglichkeiten und Grenzen®, Diisseldorf 1957, S.303—334.
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wirksame Anreize von Lust- und Unlustgefiihlen, die die Neigung zu
rein wirtschaftlicher Verhaltensweise paralysieren sollen, anstelle der
6konomischen ratio zu setzen. Stattdessen aber ertéffnen sich brauch-
bare Verfahrenswege, wirtschaftspolitisch wiinschbare Leitbilder in
die Pldne und Planrevisionen der Wirtschafter einzubauen, sofern sich
diese als konkrete Nutzenerwégungen darstellen lassen.

Schluff

Alle hier vorgetragenen Feststellungen und 'Uberlegungen fiihren
zu dem SchluBl, dafl es fiir eine wirtschaftliche Ordnungspolitik, die
von kulturell bestimmten und anerkannten Zielen ausgehen muf, und
deren Durchsetzung von einer Abstimmung der institutionell gesetzten
Normen abhéngt, iiberaus wiinschenswert wire, wenn eine Koordina-
tion der einzelwirtschaftlichen Antizipationen und Planungen erfolgte.
Wie immer das Gefiihl sich gegen propagandistische Meinungsbildung
auflehnen mag — Meinungspflege im Sinne einer Beratung ist aus
Griinden der Okonomischen Rationalitdt zweifellos unentbehrlich, so-
lange die Arbeitsteilung in der Produktion und die nachrichtliche Ver-
stdndigung zwischen den Mirkten nicht so vollkommen zu gestalten
sind, daB sich Angebots- und Nachfrage-Entscheidungen wie an einem
y2Punktmarkt“ vollziehen konnten.

Das reibungslose Funktionieren des Marktprozesses setzt Informa-
tion iiber die konkurrierenden Angebote voraus. Bei Planungen und
Entscheidungen einzelner Wirtschaftssubjekte kénnen nur dann auch
die gesamtwirtschaftlichen Ziele einer wirtschaftspolitischen Konzep-
tion respektiert, also auch beriicksichtigt werden, wenn dafiir Orien-
tierungshilfen geboten werden. Es kann nicht der individuellen Beob-
achtung und Erfahrung einzelner Wirtschaftssubjekte iiberlassen blei-
ben, die zielgerechten MaBnahmen zu erkennen. Einsicht in bestimmte
Zusammenhinge durch Aufklirung zu erschlieBen, ist offensichtlich
nicht nur eine Frage systematischer Marktordnung, sondern auch
durchaus eine Frage der ZweckmiBigkeit in konkurrenzwirtschaft-
lichen Wirtschaftssystemen.

Wenn die Feststellungen zutreffen, nach denen die Beschridnkung
wirtschaftlicher Handlung nicht allein durch die wirtschaftsrechtliche
Ordnung, durch die Verfligungsmacht iiber Kaufkraft und durch die
aus der momentanen Bediirfniskonstellation resultierenden Preiswillig-
keit gesetzt ist, sondern auch durch die Bindung der Individuen an die
Pline der von ihnen vertretenen dkonomischen Gebilde, so erscheint
jegliche Beeinflussung in Richtung auf eine bestimmte wirtschafts-
politische Zielsetzung als hochst diffiziles Unterfangen. Es geht, im
Gegensatz zur landldufigen Ansicht, nicht darum, psychologisch

T*
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Impulse der Verbrauchsneigung oder Dispositionsfreudigkeit des Einzel-
nen zu wecken oder zu lihmen. Wenn iiberhaupt psychologische Re-
aktionen ausgeldst werden kénnen, dann ist dies technisch nur méoglich
und wirtschaftlich nur zweckméBig in einem Zeitpunkt, der dem einer
Marktentscheidung weit vorausgeht. Gleichgiiltig, ob und wie stark die
Einwirkung werberischer Bemiihungen oder zahlenmiBig-sachlicher
Informationen vom Individuum rezipiert wird, ist die Durchschlags-
kraft der Beinflussung nur gesichert, wenn dieser umworbene Einzelne
seinerseits maBgeblich auf den Inhalt der langfristigen Wirtschafts-
pldne einzuwirken in der Lage ist. Sein Uberzeugungstalent und seine
Verantwortlichkeit fiir den &konomischen Erfolg des von ihm mit-
entwickelten Planes setzen der ,seelischen BeeinfluBbarkeit* von Wirt-
schaftssubjekten erkennbare (und hidufig genug uniibersteigbare) Gren-
zen. Vieles spricht dafiir, daB8 der vordergriindig einsetzende psycho-
logisch gezielte Reiz weniger Erfolg hat als die einer Gruppe von Ver-
antwortlichen zugingige sachliche, womdglich zahlenmiBige Informa-
tion. Dies gilt zumindest fiir die Beeinflussung zugunsten langfristig
wirksamer Entscheidungen; die Moglichkeit, auch diese Entscheidung
im Affekt zu treffen oder fiir diese Entscheide untaugliche Informatio-
nen heranzuziehen, ist nicht auszuschlieBen. Je gewichtiger die Fragen
aber sind, um so mehr wird es sich von seiten der Wirtschaftssubjekte
deshalb lohnen, nicht nur eine Orientierungsquelle anzuschlagen; aus
mehreren gleichlautenden Informationen werden sich dann Bestéti-
gung eigner Pline oder aber AnlaB zur Uberpriifung von Widersprii-
chen ergeben. Entsprechender konkurrierender Mitteilung ist jegliche
staatliche Beeinflussung ausgesetzt — auch sie wire dann ,kontrollier-
bar“.

Diese Eigenstdndigkeit von Willensbildung und Planentscheid er-
scheint wegen der ohnehin durch Fakten eingeengten dkonomischen
Willensfreiheit der Wirtschaftssubjekte geradezu als das Hauptprinzip
einer Wirtschaftspolitik, die ,Freiheit von Zwang“ zur Grundlage ihres
Gesellschaftsbildes und ihrer Ziele erklart. Diesem Prinzip entspre-
chend wiren die Wirtschaftssubjekte als urteilsfdhige und sozial ver-
antwortliche Einheiten anzuerkennen. Den in klaren Wertvorstellungen
befangenen Wirtschaftssubjekten wére Spielraum fiir wirtschaftliche
Entscheidungen dadurch zu sichern, daB ihnen nicht T&uschung als
Wert vorgespielt wiirde. Da selbst eine ausschlieSlich dem Gemeinwohl
dienende Propaganda auf dem Irrtum derjenigen beruhen koénnte, die
fiir die Aufstellung der politischen Leitbilder verantwortlich sind und
die iiber die Rangfolge der Vorziele zu entscheiden haben, scheidet
also Propaganda, im Gegensatz zur sachverbundenen Meinungspflege,
als Instrument zur Beeinflussung der Willensbildung weitgehend aus.
Im Gegenteil schlieSt die Bereitschaft, freie Urteilsbildung zuzugeste-
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hen, unbedingt ein, daB den Suchenden alle nur irgend verfiigbare
— auch eine gegengerichtete — Information unverfélscht zugéngig ge-
halten wird.

Jede Wirtschaftspolitik, die nach diesen Grundsitzen ihre Ziele und
Zwecke bekanntgibt und das Verhalten von Individuen, Haushalten
und Unternehmen dadurch lenkt, daB sie die ,Werbung um richtige
Entscheidung® mit dem jeweils zweckméBigsten Instrumentarium be-
treibt, unterscheidet sich ebenso deutlich wie vorteilhaft von allen
Systemen zentralgeleiteter Wirtschaftsordnung.
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Willensbildung und wirtschaftspolitische Fiihrung
in der Marktwirtschaft

1L Teil: Die Uberwindung von Widerstinden
der Wirtschaftssubjekte

Von G. Schmdélders, Koln

Wir miissen uns daran gewohnen, dafi
feierliche Fragen mach der geistig-see-~
lischen Existenz des Menschen mit sehr
niichternen Fragen der wirtschaftlichen
Lenkungsmechanik untrennbar verbun-
den sind. W. Eucken

Wirtschaftspolitische Fiihrung kann sich auch im demokratischen
Staat westlicher Prédgung nicht darauf beschrianken, die Einhaltung der
»Spielregeln“ zu iiberwachen, wie sie die Wirtschaftsverfassung vor-
gibt, also bloBe ,Ordnungspolitik“ im Sinne W. Euckens! zu sein;
immer wieder ergibt sich die Notwendigkeit, auch in den ,Ablauf“
regulierend einzugreifen und die Wirtschaftssubjekte durch Setzung
entsprechender Daten oder durch ,moral suasion“? zu einem Verhalten
zu veranlassen, das von dem Tun oder Lassen, wie es sich ohne diese
Beeinflussung vollziehen wiirde, mehr oder weniger abweicht.

Von den allgemeinen Problemen dieser Beeinflussung der wirtschaft-
lichen Willensbildung war in dem vorhergehenden Beitrag von I. Esen-
wein-Rothe ausfiihrlich die Rede; im AnschluB3 daran soll hier der be-
sonderen Frage nachgegangen werden, welche Mittel der Wirtschafts-
politik in einer freiheitlich orientierten Wettbewerbswirtschaft zu Ge-
bote stehen, um innere Widerstéinde zu iiberwinden, die sich in der
Brust der Wirtschaftssubjekte einem wirtschaftspolitisch konformen
Verhalten entgegenstellen. Es handelt sich hier also nicht um Wirt-
schaftspolitik durch solche MaBnahmen, die das Handeln der Wirt-
schaftssubjekte ,,von selbst“ in die gewlinschte Richtung lenken, in der
ihnen materielle Vorteile winken oder Nachteile vermieden werden
konnen, sondern um die Beeinflussung der Motivationen, angefangen
von Information und Propaganda bis zu jenem ,engineering of

1 Eucken, W., Grundsitze der Wirtschaftspolitik, Bern und Tiibingen, 1952.

2 Schmélders, G., Die Konjunkturpolitik der ,moral suasion“, in: Wirt-
schaftsfragen der freien Welt, Festgabe fiir Ludwig Erhard, Frankfurt a. M.
1957,
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consent®, zu dem sich die ,moral suasion“ inzwischen entwickelt hat,
im Dienst wirtschaftspolitischer Zielsetzungen.

1. Das Fiihrungsproblem in einer freiheitlichen Staats- und
Wirtschaftsordnung

Auf den ersten Blick ist eine solche ,Menschenfiihrung® mit dem
Prinzip der Freiheit unvereinbar; sie gilt vielmehr auch fiir W. Eucken
gerade als charakteristisch fiir ,zentrale Ordnungen“: ,In Wirt-
schaftsordnungen dieses Typs verwalten zentrale Stellen nicht nur
Sachen, sondern auch Menschen. Und diese Menschen brauchen eine
allgemeine ,Erziehung®, die den Zweck hat, alle WillensduBlerungen
zu einem Willen zusammenzuschlieBfen, alle Anstrengungen auf ein
Ziel, das Ziel der Gesellschaft, auszurichten3.“

Diese ,Erziehung“ in Anfithrungsstrichen, wie sie die Agitation und
Propaganda in totalitdren Herrschaftssystemen bezweckt, unterscheidet
sich grundsétzlich von der staatsbiirgerlichen Erziehung, Meinungs-
bildung und Meinungspflege in der Demokratie westlicher Prigung.
»Die Mittel der freien Demokratie, eine Zustimmung der verschie-
denen Gruppen des Volkes zur Politik einer Mehrheitsregierung durch
freie Meinungsbildung auf dem Wege echter Gruppenkonkurrenz zu
erreichen, stehen der kommunistischen Herrschaft ihrem Wesen nach
nicht zur Verfligung. Sie ist vielmehr darauf angewiesen, die Mei-
nungsbildung und das soziale Verhalten ihrer Anhinger und der
breiten Volksmassen mit propagandistischen Mitteln fortwidhrend zu
beeinflussen. ... Mit ihrer Hilfe hofft die politische Fiihrung, Mittel
in der Hand zu haben, die sie instand setzen, nicht nur Meinungen zu
bilden und Gegenmeinungen zu unterdriicken, sondern mit Hilfe von
Partei- und Massenorganisationen schlieBlich zu einer Umformung des
Menschen und der Gesellschaft zu gelangen?.“

In den freiheitlich orientierten Staatsverfassungen vollzieht sich
demgegeniiber die Meinungsbildung grundsitzlich frei, auf dem Wege
»echter Gruppenkonkurrenz“, wie sie uns in den Parteien, Verbinden,
Kirchen und vielen anderen Organisationen entgegentritt; der poli-
tische Wille der o6ffentlichen Meinung bedarf ,mit Hilfe konkurrieren-
der Gruppen der politischen Alternativen, um sich formen zu kon-
nen“5, also der Information, Kommunikation und der Publizitdt, um
das ,stidndige Plebiszit“ zu ermdoglichen, mit dem man die Meinungs-
bildung der Offentlichkeit heute gern vergleicht®. Wahrend Propaganda

3 Eucken, W., a.a.0., S.9.

4 Stammer, O., Agitation und Propaganda, Berlin 1958, S.IX.

5 Stammer, O., Politische Soziologie, in Gehlen-Schelsky, Soziologie, Diis-
seldorf-Koln 1955, S. 282.

8 Schmélders, G., Der Grundsatz der Budgetpublizitéit, ein Kapitel Finanz-
psychologie, Finanzarchiv 1958, S. 193 ff,
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fertige Urteile und Meinungen projiziert und verbreitet, soll die
Publizitdt informieren und zur Urteilsfdhigkeit ,erziehen“, d.h. die
freie Bildung eigener Urteile dadurch ermoglichen, dafl sie in ge-
niigendem MaBe Informationen bereitstellt. Diese beiden Instrumente
der Meinungsbeeinflussung kénnen zwar begrifflich klar auseinander
gehalten werden, treten aber in der praktischen Anwendung stets zu-
sammen auf; schon die Auswahl der dargebotenen Informationen kann
der Projektion einer fertigen Meinung sehr nahe kommen. Im Konzert
der vieltonigen ,pluralistischen Propaganda“, das die Meinungsbildung
beeinfluBlt, darf die Stimme der Regierung nicht fehlen. ,Nur selten
genligt es, einer MaBnahme ihre legislatorische Form zu geben und sie
als Gesetz zu verkiinden. Normalerweise werden die zustédndigen Ver-
waltungsbehdrden die betroffenen Kreise zu informieren, ihnen den
Sinn und die Notwendigkeit des Gesetzes zu erkldren und sie fiir
seine Einhaltung zu gewinnen haben; diese Aufgabe kann sogar von
entscheidender Bedeutung sein. ... In manchen Fillen kann der Staat
sogar auf jede gesetzgeberische MaBnahme verzichten und die Siche-
rung einer bestimmten Politik ausschlieBlich auf Propaganda stiitzen“,
ja ,es kann sogar Fille geben, in denen eine erfolgreiche Propaganda
so entscheidend wichtig ist, daB sie die tatsdchliche Losung eines wirt-
schaftlichen Problems beriihrt und vielleicht ihre Form bestimmend
beeinfluBt. Die Stabilisierung der deutschen Wahrung mit Hilfe der
Rentenmark mag hierfiir als Beispiel dienen“’.

In der Wirtschafts- und Finanzpolitik begegnen wir einer planmaigi-
gen ,Public-Relations“-Arbeit staatlicher Stellen, die als Grundlage
einer erfolgreichen ,moral suasion“ dienen konnte, bisher im wesent-
lichen nur bei der Unterbringung von Staatsanleihen, vor allem im
Kriege (Kriegsanleihen). Hier hat der ,War Bond Drive“ in seinen
verschiedenen Formen, vor allem das mit allen Mitteln der modernen
Sozialpsychologie durchgefiihrte Werbe-,Marathon“ des Filmstars Kate
Smith iiber das ,,Columbia Broadcasting Network“® eine gewisse Be-
rithmtheit erlangt und bewiesen, daB wirtschafts- und finanzpolitische
,Propaganda“ grundsitzlich moglich ist und sogar, bei giinstigen Um-
stinden und auf Grund kluger Planung durchgefiihrt, einen hohen
Grad an Erfolgsaussicht bietet. Zu den Erfolgsbedingungen gehért da-
bei in erster Linie das Vorhandensein eines seelischen ,Resonanz-
bodens“, wie er in der Kriegssituation in besonderem MaBe gegeben
war; das zweite Erfordernis ist das Gelingen der ,Kommunikation®,
wie die Sozialpsychologie den geistig-seelischen Kontakt mit den An-
gesprochenen bezeichnet, angefangen mit der Gewinnung ihrer Auf-

7 Jéhr, W. A., u. Singer, H. W, The Role of the Economist as Official
Adviser, London 1955, S 88.
8 vgl, unten S.120f.
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merksamkeit iiber das Verstehen der Argumentation bis zur Uber-
windung all der zahlreichen Widersténde, die die Empfénger der Mit-
teilung entgegensetzen, und zur Aktivierung positiver Impulse in der
gewiinschten Richtung.

Aus dem groBen Bereich der wirtschafts- und finanzpsychologischen
»2Meinungspflege“ und ,Public-Relations“~-Arbeit soll hier nur ein
Teilausschnitt herausgegriffen werden, allerdings ein solcher, der die
Problematik der Aufgabe wie in einem Brennglas verdeutlicht; die er-
folgreiche Uberwindung von Widerstinden, die der inneren Bejahung
und Erfiillung der propagierten Verhaltensweisen in der Brust der
Wirtschaftssubjekte entgegenwirken, ist zugleich der ErfolgsmaBstab
jeder Politik der ,moral suasion“ und das Kennzeichen ihrer Grenzen.
Dabei darf auf die Erfahrungen verwiesen werden, die in der Ge-
schichte der Finanz- und Steuerpolitik fiir die Uberwindung der natiir-
lichen ,Steuerwiderstinde“ vorliegen; aus der ,Finanzpsychologie®
kann mancher wertvolle Hinweis auch fiir die ,Public-Relations“-
Arbeit der allgemeinen Wirtschaftspolitik gewonnen werden®.

2. Die Technik der Meinungsbeeinflussung

Durch zwei aufsehenerregende, neuerdings auch in deutscher Uber-
setzung vorliegende Werke aus dem englisch-amerikanischen Sprach-
gebiet ist das Problem der ,Fiihrung“ im Sinne der Willensbeeinflus-
sung und sogar -umkehrung in letzter Zeit sensationell in den Vorder-
grund getreten; einmal durch die journalistisch ungemein geschickt
aufgemachte Darstellung des Amerikaners Vance Packard iiber die
raffinierten, in die Tiefenschicht der menschlichen Personlichkeit ein-
dringenden Methoden der ,unterschwelligen“ Werbung und der Aus-
nutzung verborgener Sehnsiichte und Triebel®, zum zweiten durch die
,Physiologie der Konversionen“, eine Weiterfiihrung der Pawlowschen
Lehre vom ,bedingten Reflex“ durch den englischen Psychiater W. Sar-
gant!l, aus der sich ergibt, daB es mittels eines ausreichenden Grades
brutaler Verdngstigung und Schwichung moglich ist, Menschen &hnlich
wie die Pawlowschen Hunde zu den bisherigen vollig entgegengesetzten
Wertungen und Verhaltensweisen zu ,bekehren“. Die Gemeinsamkeit
beider Methoden liegt darin, da8 ihr Angriffspunkt nicht das BewuBt-
sein, die rationale Personlichkeit des Menschen und seine ,normale“
Gefiihlswelt, sondern jene Tiefenschicht des ,Es“, die Primitivperson
im Menschen oder das ,UnbewufBlte“ in ihm ist, das die vegetativen

? Schmélders, G., Finanzpsychologie, Finanzarchiv 1952, Heft 1.

10 Packard, V., The Hidden Persuaders, New York 1957, deutsch: Die ge-
heimen Verfiihrer (Der Griff nach dem UnbewuBten in Jedermann), Diis-
seldorf 1958.

11 Sqrgant, W., Battle for the mind, deutsch: Der Kampf um die Seele
(Eine Physiologie der Konversionen), Miinchen 1958.
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Funktionen des Leibes steuert und erst von hier wiederum in die
hohere Schicht zurilickwirkt; infolgedessen setzt die Anwendung beider
Methoden eine Situation der Wehrlosigkeit des Opfers und mehr oder
weniger brutaler Zwangsgewalt des , Verfiihrers“ voraus, wie sie in
der freien Welt nur in Ausnahmeféllen krimineller Natur gegeben sein
kann. Abgesehen davon, daB an der Moglichkeit einer unmerklichen,
unterhalb der BewuBtseinsschwelle einwirkenden werbewirksamen Be-
einflussung der Konsumenten inzwischen begriindete Zweifel ange-
meldet worden sind!2, erfordert schon allein ihre Technik, beispiels-
weise die Einblendung blitzschnell auftauchender und wieder ver-
schwindender Werbeslogans in Spielfilme, kriminelle oder doch kon-
spirative Vorarbeiten, die aufgedeckt und verfolgt oder wenigstens
geniigend diffamiert werden konnen; insofern ist in einer freiheit-
lichen Staatsverfassung, die das Recht auf freie Entfaltung der (eige-
nen) Personlichkeit als Grundrecht gewéhrleistet, weder die gewalt-
same ,Brechung® dieser Personlichkeit durch Pawlowsche Methoden
noch ihre unterschwellige Infiltration mit Werbeslogans auf die Dauer
durchfiihrbar. Dem heimtiickischen ,Griff nach dem UnbewuBten“ im
Menschen kann letztlich allerdings wohl nur durch Erziehung zu gré-
Berer Selbstindigkeit, besserer Urteilsfihigkeit, rationalerer Einstel-
lung usw. begegnet werden.

Die Technik, deren sich die freiheitliche Demokratie insbesondere
bei der wirtschaftspolitischen Meinungsfiihrung bedient, 148t sich in
die drei Stufen Information (Aufkldrung), Ausnutzung des ,band-
wagon“~Effektes und aktive Propaganda in ihren verschiedenen
Formen und Intensitdtsgraden gliedern; es wird sich zeigen, daB mit
dieser Stufenfolge zugleich eine Verlagerung des Schwerpunktes der
Beeinflussung von der Ratio zum Emotionalen hin verbunden ist, von
der BewuBltseinsschicht zum UnbewuBten und damit von den unver-
bindlichen zu den zwingenden, wenn auch nicht Zwangsmethoden der
Meinungsbeeinflussung.

a) Information (,Aufklirung“)

Der Appell an die Ratio, wie ihn die staatsbiirgerliche Aufklirung
in Gestalt einfacher Information iiber Tatbestinde und Vorginge im
Bereich der Wirtschaftspolitik darstellt, ist im Grunde die urspriing-
liche und einzige wahrhaft ,demokratische“ Methode der Menschen-
fiihrung; ,der Volkswille ist nur dann sinnvoll, wenn er als aus dem
Willen rationaler Individuen hervorgehend gedacht wird. Diese In-
dividuen brauchen nicht als restlos rational vorgestellt zu werden,;

12 Vgl. Kroeber-Keneth, L., Erzeugt das Massenzeitalter manipulierte
Konsumenten?, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 11.Oktober 1958,
und Grof, H., Der Verbraucher lenkt die Produktion, in: Handelsblatt vom
19./20. September 1958.
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denn das wire in jedem Fall utopisch. Aber sie miissen als eines ge-
wissen MindestmaBes an Rationalitét im Hinblick auf die zu bewailti-
genden Gemeinschaftsaufgaben fihig angesehen werden konnen“is,
Danach miiBte es geniigen, dem Staatsbiirger die Tatsachen zur Kennt-
nis zu bringen, deren er fiir eine rationale Urteilsbildung bedarf, um
ihn zv einer den Absichten der Wirtschaftspolitik entsprechenden Hal-
tung und Verhaltensweise zu veranlassen; auf dieser Vorstellung be-
ruht das Prinzip der Publizitdt, das im Zeitalter des Konstitutionalis-
mus an die Stelle der geheimen Kabinettspolitik trat und das in
J. Kants ,transzendentaler Formel des offentlichen Rechts“ seinen
Hohepunkt erreichte: ,Alle auf das Recht anderer Menschen bezogenen
Handlungen, deren Maxime sich nicht mit der Publizitdt vertriagt, sind
unrecht.“ An dem Beispiel der Budgetpublizitit, die aus diesem
Prinzip des Konstitutionalismus erwachsen ist, 148t sich allerdings er-
weisen, wie wenig echte Kommunikation durch die bloBe Mdéglichkeit,
sich zu informieren, zwischen dem heutigen Staat und seinen Biirgern
zustande kommt; an die Stelle einer lediglich , passiven Budgetpublizi-
tit“, die hinreichendes Interesse als vorhanden voraussetzt, ist in allen
Kulturstaaten lidngst ein Mehr oder Weniger an ,aktiver* Finanz-
publizitit getreten, die den Biirger aufsucht, wo sie ihn findet, ihn
anspricht, so wie er angesprochen werden will, und sein Interesse,
dariiber hinaus seine Zustimmung zu gewinnen sucht!4.

Bedarf es demnach schon zum Zustandekommen echter Kommunika-
tion mehr als der bloBen Moglichkeit fiir den Staatsbiirger, sich zu
informieren, so gentiigt auch die ihn erreichende Information noch nicht,
sein Verhalten in einer wirtschaftspolitisch erwiinschten Richtung zu
beeinflussen; zum mindesten bedarf es dafiir des Vorhandenseins
eines hinreichenden Interesses an den gebotenen Informationen, sei es,
daB eigene materielle Interessen der Staatsbiirger im Spiel sind, sei es
auch, daBl der Gegenstand der Information als solcher der Aufmerk-
samkeit oder Neugier der angesprochenen Kreise gewil sein kann,
was bei wirtschaftspolitischen Anliegen eher die Ausnahme als die
Regel sein diirfte. Es kommt hinzu, daB der moderne Mensch tédglich
und stiindlich einem derartigen Dauerbombardement an Nachrichten,
Reklame und Propaganda, optischen und akustischen Reizen aller Art
ausgesetzt ist, daB allein die Auswahl dessen, was er aufnehmen kann
und will, zum Problem wird; eine noch so wohlgemeinte ,volkswirt-
schaftliche Aufkldrung“, wie sie geruhsameren Zeitlduften angemessen
gewesen sein mag, verfehlt heute in aller Regel ihr Ziel.

13 Friedrich, C. J., Demokratie und Propaganda, Schweizer Monatshefte,
Heft 8, 1958, S.601.

14 Schmolders, G., Der Grundsatz der Budgetpublizitit, a.a.O., S.206 ff.
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b) Der Band-Wagon-Effekt

Uber die bloBe Information hinaus geht der demonstrative Erfolgs-
bericht, der nicht nur informieren, sondern dariiber hinaus mehr oder
weniger auch ,imponieren“ soll. Hier kommt der in den USA soge-
nannte ,Band-Wagon-Effect“ zum Zuge, die Erfahrungstatsache, daB
der Einzelne sehr leicht geneigt ist, sich in einer UngewiBheitssituation
der Majoritdt anzuschlieBen, d.h. hinter der Musikkapelle mitzumar-
schieren, weil ihr (anscheinend) alle oder 'die meisten bereits folgen.
P. Hofstédtter hat den ,horror vacui“ beschrieben, der den Einzelnen
beschleicht, wenn er keine Mdéglichkeit sieht, sich in einer zur Ent-
scheidung dréngenden Frage eine begriindete eigene Meinung zu bil-
den; in dieser Situation ist er meistens bereit, nach jeder noch so
zweifelhaften Entscheidungshilfe zu greifen, die ihm geboten wird!s.
Der Anblick einer {iberfiillten Wahlversammlung (selbst wenn der
Saal mit Vorbedacht zu klein gewihlt ist), einer jubelnden Menge
(selbst wenn der Jubel mehr den Witzen als dem sachlichen Anliegen
des Redners gilt) oder einer steilen Erfolgskurve, deren MafBstab viel-
leicht nicht ganz genau zu erkennen ist, hat einen ,mitreiBenden*
EinfluB3; es bedarf einer ganz ungewohnlichen Urteilsstirke, um dem
Sog der Majoritdtsmeinung und der Beweiskraft des anscheinend be-
reits eingetretenen Erfolges nicht zu erliegen. ,Nothing succeeds like
success“ ist nicht umsonst eine der Faustregeln der kommerziellen
Werbung.

Fragt man nach dem Standort dieser Erfolgsberichte, deren ,Ob-
jektivitdt“ dabei gar nicht bezweifelt werden soll, in der Skala der
Beeinflussungsmethoden, so gehort der ,Band-Wagon-Effect* in die
Mitte zwischen ,Information“ und ,Propaganda“; die Kommunikation
gelingt auf der Basis der Information, freilich nicht ohne daB dabei
Gefiihlswerte mitschwingen, mag es sich auch nur um das Gefiihl der
Erleichterung handeln, dem eigenen Nachdenken oder dem Einge-
stindnis der UngewiBheit enthoben zu sein. In der Auswahl der In-
formationen und in ihrer Anordnung und Wiedergabe, die demon-
strativ den Erfolg, die Majoritdt oder die mitreifende Bedeutung und
GroBe der dargestellten Tatsachen erkenmen 1dB8t, liegt andererseits
bereits ein Element der Propaganda; unausgesprochen wendet sich die
Mitteilung nicht mehr (nur) an den Verstand, sondern (auch) an die
unbewufiten Regungen der Primitivperson, die nach Anlehnung und
Einordnung in ein groBeres Ganzes strebt und bereit ist, fiinf gerade
sein zu lassen, wenn ihr dafiir das Gefiihl der Einsamkeit erspart
bleibt.

15Hofstitter, P., Die Psychologie der offentlichen Meinung, Wien 1949,
S.74; ders., Gruppendynamik, Hamburg 1957, S.76.
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c) Propaganda

»Die Frage nach der Eigenart der Propaganda als eines politischen
Phinomens mufl davon ausgehen, daB es Propaganda immer gegeben
hat und immer geben wird. Eine menschliche Gesellschaft ist ohne
Propaganda iiberhaupt nicht denkbar. Die Propaganda ist ein Teil
aller Politik deswegen, weil eine Gemeinschaft ohne Mitteilung von
Mensch zu Mensch nicht méglich ist; in jeder Mitteilung liegt aber
immer auch schon die Mdglichkeit einer Beeinflussung beschlossen.
Das aber ist offenbar ein Zug aller Propaganda, da8l sie Beeinflussung
auf dem Wege iliber Mitteilung ist16.«

C. J. Friedrich unterscheidet zwischen ,propagandistischem Effekt“
und ,Propaganda“; zur Propaganda wird eine Mitteilung erst durch
die Eingliederung in eine Propagandatitigkeit. ,,Genau wie Aristoteles
in seiner Rhetorik betont, daf diese auch fiir die besten Zwecke wichtig
ist, wenn die Zustimmung der Biirger erforderlich sein sollte, so
miissen wir fiir die Propaganda feststellen, daB selbst die edelsten
Aufgaben ihrer nicht entraten kénnen. Ja, die groB8en und schwierigen
Aufgaben sind in der Demokratie besonders auf sie angewiesen, weil
man ein Verstdndnis fiir sie bei der Masse der Biirger nicht voraus-
setzen kannl?.“

Der grundsitzliche Unterschied zwischen der Propaganda in der
Demokratie und der totalitdren ,Agitation und Propaganda“ ist die
Unterdriickung der Gegenpropaganda in der Diktatur; das vom totali-
tdren Staat in Anspruch genommene Monopol der Massenmitteilung
schlieft jede Form von Gegenpropaganda echter Art ausi8, wéhrend
die Propaganda des demokratischen Staates sich der Gegenpropaganda
stellen oder selbst Gegenpropaganda sein muf}, also zum ProzeB der
Meinungsbildung durch echte Gruppenkonkurrenz beitrigt. Anderer-
seits ist unverkennbar, daB die Propaganda nicht mehr lediglich oder
auch nur in erster Linie die menschliche Ratio anspricht, sondern sie
wendet sich, wenn sie wirksam sein will, meist liberwiegend an das
Gefiihl; ,heute wissen wir, daB3 logisches Denken und gefiihlsméBiges
Handeln im Menschen nebeneinanderliegen, ja, da sie unldslich in-
einander verstrickt sind. ... Wie im Menschen Geist und Trieb eng
nebeneinander wohnen, so miissen auch im Werbemittel, das auf die
Masse zielt, rationale und emotionale Appelle vereinigt sein“19. Hof-
stitter geht so weit, die Propaganda als auf das ,subkortikale Wesen*
gerichtet aufzufassen, ,das vom kritischen und die Resonanz didmpfen-

6 Friedrich, C. J., a.a.0., S. 603.

17 Friedrich, C. J., a.a.0., S.605.

18 Ders., Die totalitire Diktatur, 1957.

19 Kropff, H. F. J., Neue Psychologie in der neuen Werbung, Stuttgart
1951, S. 166 f.
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den Einflu8 des GroBhirns befreit werden soll“20: | Als Faustregel kann
dabei wohl gelten, daB impulsivere Naturen schneller und in einem
groBeren AusmaBe zur Herabsetzung ihres kritischen Niveaus bereit
sind — man nennt sie darum ,begeisterungsfdhig“ — und deshalb auch
die giinstigste Zielscheibe propagandistischer MaBnahmen darstellen®1.“

DaB die staatliche Wirtschaftspolitik, will sie im Wettbewerb um die
Meinungsbildung nicht ins Hintertreffen geraten, auf das Mittel der
Propaganda gar nicht verzichten kann, wird andererseits weithin an-
erkannt: ,Je komplexer ein soziales Gebilde ist, um so mehr ist in ihm
das Einzelindividuum auf die Orientierungshilfen der 6ffentlichen Mei-
nung angewiesen; in kritischen Lagen, deren bestimmende Momente
der Erfahrung und dem schluBfolgernden Denken des Einzelindividuums
nur in unzureichender Weise zugénglich sind, gibt es ein Bediirfnis
nach Propaganda. Jede Staatsfilhrung, ganz besonders aber die auf
das Majoritdtsprinzip gegriindete Demokratie, macht eine propagan-
distische Lenkung der o6ffentlichen Meinung notwendig?!.“

Die Mittel, deren sich diese psychologische Fiihrung der 6ffentlichen
Meinung bedient, reichen von der ,informierenden“ iiber die ,impo-
nierende“ Mitteilung von Sachverhalten und Tatbestéinden bis zu dem
Appell an vorhandene und zur Entwicklung neuer Gefiihlswerte; be-
sonders ins Auge fallend ist, beispielsweise in Kriegszeiten und in
Riistungsfragen, der Appell an den Patriotismus??, an das Gerechtig-
keitsgefiihl (Korea), ja sogar an das Mitleid (Ungarn). Die geschickte
politische Meinungsfiihrung der Machthaber des Hitlerreiches, die frei-
lich keine Gegenpropaganda zu fiirchten hatte, verstand es, ein wirt-
schaftspolitisches Ziel, wie die Arbeitsbeschaffung, zum Gegenstand
allgemeiner Zustimmung und zur Richtschnur des Verhaltens der Ar-
beitgeber zu machen; dhnliche Zielsetzungen machte F. D. Roosevelts
»2New Deal“ in den USA populér.

Beim Appell an Gefiihlswerte bedient man sich vorzugsweise be-
stimmter ,guter“ und ,schlechter Worter; zu den ersteren gehoren
nach Chase? in den Vereinigten Staaten z. B.: ,die Verfassung®, , Ein-
zelhandel“, ,die Griinder der Verfassung“, wahrend ,unausgeglichenes
Budget“, ,die Regierung®, ,Steuern“, ,Monopol“, ,Biirokratie*, , Ag-
gression“, ,Beschwichtigungspolitik“, ,Gangster” und ,Kommunisten“
zu den ,schlechten“ Wortern zéhlen. Appelle dieser Art bedienen sich

20 Hofstitter, P., Die Psychologie der 6ffentlichen Meinung, a.a.O., S.113.

21 Hofstitter, P., a.a.0., S.136, S.154f.

22 Patriotismus ist ein kompliziertes Gefiihl, das zu einer ungeheueren
Stirke anwachsen kann. Fiir das Wohl seines Landes, zu dessen Ehre und
Verteidigung ist der wahre Patriot bereit, alles einzusetzen, ja sogar sein
Leben zu opfern. Stolz, Freude, Sorge und viele andere Gefiihle erscheinen
je nach den Verhiltnissen im Rahmen des Nationalgefiihls ...“ (Kropff,
H. F. J, a.a.0, S.127)

23 Vgl. Chase, St., Worter machen Weltgeschichte, a.a.O., S.195.
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fast immer suggestiver Methoden als Grundlage der Einwirkung. Die
amerikanische Fachpresse der 20er Jahre nannte die Suggestion ,the
greatest power in advertising“. In der Tat liegt das Phinomen der
Suggestion ja nicht in der Ausfiihrung einer Handlung oder Anord-
nung, sondern gerade darin, ,daB der Empfinger im Interesse der
Selbstverdnderung den EinfluB fiir seine eigene Motivation bestimmend
werden 146t, ihn somit in bestdtigendem Sinne rezipiert“?$; es ist das
Geheimnis des Erfolges ,guter Propaganda, dafl die angesprochenen
Individuen die propagierte Verhaltensweise als eigenmotiviert empfin-
den, nicht zuletzt sich selbst gegeniiber, und daher bereit sind, sie
anderen mit rationalen Griinden ebenfalls anzuempfehlen.

3. Die Uberwindung von Widerstinden

Mit dieser Technik der Meinungsbeeinflussung gelingt es schlieBlich
auch, widerstrebende, in der Brust der angesprochenen Individuen vor-
handene Gegenmotive gegen das von der Propaganda empfohlene Ver-
halten zuerst zu neutralisieren und letztlich zu iiberwinden. Das groBe
Arsenal an Erfahrungen, auf das die Wirtschaftspolitik hier zuriick-
greifen kann, ist in der Finanz- und Steuerpolitik vorhanden; in Jahr-
hunderten haben die Finanzbehorden aller Lidnder Methoden ent-
wickelt, die Steuerpflichtigen zu konformem und kooperativem Ver-
halten zu veranlassen und die Steuerwiderstinde®> zu {iberwinden.
Hier hat sich gezeigt, da8 die bloBe Information, die Aufkldrung iiber
die volkswirtschaftliche und staatsbiirgerliche Notwendigkeit der Be-
steuerung und den Nutzen, den Rechts- und Staatssicherheit fiir jeden
Biirger bedeuten, in der Regel nicht ausreicht, die in der eigenen Brust
des Steuerpflichtigen vorhandenen Widerstinde zu iiberwinden; zu
dem Appell an die Ratio tritt vielmehr in Gestalt des Steuerstraf-
rechts, der Buch- und Betriebspriifungen und der Kontrolle der Steuer-
erklirungen die unmiBverstindliche Drohung mit ,Sanktionen“ von
BuBen und Ordnungsstrafen bis zu empfindlichen Geld- und Freiheits-
strafen hinzu, um die Befolgung der Steuervorschriften zu erzwingen.
Die Besteuerung appelliert also an das Gefiihl, an die Furcht vor Ent-
deckung und Strafe, bei ethisch Héherstehenden wohl auch unmittel-
bar an das Gewissen?$; der Steuerpflichtige wird so veranlafBt, den

28 Hiberlin, P., Die Suggestion, Basel 1927, S. 47, zit. nach Kropff, a.a.O,,
S. 352.

25 Holtgrewe, K. G., Der Steuerwiderstand., Das Verhalten des Steuer-
pflichtigen im Lichte der modernen Psychologie. Finanzwissenschaftliche
Forschungsarbeiten N.JF., Heft5, Berlin 1954; Schniirer, G., Die Steuer-
widerstinde, Diss. Frankfurt 1955.

28 Tn den Regungen des Gewissens wird die Erfiillung oder Nichterfiil-
lung der in den Gemiitsregungen erfahrenen Verbindlichkeiten und Bindun-
gen endothym erlebt ... Auch der Bisewicht, der sich den unmittelbaren
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Kampf zwischen Recht und Unrecht im eigenen Inneren auszufechten,
in der Hoffnung, daB das Gewissen oder die Furcht in der Mehrzahl
der Fille und auf lingere Sicht {iber die immer vorhandenen Ten-
denzen zu Steuerverkiirzung und Steuerhinterziehung siegreich bleiben
moge. Dal Gewissen und Furcht als Beweggriinde menschlichen Ver-
haltens auftreten konnen, erklidrt die Sozialpsychologie dadurch, daB
das Verhalten hier von iberindividuell giiltigen Normen bestimmt
wird, sei es in der Form geschriebener Gesetze, sei es als ungeschrie-
bener Sittenkodex, als ,kategorischer Imperativ¥, als Tabu usw. Sol-
chen sozialen Normen steht nicht selten das Eigeninteresse des In-
dividuums entgegen; in solchen Fillen kann es zur Bildung von Gegen-
Normen kommen, wenn z. B. das Steuerdelikt in bestimmten Gruppen
als ,Kavaliersvergehen“ und eine gewisse LiBlichkeit in der Befol-
gung der gesetzlichen Normen geradezu als selbstversténdlich gilt.

Soll sich das menschliche Verhalten also nach iiberindividuellen, d. h.
dem Eigeninteresse nicht notwendigerweise entsprechenden Normen
richten, so muB die Befolgung dieser Normen in den meisten Fillen
durch Sanktionen?’ erzwungen werden, seien diese nun organisiert und
gesetzlich fixiert, oder sei es, daB z.B. die Zuwiderhandlung gegen
Regeln der beruflichen Etikette, gegen das Normverhalten eines ,ehr-
baren Kaufmanns“ usw. mit sozialer MiBachtung und génzlichem oder
zeitweiligem AusschluB aus der Gruppe bedroht wird.

Wihrend der vom Gewissen geleitete Mensch, der sich ,iiberindividu-
ellen Imperativen verpflichtet fiihlt, der Sanktion nicht bedarf, son-
dern allein durch die Giiltigkeit der Norm zur Einhaltung der Regeln
bewegt wird, ist die Strafandrohung um so wichtiger fiir die meist
groBere Menge derjenigen, die durch die Verletzung der Norm allein
noch keineswegs in ihrem Gewissen beunruhigt werden, fiir die aber
die Furcht vor der Sanktion ein ausreichendes Orientierungsmittel fiir
das Verhalten darstellt.

Die Widersténde, die sich einer Vorschrift oder MaBnahme entgegen-
stellen konnen, stammen somit entweder aus dem Selbst- oder Vital-
interesse, aus der Eigenmotivation des Individuums oder aus sozialen
Normen oder aus beiden; weil solche Widerstédnde iiberwunden werden

Antrieben seiner Begierden, seiner Egoismen und seines Machtwillens hem-
mungslos uberldBt, kann eine solche Einsicht besitzen, ohne deshalb in
seinem Gewissen beunruhigt zu werden. Die Regungen des Gewissens tre-
ten nur in denjenigen Menschen auf, die sich in der Tiefe des Gemiites
liberindividuellen Imperativen verpflichtet fiihlen.“ (Lersch, Th., Aufbau
der Person, Miinchen 1951, S.236.)

27 Vgl. etwa Parsons, T., and Shils, E. A. (ed.), Toward A General Theory
of Action, Cambridge (Mass.) 1952, S.431f.

8 Sdhriften d. Vereins {. Socialpolitik 19
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sollen, ist es von entscheidender Bedeutung, ihre Motivation zu ken-
nen. Dabei muBl man zunidchst unterscheiden, ob es sich um rational
zugéngliche oder um tiiberwiegend aus der Tiefenschicht gesteuerte
Widerstdnde, m.a. W. um rationale oder um nichtrationale Motive
handelt. Im ersten Fall bietet sich zur Uberwindung des Widerstandes
die Methode des Widerlegens, des giitlichen Zuredens, des Beschwichti-
gens und Beschworens an, die wir als ,,moral suasion“ bezeichnen; im
zweiten Fall dagegen folgt die einzuschlagende Taktik der Beeinflus-
sung der Methode der Ablenkung, die wir aus der Rhetorik als ,igno-
ratio elenchi“ (Verschiebung des Streitpunktes) kennen. Es handelt
sich dabei also nicht um Brechung und Beschwichtigung, sondern um
Umgehung des Widerstandes; wirkt die Beschwichtigung auf das dem
Widerstand zugrundeliegende Argument oder Motiv wie ein Platz-
regen auf Liebespaare, so wirkt die Ablenkung wie das Ticken einer
Taschenuhr auf ein mivergniigtes Kind: ein neues Motiv taucht auf
und beeinfluBt das Verhalten. Im folgenden werden diese beiden Me-
thoden nédher beschrieben.

a) ,Moral suasion“

In wirtschaftspolitisch relevanten Verhaltensentscheidungen der
Wirtschaftssubjekte braucht es nicht immer zu diesem Gewissens-
kampf zwischen Recht und Unrecht zu kommen; es gibt, beispielsweise
in Preis- und Lohnentscheidungen, in Kartellfragen, bei Kapitaldispo-
sitionen u. a. m. hiufig Situationen, wo die eigene Einsicht des ange-
sprochenen Partners bereits geniigt, der gewiinschten Verhaltensweise
gegen einen vorhandenen Widerstand, der vielleicht nur in Tradition,
Tragheit oder anderweit motiviertem Beharrungsvermoégen wurzelt,
zum Durchbruch zu verhelfen. Hier ist der Ort der ,moral suasion®, des
giitlichen Zuredens, einer Art der demokratischen Meinungsfiihrung,
die im modernen Wirtschaftsleben zuerst auf dem Gebiet der Geld-
und Notenbankpolitik feste Formen angenommen hat; die Bank von
England bietet das &lteste Beispiel fiir diese Methode einer stillen
und unauffilligen, aber gerade dadurch gelegentlich um so wirk-
sameren EinfluBnahme auf die Kreditpolitik der groSen Clearing-
banken, deren Kooperationsbereitschaft und Disziplin oft geriihmt
worden ist: ,Die ungeschriebenen Gesetze, denen die englischen Ban-
ken ohne weiteres Rechnung tragen, haben sich als weit wirkungs-
voller erwiesen als die Unzahl von Bundesgesetzen und Gesetzen der
einzelnen Staaten Nordamerikas?8.“ Die klassische Beschreibung dieser
Methode der Zentralnotenbank, die freiwillige Kooperation der Ge-
schiftsbanken auf der von ihr eingeschlagenen Linie der Geld- und
Kreditpolitik herbeizufiihren, stammt von J. Schumpeter:

28 Madden, J. Th., u. Nadler, M., The International Money Markets, New
York 1935, S.115.
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,Unter ,suasion‘ (im Gegensatz zu einer allgemeinen Einstellung)
verstehen wir die Versuche einer Beeinflussung der einzelnen Mit-
gliedsbanken oder Bankgruppen, die eine Fiille von EinzelmaBnahmen
umfaBt und die vielleicht noch besser mit Ausdriicken wie ,finster
anblicken‘ oder ,anknurren‘ zu bezeichnen wire. Sie reicht von
Drohungen — die Androhung einer Kreditsperre ist dabei nur eine
unter vielen — und Ermahnungen bis hinunter zu MafBnahmen, wie
Einladung oder Nichteinladung zu offiziellen Essen und dergleichen. . ..
Sind auch die Erfolgsaussichten dieser Methode von Land zu Land
und von Zeitalter zu Zeitalter sehr unterschiedlich, so wird doch nie-
mand, der von den Funktionen des Kreditwesens liberhaupt etwas ver-
steht, ihre betrichtliche Bedeutung in Zweifel ziehen29.“

Gilt die ,moral suasion“ somit als eines der herkémmlichen Instru-
mente der Notenbankpolitik im Rahmen ihrer Bankaufsicht und
Kreditkontrolle, so ist ihr weitergehender Einsatz als Mittel der staat-
lichen Konjunkturpolitik neueren Datums. Noch Schumpeter war in
diesem Punkt einigermafBen skeptisch3?:

»Die Zentralnotenbank kann kraft ihrer hervorragenden Stellung
einen Einfluf auf die Stimmung der Geschiftswelt ausiiben, der an
gewissen kritischen Wendepunkten nicht unbedeutend sein kann, be-
sonders als Vorbeugungs- und EindimmungsmaBnahme gegen Panik-
erscheinungen; aber sie kann normalerweise nicht mehr damit er-
reichen als die Mahnungen und Warnungen hoher Staatsbeamter auch,
deren Wirkungsweise einfach dadurch begrenzt wird, daB die Kon-
junkturschwankungen mehr sind als bloBe psychische Erscheinungen.“

Die konjunkturpolitische Praxis hat sich diese Resignation aller-
dings gerade in den Vereinigten Staaten keineswegs zu eigen gemacht,
sondern neben quantitativen und qualitativen Mitteln der Kredit-
politik im engeren Sinne auch die ,moral suasion“ mit groBem Nach-
druck zum Einsatz gebracht. Schon der nach der Krise von 1920 vom
Prisidenten eingesetzte Sachverstindigenausschuf3! empfahl neben
einer ,Stirkung des Verantwortungsgefiihls der Bankleiter“ ganz be-
stimmte erzieherische MaBnahmen gegeniiber der Geschiftswelt; bei-
spielsweise sollten die Banken, wofiir sich insbesondere A. Sprague
einsetzte, in Zeiten steigender Preise nicht nur von ihren Kunden vor
jeder Kreditgewdhrung die Vorlage ihrer Geschéftsbiicher verlangen
und bei ihnen auf die Einhaltung eines gewissen MindestmaBes an
Liquiditdt achten, sondern ihre Kreditnehmer auch fiir eine aktive

2 Schumpeter, J. A., Business Cycles, New York und London 1939, S. 651.
3 Ders., a.a.0., S.653.
31 Business Cycles and Unemployment. Report of the Presidents Confe-

rence on Unemployment, with a foreword of H. Hoover. New York and
London 1923, S. XIX.

8*
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Mitarbeit an der Aufgabe planméBiger Konjunkturforschung und
Krisenverhiitung zu gewinnen suchen32, Als im Friihjahr 1923 die in-
zwischen eingetretene Wirtschaftsbelebung in eine konjunkturelle
Ubersteigerung auszuarten drohte, setzte die Reservebankleitung folge-
richtig neben einer geringfiigigen Diskonterhéhung und umfangreichen
Offen-Markt-Verkdufen mit einem planmiBig Dbetriebenen ,Auf-
klarungsfeldzug® ein, dessen eindringliche Mahnungen und Warnungen
durch eine vielbeachtete Rede des damaligen Handelsministers Herbert
Hoover unterstiitzt wurden, der die Zuriickstellung aller Bauauftrige
der Regierung fiir schlechtere Zeiten ankiindigte und damit wesentlich
zur Dampfung der unternehmerischen Erwartungen beitrug. Die noch
frische Erinnerung aller Wirtschaftskreise an die soeben erst iiber-
wundene Krise von 1920 sicherte diesen Mahnungen und Warnungen
der Regierung und der Notenbank Nachdruck und Gehor; der Kon-
junkturaufschwung verlangsamte sich, das Tempo der Produktion und
der Umsidtze ging zuriick und die Preisbewegung kam zum Stillstand.
Die Wirtschaft zeigte alle Anzeichen einer leichten Rezession, der keine
Krise vorangegangen war; die Konjunkturpolitik mit ihrer bewuBt auf
psychische Wirkungen abgestellten Methode hatte einen vollen Erfolg
errungen3s.

DafB} die ,moral suasion“ als Methode staatlicher Konjunkturpolitik
in der ab 1924 einsetzenden neuen Aufschwungsphase ebenso versagte,
wie alle quantitativen MaBnahmen der Geld- und Notenbankpolitik,
steht auf einem anderen Blatt; gegen einen Boom dieses Ausma@es,
der in der Offentlichen Meinung des Landes als Beweis einer , Neuen
Ara“ ewiger Hochkonjunktur galt, war das Notenbanksystem ebenso
machtlos wie die Regierung, die im Wahljahr 1928 schon aus politischen
Griinden nichts gegen die iiberschwingliche Stimmung der Wirtschafts-
und Borsenkreise ausrichten konnte. Nach der mit dem Bérsenkrach
von 1929 einsetzenden Weltwirtschaftskrise war es andererseits an-
gesichts des so griindlich erschiitterten Vertrauens vollends unmdglich,
mit den Mitteln giitlichen Zuredens neue Investitionen anzuregen oder
auch nur die Kreditbereitschaft von Schuldnern und Glaubigern wieder
zu stirken; der geeignete Zeitpunkt nicht nur der ,moral suasion®, son-
dern jeglicher auf die Abschwichung der Konjunkturschwankungen
gerichteter MaBnahmen der staatlichen Wirtschaftspolitik ist die Auf-
schwungsperiode, nicht die Krise und Depression, in der alle unter-
nehmerischen Erwartungen und jegliche Kredit- und Investitions-

32 Schmélders, G., Die Konjunkturpolitik der Vereinigten Staaten, Leip-
zig 1934, S. 35 fi.

33 Niheres bei G. Schmdélders, Interventionen am Geldmarkt als Mittel
staatlicher Konjunkturpolitik. , Weltwirtschaftliches Archiv¥, Bd.39 (1934),
S.547. Vgl. auch: Gutfeld, A., Konjunkturprognose und Konjunkturpolitik,
Diss. Berlin 1929, S. 15.
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bereitschaft hinter dem Prinzip des ,Rette sich, wer kann“ zuriickzu-
treten pflegen34.

Auch zu anderen Zwecken ist der Einsatz der ,moral suasion“ in den
USA bereits vorgeschlagen worden. Der amerikanische Wirtschafts-
psychologe George Katona gab kurz nach dem Eintritt der Ver-
einigten Staaten in den zweiten Weltkrieg ein regelrechtes Rezeptbuch
fiir die psychologische Beeinflussung des Publikums zur verstidndnis-
vollen Mitwirkung an den Aufgaben der Kriegsfinanzierung, der Ver-
brauchseinschrinkung und der Rationierung heraus®; er unterschitzte
dabei offenbar die Schwierigkeiten der Kommunikation, da die Zu-
sammenhinge zwischen Kriegswirtschaft, Giiterversorgung und In-
flation nicht plausibel genug sind, um die notwendige Aufmerksamkeit
und das erforderliche Verstidndnis zu finden, von der Uberwindung
egozentrischer Widerstinde ganz zu schweigen.

Neben dem Vorhandensein eines psychologischen ,,Resonanzbodens*“36
und dem Gelingen einer ausreichenden Kommunikation ist die Technik
der Ubermittlung von entscheidender Bedeutung fiir den Erfolg jeder
EinfluBnahme auf die Motivationen der Wirtschaftssubjekte. Fiir die
Wahl der zweckmiBigen Technik kommt es zunichst auf den Kreis
der Anzusprechenden an; das breite Publikum, die Wahler und die
Steuerzahler erreicht der Politiker mit den Hilfsmitteln der Massen-
kommunikation wie Presse, Radio, Fernsehen und Film, Gruppen
wie die Unternehmer, Sparer, Hausfrauen usw. in ihren Verbinden
und Versammlungen, wihrend die Banken und Sparkassen einer mehr
oder weniger unmittelbaren Ansprache seitens der Zentralbank zu-
génglich sind. Auch hier bestehen grofe Unterschiede; nicht ohne Neid
hebt Harris hervor, da8 die ,, moral suasion“ der Bank of England, um
praktisch die gesamte Bankwelt ihres Landes zu erreichen, nur die
leitenden Ko6pfe von 11 Banken, das amerikanische Bundesreserveamt
dagegen die von iiber 14 600 Banken zu beeinflussen versuchen miisse%7.

Wenn es nach Aristoteles das Wesen der Redekunst ist, fiir jeden
einzelnen Gegenstand oder Fall ,das in ihm liegende Glauben-
erweckende zu erkennen“38, so ist darin mit wenig Kunst das wesent-
liche iiber die Moglichkeiten und Grenzen der ,moral suasion“ auch
als Mittel der Konjunkturpolitik ausgesagt; es gilt, Glauben zu er-
wecken, Vertrauen zu schaffen oder vor iberméBiger Zuversicht glaub-

3¢ Vgl. hierzu: Schmélders, G., Die Konjunkturpolitik des Bundesreserve-
amtes bis zur Weltkrisis. ,, Weltwirtschaftliches Archiv“, Bd. 39 (1934), S.151.

35 Katona, G., War without Inflation. The Psychological Approach to
Problems of War Economy. New York 1942.

38 So schon Schmolders, Die Konjunkturpolitik der Vereinigten Staaten,
a.a.0., S.145.

37 Harris, L. C., The American Economy, I. Aufl, New York 1953, S.318.

38 Aristoteles, Drei Biicher der Redekunst, Ubersetzt von A. Stahr,
2. Aufl, Berlin 1900, S. 23.
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haft zu warnen. Ist somit die Wahrhaftigkeit der ,moral suasion“ wie
jeder kaufmannischen Werbung eine der Vorbedingungen, so doch fiir
sich allein noch keineswegs eine hinreichende Gewidhr ihres Erfolges.
Die Sozialpsychologie hat in den vergangenen beiden Jahrzehnten eine
Reihe weiterer Vorbedingungen wirksamer Meinungsbeeinflussung
herausgearbeitet, die die unternehmerische Werbepsychologie sich be-
reits mehr und mehr zunutze zu machen beginnt; es wire an der Zeit,
sich auch in der Wirtschafts- und Finanzpolitik auf eine Rezeption
dieser Techniken einzurichten. Zu erwéhnen ist dabei zunichst die
bereits oben zitierte Erkenntnis, daB es fiir den Erfolg nicht allein
oder sogar nicht einmal in erster Linie auf den Inhalt einer Werbung,
sondern vielmehr durchaus auch auf die Form ihrer Darbietung an-
kommt; lingst ist die moderne Werbung von dem plumpen Verfahren
eintoniger Wiederholung immer des gleichen Slogans abgeriickt.

Fiir die Weiterentwicklung insbesondere der staatsbiirgerlichen
»2Meinungspflege“ und derjenigen ,Public-Relations“-Arbeit der 6ffent-
lichen Hand, die den Stimmungs- und Resonanzboden auch fiir eine
gelegentliche ,moral suasion“ zu schaffen und zu pflegen hitte, wird
es auf die Erforschung der Besonderheiten und der Strukturmerkmale
der 6ffentlichen Meinung auf diesem Gebiete ankommen, die keines-
wegs mit der Meinung der Konjunkturinstitute oder sonstiger Ex-
perten iibereinzustimmen braucht; ein Blick in die sozialpsychologische
Literatur verriat, wie tiefliegend und erratisch die Schichten sind, die
bei dieser Forschung zunichst ausgelotet werden miissen. L. W. Doob3?
nennt als wichtigste Elemente der 6ffentlichen Meinung ihre Inkonse-
quenz4?, ihre Tendenz zur ,Rationalisierung“ unerfreulicher Erleb-
nisse*!, zu Objektverschiebungen®? und Ersatzbefriedigungen un-
erfiillter Strebungen®? (z. B. Aggression), zur Projektion des eigenen
Ich auf andere Personen?t und zur Identifikation mit ihnen%5, endlich
zum Konformismus mit Gruppen-Attitiiden® und zur Vereinfachung
der Tatbestinde und Probleme, um die es sich handelt?’. Da8 es grund-
sdtzlich moglich ist, durch einen vorausblickend-operativ geplanten,
strategisch-taktisch eingesetzten ,,Aufklarungsfeldzug” allen oder doch

3% Doob, W. L., Public Opinion and Propaganda, New York 1950, S. 61—87.
Doob nennt Propaganda ,persuasion“, wenn sie sich nicht an viele, son-
dern nur an einzelne oder ganz kleine Gruppen wendet.

40 Inconsistency.

4 Rationalization.

42 Displacement.

43 Compensation.

44 Projection.

4 Identification.

46 Conformity.

47 Simplification.
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den wichtigsten dieser Imponderabilien gerecht zu werden, zeigen die
Erfahrungen, von denen anschlieBend zu berichten ist.

b) Ablenkung

Ein Mittel, hartnéckige Widerstinde zu {iberwinden, die der Ver-
wirklichung eines wirtschaftspolitisch unerwiinschten Verhaltens ent-
gegengesetzt werden, ist die aus der Kinderstube bekannte Methode
der Ablenkung; die meisten der meist sehr komplexen Tatbestinde,
die im modernen Wirtschaftsleben auftreten und kontrovers werden
koénnen, lassen sich unter mehreren verschiedenen Aspekten begreifen,
und es kommt darauf an, dem wirtschaftspolitisch angestrebten Ziel
von vornherein den Namen zu geben, der am wenigsten Widerstédnde
herausfordert. Ein Kunstgriff der Finanzpolitik ist es beispielsweise,
den Aspekt Besteuerung hinter dem Ausgabenzweck zuriicktreten zu
lassen und statt von Einkommensteuerzuschligen von , Ehestandshilfe®
oder ,Berlinhilfe“ oder dergleichen zu sprechen; noch folgerichtiger
gelingt die Ablenkung, wenn institutionelle Vorkehrungen getroffen
werden, welche den von der offentlichen Meinung gebilligten Zweck
als Sonderaufgabe verfolgen, die natiirlich nebenbei auch finanziert
werden muB (Kindergeld). Hier ist ein weites Feld, von der ,Wort-
blenderei“ des Fiskus, der die Bezeichnung einer Steuer als Steuer zu
vermeiden sucht!®, bis zur Pragung plausibler Formeln und leicht ein-
géngiger Stereotype; die parlamentarische Praxis lehrt, daB der Poli-
tiker heute vielleicht mehr denn je des ,ziindenden® Schlagworts be-
darf, um die Welt der Erscheinungen fiir sich selbst und fiir andere
zu ordnen und seine eigene Auffassung durchzusetzen. Formeln wie
»werbende Zwecke", ,ausgeglichener Haushalt“, ,am Rande des De-
fizits“ usw. sind indessen mehr als bloBe Hilfsmittel fiir das an prak-
tischen Einzelfidllen orientierte politische Denken; sie sind haufig
genug auch eine wirksame Methode der , Ablenkung“. Da es im Be-
reich der politischen Meinungen und Normen nicht mdglich ist, den
Wahrheitsbeweis fiir eine 'Uberzeugung anzutreten, steht dem Poli-
tiker in der Tat die Methode der Beseitigung des Widerstandsmotivs
selten zur Verfiigung; um so mehr ist er darauf angewiesen, mit sinn-
falligen Formeln Widerstdnde zu umgehen und Motive zu aktivieren,
die weniger affektbesetzt sind.

Zwischen der ,,Ablenkung“ und dem Appell an die Emotionalsphére
steht das in der Finanzpolitik erprobte Verfahren der Schaffung oder
Neubelebung von Idolen und der Kreierung von Funktionen und
»Rollen“, die mit Prestige verbunden sind, beispielsweise durch Titel
und Auszeichnungen, wie sie seit den Leiturgien des klassischen Alter-

48 Scholten, H.,, Die Steuermentalitdt der Volker im Spiegel ihrer Sprache.
Finanzwissenschaftliche Forschungsarbeiten, Kdln 1952,
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tums zur Deckung des Gemeinschaftsbedarfs angewandt werden. Ge-
lingt es, eine Rolle oder Funktion im Staats- oder Gemeindedienst mit
dem Nimbus einer weithin anerkannten Auszeichnung auszustatten,
so ist der Inhaber gegebenenfalls bereit, nicht unbetrdchtliche mate-
rielle Opfer auf sich zu nehmen; diese Opferbereitschaft entsteht auf
der Grundlage von Geltungs- und Wertvorstellungen, die bis zum
Enthusiasmus reichen konnen. Diese Erfahrungen aus der Finanz-
politik sind geeignet, das bewidhrte Mittel der Ablenkung, der Idoli-
sierung und der Schaffung von prestigegesittigten Rollen und Funk-
tionen auch fiir die Uberwindung von Widerstinden zu empfehlen,
die der Verwirklichung wirtschaftspolitischer Programme in den Ver-
haltensweisen der Wirtschaftssubjekte entgegentreten.

c) Appell an die Emotionalsphdre

Kommt es schon fiir die ,moral suasion“ auf das Vorhandensein
eines gewissen psychologischen Resonanzbodens in den angesprochenen
Wirtschaftskreisen an, so steigert sich dieses Erfordernis zur Bedin-
gung, wenn es gilt, regelrechte Gegenmotive zu liberwinden; zur ,,Ab-
lenkung“ und zum Appell an die Einsicht und das Gewissen mufl hier,
in mannigfacher Weise damit verflochten, der Appell an die Emo-
tionalsphidre im Menschen hinzutreten, um die Gegenmotive auszu-
schalten.

Zwecks Unterbringung von Staatsanleihen sind von der Finanz-
praxis zahlreiche Formen des Anreizes entwickelt worden, um die
zogernden Zeichner zu beeinflussen und fiir den Erwerb von Anleihe-
stlicken zu gewinnen; das gilt in besonderem MaBe im Kriege, wo ein
MiBerfolg einer Kriegsanleihe unter allen Umstinden vermieden wer-
den mufBl, um den Durchhaltewillen der Bevdlkerung nicht zu ge-
fiahrden. Beriihmt ist die amerikanische Werbekampagne zur Unter-
bringung von Kriegsanleihen, das oben bereits erwihnte ,,Werbe-Ma-
rathon“ des Filmstars Kate Smith; das Personlichkeitsbild dieses Film-
lieblings war im PublikumsbewuBtsein vorher sorgfiltig als das einer
patriotischen, gemeinniitzig orientierten, praktischen Amerikanerin
raufgebaut“ worden. Der Analyse der sorgfiltig vorbereiteten ,Mas-
senhypnose“, mittels deren eine 18 Stunden hindurch pausenlos fort-
gesetzte Rundfunkpropaganda einer einzelnen Sprecherin 39 Millionen
Stlick Kriegsanleihen im Publikum unterbrachte, hat das ,Bureau
of Applied Social Research” der Columbia-University eine griindliche
Untersuchung gewidmet??; im Ergebnis bestitigte dieses Massenexperi-

2 Merton, K. H., a.a.0., Die Veranstaltung wurde einige Monate darauf
noch einmal wiederholt und erbrachte dabei fast das Dreifache, vgl. Mer-
ton, K. H., a.a.0.
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ment die Erkenntnis, da8 der Erfolg der Propaganda weniger von
ihrem Inhalt, als von der Form ihrer Darbietung abhingig ist. , Ab-
lenkung“ und emotionaler Appell wirken hier unlésbar zusammen;
die Kriegssituation als solche, die allgemeine Beliebtheit des Film-
stars, seine hor- und sichtbare Aufopferung bis zur koérperlichen Er-
schopfung fiir die gute Sache, alles das war fiir den Erfolg wahrschein-
lich ebenso ausschlaggebend wie der raffiniert geplante Werbetext,
der sorgfiltig auf den ,Mutter-Komplex“ der Amerikaner, iiberhaupt
auf die Gefiihlswerte und die Stimmung der Angesprochenen, ja sogar
auf die unterschiedliche Mentalitdt der verschiedenen Horerschichten
abgestimmt war.

Diese und wviele andere Besonderheiten des ,,War Bond Drive“ ver-
bieten es, seine Ergebnisse zu verallgemeinern; das interessante Ex-
periment beweist nur erneut, daB der Appell an die Emotionalsphire,
verbunden mit ,Ablenkung“ und ,moral suasion“, gegebenenfalls un-
entbehrlich ist, wenn es gilt, starke Gegenmotive und innere Wider-
stinde zu liberwinden. Dabei erhebt sich letztlich natiirlich die Frage,
wie weit derartige Beeinflussungsmethoden im System der freiheit-
lichen Wirtschaftsordnung des Westens getrieben werden kénnen, ohne
an den Grundfesten der Personlichkeit und der menschlichen Willens-
freiheit zu riitteln, die das Wesen eben dieser Wirtschaftsordnung und
Staatsverfassung ausmachen. Da8 weder die , Ablenkung“ noch der
Appell an die Emotionalsphire, von der ,moral suasion“ ganz zu
schweigen, die menschliche Willensfreiheit prinzipiell unterbindet,
braucht nicht weiter ausgefithrt zu werden; eindeutig gegen den
Willen der Wirtschaftssubjekte gerichtet sind nur solche MafBnahmen,
die mit zwangsmiBiger Einschréankung der Entscheidungsfreiheit ope-
rieren. Willensfreiheit bedeutet ja nicht, da der Mensch in der Lage
sei, die Entstehung seiner Entschliisse autonom zu lenken, sondern nur,
daB er frei zu handeln vermag; diese Freiheit der Entscheidung be-
steht gerade auch darin, daB sie beeinfluBbar ist, d. h. daB3 keine Ein-
driicke, Mitteilungen und Erlebnisse, die die Entscheidung normaler-
weise beeinflussen konnten, unterbunden werden. Demgegeniiber be-
steht die Freiheit des Handelns darin, dal die Durchfiihrung der Ent-
scheidung, die Handlung, nicht unterbunden wird®. In einer freiheit-
lichen Gesellschaftsordnung bleibt die Handlungsfreiheit der Wirt-
schaftssubjekte weitgehend erhalten; die einzige Mdglichkeit der Be-
einflussung ist hier eine Einwirkung auf die Willensentscheidung,
durch die ein so starker Reiz gesetzt wird, dal andere Motivationen
demgegeniiber verblassen.

56 Vgl. Winterstein, H., Die physiologischen Grundlagen der Willens-
freiheit und das Problem des Strafrechts, in Studium Generale, 1947/48,
S. 329 ff.
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Léuft diese Beeinflussung der Motivationen somit auch dem Prinzip
der Willens-, Handlungs- und Meinungsfreiheit nicht zuwider, so ent-
hélt sie doch ein Lenkungselement, dessen Wirkung der einer Aus-
schaltung der Handlungsfreiheit recht nahe kommen kann; die kom-
merzielle Anwendung der modernen Sozial- und Tiefenpsychologie in
Produktgestaltung und Werbung zeigt in ihren jlingsten Auswiichsen
deutlich die Gefahren an, die eine hemmungslose Anwendung dieser
Methoden fiir den wehrlosen, d.h. ungeschulten, nichtrational han-
delnden Menschen in sich birgt, und auch fiir die gewissenlose dema-
gogische Verwendung raffinierter Beeinflussungsmethoden in der Po-
litik bietet unsere jiingste Vergangenheit Beispiele genug. So wichtig
die Bekdmpfung von MiBbrauchen und Auswiichsen aber auch ist, so
berechtigt das doch nicht dazu, das Kind mit dem Bade auszuschiitten;
in der modernen GroBgesellschaft kann auch die freiheitliche Staats-
form eines MindestmaBes an Lenkung und Beeinflussung ihrer Biirger
nicht entraten.



Wirtschaftspolitischer Pluralismus und die Aufgaben der
Koordinierung von Zielen und Mitteln

Von Wilhelm Meinhold, Miinchen

I. Intermediéire Gewalten als wirtschaftspolitische Subjekte

1. Souverdnitdtsteilung und gesellschaftliche
Strukturwandlungen

Die fiir den demokratischen (in Abweichung vom absolutistischen)
Staat charakteristische Teilung der Souverénitit mit Gruppen (organi-
sierten Zusammenschliissen, freien Vereinigungen, Verbinden) ent-
spricht der Uberzeugung, daB diese als aktive Bindeglieder zwischen
staatlichen und individuellen Belangen unentbehrlich sind. Seit der im
19. Jahrhundert erfolgten Preisgabe der Rousseauschen Doktrin von
der ausschlieBlichen Legitimitdt von Einzel- und Staatsinteresse, nicht
aber auch des Korporativinteresses der gruppenhaften Zwischengebilde,
herrscht die Ansicht vor, daB das souverdne Volk nicht durch den in-
dividuell machtlosen Staatsbiirger reprisentiert werden kénne, sondern
nur durch gruppenindividualistische Zwischenverbidnde, welche das
Medium zwischen dem einzelnen und dem Gemeinwesen ausfiillen
und dadurch in den Rang von intermedidren Gewalten (corps inter-
médiaire) aufriicken. Als Tréger politischer Souverénitdt vermdgen sie
in vielherrschaftlicher Weise nachhaltigen Einfluf auf den Gang ge-
meinschaftlicher Lebensprozesse zu nehmen.

Mit der wachsenden Aktivitdt der intermedidren Gewalten gehen
nicht nur staats- und verfassungsrechtliche, sondern auch bedeutende
politisch-soziologische und sozialékonomische Wandlungen einher, die
in ihrer Gesamtheit dem sozialen Element der menschlichen Doppel-
natur (Individuum und zoon politicon) dadurch Rechnung tragen, daQ
sie dem urspriinglichen Bediirfnis nach Geborgenheit und Ergidnzung
des einzelnen in der Gruppe, in welche er ,teilweise abdankend und
schutzsuchend hineinflieht*!, entsprechen. Die Gruppe wird fiir ihn
auch zur seelischen Heimat, zumal er ,auf die Dauer nicht in einer
ungegliederten Gesellschaft leben“? kann. Dieses allgemeine Gesell-
schaftsbediirfnis kann entweder durch iiberzeitlich wertbestimmte oder

1 Huber, Hans, Staat und Verbinde. Tiibingen 1958, S.8.
2 Werner, Josua, Die Wirtschaftsverbinde in der Marktwirtschaft. Ziirich
und St. Gallen 1957, S. 34.
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bloB zweckrationale Motive konkretisiert sein und demzufolge in
aulerokonomischen (politischen, kulturellen, gesellschaftlich-solida-
rischen, religiosen, sportlichen) oder in wirtschaftlichen Verbinden
(fachlich, privatwirtschaftlich, wirtschaftspolitisch konstituiert) Be-
friedigung suchen, die nach Zahl und Zielen das Bild kaum mehr {iber-
blickbarer Mannigfaltigkeit bieten.

Namentlich die 6konomisch motivierten Gruppen gleichstrebender
Interessenten finden in der Entwicklung des modernen arbeitsteiligen
Sozial- und Wohlfahrtsstaates einen unerschopflichen Né&hrboden.
Einerseits ndmlich wichst mit fortschreitender Verfeinerung der gesell-
schaftlichen Arbeitsteilung auch die Abhingigkeit des Menschen im
Beruf und damit die Zahl der Verflechtungen, so daB ein urspriing-
licher Zusammenhang zwischen kooperativem IntegrationsprozeB und
gesellschaftlichem Pluralismus erkennbar wird; anderseits scheint nur
der ZusammenschluB von Individuen zu aktiven Gruppen und Ver-
binden die Moglichkeit einer nachdriicklichenr und wirksamen An-
meldung von Wiinschen und Anspriichen gegeniiber dem neuzeitigen
Wohlfahrtsstaat und damit eine gesicherte Teilhabe an dessen Lei-
stungen zu verbiirgen.

Als Triager demokratischer Willensbildung und mithin als soziale
Machtfaktoren prégen die Gruppenorganisationen der heutigen Ge-
sellschaftsstruktur den Stempel auf (Verbandsstruktur der Gesell-
schaft), bilden das StaatsbewuBtsein um und schaffen eine verinderte
Staats- und Verfassungswirklichkeit. Insofern stellen sie selbst ein
Stilick Staat dar. Die Grenzen zwischen Staat und gruppenweise ge-
gliederter Gesellschaft verlieren an Schirfe und der Staat wird schlieB-
lich zum Selbstausdruck der Gesellschaft. Solche Ebenbiirtigkeit von
Gruppe und Staat, der im extremen Entwicklungsfalle nurmehr als
seine Art unter vielen Arten von Verbinden“® erscheint, macht die
nahezu gemeinhin erhobene Forderung verstindlich, nicht mehr bloB
die Organisation der Staatsgewalt als Objekt der Staatsverfassungen
zu behandeln, sondern auch das Geflecht der Macht- und EinfluB-
beziehungen zwischen Staat und Gruppen. Keineswegs diirfe der Staat
die Treuepflicht des Staatsbiirgers nur fiir sich monopolisieren, er
miisse sie vielmehr auch de iure mit den intermedidren Gruppen
teilen. Eine diesbeziigliche verfassungsrechtliche Unterlassung habe
tiberdies vielfach zur Folge, da8 durch die gruppenegoistischen Organi-
sationen ,,die normative Verfassung mit ithrer Verteilung der Gewichte
ausgeschaltet“* wird.

3 Kaiser, Jos. H., Die Reprisentation organisierter Interessen. Berlin 1956,
S. 317.

4 Huber, Hans, Die Umwilzung im Staatsgefiige durch die Verbénde
(Ordo Bd. 7). Diisseldorf und Miinchen 1955, S.192.
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Indessen findet jede faktische und rechtliche Emanzipation der inter-
medidren Gewalten, deren Beseitigung sicherlich den Weg zum schran-
kenlosen, totalen Staat ebnen wiirde, doch auch ihre Grenzen, namlich
dort, wo die Suprematie des Staates als iibergeordneter Gemeinschaft
in Frage gestellt wiirde; denn gerade gegeniiber den gruppenhaften
Zwischenverbindungen und interessentenmiBig orientierten Macht-
ballungen vermag nur der Staat die Freiheit der Individuen zu
garantieren.

2. Wirtschafts- und sozialpolitische Verbédnde

a) Wirtschaftspolitische Subjekte

Wenn das specificum des Politischen die éffentliche Wirksamkeit ist,
d. h. die Féhigkeit, Willensbildung und Verhaltensweise anderer Men-
schen nachhaltig zu beeinflussen, dann sind fiir den Tréager wirtschafts-
politischer MaBnahmen und Ziele dessen Rechtsnatur (privatrechtliche
oder offentlich-rechtliche VerfaBtheit) und innere Rechtsordnung nicht
konstitutiv. Die nur auf dem Boden der freien Marktwirtschaft ge-
deihenden (autonomen) Wirtschaftsverbdnde, deren wirtschaftspoli-
tische Aktivitit und EinfluBnahme auf die staatliche Willensbildung
in der vorliegenden Abhandlung unter dem Gesichtspunkt der Koordi-
nation von Zielen und Mitteln untersucht werden soll, sind eine be-
sondere Gruppe onganisierter Interessen, die als intermedidre Ge-
walten politische Macht ausiiben. Durch sie wird die Wirtschafts-
politik aus dem alleinigen Zustdndigkeitsbereich des Staates heraus-
genommen und eine wirtschaftspolitische Vielherrschaft (Polykratie)
von Staat und Verbidnden mit zusdtzlichen wirtschaftspolitischen Sach-
aufgaben begriindet.

b) Wirtschaftsverbdnde

Klassifizierung und begriffliche Systematisierung der iiberaus zahl-
reichen und verschiedenartigen wirtschaftlichen Verbinde (der realen
und moglichen) konnen unter Zugrundelegung mehrerer Einteilungs-
merkmale erfolgen. Dies soll hier nur hinsichtlich zweier Kriterien ge-
schehen, ndmlich nach MaBgabe der Awusgestattetheit sozialokono-
mischer Verbinde mit hoheitlichen Befugnissen (1) und nach ihrer
marktmdfigen Teilnahme (2) am WirtschaftsprozeS.

(1) Das wirtschaftliche Organisationswesen beruht entweder auf dem
Prinzip der freien Verbandsbildung (freiwilliger ZusammenschluB, pri-
vate Organisation) oder des hoheitlichen Zwanges (Zwangsmitglied-
schaft, zwangsweise Griindung und Auflésung, staatliche Genehmigung
von Beschliissen). Im zweitgenannten Falle trédgt es nach Zweck und
Gestalt 6ffentlich-rechtlichen bzw. 6ffentlichen Chanakter und arbeitet
in Erfiillung staatlicherseits delegierter Aufgaben mit hoheitlichen
Zwangsrechten. Der Staat bleibt hierbei veranlassender Verband; es
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findet lediglich eine Kompetenzdelegation, eine Zwischenschaltung von
Verbédnden statt, sei es, daB es sich um Wirtschaftskonperschaften des
offentlichen Rechts (Innungen, Kammern, gemeinniitzige Siedlungs-
verbdnde) mit und ohne entsprechenden Status (wohl aber mit der
Funktion von Korperschaften der offentlichen Verwaltung) handelt
oder nur um organschaftliche Selbstverwaltungsgebilde mit eigenem
und iibertragenem Wirkungskreis (Auftragsverwaltung)®. Solche Wirt-
schaftsverbdnde sind bloBe Instrumente der staatlichen Wirtschafts-
politik (Befehlsempfénger) und ihre Durchschlagskraft als wirtschafts-
politische Subjekte ist ohne Problematik. Indessen richtet sich das Er-
kenntnisinteresse der vorliegenden Darstellung auf die nichtstaat-
lichen, freien Verbdnde, die in vereinsrechtlicher Organisiertheit von
privaten ,Personengruppen oder anderen wirtschaftlichen Entschei-
dungstrigern mit der Befugnis ausgestattet sind, bestimmte wirtschaft-
liche Interessen wahrzunehmen“®, selbstverstindlich auch durch Ein-
fluBnahme auf ,Handlungen von Hoheitstragern“. Im Rahmen ihrer
Verbandsautonomie erledigen diese privatrechtlichen Wirtschaftsver-
bdnde diejenigen Awufgaben, die sich in Verfolg der Interessen ihrer
Mitglieder ergeben und iibernehmen keinerlei behordliche Funktionen
(fachlich oder regional gegliederte Spitzenverbinde von Industrie, Ge-
werbe, Landwirtschaft, Handel usw:.).

(2) Nach dem Gesichtspunkt unmittelbarer marktméBiger Teilnahme
am Volkswirtschaftsproze lassen sich wirtschaftende Zweckverbédnde
(Marktverbdnde) und wirtschafts- bzw. sozialpolitische Verbinde un-
terscheiden. Erstere vertreten ihr Gruppeninteresse in Gestalt organi-
sierter Marktparteien (auf Produkt- oder auf Faktorenmirkten) und
iiben privatwirtschaftliche Funktionen aus (Erwerbstétigkeit, Wahr-
nehmung gemeinsamer Belange auf dem Markt durch Zusammen-
fassung gleichgelagerter Krédfte einer Mehrzahl von Marktteilneh-
mern). DaBl solche markt- und preisregelnden Vereinigungen (Kar-
telle, Genossenschaften, organisierte Marktparteien, Syndikate, Trusts,
Gewerkschaften und Unternehmerverbidnde als Sozialpartner auf dem
Arbeitsmarkt) auch allgemein-wirtschaftspolitische Wirkungen aus-
strahlen und damit gleichzeitig den Charakter von wirtschaftspoli-
tischen Subjekten tragen, ist wissenschaftlich langst durchleuchtet und
geklidrt. Denn marktbeeinflussende MaBnahmen sind immer auch von
gesamtwirtschaftlicher Bedeutung, und da das eigene Marktschicksal
entscheidend von den wirtschaftspolitischen MaBnahmen des Staates
abhéngt, werden diese auch unmittelbar zu beeinflussen versucht, so

5 Vgl. hierzu: Huber, Ernst Rudolf, Selbstverwaltung der Wirtschaft.
Stuttgart 1958, S.17f. und 40 f.

6 Kolms, Heinz, Der Einflu der nichtstaatlichen Instanzen auf die Ein-
kommensverteilung (Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, N.F. Bd. 13).
Berlin 1957, S. 166.
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dafl in Wahrheit eine Fortsetzung des eigentlichen Konkurrenzkampfes
mit machtpolitischen (nichtwirtschaftlichen) Mitteln vorliegt. Hin-
gegen hat der ausgesprochen wirtschaftspolitische Typus des Wirt-
schaftsverbandes erst spédter die Aufmerksamkeit der Wirtschafts-
wissenschaft auf sich gezogen und bietet der wirtschaftspolitischen
Forschung vielfach noch Neuland. Auch dieser Typus ist vielgestaltig,
héufig sogar mischférmig?, und die Aufhellung seiner wirtschaftspoli-
tischen Wirkungsbreite setzt empirische Beobachtung und intime Sach-
kenntnis voraus. Die zwar machtvollen, aber fiir ihre Entscheidungen
keine staatsrechtliche Verantwortung tragenden wirtschaftspolitischen
Vereinigungen sind ,,Schutzverbédnde fiir besondere Interessen, die des-
wegen von den organisierten Marktparteien zu unterscheiden sind,
weil die von ihnen vertretenen Interessen jenseits einer marktméBigen
Aufteilung der Wirtschaft liegen“®. Sie operieren auBerhalb des Mark-
tes, wobei sie ,an der besonderen Stellung der einzelnen Wirtschafts-
subjekte im wirtschaftlichen Ganzen ankniipfen“®. Wohl haben die
wirtschaftspolitischen Verbidnde ,eine genuine Beziehung zur staat-
lichen Macht, deren sie sich zur Forderung ihrer Interessen bedienen;
sie liben alle Arten des Druckes (pressure) auf sie aus und beteiligen
sich an dem Zustandekommen staatlicher Entscheidungen“'®. Als poli-
tische Gebilde sind sie ,um Einfluf und Macht bemiiht. Sie dréngen
auf Mitbestimmung in der Wirtschaftspolitik, ja in der Politik schlecht-
hin“ durch ,EinfluBnahme auf die Rechtsetzungs- und Verwaltungs-
tatigkeit des Staates, durch wirtschaftspolitische Abmachungen mit
anderen Interessenorganisationen sowie durch planméBige Bearbeitung
der offentlichen Meinung“**. Aber diese ihre interventionsférdernde
Tatigkeit ist, im Gegensatz zur privatwirtschaftlichen Funktion der
selbstwirtschaftenden Verbénde, nicht gesetzlich geregelt oder be-
grenzt. Sie reicht bis in die Bezirke rechtlicher und sozialer Organisa-
tion der Volkswirtschaft, wodurch die wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Verbidnde auch zu Trdgern von Ordnungsfunktionen werden.

II. Die Mitwirkung wirtschaftspolitischer Verbiinde bei Zielbestimmung
und Zieldurchsetzung staatlicher Wirtschaftspolitik

Die Beschiftigung mit wirtschaftspolitischen Zielen ist unbestreit-
bar eine legitime wirtschaftswissenschaftliche Angelegenheit, solange

7 Vgl. etwa Werner, Josua, a.a.0., S.20: ,In Wirklichkeit sind zahlreiche
Wirtschaftsverbdnde gleichzeitig Trédger von kartellistischen MaBnahmen*,
so daB Marktverband und wirtschaftspolitischer Verband trotz ihrer spe-
zifischen Aktionsfelder ,ineinanderflieBen“.

8 Kolms, Heinz, a.a.O., S. 166.

9 Werner, Josua, a.a.O., S.20.

10 Kaiser, Jos. H., a.a.0., S.241.

11 Werner, Josua, a.a.0., S.103 und S.42.
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sie keine wertende inhaltliche Zielkritik vornimmt und sich nicht in
Gestalt politischer, ethischer und ideologischer Werturteile auch auf
die auBerdokonomische Richtigkeit, sondern lediglich auf die rational-
O0konomische Vertretbarkeit eines Zieles oder die Vereinbarkeit meh-
rerer Ziele erstreckt. Dariiber hinaus ist es aber auch eine echte wis-
senschaftliche Aufgabe, zu priifen, ob und mit welchen Mitteln wirt-
schaftspolitische Ziele ohne VerstoB gegen das Rationalprinzip er-
reichbar sind, ja selbst hypothetische (d. h. fiir die praktische Politik
nicht unmittelbar verbindliche) Ziele aufzustellen und zu formulieren.
Im iibrigen ist die Starrheit der Fronten in der Werturteilsdebatte seit
Max Weber bemerkenswert aufgelockert worden (objektive Ergriind-
barkeit mittelbarer Zielstellungen'?, Einbeziehung ordnungspolitischer
Entsprechungen, Konfrontierung der sozialékonomischen Partialnorm
mit der Gesamtheit gesellschaftlicher Entscheidungen®®, logische Ver-
kniipftheit von Seinscharakter verstehbarer Objekte mit wesens-
gemiBem zugehorigen Sollen', wissenschaftliche Wertopferfixierung
im Hinblick auf die Verfolgung weltanschaulich bestimmter Wert-
setzungen'®), so daB jedenfalls Untersuchungen iiber die verbandsmiBig
multiple Wirtschaftspolitik unter den unverfinglichen Gesichtspunkten
logischer Widerspruchslosigkeit (Denkrichtigkeit), technischer und ord-
nungspolitischer Koordinierbarkeit von Einzelzielen und Mitteln ob-
jektiv gehalten werden konnen.

1. Formale und inhaltliche Einflilisse auf die
zentrale wirtschaftspolitische Willensbildung

a) Ortliche Verschiebung und zeitliche Vorverlegung der Erwigungen
und Entscheidungen wirtschaftspolitischer Art sind die rein formale
Folge einer EinfluBnahme der Verbidnde auf die zentrale Willens-
bildung im demokratischen Staat. Die eigentliche Auseinandersetzung
findet weder im Parlamentsplenum noch hinter den verschlossenen
Tiiren parlamentarischer Ausschiisse, auch nicht im staatlichen Biiro
statt, sondern schon vorher in den Verbandsgremien.

b) Diese Schauplatzverlagerung ist auch Ausdruck der Tatsache, daf3
die nachfolgenden Beschliisse des Parlaments vielfach nur noch for-
male Bedeutung haben.

12 ygl. Piitz, Theodor, Wirtschaftswisssenschaft und Wirtschaftspolitik
(Wiener Studien zur Wirtschafts- und Sozialpolitik, H.1). Wien 1959, S.7.

13 ygl. Giersch, Herbert, Das Problem der Objektivitit des wirtschafts-
politischen Urteils (Zeitschr, f. d. gesamte Staatswissenschaft, Bd. 107, Tiibin-
gen 1951, S. 247).

14 ygl. Weippert, Georg, Vom Werturteilsstreit zur politischen Theorie
(Weltwirtschaftl. Archiv, Bd. I, Hamburg 1939, S. 30).

15 yvgl. Willeke, Eduard, Die Wirtschaftspolitik als Gegenstand wissen-
schaftlicher Betrachtung. Stuttgart 1958, S. 25.
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1. So wird in der Gesetzgebung das Parlament zu einer Biihne um-
gestaltet, auf welcher auch die breiten Kreise parzellierter Gruppen-
interessen mithandeln. Dadurch wird die staatliche wirtschaftspolitische
Willensbildung seitens der Verbidnde auch materiell vorgeformt. Im
Vorfeld der politischen Diskussion bereitet sich in der Regel schon
definitiv die eigentliche wirtschaftspolitische Entscheidung der ver-
fassungsrechtlich berufenen Organe vor. Aber auch die Gesetzgebungs-
maschinerie selbst bietet den Verbédnden zahlreiche Ansatzpunkte fiir
die Durchsetzung ihrer Partikularziele, wie sie denn grundsitzlich dort
zu agieren pflegen, wo politische Macht anzutreffen ist. Die diesbeziig-
lichen Mittel sind vielfdltig, sei es, dal die Verbidnde ihre Syndici
oder Priasidenten iiber sichere Wahlkreise auf aussichtsreichen Pldtzen
der Wahllisten unterbringen und die dann Gewéhlten ihr Mandat
lediglich im Verbandsinteresse ausiiben, sei es, dafl sie iiber Abgeord-
nete und durch Einwirkung auf die 6ffentliche Meinung zu Initiatoren
von Gesetzentwlirfen werden, oder sei es schliellich, daB sich die Ver-
bénde bereits einschalten, wenn ein Einzelministerium einen Regie-
rungsentwurf ausarbeitet.

2. Ein breites Einfallstor fiir organisierte Verbandsinteressen bildet
auch die staatliche Exekutive. Ihre Beeinflussung erweitert das wirt-
schaftspolitische Aktionsfeld der Interessengruppen, namentlich wenn
der die Gesetze ausfiihrende staatliche Verwaltungsapparat auf die
(meist iiberlegene) Sachkunde der kommentierenden Verbidnde ange-
wiesen ist. Praktisch bedeutsamstes EinfluBmittel auf die Exekutive ist
die Personalpolitik (traditionelle Besetzung von Spitzenstellungen mit
sachkundigen Verbandspraktikern, Bestellung von Vertrauensleuten
méchtiger Verbande zu hohen Schliisselbeamten, Umwandlung von
Ministerposten in ,erbliche Lehen*).

3. Selbst die Rechtsprechung als unantastbarer Bezirk von Neu-
tralitdt und Unparteilichkeit ist nicht frei von Einfliissen seitens orga-
nisierter Interessenverbidnde. Zwar verwehren ,die hergebrachten Ga-
rantien der Unabhédngigkeit des Richters den Interessengruppen irgend-
eine EinfluBnahme auf die Rechtsfindung des ordentlichen Gerichts*
Hingegen beruhen ,die Sondergerichte auf einer sehr ausgedehnten
Beriicksichtigung und Mitwirkung der einschldgigen Interessen und
ihrer Organisationen. Auch die politische Spitze der Justizverwaltung,
der Justizminister, ist wie die iibrigen Kabinettsmitglieder den Forde-
rungen und dem Druck der Organisationen ausgesetzt“'®.

c) Es gilt festzuhalten, da8 alle Einwirkungen auf Gesetzgebung,
Verwaltung und Justiz von bedeutender materieller, d. h. Ziel und
Richtung staatlicher Wirtschaftspolitik beeinflussender Wirkung sind.

18 Kaiser, Jos. H., a.a.0,, S.292f.
9 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 19
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DaB die Verbinde, indem sie den politischen Willen gleichsam als
Weichensteller vorformen und bei allen Stationen des Gesetzgebungs-
weges entscheidend mitagieren, als zusédtzliche Beratungs- und Hand-
lungsorgane Schwerfilligkeit und Verlangsamung in den Akt zen-
traler wirtschaftspolitischer Willensbildung hineinzutragen vermogen,
bleibt ebenfalls nicht ohne Folgen fiir dessen Richtung und StoBkraft.

d) Unter diesen Umstdnden ist eine verstirkte Hinwendung des
Staates zu anderen Formen und Methoden wirtschaftspolitischer Wil-
lensbildung und Zieldurchsetzung wohlversténdlich. So paktiert er
vielfach kurzerhand mit den Verbinden, anstatt von seiner hoheit-
lichen Stellung Gebrauch zu machen (Gefdlligkeitsstaat), was in ge-
wissem Sinne einer Flucht aus dem Recht gleichkommt. Mehr und
mehr zieht er es aber auch vor, mit Riicksicht auf zu erwartende Re-
aktionen der Verbdnde nicht als hoheitsrechtliches, mit iiberlegener
politischer Macht ausgestattetes wirtschaftspolitisches Subjekt, sondern
als Fiskus aufzutreten und mit Mitteln der Finanzpolitik wirtschafts-
politische Ziele zu verfolgen und durchzusetzen. Dieser sich zunehmen-
der Verbreitung erfreuenden Praxis kommt insbesondere auch die
Tatsache entgegen, daB die Finanzwissenschaft die Wirkungen fiska-
lischer Mittel griindlicher analysiert hat, als dies bislang der Theorie
der allgemeinen Wirtschaftspolitik hinsichtlich des spezifisch wirt-
schaftspolitischen Instrumentariums gelingen konnte; freilich ist ,die
Kenntnis der Wirkung finanzpolitischer MaBnahmen auf den volkswirt-
schaftlichen ProzeB noch unvollkommen“!’. Aber angesichts der zu-
nehmenden Teilhabe des Staates am Volkseinkommen ist es ,nahe-
liegend, diesen gewaltigen Einkommensstrom, der in seiner Aufbrin-
gung und in seiner Verwendung unmittelbar der Beeinflussung durch
die Staatsgewalt unterliegt, irgendwie zur Losung wirtschafts- und
sozialpolitischer Aufgaben einzusetzen“!®,

e) Es erhebt sich die Frage, ob die fortgesetzte Machtgewinnung der
Verbinde iiber den Staat nicht eine Abldsung der inneren Souveréni-
tdt desselben nach sich zieht und damit dessen primére Zustédndigkeit
in der Aufstellung gesamtwirtschaftlicher Ziele aushohlt. Diesbeziig-
licher Autoritdtsschwund und Souverédnitdtsverlust des Staates, der
durch eine umfangs- und intensitdtsméBig wachsende Staatstatigkeit
keineswegs verschleiert werden kann, geht in der Regel parallel mit
einem VorstoB der wirtschaftspolitischen Verbédnde, die den Charakter

17 Schmolders, Giinter, Das Problem der Koordinierung von Geld- und
Finanzpolitik im Hinblick auf die Sicherung stetigen Wirtschaftswachstums
in: Finanz- und wihrungspolitische Bedingungen stetigen Wirtschaftswachs-
tums, Berlin 1959, S. 277 (Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, N.F., Bd. 15).

18 Fghl, Carl, Moglichkeiten einer kiinftigen Fiskalpolitik (Weltwirtschaft-
liches Archiv, Bd.79, Hamburg 1957, S.5).
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von Quasi-Staaten annehmen und sich wie der Staat gebidrden, auch
in ihrer Terminologie (Verbandsbehérden, Verbandsstrafen, Verbands-
beamte).

Die aktive gesamtwirtschaftspolitische Zielbeeinflussung seitens der
Verbidnde darf nicht zu einem Uberwuchern oder einer Entmachtung
des obersten Trédgers der Wirtschaftspolitik fiihren. Gewil kann der
Staat als Fiskus (durch Mediatisierung der Finanzwirtschaft) einen
Teil jener Souverdnitidt wieder aufholen, den er durch den konkur-
rierenden Verbandspluralismus eingebiift oder preisgegeben hat. Daf3
solcherart die Mediatisierung der Finanzwirtschaft zum Aquivalent fiir
den Verlust an wirtschaftspolitischer Zustidndigkeit wird, ist indessen
wirtschaftspolitisch kein vollgiiltiger und kein unbegrenzter Ersatz.
Diese steigende wirtschaftspolitische Bedeutung der Finanzwirtschaft
setzt den Staat librigens auch instand, sich gegeniiber den Verbinden
und ihrer Zielverfechtung tolerant zu zeigen. Intensivierung der
Finanzpolitik und formelle Reduzierung spezifisch wirtschaftspoli-
tischer Aktivitdt des Staates (Wirtschaftspolitik der leichten Hand,
Wirtschaftspolitik am langen Ziigel) bedingen sich gegenseitig. Jedoch
bedeutet das Vordringen der Verbandspolitik, die in versteckter oder
offener Formm im Kampf mit dem Staat um einen Anteil an der poli-
tischen Macht steht, im ganzen zumindest die Gefahr einer Schwichung
der ordnenden und einigenden Staatsgewalt (Zersetzung der Gehor-
samspflicht der Beamten durch Verbandsabhingigkeit, Unterlassung
von Regierungsakten zugunsten von Verbinden'?). Diese gesamthafte
Tendenz einer Entthronung des Staates als des wichtigsten wirt-
schaftspolitischen Subjektes klingt durch in geldufigen Formulierungen
wie: Belagerung des Staates durch die Verbénde, Anarchie parzellier-
ter Gruppeninteressen, Demontage des Staatlichen, pluralistische Zer-
setzung der Demokratie, der Staat als Anstalt zum Schutze wirtschaft-
licher Gruppeninteressen, Infiltration der Staatsverwaltung, parakon-
stitutionelles Kraftesystem.

f) Grundsitzlich ist jede Verfolgung verbandsméiBiger Teilinteressen
und der Versuch ihres legalen Einbaues in das wirtschaftspolitische
Gesamtziel in der pluralistischen Gesellschaftsordnung eine durchaus
natiirliche Angelegenheit. Da8 die gruppenegoistische Zielsetzung (mag
sie auch formal gelegentlich hart auf den Staatswillen prallen) inhalt-
lich ganz oder teilweise in das Gesamtziel eingeht, ist Ausdruck der
Tatsache, daB sich, entsprechend der gesamtheitlichen Teilnatur der
Gruppen, das Wohl des Ganzen stets auch im Gedeihen von Teilord-
nungen entfaltet; denn diese sind, freilich nicht sie allein, konstitu-

19 ygl. Eschenburg, Theodor, Staatsautoritit und Gruppenegoismus,
Diisseldorf 1955, S.17: ,Der Herrschaftsanspruch der Gruppen besteht nicht
nur darin, daB etwas getan wird, sondern auch, da8 etwas unterlassen wird.“

'R
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ierende Bestandteile und Bausteine des Gesamtinteresses, welches nicht
im luftleeren Raume moglich ist. Demzufolge haben die Gruppen sogar
einen Anspruch darauf, zu einer allgemeinen, gesamtverantwortlichen
Willensbildung beizutragen; dies konnen sie allerdings nur nach Ver-
edelung ihres nackten Sonderinteresses, nach Anndherung desselben
an das Gesamtinteresse, nach sorgfiltiger Erkundung von o6ffentlich
vertretbaren Wegen, wie sie ,ihr Einzelinteresse an den Mann bringen
kénnen“?°,

Der Hinweis auf den Zusammenhang zwischen Einzel- und Gesamt-
interesse ist selbstverstindlich nicht so zu verstehen, als ob das Ge-
meinwohl die Summe oder das arithmetische Mittel der Teilwohle
oder Teilinteressen sei, die ja, isoliert betrachtet, zu sehr mit dem
Element individueller Willkiir behaftet und gegeniiber dem lang-
fristigen Allgemeininteresse immer nur kurzfristig und fiir eine sehr
begrenzte Umwelt von Belang sind. Auch wird mit zunehmender
Gruppenmacht der Konflikt zwischen Einzel- und Gesamtinteresse
groBer, so daB der Gruppenegoismus schlieBlich die Oberhand gewin-
nen kann. Eine zwingende Identitdt zwischen Teilinteressen und Ge-
samtinteresse besteht also keineswegs, auch wenn sich die Verbande
aus taktischen Griinden ,mit besonderer Vorliebe gesamtwirtschaft-
licher Argumente bedienen und so ihre gruppenegoistischen Motive
mit dem Gemeinwohl identifizieren“®!, wodurch sie sich erst eigentlich
legitimieren. Zwar riitteln sie nicht an der Vorrangstellung des Ge-
samtinteresses; aber sie behaupten, es mit Sicherheit erkennen zu
konnen und letztlich ihm auch dienen zu wollen, wobei sie sich viel-
fach virtuoser Kombinationen bedienen (Tarnung von eigenniitzigen
Partikularinteressen, Verdeckungsideologien, propagandistisch wirk-
same Schlagworte).

Unbestreitbar vermégen die Gruppen das Gesamtinteresse zu for-
dern, aber sie allein kénnen es nicht konstituieren; denn zu ihm ge-
héren auch die nicht vordringenden und verbandsmiBig nicht vertre-
tenen und verfochtenen (sékularen) Interessen, so etwa sozialpolitische
oder auBlenwirtschaftliche Rahmenordnungen oder die Schaffung einer
gerechten Ordnung schlechthin, die objektiv haltbar ist. ,Im Gegen-
satz zum Staat verfolgen die Verbinde ein privates Interesse, einen
beschrinkten Zweck, den sie frei wéhlen“, und sie sind ,bei der Ver-
folgung ihrer Ziele keinerlei rechtsethischen Geboten verpflichtet“®.

20 Schmolders, Giinter (nach miindlichen Diskussionsbeitrigen in der
Sitzung des Wirtschaftspolitischen Ausschusses des Vereins fiir Socialpolitik
in Unkel am 30. 5. 1959).
21 Tychtfeldt, Egon, Wirtschaftspolitik und Verbidnde (Hamburger Jahr-
buch fiir Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Jg.1, Tiibingen 1956, S.77).
22 Giger, Hans Georg, Die Mitwirkung privater Verbénde bei der Durch-
fithrung offentlicher Aufgaben. Bern 1951, S.217.
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Die Wahrnehmung solcher Allgemeininteressen, die iiber die vergéng-
lichen Gegenwartsinteressen der Verbidnde weit hinausgehen, begriin-
det den Vorrang der staatlichen Gewalt als des Treuhénders der Ge-
samtheit.

2. Koordinierung der verbandsméiafigen Teilziele

Der Pluralismus divergierender Einzelziele macht, wenn sie reali-
siert werden sollen, eine gegenseitige Abstimmung, Proportionierung
und Anpassung zwecks Beseitigung oder Abmilderung von Ziel- und
Mittelkonflikten erforderlich, auch im Hinblick auf die zentrale Ziel-
stellung der staatlichen Gesamtwirtschaftspolitik. Da die Wertskala
der Einzelziele mnicht einer einheitlichen Axiomatik entspringt, muB
unkoordiniertes Nebeneinander im Gewirr wirtschaftspolitischer Teil-
ziele mangelnde Zielklarheit und Zielstrebigkeit der Gesamtwirt-
schaftspolitik zur Folge haben. Der , Ausgleich 6konomischer und wirt-
schaftspolitischer Machtpositionen wird zu einem der wichtigsten An-
liegen im Rahmen einer einzelwirtschaftlich ausgerichteten Gestaltung
der Wirtschaft“?®,

a) Koordinationsmethoden
‘Grundsétzlich bieten sich der Zielabstimmung in der pluralistischen
Wirtschaftspolitik der Verbidnde drei eigenstindige Koordinations-
systeme an:

1. Die externe Zielkoordination kraft hoheitlichen Zwanges setzt ein
Dominieren der staatlichen Zentralgewalt voraus, wie es in der freien
Wirtschaft wesensgemé&B nicht gegeben ist. Die Macht der iibergeord-
neten staatlichen Instanz entscheidet letztlich iiber Zulissigkeit oder
realisierungswiirdigen Umfang der Verbandsziele. Diese biiBen da-
durch ihre Urspriinglichkeit ein und haben nur Aussicht auf Realisie-
rung, wenn sie von der zentralen obersten Wirtschaftsbehérde sanktio-
niert und libernommen werden. Praktisch kommt dies einer autoriti-
ren Begrenzung der Funktionen wirtschaftlicher Machtgruppen gleich.

2. Die Automatik der Zielkoordination beruht auf der ungehinderten
Wirksamkeit wirtschaftsimmanenter Gesetze (insbesondere der Markt-
gesetze). Die freie Konkurrenz wirkt gleichsam als ,anonyme Instanz“
und ,kompromiBersparende Entscheidungsmaschinerie®; auch werden
»die aus dem Zwang zum AbschluB3 eines Kompromisses resultierenden
Auseinandersetzungen vermieden. Damit gelangen die Interessengegen-
sétze in geringerem MaB in das BewuBtsein der Wirtschaftssubjekte“?*.

23 Seraphim, Hans-Jiirgen, Theorie der Allgemeinen Volkswirtschafts-
politik. Gottingen 1955, S. 225.

24 Huber, Hans, a.a.0., S.48,



134 Wilhelm Meinhold

Der Mechanismus der Marktwirtschaft vollzieht einen ,schmerzlosen,
weil weitgehend unbewuBten Interessenausgleich“?®.

3. Uber die prozessuale und logische Eigenstindigkeit der Verein-
barung als einer dritten Koordinationsmethode besteht keine Einhellig-
keit. DaB der echte Kompromi8 wichtigster Bestandteil jeder plura-
listischen politischen Willensbildung ist, steht zwar auBer Zweifel.
Aber es wird vielfach bestritten, daB es sich beim organisierten Inter-
essenausgleich (vereinbarende Abstimmung verschiedener Einzelziele)
um ein ,logisch selbstindiges Drittes“ neben Zwang und Markt-
mechanismus handle; vielmehr werde, jedenfalls in Interpretation ein-
schldgiger Euckenscher Ausfiihrungen, ,mit der Bildung von Inter-
essengruppen, die sich gegenseitig verstindigen, nur die Marktstruktur
beeinfluBt, und zwar in der Richtung, da8 monopolistische Markt-
formen ein groBeres Gewicht erlangen“?é,

Indessen ist solcher Ausdeutung entgegenzuhalten, daB es sich beim
Kompromif8 nicht um einen Unterfall, auch nicht um eine Abart des
marktmechanischen Ausgleichs handelt, sondern um ein bewuBtes
AuBerkraftsetzen des Marktes. Die Situation bei Auseinandersetzungen
zwischen wirtschaftspolitischen Verbdnden ,&hnelt“ nur derjenigen
zwischen reinen Marktverbinden und damit eines bilateralen Mono-
pols oder eines Oligopols, sie ,gleicht“®*? ihr, aber sie ist nicht identisch
mit einem Markttatbestand. Der organisierte Interessenausgleich ,be-
glinstigt“?® monopolistische Zusammenschliisse, 148t sich in die Markt-
wirtschaft ,einbauen“?® insbesondere beim Sonderfall eines Gegen-
lberstehens von Verbidnden der Kiufer- und Verkduferseite (Markt-
verbdnden). Aber grundsitzlich ist die Vereinbarung zwischen Inter-
essengruppen ein Akt der ,Selbstgestaltung® und ,Selbstverwaltung*“®®
jenseits eines marktmiBigen Rahmens. Der Markt wird als anonymer
Entscheidungsautomat abgelehnt; er wird nicht irgendwie umgestaltet,
zurechtgemacht, prépariert (im Sinne einer Abwandlung von Markt-
formen); er wird beim Akt der Vereinbarung schlicht und unverbliimt
auBler Funktion gesetzt. Denn Wirtschaftspolitik ist essentiell etwas
anderes als Marktverhalten; die Moglichkeiten einer vereinbarenden
Ubereinkunft auf Kosten Dritter oder einer Verhinderung der
Durchsetzung von Verbandszielen durch aufBlerverbandliche Maéchte
(z. B. internationale Ordnungen) heben den Kompromifi deut-
lich von der Marktstrategie ab. Die Verhandlungspartner, die dem

25 Johr, W. A., und Singer, H. W., Die Nationalokonomie im Dienste der
Wirtschaftspolitik. Gottingen 1957, S. 157.

26 Neuhauser, Gertrud, Zur Klirung einiger Grundbegriffe der theore-
tischen Wirtschaftspolitik (Zeitschrift fiir Nationalékonomie, Bd. XVII, Wien
1957, iS. 250).

27 Werner Josua, a.a.0., S.120.
28 ygl. Johr, W. A., und Singer, H. W., a.a.0., S. 155.
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Hoheitszwang des Staates nicht ausgesetzt sind, kommen {iberein, sich
auch keiner anderen Entscheidungsmacht zu unterwerfen und nicht
etwa Marktparteien zu werden. Sie wollen selbst gestalten, in persona
entscheiden, nicht unter unpersonlichen marktméBigen Bedingungen
oder unter Respektierung irgendwelcher Marktgesetze. Dies kdnnen
sie nur durch Paktieren. Die wirtschaftspolitische Vereinbarung ist
demzufolge weder ein Mittelweg zwischen Zwang und blindem Auto-
matismus, sie ist auch kein mixtum compositum aus beiden Systemen.
Die Ubereinkunft kraft freien Entschlusses, der Kompromif in Frei-
heit von Befehl und Automat erscheint, trotz der moglichen Analogie
mit marktstrategischen Verhaltensweisen, als logisch und substantiell
eigenstindige Methode der Koordinierung pluralistischer Teilziele. Es
ist also J6hr®® und Weippert?® zuzustimmen, wenn sie die Verein-
barung, die Absprache, das Paktieren — oder wie immer der Vorgang
genannt werden mag — als Ausdruck eines dritten Gestaltungsprinzips
herausarbeiten.

b) Praktische Koordinierungsmaglichkeiten

Die praktische Anwendung der drei grundsitzlichen Koordinations-
systeme auf den Fall verbandspolitischer Zielfixierung und Zieldurch-
setzung ist eine Frage der volkswirtschaftlichen (und politischen)
Wiinschbarkeit und der ordnungspolitischen Realisierbarkeit. Diese
Frage ist also pragmatisch zu entscheiden. Keines der drei Systeme
148t sich allein und in Reinkultur verwirklichen, was nicht einmal
zweckmiBig wire. Aber sie bieten Amsatzpunkte von verschiedener
Bedeutung und Gewichtigkeit fiir jedes praktische Vorgehen zwecks
Zielkoordinierung. Die Aussichten der Herbeifiihrung eines abgewo-
genen Zielkomplexes, dessen Realisierung in Uberwindung innerer
Vielgestaltigkeit eine einheitliche wirtschaftspolitische Linie gestattet,
sind unterschiedlich, je nachdem, ob ein Dominieren einzelner Teilziele
oder eine gleichgewichtige Harmonie angenommen und angestrebt
wird. Ausschlaggebend fiir den jeweils moglichen Weg ist selbstver-
standlich immer das innere Grundverhiltnis gleichzeitiger Ziele®®, die
sich entweder decken (Identitdt) oder in einem harmonischen (Begiin-
stigung) oder in einem neutralen Verhiltnis (ohne gegenseitigen Ein-
fluB) zueinander stehen kénnen, so da Chancen fiir eine automatische

29 Weippert, Georg, Zur Problematik der Zielbestimmung in wirtschafts-
politischen Konzeptionen (Manuskript eines Korreferates auf der Tagung
des Wirtschaftspolitischen Ausschusses des Vereins fiir Socialpolitik in
Unkel 1958), S 14: ,Daf3 man sich durch Vereinbarung dem Marktautomatis-
mus entziehen kann, ist das, worauf es ankommt. Nicht daB die Markt-
struktur beeinfluBt wird, ist das Entscheidende, sondern da die Méirkte bei
beiderseitigem Monopol durch die Ausschaltung des Marktautomatismus
funktionsunfihig werden.“

30 Vgl. hieriiber: Johr, W. A., und Singer, H. W., a.a.0., S.130ff.
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bzw. vereinbarende Koordinierung von vornherein gegeben sind; dem-
gegeniiber muB bei Antinomie (gegenseitige Beeintridchtigung) oder
Widerspriichlichkeit (gegenseitiges AusschlieBen) von Zielen letztlich
der Zwang entscheiden, falls sich nicht vorher noch eine Anpassungs-
moglichkeit ergibt. Denn ,ein Spannungsverhiltnis ist kein Zustand
fortwdhrenden Konflikts; wohl aber handelt es sich hier um ein Ver-
hiltnis, das stindige Anpassungs- und Koordinationsprozesse notwen-
dig macht, ohne daB die heute gefundene Losung nun nach Art eines
abschlieBenden Vertrages von unbegrenzter Giiltigkeit wire“®',

1. DaB die von einer einzigen machtvollen Gruppe verfochtenen Teil-
ziele im Konzert aller verbandsméBigen Teilziele vordringen, sich auf
Kosten der anderen durchsetzen, daB es also zu einer wirtschaftspoli-
tischen Vielherrschaft dominierender Teilziele kommt, ist zwangs-
laufige Folge des origindren Machtgefilles zwischen den Interessen-
gruppen. Diese sind nicht nur durch die mannigfaltigen Talente ihrer
fithrenden Personlichkeiten, sondern auch durch die Wirkungsart der
Verbénde differenziert. Deren mangelnde Startgleichheit verursacht
unterschiedliche Chancen fiir die wirtschaftliche und politische Durch-
setzung ihrer Ziele. Im solcherart bedingten Wettkampf gelangen die
weniger giinstig placierten unter den Druck der durch Startvorteile
privilegierten wirtschaftspolitischen Verbinde. ,Die Soziologie hat
Miihe und Scharfsinn darauf verwandt, aus der zahlenmiBigen GroBe
der Verbidnde, ihrer inneren Struktur, dem Intensititsgrad ihrer Or-
ganisation und Kohésion und anderen Merkmalen Folgerungen fiir die
Bewertung ihrer widerstreitenden Interessen im sozialen Ganzen zu
ziehen. Hierzu muB bemerkt werden, da8 die Hohe der Mitgliederzahl
noch nicht immer und iiberall ein erstrangiges Kriterium fiir die poli-
tische Relevanz einer Interessengruppe ist, obgleich das Hegelsche
Prinzip von dem Umschlag, dem Sprung der Quantitdt in die Qualitét
vervielfacht in Erscheinung tritt“*2. Jedenfals mu8 angenommen wer-
den, daBl das origindre bzw. geschaffene Machtgefille zwischen agie-
renden Verbédnden eine Zielkoordinierung nur in dem Sinne gestattet,
daB die machtvoller vertretenen Teilziele die schwécher verfochtenen
tiberwuchern. Dies heilt zwar nicht, daB dadurch schon eine innere
Einheitlichkeit der Gesamtzielsetzung erwichst und eine widerspruchs-
freie Einpassung in die herrschende Wirtschaftsordnung. Aber die do-
minierende Teilordnung prégt der nach wie vor pluralistischen Ge-
samtordnung den Stempel auf, bestimmt die Grundrichtung der Wirt-
schaftspolitik, so daB jedenfalls kein ausgewogenes Gleichgewicht der
Teilziele vorliegt. Es wird lediglich der wirtschaftspolitische Hege-

31 Schméolders, Giinter, Das Problem der Koordinierung von Geld- und
Finanzpolitik usw., a.a.O., S. 278.
32 Kaiser, J. H., a.a.0., S.20f.
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monialanspruch eines einzelnen Verbandes verwirklicht, der damit zum
Schrittmacher der allgemeinen Wirtschaftspolitik avancieren kann.

2. Demgegeniiber steht die These vom parititischen Pluralismus der
Einzelziele, derzufolge das Zustandekommen einer Generallinie als
zwangsldufig, zumindest als moglich erkldart wird, je nach dem ange-
nommenen Vorwalten von Automatismus oder Vereinbarung. -

aa) Die automatisch sich einstellende Interessen- und Zielharmonie
zwischen verschiedenen Verbidnden (inter) sei das Werk einer imma-
nenten ausgleichenden Macht (countervailing power), durch welche
die mancherlei Gruppenméchte gem#dB dem Prinzip der Paritdt in
Balance gehalten wiirden. Die Paritdtsbalance des Pluralismus sei auch
das regulierende wirtschaftspolitische Prinzip, das auf die Dauer im-
mer wieder ein Zielgleichgewicht (Machtneutralisierung) bewirke.
Denn das Selbstinteresse jeder Gruppe werde angesichts von Macht-
ballungen bei anderen Gruppen in spontaner Reaktion auf den Plan
gerufen. ,Es ist das Schicksal jeder Macht auf Erden, da8 sich andere
Michte finden, die sie begrenzen und einschrinken“®®, Diese gegen-
gewichtigen Machtkonzentrationen seien Verteidigungsstellungen,
durch welche die andere Gruppenmacht in Schach gehalten werde. Auf
diese Weise werde die pluralistische Verbandspolitik nach dem Gesetz
von actio und reactio in den Zustand des Gleichgewichts widerstreiten-
der Interessen tiibergeleitet, so daf sich alle Teilziele nach erfolgter
Angleichung zum Gesamtziel vereinigen kénnen.

Diese optimistische, im wesentlichen durch Galbraith®* entwickelte
These, urspriinglich aus der Marktform des bilateralen Monopols ab-
geleitet, aber hernach in einen weiteren wirtschaftspolitischen Rahmen
gestellt®®, wird durch die Praxis nicht {iberzeugend erhirtet und er-
weist sich auch nicht als theoretisch haltbar.

(1) So kann némlich Machtneutralisierung auch gleichbedeutend wer-
den mit einem Erlahmen wirtschaftspolitischer Aktivitdt und einem
Stillstand der Zieldurchsetzung; in diesem Falle mufl das Geschehen
wieder in FluB8 gebracht werden durch eine externe Stirkung gegen-
gewichtiger Méchte (bis zum Ungleichgewicht, also zu neuem Macht-
gefille) seitens der iibergeordneten Instanz (z. B. durch staatliche Ein-
griffe), wenn anders nicht die pluralistische Passivitit verewigt wer-
den soll.

(2) Sodann ist zu bedenken, daBl solche automatische Paritdtsbalance
widerstreitender Interessen und Einzelziele nicht zu einem dem Ge-
samtwohle forderlichen Gesamtziele fiihren mu8.

33 ». Wiese, Leopold, System der allgemeinen Soziologie. Miinchen und
Leipzig 1932, S.601 ff.

34 Vgl. Galbraith, John Kenneth, American Capitalism. The Concept of
Countervailing Power. Boston 1952.

35 Vgl. hierzu etwa: Werner, Josua, a.a.0., S.169f.
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(3) Auch wird mit Recht eingewandt, da der paritdtische Pluralis-
mus auf Grundlage einer Balance der Verbandsmichte giinstigenfalls
nur tempordr funktioniert, ndmlich bei wirtschaftlicher Prosperitat.

(4) Der Behauptung schlieBlich, die Paritdtsbalance des Pluralismus
gelte auch innerhalb des Verbandes (intra), da dieser nur gemeinsame
Interessen seiner Mitglieder zur Geltung bringe, also ab ovo von
internen Gegensidtzen frei sei, mufl entgegengehalten werden, da3 die
Struktur jedes Verbandes nichtparitdtisch ist. So zeigt Burnham in
seiner Elitentheorie®, daB8 in der Gruppe stets einer herrschenden Elite
(Schicht der Dirigierenden) die Masse der Beherrschten (Schicht der
Mitldufer) gegeniiberstehe. Die Elite, die sich und ihren Abkémm-
lingen die beherrschende Position sichern mochte, verkorpere die
aristokratische Tendenz, wihrend die demokratische Tendenz inner-
halb der Gruppe durch die Beherrschten, die unentwegt Zutritt zur
Elite begehren, dargestellt werde. Ergebnis solchen Ringens um die
Innehabung der Macht sei indessen (trotz des gelegentlichen Aufstei-
gens und Herabsinkens einzelner innerhalb der Gruppe), daBl die Masse
der Mitglieder durch die Fiihrung (Elite) mediatisiert wird. Demzu-
folge sei es nicht der parititische Wille des Verbandes, sondern der-
jenige seiner verbindlich handelnden Fiihrungsschicht oder Funktio-
nidre, der in behaupteter besserer Erkenntnis der Gesamtlage und
ihrer Moglichkeiten das Verbandsziel bestimmt; es sei nicht die Gruppe
schlechthin, die Teilziele geltend macht und durchzusetzen versucht®’,
sondern der Manager und Funktionir, d.h. die Elite, die als Triger
der Verbandspolitik agiert. Lost sich vollends der Funktiondrsapparat
als exklusive oder gar oligarchische Schicht von der Masse der Mit-
glieder bis zur Verselbstindigung los, dann kann ,fiir den einzelnen
Funktiondr sein personlicher Nutzen zur Richtschnur seines Handelns
werden, so daB die gesamte Aktivitdt des Apparates sich weniger an
dem Wohl der die Organisation tragenden Mitglieder als an dem
Funktionérsinteresse als solchem orientiert“s®,

bb) Der wirtschaftspolitischen Praxis ndherkommend als die ange-
nommene Wirkung einer ausgleichenden Macht ist die These, dafl ein
paritdtischer Pluralismus zwischen einer Mehrzahl von Verbénden
(inter) durch Vereinbarung bewerkstelligt wird. Die Zielkoordinierung
ist nicht das Ergebnis eines Automatismus, sondern eines bewuBten
Wollens der Beteiligten unter der Bereitschaft zu gegenseitigen Zu-

38 Vgl. Burnham, James, The Macchiavellians, Defenders of Freedom 1943.

37 vgl. Huber, Ernst Rudolf, a.a.0., S.57: ,Nicht die wirtschaftlichen
Krifte selbst, sondern eine Hierarchie von Geschdftsfiihrern, von Syndici
und Sekretdren oder auch von unerkennbaren Machthabern bediene sich
der Selbstverwaltung als eines Apparates, mit dessen Hilfe sie sich Einflul
zu schaffen und zu sichern suche.“

38 Kaiser, Jos. H., a.a.0,, S.15f.
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gestdndnissen. Die mannigfaltigen Erscheinungsformen und Arten des
Kompromisses sind zuletzt von J6hr*® analysiert worden. Wenn er zu-
néchst den intrapersonellen Kompromi, den der einzelne in auto-
nomer Entscheidung fiir sich selbst schlieBt, dem interpersonellen
KompromiBl gegeniiberstellt, bei welchem ein Gegensatz zwischen
Wertungen oder Zielsetzungen verschiedener Subjekte, Gruppen und
Verbénde iiberwunden wird, dann kommt hier nur der letztere in
Betracht. Wenn sodann zwischen echten, taktischen und unechten
Kompromissen (Stimmenthaltung als Verzicht auf Entscheidung;
Diktatfriede als Zwangsunterwerfung) unterschieden wird, dann
treffen letztere filir eine auf freier Entscheidung beruhende Ziel-
fixierung nicht zu. Wahrend beim echten Kompromifl ,der Konsens
fiir alle beteiligten Gruppen vor ihrem Gewissen moglich ist, geben
beim taktischen Kompromif die Parteien ihre Zustimmung, um im
Moment iiber die bestehenden Schwierigkeiten hinwegzukommen, je-
doch in einem gilinstigeren Moment eine fiir sie vorteilhaftere Losung
zu erzielen“?®,

In der pluralistischen Wirtschaftspolitik ist die Vereinbarung das
vorziiglichste Instrument aller Zielkoordination, wobei die Kraft der
Geltendmachung von Gruppeninteressen vom Ausmaf der (wirtschaft-
lichen, sozialen, ortlichen und politischen) Verflechtung mit anderen
Gruppen, die es vor den eigenen Wagen zu spannen gilt, abhéngt.
»Auf Grund des antinomischen Verhiltnisses, das zwischen verschie-
denen Werten besteht, erweist sich der Kompromi8 hiufig als die beste
Losung, wenngleich die damit in Kauf genommene Verletzung von
Werten ihm nicht selten eine tragische Note verleiht“*'. Daf Konzes-
sionen zwischen Verbidnden vielfach Verstimmungen und verbands-
interne Auseinandersetzungen nachfolgen und dafl wihrend des Aus-
handelns von Kompromissen Interessengegensétze erst noch verschirft
werden konnen, spricht nicht gegen die praktische Tauglichkeit dieses
Verfahrens.

3. Koordinierung von Verbandsteilzielen
und Gesamtzielderstaatlichen Wirtschaftspolitik

Koordinierungsfragen ergeben sich auch aus dem Verhiltnis zwi-
schen der Gesamtheit verbandsmaiBiger Gruppenziele und dem Haupt-
ziel des obersten Trégers aller Wirtschaftspolitik, wenn eine solche
wirkungsvoll und ,,aus einem Gusse“ sein soll. Eine die Koordinierung
erschwerende Konkurrenzsituation besteht hinsichtlich des Gesamt-

39 vgl. Johr, Walter Adolf, Der KompromiB3 als Problem der Gesell-
schafts-, Wirtschafts- und Staatsethik. Tiibingen 1958.

40 Johr, W. A, a.a.0,, S.12.

41 Jjéhr, W. A, a.a.0., S.52f.
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zieles insofern nicht, als der wirtschaftspolitische Verband allgemeine,
langfristige Zielsetzungen nicht kennt und von Hause aus nicht an-
strebt, ohne freilich zu verkennen, daB dieselben unerldBliche Vor-
aussetzung fiir die Verfolgung seiner Einzelziele sind. Die gruppen-
orientierten Triager von Wirtschaftspolitik sind ihrer Struktur nach
fiir grundsitzliche Auseinandersetzungen nicht geeicht; sie denken an
die Verwirklichung gruppenegoistischer Postulate und vergénglicher
Gegenwartswerte, so daB an die Stelle des Kampfes um Ideen der
bloBe wirtschaftliche Interessenkampf tritt. Sie verfolgen ,primér
keine gesamtwirtschaftlichen Belange, sondern suchen zunéchst Grup-
pen- oder Einzelinteressen durchzusetzen und stellen sich damit ge-
gebenenfalls, wenn auch nicht notwendigerweise, in Gegensatz zu der
iibergeordneten gesamtstaatlichen Konzeption der Wirtschaftspolitik“*?,
deren Aufgaben liber Gruppen und Generationen fortdauern.

Selbstverstdndlich ist die Priifung der Vereinbarkeit konkreter
Einzelziele mit dem Gesamtziel grundsitzlich Angelegenheit einer
qualitativen Analyse des materiellen Zielgehaltes und der inneren
Zielbeziehungen im Rahmen der jeweils gegebenen wirtschaftspoliti-
schen Konzeption. Aber es ist auch formal, verwaltungstechnisch eine
Zuordnung erforderlich und es ist sicher, daB diese Rolle einer ,ord-
nenden Potenz“ letztlich dem Staate zukommt, der nicht fiir die Son-
derwohlfahrt von Gruppen und Individuen verantwortlich ist, sondern
dem auf Grund universeller Zwecksetzung ,unbestritten auch die Auf-
gabe zusteht, Wirtschaftspolitik in gesamtvolkswirtschaftlichem MaB-
stab zu betreiben“*?, zumal er neben Skonomischer Macht, im Gegen-
satz zu den nichtstaatlichen Subjekten der Wirtschaftspolitik, auch
Zwangsgewalt besitzt, die er gradméBig abgestuft, unterschiedlich do-
siert einsetzen kann.

a) Die Sachgesetzlichkeit als Koordinierungskraft

Zuniéchst ist es ,,denkbar, daf VerantwortungsbewuBtsein und Ein-
sicht in die gesamtvolkswirtschaftlichen Zusammenhénge die Repri-
sentanten von Zweckgebilden und Gruppenbelangen dazu bringen, ihr
wirtschaftspolitisches Verhalten bewufBit auf die Volkswirtschaft als
Ganzes auszurichten“*?. Die Annahme, daB sich unqualifizierte Inter-
essenstandpunkte auch ohne staatliche Verhinderungseingriffe nicht
durchsetzen, daB sich nur solche verbandsmiBigen Forderungen in
Teilzielen niederschlagen, die auch gesamtwirtschaftspolitisch vertret-
bar sind, stiitzt sich auf die Uberzeugung von der besseren Einsicht
der Verbinde und auf das Vertrauen in die Sachgesetzlichkeit auch

42 Seraphim, H.J., a.a.0., S.223.
43 Seraphim, H.J. a.a.O., S.235.
44 Seraphim, H.J., a.a.0., S.224.
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der praktischen Wirtschaftspolitik. Auf die Dauer erscheint es nicht
moglich, da Einzelziele verfolgt und verwirklicht werden, die den
immanenten Gesetzen der zu gestaltenden Verhéltnisse widersprechen.
Hier liegen die Grenzen einer Omnipotenz der Verbédnde, deren , Wil-
lensbildung sich einem Sachzwang beugen muB“‘®. DaB sie auf lange
Sicht ihre Ziele und Mittel nicht aus Stellung und willkiirlichem Eigen-
willen der in ihnen wirkenden Persénlichkeiten herleiten konnen, son-
dern nur aus Sachgesetzlichkeiten und sachlichen Argumenten, ver-
hindert einen anarchischen Pluralismus verbandsmaé@iger Teilziele.

Diese inmere, nichtinstitutionelle Koordination der staatlichen mit
der verbandsmiBigen Wirtschaftspolitik setzt VerantwortungsbewuBt-
sein und Sachkunde der Verbénde voraus. Deren professionellen Sach-
waltern darf beides nicht abgesprochen werden. ,Da die Verbands-
biirokratie vielfach sogar sachverstindiger ist als die staatliche Ver-
waltung, geht der Staat dazu iiber, den Verbédnden wirtschaftspolitische
Aufgaben zu delegieren“*®. Der Verband vermag mithin die Mannig-
faltigkeit und Schichtung der Sachzusammenhénge durchaus zu er-
kennen; indem er die Sachgesetzlichkeiten wohlweislich respektiert,
ebnet er den Weg fiir eine Einordnung pluralistischer Teilziele in jene
Konsequenzen objektiver Sachzusammenhinge, von denen das Ge-
samtziel getragen erscheint.

b) Der einigende Druck der Gffentlichen Meinung

Unter der Voraussetzung, da8 sie nicht bereits zum Instrument der
Verstidrkung interessentenhaften Verbandseinflusses degradiert worden
ist, vermag auch die o6ffentliche Meinung eine externe Koordinierung
verbandsméBiger Partikularziele mit dem gesamtwirtschaftlichen
Hauptziele zu bewerkstelligen. Die Erwartungen der 6ffentlichen Mei-
nung sind zutiefst auf ein geordnetes Staatswesen gerichtet?’, in wel-
chem fiir Sonderinteressen nur insoweit Platz ist, als sie nicht dagegen
verstoBen. Die 6ffentliche Meinung wirkt somit zumindest als Korrek-
tiv, nicht als Richtschnur, fiir die Koordinierung von Einzelzielen mit
dem Gesamtziel der allgemeinen Wirtschaftspolitik. Sie spielt deshalb
fiir die in ihrem ,Scheinwerferlicht**® stattfindende Verbandspolitik
eine bedeutende Rolle, indem versucht wird, sie entweder fiir eigene
Postulate einzunehmen oder sie im Wege der ,Meinungspflege“ um-
zugestalten und einseitig zu beeinflussen. Durch solche Mobilisierung

46 Schmolders, Giinter, a.a.O., S. 281.

48 Tychtfeldt, Egon, a.a.0., S.75.

47 Vgl. hierzu: Der Staat und die Verbinde (Gesprich, veran-
staltet vom Bundesverband der Deutschen Industrie in Koéln am 27. 3.
1957, mit Referaten von Scheuner, Ulrich, und Weber, Werner). Heidelberg
1957.

48 Schmolders, Giinter, a.a.0., S.273.
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der offentlichen Meinung fiir Verbandsinteressen soll eine fiir die-
selben ,giinstige Atmosphire geschaffen werden, um so gewisse
Gruppeninteressen im wirtschaftlichen und politischen Geschehen
besser durchsetzen zu kénnen“*.

Indessen erschopft sich die Bedeutung der Meinungspflege nicht in
ihrem Charakter einer Wettbewerbshandlung von Marktverbinden,
einer MaBnahme zwischen Wettbewerbsbeteiligten; vielmehr dient sie
auch wirtschaftspolitischen Zwecken in Gestalt der Willensbeeinflus-
sung zur Bildung der 6ffentlichen Meinung und der ,public relations-
Arbeit der 6ffentlichen Hand zur Weckung und Pflege des staatsbiir-
gerlichen BewuBtseins“®®, Die o&ffentliche Meinung ist einer solchen
padagogischen Beeinflussung durchaus zugénglich und das Recht, durch
die , AuBerung der eigenen Meinung meinungsbildend auf den engeren
Kreis der unmittelbar Angesprochenen oder auf die Allgemeinheit zu
wirken“®!, ist sogar verfassungsmiBig garantiert (Art. 5 Abs. 1 GG).

Die offentliche Meinung ist zweifellos ein Faktum, auf welches die
Verbidnde ihre Einzelziele abzustimmen haben, auf das sie horen
miissen, um auftreten zu konnen. Dadurch {ibt sie einen einigenden
Druck aus, der einer Koordination von Teilzielen und wirtschaftspoli-
tischem Gesamtziel forderlich ist. Es geht sicherlich zu weit, sie des-
wegen in den Rang einer vierten Gewalt im Staate erheben zu wollen,
zumal ,ihre Stimme nicht immer rein und unverfidlscht ist; sie ist
kein idealer Wichter fiir ein Ephorenamt“®2, Gleichwohl leistet sie, vor
deren ,Augen das Ringen der organisierten Interessen um Vorteile,
Einfluf und Macht stattfindet und die liber die Einhaltung der Spiel-
regeln wacht“®?, wichtige Dienste zur Verhinderung eines Uber-
wucherns der Partikularziele. In Lindern mit wohlausgebautem und
funktionierendem Verbandswesen sind die Verbédnde lingst dazu iiber-
gegangen, Politik geradezu im Sinne der offentlichen Meinung zu
machen®,

c) Einbau der Verbandspolitik in die zentrale Wirtschaftspolitik

Eine weitere Moglichkeit der Vereinigung der pluralistischen Ziel-
gesamtheit mit den Absichten der zentralen wirtschaftspolitischen

49 Werner, Josua, a.a.0., S.47. — Uber die Methoden der Willensbeeinflus-
sung und marktmiBigen Meinungspflege zum Zwecke der Verhaltens-
beeinflussung des Adressaten vgl. auch: Esenwein-Rothe, Ingeborg, Die
BeeinfluBbarkeit von Willensentscheidungen privater Wirtschaftssubjekte
bei dezentraler Lenkung des Wirtschaftsprozesses.

50 Schmdlders, Giinter, a.a.0., S.284.

51 Huber, Ernst Rudolf, Das Empfehlungsverbot. Stuttgart 1959, S.26.

52 Kaiser, Jos. H., a.a.0., S.225.

53 Piitz, Theodor, machte auf diesen Sachverhalt im besonderen Hinblick
auf die derzeitige Osterreichische Wirtschaftspolitik aufmerksam (miindliche
Diskussionsbeitrige auf der Tagung des Wirtschaftspolitischen Ausschusses
des Vereins fiir Socialpolitik in Unkel am 29./30. 5. 1959).
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Willensbildung bietet der institutionelle Einbau der Verbandspolitik
in die allgemeine Wirtschaftspolitik. Ein solcher ist in abgestuften
Graden moglich. Die Entscheidung hieriiber ist freilich keine Grund-
satz-, sondern eine Tatfrage, deren Losung aus der jeweiligen histo-
rischen Situation heraus gefunden werden muB.

1. Die radikalste Form des Einbaues ist in einer verwaltungsorgani-
satorischen Einordnung der Verbidnde in die Staatsapparatur (als
Unterteile des Staates) zu erblicken, um sie zu ,zéhmen“, ihre ,zer-
storerischen Kréfte zu bandigen und in gemeinwohlférdernde Energien
umzuwandeln“®, Es liegt auf der Hand, daB solcherart zwar eine Ziel-
koordinierung ab ovo sichergestellt, gleichzeitig aber auch das Eigen-
leben der Verbdnde zum Erliegen gebracht wire. Die Autonomie
wiirde ihnen unter bedenklicher Annédherung an den wirtschaftpoli-
tischen Totalitarismus weggenommen, und der Staat wire faktisch
alleiniger Tréger der Wirtschaftspolitik. Den gleichen Effekt wiirde
die Anwendung des scheinbar bequemen Mittels der Unterdriickung,
des Verbots, der Auflésung und Abwiirgung des Verbandswesens her-
beifiihren.

2. Nicht auf Einverleibung und Einschmelzung der hierdurch ent-
miindigten Verbdnde, wohl aber auf Relativierung, Durchleuchtung
und Kanalisierung ihres Einflusses durch verfassungsmdfige Veranke-
rung richten sich deshalb andere Forderungen. Die wirtschaftspoli-
tischen Verbédnde sollen dadurch von wilden Verfassungsfaktoren zu
ordnungsgeméfBen Verfassungsobjekten emporgebildet werden, daB
ihre ,apokryphe, illegitime und halblegitime EinfluBnahme aus dem
Halbdunkel des Lobbyismus, aus dem Obskurantismus der pressure
groups herausgenommen und zu einer legitimen und zugleich begrenz-
ten Teilhabe am Staat umgestaltet wird“%®. Solche Institutionalisierung
der Verbédnde in ihrer Eigenschaft als Subjekte der Wirtschaftspolitik
ist in zwei Formen von aktueller Bedeutung:

aa) Ob in einem Wirtschaftsrat (z. B. nach dem Muster des Reichs-
wirtschaftsrates der Weimarer Verfassung) eine ,echte Ldsung des
Verbandsproblems liegt, sei dahingestellt. Hat ein solcher ndmlich nur
beratende Funktionen, dann wird sich das Hauptinteresse der Ver-
biande auch weiterhin auf die Beeinflussung und Durchsetzung der
Ministerialbiirokratie und des Parlaments richten. Ubertrigt man dem
Wirtschaftsrat hingegen politische Entscheidungsbefugnisse, dann wird
das Parlament substantiell ausgehshlt“®®. Uberdies ist es zweifelhaft,
ob der interessen- und ideenmiBig (also nicht nur fachlich, regional
usw.) zerkliiftete Komplex verschiedenster Wirtschafts- und Sozial-

5¢ Tuchtfeldt, Egon, a.a.O., S.72.
55 Huber, Ernst Rudolf, a.a.O., S. 66.
56 Tuchtfeldt, Egon, a.a.O., S.80.
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gruppen so weit integriert werden kann, daf er zu einer wahren
Reprisentation der Gesamtwirtschaft fihig ist. Gleichwohl wird in
gesetzlich verbrieften Einflurechten der Wirtschaftsverbdnde auf die
staatliche Politik ein taugliches Mittel erblickt, das Parlament zu ent-
lasten und die Wirksamkeit der Verbidnde in ein sinnvolles Ringen
um die beste Form der Wirtschaftsgesetzgebung iiberzuleiten, so daf3
sie nicht mehr genétigt sind, im Raume der Politik zu , vagabundie-
ren“ und iiber den Lobbyismus einen ihnen micht zukommenden Ein-
fluB auf zentrale Entscheidungen zu gewinnen.

bb) Zweifellos kann dem Schweizerischen Konsultativverfahren, das
gemiB Bundesverfassungsrevision von 1947 eine besondere Form der
Verbandsinstitutionalisierung begriindet, die Fihigkeit nicht abge-
sprochen werden, eine Zersplitterung und Vernebelung des wirt-
schaftspolitischen Zielpluralismus zu verhindern. Indessen bedeutet
dies keine Minderung des Einflusses des Verbandsgruppenwesens,
sondern nur eine klare Absteckung seiner legitimen Grenzen gegen-
iiber dem Staat. Obwohl nimlich die Verbande in der Schweiz nur
das Recht der , Vernehmlassung”, aber nicht das Recht zur Entschei-
dung haben, miissen Parlament und Regierung diesem scheinbar
harmlosen Machtanspruch durch Nachgeben oder Verzicht oder Ande-
rung Rechnung tragen, zumal den Verbdnden als wirksamstes Mittel
auch der Weg zur Volksabstimmung offensteht. ,Ist die Behorde ver-
pflichtet, die Verbdnde am Eingang der Gesetzgebung anzuhoren, so
hat die Verfassung die Verlagerung zwischen Hauptfeld und Vorfeld
in einem gewissen Sinn sanktioniert und begiinstigt“5’. Nach diesem
Muster (aber auch unter Hinweis auf die amerikanischen Hearings)
wird auch in anderen Léndern gefordert, die Verbédnde zur Anhérung
in einem geordneten offentlichen Verfahren im Rahmen der Parla-
ments- und Verwaltungsarbeit zu berechtigen und auf diese Weise zu
verpflichten, ihre Wiinsche unter Kontrolle der Offentlichkeit vorzu-
tragen.

3. Wenn schlieBlich unter Einbau der Verbandspolitik in die staat-
liche Wirtschaftspolitik eine Gleichstellung von Verband und Staat
(als wirtschaftspolitischen Subjekten) verstanden wird, dann setzt
diese eine Ausweitung des Staatsbegriffes voraus vom biirokratischen
Apparat offentlich-rechtlicher Natur zu einem einheitlichen Komplex
aller Gruppen und Zwischenverbindungen, unter welchen der Staat
nur ein Verband wire. Die Wirtschaftsverbidnde wiren gewissermaBen
aus der Staatshoheit zu entlassen. Das Verhiltnis zwischen Zentral-
gewalt und Partikulargewalt lieBe sich dann in vollem Umfange, nicht
nur nach rechtlichen und verfassungsmiBigen Gesichtspunkten, son-
dern auch unter Einbeziehung soziologischer Zusammenhénge begrei-

57 Huber, Hans, a.a.0., S.22.
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fen. In einem solchen paritédtischen wirtschaftspolitischen Pluralismus,
den Rittershausen® treffend mit dem Vergleichsbild der polyphonen
Musik veranschaulicht hat, in der ,jede Stimme extemporierend
gleichzeitig um Anpassung an die anderen Stimmen, aber auch um
selbstindiges Vorgehen und Gegensatz im Konzert bemiiht ist“%s,
stellt sich das Problem einer Koordination von Partikularzielen und
zentralem Gesamtziel {iberhaupt nicht mehr. Freilich 148t sich eine
solche soziale Konzeption solange nicht in die Tat umsetzen, als das
Wirkungsfeld der Verbidnde nicht aus dem wuniversellen Geltungs-
anspruch des Staates ausgeklammert werden kann und der Staat in
hochster Instanz fiir eine gesamtheitliche Wirtschaftspolitik verant-
wortlich bleiben muB.

58 Rittershausen, Heinrich (briefliche Niederschrift von Diskussionsbeitri-
gen auf der Tagung des Wirtschaftspolitischen Ausschusses des Vereins fiir
Socialpolitik in Unkel am 26. 4. 1958. K6ln, 8. 5. 1958).
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Die Wirtschaftsverbiinde als Triiger von
Ordnungsfunktionen

Von Josua Werner, Universitdt Ziirich

Wirtschaftspolitisches Handeln setzt, wenn es auf die Dauer von
Erfolg begleitet sein will, eine wirtschaftspolitische Konzeption vor-
aus. Unter einer solchen wirtschaftspolitischen Konzeption versteht
Piitz! ein Leitbild, das fiir die Gesamtheit aller wirtschaftspolitischen
MaBnahmen richtunggebend sein muB. Eines der Teilgebiete, das
Wesen und Inhalt einer wirtschaftspolitischen Konzeption bestimmt,
bilden die Prinzipien der Wirtschaftsordnung. Es gilt némlich, bei-
spielsweise die grundsitzliche Gestaltung der Koordination der einzel-
wirtschaftlichen Pline (Marktwirtschaft oder zentralgeleitete Wirt-
schaft), oder die grundsitzliche Gestaltung der Eigentumsverhiltnisse
an den Produktionsmitteln (Privateigentum oder Gemeineigentum), vor
allem aber auch die grundsitzliche Aufgliederung der Ordnungsfunk-
tionen (Einzelwirtschaften, Wirtschaftsverbdnde und Staat) zu erken-
nen und festzulegen. In diesen letzten Kreis von Fragen, eben der
Aufgliederung der Ordnungsfunktionen auf Einzelwirtschaften, Wirt-
schaftsverbdnden und Staat, sollen die nachfolgenden Ausfiihrungen
hineingestellt werden.

I. Koordinationsmodelle und Ordnungsfunktionen

Wie wird die uniibersehbare Zahl von Handlungen der einzelnen
Wirtschaftssubjekte untereinander in Einklang gebracht? Das ist eine
der treibenden Fragen, mit der Eucken? in seinem beriihmt gewordenen
Werk ,Die Grundlagen der Nationalokonomie“ an den wirtschaftlichen
Kosmos herantritt. Er unterscheidet in der Folge zwei reine, ge-
wissermaflen konstitutive Grundformen des Wirtschaftens, ndmlich
die Verkehrs- oder Marktwirtschaft und die zentralgeleitete Wirtschaft.
Eucken selbst bezeichnet diese Grundformen als idealtypische Wirt-
schaftssysteme, da jede historische Untersuchung in allen Epochen
immer wieder auf diese beiden Grundformen stoB8en miisse.

1 piitz, Theodor, Die wirtschaftliche Konzeption, in: Wirtschaftsfragen der
freien Welt, Festgabe fiir Ludwig Erhard zum 60.Geburtstag, Frankfurt
a. M, 1957, S. 42 ff.

2 Eucken, Walter, Die Grundlagen der Nationalokonomie, 5. Aufl.,, Godes-
berg 1947.

10 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 19
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Demgegeniiber betont Neuhauser3, daB die Euckenschen Wirtschafts-
systeme eigentlich einen enger gefaBten Rahmen aufweisen wiirden
und als Koordinationsmodelle aufgefat werden sollten. Sie stellten
auf ein einziges Kriterium ab, nidmlich auf die Art und Weise der Ab-
stimmung der einzelwirtschaftlichen Handlungen. Solange nun blo8
nach der grundsitzlichen Gestaltung des Koordinationsvorganges ge-
fragt wird, bleibt die Auswahl auf die beiden konstitutiven Grund-
formen der Marktwirtschaft und der zentralgeleiteten Wirtschaft be-
schrinkt, von denen allerdings, wie Eucken selbst betont, Unterformen
gebildet werden konnen.

Fiir das Verstindnis der wirtschaftspolitischen Zusammenhinge
sind diese Koordinationsmodelle von grundlegender Bedeutung. Trotz-
dem haftet ihnen ein etwas einseitiger Charakter an. Einmal ver-
mogen sie, wie wiederum Neuhausert ausfiihrt, die historische Eigenart
konkreter wirtschaftspolitischer Situationen nicht geniigend zu er-
fassen. Ebenso wiirden sie nicht ausreichen, wenn es gelte, die jeweilige
Gestaltung des Verhéltnisses zwischen Staat und Einzelwirtschaften
im materialen, zielbezogenen Sinne zu erkennen. Oder anders formu-
liert: Die bloBen Koodinationsmodelle spiegeln gewissermaBen erst
das Ergebnis vorausgegangener grundlegender Entscheidungen wirt-
schaftspolitischer Natur wider. Dal die Koordination der Einzelhand-
lungen entweder dem Spiel der Marktkréfte oder der bewuBiten Len-
kung durch eine wirtschaftliche Zentralbehorde iiberlassen bleibt, geht
letztlich wiederum auf einen Entscheid zuriick. Dieser Entscheid be-
steht ndmlich darin, die wirtschaftlichen Ordnungsfunktionen in einer
bestimmten Weise auf den Staat und auf die einzelnen Wirtschafts-
subjekte aufzuteilen. Im Moment jedoch, wo wir nach der Aufgliede-
rung der Ordnungsfunktionen auf die verschiedenen méglichen Tréger
fragen, wird das Bild bedeutend reicher.

Wohl stehen als reine Koordinationsmodelle weiterhin nur die
Marktwirtschaft und die zentralgeleitete Wirtschaft zur Verfiigung.
Aber ganz abgesehen davon, daBl zwischen diesen beiden Grundtypen
zahlreiche Unterformen und vor allem auch Mischformen moglich sind,
treten nun neben dem Staat und den Einzelwirtschaften als Tréger
wirtschaftlicher Ordnungsfunktionen auch die Wirtschaftsverbinde auf
den Plan. Allerdings bedarf es gleich hier einer ersten Klarstellung.
Die Wirtschaftsverbidnde entwickeln ihre Wirksamkeit vor allem im
Rahmen der Marktwirtschaft, wiéhrend die von ihnen ausgeilibten Ord-
nungsfunktionen innerhalb einer zentralgeleiteten Wirtschaft im

s Neuhauser, Gertrud, Zur Klidrung einiger Grundbegriffe der theoreti-
schen Wirtschaftspolitik, in: Zeitschrift fiir Nationalékonomie, Band XVII,

1957, S. 247.
4 Neuhauser, a.a.0., S.247f. — Ebenfalls sei auf die von Neuhauser

zitierte Literatur verwiesen.
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Grunde genommen nur abgeleiteter Natur sind. Eucken’ hat in diesem
Zusammenhang auf Grund von Erfahrungen im nationalsozialistischen
Deutschland und im faschistischen Italien festgestellt, daB die groB8en
wirtschaftlichen Interessenorganisationen als vermeintliche Selbstver-
waltungskorper sich meist sehr rasch zu ausfiihrenden Organen zen-
traler Planstellen entwickelten. Insoweit die Wirtschaftsverbinde nur
Instrumente der zentralen Lenkungsbehérde bilden, also gewisser-
maBen bloBe Befehlsempfinger sind, kann man sie nicht als Triger
wirtschaftlicher Ordnungsfunktionen betrachten.

Im Rahmen der Marktwirtschaft hingegen haben die Wirtschafts-
verbdnde ein weit groBeres MaB an Aktionsfreiheit zu erringen wver-
mocht. Heute sind sie in bestimmender Weise an der wirtschaftspoliti-
schen Willensbildung mitbeteiligt, durch ihre Wirksamkeit vermégen
sie dem marktwirtschaftlichen Koordinationsgeschehen eine bestimmte
Richtung zu geben und der Staat selbst zieht die Wirtschaftsverbénde
bei der Durchfiihrung gewisser wirtschaftspolitischer Aufgaben zur
Mitwirkung heran. Hier sind sie wirklich Tréger wirtschaftlicher Ord-
nungsfunktionen, denen neben dem Staat und den Einzelwirtschaften
eine bedeutende Stellung zukommt. Der Markt bleibt zwar weiterhin
das grundlegende Instrument der Koordination, trotzdem sieht jetzt
die Gestaltung der marktwirtschaftlichen Ordnung wesentlich viel-
faltiger aus.

Wenn dabei diese Interessengruppierungen teilweise auch an Vor-
laufer aus frithern Jahrhunderten erinnern, so stellen sie doch weit-
gehend neue Gebilde dar. Die zu voller Entfaltung gelangte Markt-
wirtschaft schafft flir die Wirksamkeit der Wirtschaftsverbinde ganz
andersartige Voraussetzungen. Dementsprechend versuchen sie, die
Flunktionsweise des Marktes moglichst ihren eigenen Interessen dienst-
bar zu machen. In diesem Sinne sind die Wirtschaftsverbidnde ganz
spezifisch mit der Entwicklung der Marktwirtschaft verkniipfts.

II. Entwicklung und Begriff der Wirtschaftsverbiinde’

In der von der Kklassischen Nationalokonomie entwickelten Schau
der Marktwirtschaft ist der freie Unternehmer der eigentliche Pro-

5 Eucken, Walter, Grundsitze der Wirtschaftspolitik, hg. von Edith Eucken
und K. Paul Hensel, in der Reihe ,Hand- und Lehrbiicher aus dem Gebiet
der Sozialwissenschaften“, Bern und Tiibingen 1952, S. 145 f.

6 Vgl. dazu auch Robert Liefmann, Kartelle, Konzerne und Trusts,
8. Aufl.,, Stuttgart 1930, S.22f.

7 Die Ausfiihrungen der nachfolgenden Abschnitte sind angelehnt an ent-
sprechende Gedankenginge in meiner Arbeit: Die Wirtschaftsverbdnde in
der Marktwirtschaft, St. Galler Wirtschaftswissenschaftliche Forschungen,
Band 12, Ziirich und St. Gallen 1957. Ich sehe davon ab, zu allen hier auf-
geworfenen Fragen die entsprechenden Ausfiihrungen in meiner Arbeit im

10*
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motor des marktwirtschaftlichen Geschehens. Er bestimmt durch seine
Entscheidungen weitgehend den Gang der Wirtschaft und er wird da-
durch zu einem bestimmenden Tréger des Ordnungsgefiiges der Markt-
wirtschaft. Allerdings iibt der freie Unternehmer diese Ordnungsfunk-
tion nicht in einem wirklich aktiven Sinne aus. Vielmehr sorgt der
der Marktwirtschaft innewohnende ,,Ordnungsmechanismus“ gewisser-
mafBen automatisch — so etwa 148t sich der entsprechende Gedanken-
gang der klassischen Nationalékonomie vereinfachend wiedergeben —
fiir einen Ausgleich der Einzelinteressen, auch der Unternehmer-
interessen, und schafft auf diese Weise eine natiirliche Ordnung.

Die Wirtschaftsgeschichte zeigt jedoch, daB die von den Klassikemn vor-
getragene Deutung des marktwirtschaftlichen Geschehens der Wirklich-
keit lediglich bedingt entspricht. Die vermeintliche natiirliche Ordnung
148t einen harmonischen Ausgleich der Einzelinteressen nur beschrinkt
zustande kommen; daneben setzt sich mehr und mehr die Tendenz
zur umfassenden Organisierung wirtschaftlicher Gruppeninteressen
durch. So beginnt in der zweiten Hilfte des 19. Jahrhunderts der
Siegeszug der Kartelle, Trusts und der Wirtschaftsverbidnde. Wohl ist
die Entwicklung nicht in allen Léndern ganz dieselbe; trotzdem bleibt
die Feststellung bestehen, da8 praktisch {iberall in der westlichen Welt
die wirtschaftlichen Interessenorganisationen zu einem integrierenden
Bestandteil der Wirtschaftsordnung geworden sind.

Innerhalb dieser generellen Tendenz zur Aktivierung der Gruppen-
interessen lassen sich, gewissermaBen typisierend, zwei unterschiedliche
Entwicklungslinien verfolgen. Die eine besteht in der Konzentration
der Interessen auf dem Markt und findet ihren Ausdruck in der Ent-
stehung zahlreicher Kartelle, Syndikate, Konzerne und Trusts. Daneben
lduft eine zweite Entwicklungslinie, die man als Organisierung der
wirtschaftspolitischen Interessen charakterisieren kann. Beide stehen
untereinander in engstem Zusammenhang und lassen sich nicht immer
klar voneinander abgrenzen. Und doch sind ihre Auswirkungen, nicht
zuletzt im Blick auf den Koordinationsvorgang, nicht durchwegs
gleicher Natur. Wir werden uns in der Folge vor allem mit dieser
zweiten Form, dem ZusammenschluB der wirtschaftspolitischen Inter-
essen in Wirtschaftsverbdnden auseinandersetzen.

Der durch den Zusammenschlufl zu Wirtschaftsverbinden ausgeldste
Konzentrationsproze weist gegeniiber der eigentlichen Kartellierung
einen verdnderten Charakter auf. Beim Kartell steht der kartellistische
Sonderzweck, niamlich die Regelung der Konkurrenzverhéltnisse inner-
halb einer Branche, ganz eindeutig im Vordergrund. Demgegeniiber ist

einzelnen zu zitieren. Ebenso findet die darin verarbeitete Literatur nur zu
einem kleinen Teil in der vorliegenden Studie Erwihnung.
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der Bereich der Zielsetzungen bei den Wirtschaftsverbidnden bedeutend
weiter gefaBt. Hier ist der Zusammenschluf3 nicht in erster Linie ent-
standen, um auf die Preisbildung am Markte einen direkten EinfluB
zu gewinnen. Der Wirtschaftsverband wendet sich nicht nur an die
Gegenseite des Marktes, er richtet sich in seiner Politik an eine wei-
tere Offentlichkeit, an andere Verbandsorganisationen, vor allem aber
an den Staat. Denn iiberall, wo der Staat auf irgendeine Weise in das
wirtschaftliche Geschehen eingreift, ist auch die Moglichkeit gegeben,
daB organisierte Gruppen die staatlichen Interventionen in ihrem
Gruppeninteresse zu lenken versuchen.

Sowohl der Wirtrschaftsverband als auch das Kartell sind bestrebt,
auf die Verteilung des Volkseinkommens EinfluBl zu gewinnen. Wih-
rend jedoch das Kartell sich darauf beschrinkt, durch die Regulierung
der Wettbewerbsverhéltnisse auf die funktionelle Einkommensvertei-
lung einzuwirken, ist der Aktionsradius der Wirtschaftsverbidnde um-
fassender. Er erstreckt sich ebenso auf die personelle Einkommensver-
teilung, welche durch die rechtliche und soziale Organisation einer
Volkswirtschaft bestimmt wird®. Daher setzen die Wirtschaftsverbénde
mit ihrer Politik in erster Linie dort an, wo iiber die Gestaltung der
rechtlichen und sozialen Organisation einer Volkswirtschaft entschieden
wird. Das bedeutet wiederum nichts anderes, als dal die Wirtschafts-
verbédnde die Organe des Staates ihren eigenen Zwecken dienstbar zu
machen suchen und anderseits der Staat die Wirtschaftsverbénde
bei der Erfiillung seiner Aufgaben zur Mitarbeit heranzieht. Die
Interessenorganisationen, vor allem wenn wir an die groBen Spitzen-
verbénde von Industrie und Handel, Gewerbe, Landwirtschaft oder an
die Dachorganisationen der Gewerkschaften denken, werden so mehr
und mehr zu Trigern wirtschaftlicher Ordnungsfunktionen.

Dabei 148t sich die Frage, ob die Entwicklung der Wirtschaftsver-
binde weitgehend auf das Uberhandnehmen der staatlichen Inter-
ventionen zuriickzufiihren sei, oder ob umgekehrt die Aktivitit der
Wirtschaftsverbédnde das Anwachsen dieser Interventionen erst recht
ausgelost habe, nicht eindeutig beantworten. Gewi hat auf der einen
Seite der Staat durch seine Eingriffe in die Marktwirtschaft zum
Wachstum der Wirtschaftsverbinde beigetragen, so dafB sie gewisser-
maBen als Reflex des staatlichen Interventionismus aufgefaBt werden
kénnen. Auf der andern Seite sind es gerade die Wirtschaftsverbinde
gewesen, welche dauernd neue Begehren an den Staat herangetragen

8 Zur Unterscheidung des urspriinglich auf J.B.Clark zuriickgehenden
Begriffspaares der ,funktionellen und personellen Einkommensverteilung®
vgl. die Ausfiihrungen bei Heinrich von Stackelberg, Grundlagen der theo-
retischen Volkswirtschaftslehre, 2. Aufl, hg. von Valentin F. Wagner, Bern
1951, S. 259 ff,
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haben, so daB zahlreiche staatliche Interventionen erst das Ergebnis
der wachsenden Organisierung der Gruppeninteressen darstellen®.

Dadurch, daBl sich die Wirtschaftsverbinde in sehr umfassender
Weise in die wirtschaftspolitische Willensbildung eingeschaltet haben.
zeichnen sich im Aufbau von Wirtschaft und Gesellschaft zahlreiche
Strukturédnderungen ab. Mit der Entwicklung der Wirtschaftsverbinde
ist geradezu ein Wandel des marktwirtschaftlichen Systems eingetreten.
Zwar hat sich dieser Wandel wihrend langer Zeit beinahe unmerklich
vollzogen, aber mit fortschreitender Erstarkung der wirtschaftlichen
Interessenorganisationen erfdhrt das Bild der Marktwirtschaft eine
Anderung. In der Schweiz hat diese ganze Entwicklung sogar ihren
rechtlichen Niederschlag in der Bundesverfassung gefunden. Art. 32,
Abs. 3, der im Jahre 1947 in einer Volksabstimmung angenommenen
Wirtschaftsartikel bestimmt: ,Die zustindigen Organisationen der
Wirtschaft sind vor ErlaB der Ausfiihrungsgesetze anzuhdren und
konnen beim Vollzug der Ausfithrungsvorschriften zur Mitwirkung
herangezogen werden.“ Damit haben die Wirtschaftsverbdnde eigent-
lich die verfassungsmiBige Anerkennung als Triger wirtschaftlicher
Ordnungsfunktionen erhalten.

Auf die heutige staatsrechtliche Stellung der Wirtschaftsverbinde in
andern Léndern sei hier nicht nidher eingegangen.

III. Wirtschaftsverbinde und die Problemstellungen
der Nationalékonomiel®

Die Wirklichkeit zeigt eine erstaunliche Vielfalt von Wirtschafts-
verbénden. Aufgabe der nationalékonomischen Forschung mufl es da-
her sein, diese vielfdltigen Formen zu typisieren, um das Wesen der
wirtschaftlichen Interessenorganisationen zu erfassen. Die Typisierung
allein geniigt jedoch nicht; wir miissen versuchen, die eigentlichen Be-
stimmungsgriinde des Handels der Wirtschaftsverbdnde zu erkennen.
Diese Fragestellung fiihrt in der Folge stirker in die nationalékono-
mische Theorie hinein. L&éB8t sich das Verhalten der Wirtschaftsver-
binde, die gewissermafBen eine Mischung von wirtschaftlichen und
politischen Gebilden darstellen, auch auf relativ einfache Grund-

9 vgl. etwa zur schweizerischen Entwicklung Erich Gruner, Wirtschafts-
verbiande und Staat, in: Schweizerische Zeitschrift fiir Volkswirtschaft und
Statistik, 90.Jg., 1954, S.1ff.

10 Dieser Abschnitt beschrinkt sich darauf, eine allgemeine kurze Uber-
sicht tiber die wichtigsten Probleme zu geben, welche sich durch die Wirk-
samkeit der Wirtschaftsverbidnde im Blick auf das nationalékonomische
Lehrgebdude ergeben, ohne im einzelnen auf die Probleme n#dher einzu-
gehen.
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annahmen zuriickfiihren, wie das bei der Theorie der Unternehmung!!
der Fall ist? Denn die Wirksamkeit der Wirtschaftsverbénde ist nicht
allein durch wirtschaftliche Uberlegungen bestimmt. Vielmehr ist ihr
Verhalten noch durch andere Motive, vor allem solche politischer und
soziologischer Natur, beeinflult, welche den Wirtschaftsverbidnden eine
bedeutend komplexere Verhaltensstruktur verleihen. Dabei lassen wir
hier das andere Problem, wie die Wirtschaftspldne der einzelnen
Wirtschaftssubjekte durch die Mitgliedschaft bei einer Interessen-
organisation verindert werden, ganz beiseite. Unsere Fragestellung
beschriankt sich also darauf, aufzuzeigen, wie gewissermaflen die
»Wirtschaftspldne“ der Verbinde selbst gedeutet werden kénnen.

Wollen wir {iber die Auswirkungen der Verbandsbildung Genaueres
aussagen konnen, so miissen die Bestimmungsgriinde des Handelns der
Wirtschaftsverbinde eingehender analysiert werden; in diesem Zu-
sammenhang sei das Problem wenigstens erwihnt. Von der Deutung
des Verhaltens eines einzelnen Wirtschaftsverbandes fithrt der Weg zur
Untersuchung der Frage, wie die Organisierung der Gruppeninteressen
das Funktionieren des Wettbewerbs beeinfluit. Die ,traditionelle” Er-
klirung des Marktgeschehens reicht hier nicht mehr aus, weil zahl-
reiche Aktionen der Wirtschaftsverbidnde nicht mehr direkt auf dem
Markte in Erscheinung treten, sondern sich vielmehr am Rande des
Marktgeschehens!? abspielen. Dadurch ergeben sich fiir die theoretische
Durchdringung der Zusammenhénge neue Aspekte. Denn immer mehr
gewinnt bei diesen neuartigen Formen der Durchsetzung wirtschaft-
licher Interessen die Strategie an Bedeutung. Sie ist es, welche {iber
den Erfolg eines Wirtschaftsverbandes in der Auseinandersetzung mit
staatlichen Organen, in Verhandlungen mit anderen Verbénden oder
etwa in einer offentlichen Pressekampagne den Ausschlag zu geben
vermag. So wire etwa im Blick auf die Verbidnde zu untersuchen,
wie weit das Moment der Strategie in die nationalékonomische Theorie
eingedrungen ist — beispielsweise anhand der Theorie des Oligopols
und des bilateralen Monopols und vor allem anhand der Theorie der
Spiele — und zu priifen, ob die hier entwickelten Ansitze dazu bei-

11 Dje Theorie der Unternehmung in dem hier verstandenen Sinne be-
schiftigt sich mit den Wirtschaftsplinen, der Zielsetzung und der Ver-
haltensweise von Unternehmen. Vgl. etwa Erich Schneider, Einfiihrung in
die Wirtschaftstheorie, 2. Teil: Wirtschaftspline und wirtschaftliches Gleich-
gewicht in der Verkehrswirtschaft, 4. Aufl., Tiibingen 1956, S.59 ff.

12 vgl. in diesem Zusammenhang etwa die Unterscheidung von Markt-
operationen und AuBer-Marktoperationen bei E. Ronald Walker, Von der
Wirtschaftstheorie zur Wirtschaftspolitik, Deutsche Ubersetzung, Wiesbaden
1951, S.122ff,
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tragen, die Aktionen der Wirtschaftsverbénde in ihren vielféltigen Be-
ziehungen mit der Umwelt besser zu erklidrenis.

Die von der klassischen Nationalékonomie entworfene Deutung des
Wettbewerbsgeschehens 148t sich also nur noch in sehr beschrinkter
Weise auf eine Wirtschaft iibertragen, in welcher die verschiedensten
Interessengruppen das wirtschaftliche Geschehen aktiv beeinflussen
und bei der Verteilung des Volkseinkommens ein maBgebendes Wort
mitreden. Denn mit der zunehmenden Entfaltung der Wirtschaftsver-
bénde hat sich die Struktur der Marktwirtschaft veridndert. Die
Marktvorgénge verlieren mehr und mehr ihren urspiinglichen Cha-
rakter eines automatisch sich vollziehenden Prozesses. Innerhalb der
Einkommensverteilung zeichnen sich ebenfalls gewisse Verlagerungen
ab. Der Verteilungsvorngang nimmt wiederum einen stdrker klassen-
bzw. gruppenbezogenen Charakter an; gleichzeitig geraten jene
Gruppen von Wirtschaftssubjekten ins Hintertreffen, die nicht oder
nur in sehr losen Organisationen zusammengeschlossen sind. Und da
die Wirtschaftsverbidnde zu einem bestimmenden Faktor in der wirt-
schaftspolitischen Willensbildung werden, dringen sie gleichzeitig
immer stidrker in die staatlich-politische Sphire ein und bewirken hier
ebenfalls gewisse Wandlungen.

Die nachfolgenden Ausfiihrungen beschrinken sich im wesentlichen
darauf, die Bedeutung des marktwirtschaftlichen Strukturwandels im
Blick auf das Koordinationsgeschehen zu untersuchen.

IV. Die Wandlungen des Koordinationsvorganges

Die Funktionsweise der freien Marktwirtschaft beruht in der bereits
angedeuteten Sicht der klassischen Nationalékonomie auf einem Auto-
matismus. Der WirtschaftsprozeS reguliert sich gewissermaBen von
selbst und muB notwendigerweise zu einem Gleichgewicht fithren. Mit
dem Aufkommen organisierter Interessengruppen wird jedoch die ur-
spriingliche Konkurrenzordnung mehr und mehr aufgehoben; das
Kriftespiel zwischen den verschiedenen Wirtschaftsverbinden be-
stimmt nun einen Teil des wirtschaftlichen Geschehens. Darf man aber
das von den Klassikern fiir die atomistische Konkurrenz entworfene
Bild auch auf das inzwischen stark verdnderte Spiel der wirtschaft-
lichen Kréfte tbertragen?

Die regulierende Funktion, welche der Markt in seiner friiheren
Form ausiibte, ist zum Teil verloren gegangen. An die Stelle der Selbst-
steuerung durch den Markt tritt in wachsendem MaBe der Macht-

13 Ein Ansatz in dieser Richtung findet sich in meiner Arbeit: Die Wirt-
schaftsverbinde in der Marktwirtschaft, a.a.O., S.111 ff.
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kampf zwischen den wirtschaftlichen Interessenorganisationen, die
sich entweder nach offener Auseinandersetzung oder nach vorsichtiger
Abwigung des Stdrkeverhiltnisses einigen miissen. Als Folge dieser
strukturellen Wandlung macht die unpersénliche Willkiir des Marktes,
der sich alle Wirtschaftssubjekte in grundsétzlich gleicher Weise zu
unterziehen haben, einer anderen Form der Willkiir Platz, die viel
stirker das Element persoénlicher Macht enthdlt. Wie sehr 148t sich
jedoch die Annahme, daB das Allgemeinwohl spontan aus dem Zu-
sammentreffen der verschiedenen wirtschaftlichen Interessen hervor-
gehe, unter diesen verdnderten Umstinden noch aufrecht erhalten?
Weil mit der Organisierung der spezifischen Gruppeninteressen das
Element persénlicher Willkiir in verstirktem MaB8e in Erscheinung
tritt, wird, wie vor allem Briefs!4 betont, die These der Kilassiker von
der spontanen Verwirklichung des Allgemeinwohls fraglich. Sie gilt
hochstens noch unter der Voraussetzung, daB die im Rahmen der
Marktwirtschaft agierenden Interessenorganisationen ungefihr gleich
stark sind und sich daher gegenseitig in Schach zu halten vermogen.

Galbraithl5 legt seiner bekannt gewordenen Theorie der ,Counter-
vailing Power“ gerade diese optimistische Annahme zugrunde, da8
die groBen wirtschaftlichen Interessengruppierungen imstande seien,
sich gegenseitig in Schach zu halten. Er geht davon aus, dal wirt-
schaftliche Machtanballungen die Tendenz in sich tragen, entsprechende
Gegenkrifte, eben ,Countervailing Powers“ hervorzurufen. Die so
entstandenen wirtschaftlichen Gegenkrédfte fiilhren nach seiner Auf-
fassung jedoch zu neuen Formen des Wettbewerbs. Bei reiner Kon-
kurrenz werde die Macht eines einzelnen Anbieters durch den Wett-
bewerb 'der andern Anbieter eingeschriankt, die Beschrinkungen
kommen also von der gleichen Seite des Marktes. Die durch das Auf-
kommen der Interessenorganisationen bewirkten neuen Formen des
Wettbewerbs und damit der gegenseitigen Eindimmung der Macht-
position erfolge jedoch wvon der Gegenseite des Marktes her. Diese
Gegenkrifte, so stellt Galbraith fest, sind dabei das Resultat des
gleichen Prozesses, der zur langsamen Auflésung der urspriinglichen
Konkurrenzmirkte gefiihrt hat. Jede wirtschaftliche Machtposition
16se mit der Zeit die Herausbildung von Gegenmichten aus; ,private

14 Briefs, Goetz, Zwischen Kapitalismus und Syndikalismus, Die Gewerk-
schaften am Scheidewege, Bern 1952, insbes. S.44 ff.; ferner der Aufsatz:
Die kritische Phase des wirtschaftlichen Liberalismus, in: Wirtschaft und
Recht, 4.Jg., 1952, S. 30 ff.; schlieBlich auch die neueste Studie: Grenzmoral
in der pluralistischen Gesellschaft, in: Wirtschaftsfragen der freien Welt,
a.a.0,, S.97ff.

156 Galbraith, John K., American Capitalism. The Concept of Counter-
vailing Power, Boston 1952.



156 Josua Werner

economic power is held in check by the countervailing power of those
who are subject to it“16.

Hier kann es nicht darum gehen, den Gedankengang von Galbraith
bis in alle Details zu verfolgen oder ihn einer umfassenden Kritik zu
unterziehen. Galbraith ist davon iliberzeugt, daB mit der Einschaltung
derartiger groBer Interessenblécke die marktwirtschaftliche Ordnung
eher an Funktionsfdhigkeit gewinnt als verliert. Er glaubt also, da8
die Wirtschaftsverbiande als zusitzliche Ordnungstriger sich gut in den
Koordinationsmechanismus der Marktwirtschaft einbauen lassen
wiirden. So stehen wir vor der generellen Frage, ob und wie weit
andersartige Ordnungselemente mit dem System der Marktwirtschaft
vereinbar sind. Denn mit der wachsenden Betdtigung der Wirtschafts-
verbiande innerhalb der Marktwirtschaft bilden sich Teilbereiche her-
aus, die nicht ldnger der ausschlieBlichen Koordination durch den
Markt unterstehen. Hinzu kommt, daB die Konkurrenz im Vergleich
zur Konzeption der Klassiker selbst entscheidende Wandlungen er-
fahren hat; so sei hier nur an die Herausbildung von Oligopolmirkten
erinnert. Stellen wir schlie8lich die zahlreichen staatlichen Eingriffe
in die Marktwirtschaft mit in Rechnung, so kann man geradezu von
einer Tendenz zur Héufung der Ordnungselemente sprechen.

V. Das Nebeneinander von Ordnungselementen

Wie ein derartiges Nebeneinander von Ordnungselementen sich in
der Praxis auswirkt, 148t sich von der Theorie her kaum eindeutig
bestimmen. Die nationalokonomische Forschung hat sich ndmlich bis
heute fast durchwegs nur mit dem Aufbau und dem Funktionieren
reiner Koordinationsformen befaBt und vor allem die theoretische
Durchdringung der Marktwirtschaft bis in letzte Feinheiten voran-
getrieben. Die Tatsache, daB die meisten Volkswirtschaften nicht nach
einem einheitlichen Ordnungsprinzip gestaltet sind, sondern daf3 ver-
schiedenartige Ordnungselemente nebeneinander existieren, wird zwar
von einzelnen Autoren immer wieder erwédhnt, hat bis heute aber nur
selten den Inhalt systematisch-theoretischer Untersuchungen gebildet'’.

Allerdings miissen wir in diesem Zusammenhang festhalten, daf die
verschiedenen Ordnungselemente in keinem Fall einfach zusammen-

16 Galbraith, a.a0., S.118.

17 Immerhin hat beispielsweise B6hm schon in den Jahren vor dem
Zweiten Weltkrieg sich kritisch mit der damaligen Ordnung der deutschen
Volkswirtschaft auseinandergesetzt und einige allgemeine Uberlegungen in
bezug auf kombinierte Wirtschaftsverfassungen angestellt; Franz Bohm, Die
Ordnung der Wirtschaft als geschichtliche Aufgabe und rechtsschépferische
Leistung, Heft1 der Schriftenreihe ,Ordnung der Wirtschaft“, Frankfurt
1937, insbesondere S. 75 fI.
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hanglos miteinander vermischt sind. Etwas wie einvorherrschender Ord-
nungsgedanke ist immer vorhanden, und dieser vorherrschende Ord-
nungsgedanke wird entweder marktwirtschaftlicher oder zentralver-
waltungswirtschaftlicher Natur sein. Von Miihlenfelsi8 prigt fiir diesen
Tatbestand den Begriff der dominierenden Teilordnung, und er be-
trachtet diese dominierende Teilordnung als weitgehend durch die
geschichtliche Entwicklung bedingt. Zwar ergebe sich aus der domi-
nierenden Teilordnung noch keine einheitliche Gesamtordnung, wohl
aber verleihe sie ihr dadurch, daB sich die {ibrigen Teilordnungen
meist in der gleichen Grundrichtung entwickeln wiirden, einen be-
stimmten Charakter. Das Problem — allgemein formuliert — besteht
also darin, zu priifen, wie die ,fremden“ Ordnungselemente an die
Funktionsweise der dominierenden Teilordnung einigermaBen ange-
glichen werden, und zu untersuchen, unter welchen Voraussetzungen
das nicht der Fall sein wird!®. Oder auf unsere spezifische Frage-
stellung bezogen: Wie weit ist die Ubernahme von Ordnungsfunktionen
durch die Wirtschaftsverbidnde mit dem System der Marktwirtschaft
vereinbar und wann fithrt die Wirksamkeit der Wirtschaftsverbidnde
dazu, daB die Marktwirtschaft letztlich aus den Angeln gehoben wird?

Bei einem Nebeneinander von werschiedenartigen Ordnungselemen-
ten muB eine Teilordnung von Anfang an dominieren oder sich zum
dominierenden Element entwickeln, wenn 'die Koordinationsaufgabe
moglichst reibungslos erfiillt werden soll. Durch das Aufkommen der
Wirtschaftsverbdnde wird der Koordinationsvorgang ndmlich nach
zwei Seiten hin beeinflufit. Insoweit sie direkt auf das Marktgeschehen
einwirken, also dhnlich wie die Konzerne, Trusts und die spezifischen
Kartelle zu einer Anderung der Marktformen fithren, so haben wir
es mit der generellen Frage zu tun, wie dieser KonzentrationsprozeB
das Spiel der Marktkrdafte beeinflut. Ebenso charakteristisch fiir die
Wirtschaftsverbidnde ist jedoch, da8 sie den WirtschaftsprozeB durch
die Einwirkung auf wichtige Marktdaten indirekt zu steuern ver-

18 yon Miihlenfels, Albert, Zur Problematik vielfiltiger Wirtschaftsord-
nungen, in: Kyklos, Vol.III, 1949, S.1 ff.

19 Die Frage ist eine dhnliche, wie sie Répke mit dem Begriffspaar der
Lkonformen und nichtkonformen Interventionen® aufwirft. Aber Ropke
schriankt die Problemstellung von vornherein auf die Marktwirtschaft ein,
und hier schwebt ihm wiederum eine konsequente Unterordnung der
systemfremden Elemente unter das Regime der Marktwirtschaft vor. Unsere
Frage nach einem moglichen Nebeneinander verschiedenartiger Ordnungs-
elemente muB3 deshalb weiter gefa3t sein und darf gar nicht einseitig vom
Blickpunkt der Marktwirtschaft aus aufgeworfen werden. Um ein solches
Nebeneinander von Ordnungselementen handelt es sich beispielsweise auch
bei der partiellen Sozialisierung, wo ein Teilbereich der Wirtschaft auf
zenftralverwaltungswirtschaftliche Prinzipien ausgerichtet ist, widhrend der
andere Teilbereich weiterhin der Koordination durch den Markt untersteht.
Vgl. Wilhelm Ropke, Die Gesellschaftskrisis der Gegenwart, Erlenbach-
Ziirich 1942, S. 253.
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suchen, so da8 der Koordinationsvorgang auch in dieser Beziehung
eine gewisse Wandlung erfihrt.

Sind nun die duBeren Voraussetzungen giinstig, d. h. sind etwa Ver-
antwortungsbewuBtsein der Wirtschaftsverbénde ziemlich lebendig und
marktwirtschaftliches Denken gleichzeitig stark verwurzelt, so ist auch
in einer von verbandsmifig-korporativen Elementen durchsetzten
Marktwirtschaft ein Gleichgewicht der Teilordnungen denkbar. Ja es
erscheint als durchaus moglich, daB ein derartiges Gleichgewicht eben-
falls Elemente der zentralen Lenkung einschlieBen kann. Fehlen solch
glinstige Voraussetzungen — sie sind wohl weitgehend durch die
konkrete geschichtliche Situation bedingt —, so ist die Funktionsweise
der Marktwirtschaft stirker gefihrdet. Zwar hilt selbst Eucken?® ein
Nebeneinander verschiedener Ordnungselemente fiir moglich. Meist
sei jedoch die Tendenz vorhanden, daBl ein Ordnungselement die an-
dern zu iliberwuchern beginne, so daf schlieBlich diesem Element der
zentrale Platz eingerdumt werden miisse. Daher liegt es durchaus im
Bereich des Mdoglichen, da8 die durch die Wirtschaftsverbédnde in die
Marktwirtschaft hineingetragenen neuen Ordnungselemente derart
iiberhand nehmen, da8 die Koordinationsaufgabe nicht mehr richtig
gel6st wird?1,

Galbraiths Theorie der ,Countervailling Power“ kann somit auch in
der Weise interpretiert werden, daBl sie von der optimistischen An-
nahme ausgeht, wonach die Bildung von Interessenblécken: ein Gesamt-
gleichgewicht der Ordnungselemente bewirke. Dabei stiitzt er seine
These vor allem auf die Erfahrungen in den USA nach dem Zweiten
Weltkrieg. Zweifellos ist es denkbar, da unter wirtschaftspolitisch
glinstigen Konstellationen, wo der Wille aller groBen Interessengruppen
auf einen gemeinsamen Nenner gebracht werden kann, ein sinnvolles
Gleichgewicht der Teilordnungen zustande kommt. Aber die teilweise
Ausschaltung des Regulators, wie ihn die Marktwirtschaft darstellt,
birgt mancherlei Gefahren in sich. Solange der Wettbewerb wirklich
als Ordnungsprinzip anerkannt wird, miissen sich alle Wirtschafts-
subjekte dem Marktgeschehen in gleicher Weise unterziehen. Treten an

20 FEucken, Grundsidtze der Wirtschaftspolitik, a.a.O., S.218 ff.

21 Die Frage, wieweit die Marktwirtschaft den Einbau verbandsmiBig-
korporativer Elemente ertridgt, kann auch als Frage nach den von der Wirk-
samkeit der Wirtschaftsverbdnde ausgehenden Transformationstendenzen
aufgefa3t werden. Unter Transformation versteht Maier die Tatsache, daB
die Wirtschaftsordnung als Rahmen des Wirtschaftsprozesses sich in einer
stindigen Wandlung befindet. Er prdgt dabei den Begriff des ,Transfor-
mationsstarters und will damit MaBnahmen charakterisieren, die wegen
ihrer Fernwirkungen spéter korrigierende Eingriffe notwendig machen. So-
mit wire unter diesem Aspekt zu priifen, ob die Wirtschaftsverbdnde im
Sinne eines Transformations-Starters wirken. Vgl. Karl Friedrich Maier,
Transformation der Wirtschaftsordnung, in: Wirtschaftsfragen der freien
Welt, a.a.0., S.151 1%,
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die Stelle des Spiels der Marktkrifte hingegen je linger je mehr Ver-
einbarungen zwischen organisierten Wirtschaftsgruppen, so wird der
menschlichen Willkiir Tiir und Tor getffnet. Allerdings kann dieser
Umstand auch positiv bewertet werden. Briefs, gegeniiber der Organi-
sierung der Gruppeninteressen sonst sehr kritisch eingestellt, sieht das
historisch Bedeutsame dieser Entwicklung vor allem darin, ,daB in den
Fiihrern der groBen Verbinde wiederum ein Grad von Freiheit der
Entscheidung zuriickgewonnen wurde, den die reine Marktgesetzlich-
keit nicht bot“Z,

VI. Wirtschaftsverbiinde und Staat und die Aufgabe
der staatlichen Wirtschaftspolitik

Die Frage, inwieweit die Wirtschaftsverbinde mit der Marktwirt-
schaft vereinbar sind, 148t sich nur dann in ihrer ganzen Tragweite
erfassen, wenn wir die soziologisch-politischen Randbegingungen mit
in den Kreis der Betrachtungen einbeziehen. Wir haben bereits darauf
hingewiesen, daB die wirtschaftlichen Interessenorganisationen mit
wachsender Starke ihr Verhalten nicht einfach mehr den duBern wirt-
schaftlichen Gegebenheiten anpassen, sondern sich sehr aktiv in das
wirtschaftliche und auch in das politische Geschehen einschalten.
Gerade auf der staatlich-politischen Ebene hat die Entwicklung der
Wirtschaftsverbinde die politische Willensbildung eher erschwert als
erleichtert. An sich kommt dem Staat die Aufgabe zu, das Allgemein-
wohl zu férdern und daher auch private wirtschaftliche Machtpositio-
nen zu liberwachen. An dieser Stelle liegt aber ein ungeldstes Problem
vor. Denn ein wesentlicher Zug der heutigen Ordnung besteht ja darin,
daB die Wirtschaftsverbdnde einen immer stdrkeren Einflu8 auf das
staatlich~politische Geschehen zu gewinnen versuchen. Weil die Wirt-
schaftsverbénde ebenfalls zu Trégern von Ordnungsfunktionen gewor-
den sind, stellt die reale Wirtschaftspolitik gewissermafBen die Resul-
tante eines Kriftespiels zwischen verschiedenen Ordnungstrigern
dar?8, Ist nun eine Regierung jedoch imstande, die Interessenorgani-
sationen auf eine wirksame Weise zu kontrollieren, wenn sie in ihrem
Bestand zu einem guten Teil vom Wohlwollen dieser Gruppen abhingig
ist? Das Aufkommen der Wirtschaftsverbiande macht das Regieren in
einem demokratischen Staat kaum leichter, sondern eher schwerer.

Diese hier angedeutete Entwicklung wird héufig als ,,Verwirtschaft-
lichung der Politik“ charakterisiert. Die Einschaltung der Wirtschafts-

22 Briefs, Die kritische Phase des wirtschaftlichen Liberalismus, a.a.O.,
S.38 1.

23 Nur am Rande sei erwidhnt, daB heute auch einzelne internationale
Organisationen sich mehr und mehr zu Trigern von Ordnungsfunktionen
entwickeln,



160 Josua Werner

verbdnde hat ndmlich nicht allein eine Erschwerung der politischen
Willensbildung, sondern gleichzeitig eine Einengung der politischen
Diskussion zur Folge. Die Wirtschaftsverbdnde sind ihrer Struktur
nach kaum mehr an grundsitzlichen Auseinandersetzungen interessiert.
Sie denken fast ausschlieSlich an die Verwirklichung gruppenegoisti-
scher Postulate, so dafl an die Stelle des Kampfes um Ideen der bloSe
wirtschaftliche Interessenkampf tritt. Staat und Rechtsordnung erfah-
ren jedoch durch die Wirksamkeit der Wirtschaftsverbdnde zwar lang-
same, aber nicht minder tiefgreifende Wandlungen. Gerade die
Schweiz, welche zufolge ihrer féderalistischen Ordnung, der Vielheit
von Sprachen, Konfessionen und politischen Parteien chnehin ein sehr
differenziertes Staatsgebilde darstellt, erlebt durch den Zusammen-
schluB der Wirtschaftsgruppen eine weitere Pluralisierung. Sicher ist
ein vielgestaltiger Aufbau eines Staatswesens an sich sehr erwiinscht.
Aber die Gefahr ist groB, daB die Wirtschaftsverbénde andere Grup-
pierungen zu liberwuchern beginnen, da sie iiber ganz andere Finanz-
quellen verfiigen und in den politischen Auseinandersetzungen ihre
organisatorische Starke in besonderem MafBe zur Geltung bringen
kénnen24.

Will man einem Uberborden der Interessengruppen auf der wirt-
schaftlichen und der politischen Ebene steuern, so tut ein vertieftes
Denken in Ordnungszusammenhéngen not. Der Einheitlichkeit in der
Entwicklungslinie — Konzentrationsproze8 auf den Mirkten und
Organisierung der wirtschaftspolitischen Interessen bilden ja nur zwei
verschiedene Awuspriagungen der gleichen Grundtendenz — mwulB} die
Einheit der korrigierenden MaBnahmen gegeniiberstehen. Vor allem
geht es darum, dafiir zu sorgen, daBl der Staat seiner Rolle als ,ord-
nender Potenz“ voll gerecht zu werden vermag. Die Neubesinnung auf
die richtige Stellung des Staates und die Neubesinnung auf die Grund-
prinzipien einer marktwirtschaftlichen Ordnung miissen daher Hand in
Hand gehen. Gerade an diesem Punkt hat die von Eucken®® besonders
geforderte Einsicht in die Interdependenz von Wirtschaftsordnung und
staatlichem Aufbau anzukniipfen. Entsprechend weisen die méglichen
MaBnahmen in grundséitzlicher Sicht zwei etwas unterschiedliche Rich-

24 Jber das staatlich-politische Problem in der Schweiz orientiert etwa
der Aufsatz von Hans Huber, Die Umwilzungen im Staatsgefiige durch die
Verbinde, in: Parteien und Verbinde, eine Artikelreihe der ,Neuen Ziircher
Zeitung® (erschienen 1954); ferner Hans Georg Giger, Die Mitwirkung pri-
vater Verbidnde bei der Durchfiihrung 6ffentlicher Aufgaben, Diss., Bern 1951,
schlielich auch die Untersuchung von Altbundesrat Rodolphe Rubattel,
Die Beziehungen zwischen Bund und Wirtschaftverbdnden, Sonderheft 64
der ,Volkswirtschaft“, Bern 1957. — Fiir die deutschen Verhéltnisse sei
lediglich verwiesen auf das umfassende Werk von Joseph H. Kaiser, Die
Reprisentation organisierter Interessen, Berlin 1956.

25 Eucken, a.a.0., S.232ff.
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tungen auf. Die positive Seite der wirtschaftspolitischen Ordnungsauf-
gabe besteht zunichst darin, da8 der Staat das Allgemeininteresse
wiederum entschiedener verteidigt, als er es im Laufe der letzten Jahre
und Jahrzehnte zu tun gewillt war. Das gelingt ihm einmal dadurch,
daB er sich in mdoglichst grundsitzlicher Weise um die Schaffung einer
wirtschaftspolitischen Konzeption bemiiht, und daB er gleichzeitig dar-
auf hinwirkt, daB sich das Schwergewicht der verbandsmiBigen Wirk-
samkeit erneut auf das Gebiet der SelbsthilfemaBnahmen verlagert2s.

Der negative Aspekt der ordnungspolitischen Aufgabe des Staates
umfaBt anderseits all jene MaBnahmen, welche die Betétigung der
Wirtschaftsverbdnde im Rahmen der staatlichen Wirtschaftspolitik ge-
wissen Beschrinkungen unterstellen will. Dabei ergeben sich wiederum
Verbindungslinien zwischen staatlicher Verbandspolitik und staatlicher
Kartellpolitik. Aber gerade hier zeigt es sich, daB jede gesetzliche
Regelung erst dann von Erfolg gekront sein kann, wenn bei einer
Reihe von staatlichen Stellen eine stdrkere Besinnung auf die wirt-
schaftspolitischen Ordnungsaufgaben eintritt. Solange der Staat durch
seine Handlungen zu gewissen Verbands- und Kartellpraktiken selbst
kréftig beitrédgt, bleibt der Widerspruch offensichtlich, wenn ander-
seits der gleiche Staat eine konstruktive Wettbewerbspolitik treiben
soll.

Es sei hier darauf verzichtet, derartige MaBnahmen fiir eine ver-
starkte Kontrolle der Wirksamkeit der Wirtschaftsverbénde im einzel-
nen darzulegen. Letztlich weitet sich die Frage nach den Gestaltungs-
moglichkeiten der staatlichen Wirtschaftspolitik gegeniiber den Wirt-
schaftsverbénden aus zu der Frage nach den Grundprinzipien der
Wirtschaftspolitik schlechthin. Damit sind wir wiederum am Ausgangs-
punkt unserer Ausfiihrungen angelangt. Auch die Frage nach der
richtigen Einordnung der Wirtschaftsverbénde in das Ordnungsgefiige
einer Volkswirtschaft miindet schlieBlich in die umfassende Problem-
stellung ein, welchen Beitrag die wirtschaftswissenschaftliche For-
schung bei der Festlegung einer gesamtwirtschaftlichen Konzeption
als Leitbild des wirtschaftspolitischen Handelns leisten kann.

26 Vgl. dazu Hans-Jiirgen Seraphim, Kritische Bemerkungen zur Begriffs-
und Wesensbestimmung der Sozialen Marktwirtschaft, in: Wirtschaftsfragen
der freien Welt, a.a.0., insbesondere S.194f.



	Inhaltsverzeichnis
	Zum Geleit
	K. Paul Hensel: Über wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Willensbildung und Willensverwirklichung in verschiedenen Ordnungen
	I. Wirtschaftliche Willensbildung und Willensverwirklichung
	A. Allgemeine Sachverhalte des Wirtschaftens
	1. Interdependenz der wirtschaftlichen Willensbildung
	2. Arbeitsteilige Kooperation und wirtschaftliche Willensbildung
	3. Einzel- und Sozialinteressen
	4. Wirtschaftliche Willensbildung bei der Planung und Planverwirklichung

	B. Wirtschaftliche Willensbildung bei der Planung des Wirtschaftsprozesses
	1. Bei zentraler Lenkung
	2. Bei dezentraler Lenkung

	C. Wirtschaftliche Willensbildung bei der Planverwirklichung
	1. Das Problem
	2. Bei dezentraler Lenkung
	3. Bei zentraler Lenkung

	D. Kontrollen wirtschaftlicher Interessen
	1. Bei dezentraler Lenkung
	2. Bei zentraler Lenkung


	II. Wirtschaftspolitische Willensbildung und Willensverwirklichung
	A. Wirtschaftspolitik als Ordnungs- und als Prozeßpolitik
	1. Als Ordnungspolitik
	2. Als Prozeßpolitik

	B. Über den Zusammenhang von wirtschaftlicher und politischer Willensbildung
	1. Grundformen der politischen Willensbildung
	2. Vereinbarkeit von politischer und wirtschaftlicher Willensbildung

	C. Wirtschaftspolitische Willensbildung und Willensverwirklichung
	1. In der Diktatur
	2. In der Demokratie



	I. Esenwein-Rothe, Wilhelmshaven: Willensbildung und wirtschaftspolitische Führung in der Marktwirtschaft. I. Teil: Die Beeinflußbarkeit von Willensentscheidungen privater Wirtschaftssubjekte bei dezentraler Lenkung des Wirtschaftsprozesses
	I. Charakteristiken des Wirtschaftssubjektes
	A. Das Individuum als Wirtschaftssubjekt
	B. Institutionen als Wirtschaftssubjekt
	1. Haushaltungen als Funktionenbündel
	a) Das Wesen der „Haushaltung“
	b) Der „Betriebszweck“ der Haushaltung bestimmt den Wirtschaftsplan
	(1) Haushaltsbedürfnisse und Haushaltseinkommen
	(2) Haushaltsbedürfnisse und Güterbeschaffung
	(3) Finanz- und Produktionsplanung
	(4) Abstimmung der haushaltinternen Planung auf den Marktprozeß



	C. Die Repräsentation des Haushalts am Markt
	2. Unternehmungen als Funktionenbündel
	a) Das Wesen der Unternehmung
	b) Der Betriebszweck der Unternehmung bestimmt den Wirtschaftsplan
	(1) Unternehmungskapazität und Aufnahmefähigkeit des Marktes
	(2) Finanzierung und Betriebszweck
	(3) Unternehmensbedürfnisse und Leistungsintensität
	(4) Abstimmung der unternehmensinternen Planung auf den Marktprozeß




	II. Charakteristik der Informationsmedien für marktwirksame Entscheidungen
	A. Werbung als klassisches Instrument zur Willensbeeinflussung
	1. Formen der Werbedarbietung
	a) Werbung als Reklame
	(1) Das gesprochene Wort
	(2) Der gedruckte Text
	(3) Schauwerbung

	b) Mittelbar wirksame Werbedarbietung
	(1) Geschenke
	(2) Prämien


	2. Kriterien für den Einsatz der verschiedenen Werbeinstrumente
	a) Absicht sachlicher Information
	b) Absicht der Meinungspflege
	(1) Werbung um Vertrauen
	(2) Werbung für Ideen



	B. Marktforschung als moderne Orientierungshilfe
	1. Marktbeobachtung
	a) Strukturanalysen
	b) Kausalanalysen
	c) Prognosen

	2. Repräsentativ-Analyse des Individualverhaltens
	a) Stichprobe
	b) Sonstige Repräsentativ-Verfahren
	c) Motivation-Research

	3. Operations Research


	III. Möglichkeiten und Grenzen der Willensbeeinflussung von privaten Wirtschaftssubjekten
	A. Die Rezeption werbender Beeinflussung
	1. Werbewirkung nach dem Inhalt der Mitteilung
	a) Werbung als Teil des Marktgeschehens
	b) Werbung als Medium wirtschaftspolitischer Suggestion

	2. Werbewirkung nach der technischen Eignung des Instruments
	a) Anschauung
	b) Das gesprochene Wort
	c) Das Druckwerk


	B. Die Rezeption objektivierter Informationen
	1. Grenzen der Aufnahmebereitschaft und -fähigkeit
	2. Technisch-methodische Mängel des Mediums


	Schluß

	G. Schmölders, Köln: Willensbildung und wirtschaftspolitische Führung in der Marktwirtschaft. II. Teil: Die Überwindung von Widerständen der Wirtschaftssubjekte
	1. Das Führungsproblem in einer freiheitlichen Staats- und Wirtschaftsordnung
	2. Die Technik der Meinungsbeeinflussung
	a) Information („Aufklärung“)
	b) Der Band-Wagon-Effekt
	c) Propaganda

	3. Die Überwindung von Widerständen
	a) „Moral suasion“
	b) Ablenkung
	c) Appell an die Emotionalsphäre


	Wilhelm Meinhold, München: Wirtschaftspolitischer Pluralismus und die Aufgaben der Koordinierung von Zielen und Mitteln
	I. Intermediäre Gewalten als wirtschaftspolitische Subjekte
	1. Souveränitätsteilung und gesellschaftliche Strukturwandlungen
	2. Wirtschafts- und sozialpolitische Verbände
	a) Wirtschaftspolitische Subjekte
	b) Wirtschaftsverbände


	II. Die Mitwirkung wirtschaftspolitischer Verbände bei Zielbestimmung und Zieldurchsetzung staatlicher Wirtschaftspolitik
	1. Formale und inhaltliche Einflüsse auf die zentrale wirtschaftspolitische Willensbildung
	2. Koordinierung der verbandsmäßigen Teilziele
	a) Koordinationsmethoden
	b) Praktische Koordinierungsmöglichkeiten

	3. Koordinierung von Verbandsteilzielen und Gesamtziel der staatlichen Wirtschaftspolitik
	a) Die Sachgesetzlichkeit als Koordinierungskraft
	b) Der einigende Druck der öffentlichen Meinung
	c) Einbau der Verbandspolitik in die zentrale Wirtschaftspolitik



	Josua Werner, Universität Zürich: Die Wirtschaftsverbände als Träger von Ordnungsfunktionen
	I. Koordinationsmodelle und Ordnungsfunktionen
	II. Entwicklung und Begriff der Wirtschaftsverbände
	III. Wirtschaftsverbände und die Problemstellungen der Nationalökonomie
	IV. Die Wandlungen des Koordinationsvorganges
	V. Das Nebeneinander von Ordnungselementen
	VI. Wirtschaftsverbände und Staat und die Aufgabe der staatlichen Wirtschaftspolitik


